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Vorwort

Mit unserem ersten Beitrag blicken wir – zum wiederholten Mal – über den 
„großen Teich“ in die USA und die dortigen Neuerungen im Insolvenz- und 
Restrukturierungsrecht. Prof. Jason J. Kilborn erklärt die Sonderstellung der 
Vereinigten Staaten bei der Restrukturierung kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU).

Wie steht es um die Umsetzung der Restrukturierungsrichtlinie, fragt dann 
Patrick Ehret in seinem Beitrag. Wir erfahren, dass neben Deutschland zum Stich-
tag erst zwei weitere Mitgliedstaaten die Richtlinie in nationales Recht umge-
setzt hatten, nämlich Österreich und Griechenland, und welche Konzepte sie 
gewählt haben sowie den Umsetzungsstand in den anderen Staaten.

Während der COVID-19-Pandemie stand die deutsche Wirtschaft vor der größten 
Herausforderung seit Jahrzehnten. Hart hat es insbesondere jene getroffen, die 
bereits vor Ausbruch der Pandemie als Nachzügler der digitalen Transformation 
galten. Sie konnten nur langsam digitale Kompetenzen aufbauen, um beispiels-
weise Produkte online zu vertreiben oder digitale Produktivitätsmaßnahmen, 
wie effektives Arbeiten im Home-Office, umzusetzen. Welchen Einfluss der Digi-
talisierungsgrad auf die Sanierungsfähigkeit hat, beleuchten Matthias Müller, 
Volker Riedel und Dr. Michael Rozijn.

In unserem diesjährigen Branchenbericht befassen sich Christian Alpers und 
Rüdiger Bauch mit Immobilienunternehmen. Die Einhaltung von Nachhaltig-
keitskriterien ergänzt deren finanzielle Performance und wird künftig zu einem 
marktprägenden Wettbewerbsfaktor werden. 

Im Serviceteil finden Sie die Fortsetzung des Glossars mit englischen, französi-
schen und italienischen Begriffen aus dem Insolvenzrecht sowie die jüngsten 
Insolvenzstatistiken. Darüber hinaus enthält das Insolvenzjahrbuch, wie 
gewohnt, die aktuellen Gesetzestexte, insbesondere auch die beiden die InsO 
ändernden Paragrafen aus dem Gesetz zur Flutopferhilfe, dem Aufbauhilfe
gesetz 2021 (AufbhG, BGBl. I 2021, S. 4149 f.).

Achern, im Dezember 2021

Dr. Eberhard Braun 
Rechtsanwalt – Wirtschaftsprüfer
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Die Sonderstellung der Vereinigten Staaten bei der 
Restrukturierung kleiner und mittlerer Unternehmen: 
Das Gesetz über die Sanierung kleiner Unternehmen 
(Small Business Reorganization Act) von 2019

Von Jason J. Kilborn, Professor für Rechtswissenschaften an der University of 
Illinois, Chicago School of Law, USA

Wie in vielen anderen Ländern haben auch die Vereinigten Staaten seit Langem 
damit zu kämpfen, kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in das teure und 
komplexe Verfahren der Unternehmenssanierung zu integrieren. Solche Fälle mit 
relativ geringen Vermögenswerten finden bei den Gläubigern in aller Regel keine 
große Beachtung. Mühsame und kostspielige herkömmliche Verfahren neigen 
außerdem dazu, den gesamten oder einen Großteil des verfügbaren Wertes zu 
absorbieren.1 Daher hat sich die Anwendung der international bekannten Bestim-
mungen des Vergleichsverfahrens nach der US-Konkursordnung zur Abwendung 
der Insolvenz (Chapter 11 des US Bankruptcy Code) auf solche KMU-Schuldner bis-
her weder als kosteneffizient noch als besonders produktiv erwiesen. 

Nach Experimenten mit verschiedenen Ansätzen in früheren Jahren verabschie-
deten die USA im August 2019 ein neues und auf KMU zugeschnittenes Sanie-
rungsverfahren, das einen Wendepunkt für dieses Rechtsgebiet markierte. Mit 
Wirkung vom 19. Februar 2020 wurde mit dem Small Business Reorganization Act2 
ein neues Subchapter V im Rahmen von Chapter 11 des Bankruptcy Code einge-
führt, mit dem die ansonsten für gewöhnliche Unternehmenssanierungsfälle 
unter Beteiligung von KMU geltenden Regeln radikal vereinfacht wurden.

Obwohl dieses neue Gesetz den internationalen Forderungen nach einer weni-
ger belastenden Behandlung und einer stärkeren Unterstützung finanziell ange-
schlagener KMU entspricht, verfolgt es einen kühnen Ansatz in Abweichung von 
den sich international entwickelnden Normen. Während internationale Standar-
disierungsorganisationen weiterhin vollständig gläubigerkontrollierte Verfahren 
bevorzugen, bei denen die Annahme eines Sanierungsplans nur durch das posi-
tive Votum einer Mehrheit der beteiligten Gläubiger erfolgt,3 geht das neue US-
Gesetz einen bedeutenden Schritt weiter. Es verleiht den Gerichten die Befugnis, 
Sanierungspläne bei Erfüllung bestimmter gesetzlicher Vorgaben gegen den 
Willen der Gläubiger durchzusetzen („Cram-down“, gerichtliche Bestätigung 
eines Insolvenzplans trotz fehlender Zustimmung einer Gläubigergruppe). 
Sowohl für rein inländische Unternehmen als auch für US-Tochtergesellschaften 
ausländischer Unternehmen bietet der Small Business Reorganization Act (SBRA) 

1	 Eine Erörterung der besonderen Herausforderungen bei der Anwendung herkömmlicher Sanierungsverfahren auf KMU findet 
sich im Report on the Treatment of MSME Insolvency (Bericht über die Behandlung der Insolvenz von KMU) (2017) der World Bank 
Group. Ansätze anderer Länder zur Bewältigung dieser Herausforderungen werden in der Veröffentlichung Saving Entrepreneurs, 
Saving Enterprises: Proposals on the Treatment of MSME Insolvency (Rettung von Unternehmern, Rettung von Unternehmen: Vor-
schläge für die Behandlung der Insolvenz von KMU), 13–15, 22–24, 31–33 (2019) der World Bank Group besprochen.

2	 Pub. L. 116-54, kodifiziert in 11 United States Code [USC] §§ 1181–1195.
3	 Saving Entrepreneurs, Saving Enterprises: Proposals on the Treatment of MSME Insolvency (Rettung von Unternehmern, Rettung 

von Unternehmen: Ansätze für die Behandlung der Insolvenz von KMU), 18–19 (2019); siehe auch UNCITRAL, Arbeitsgruppe V 
(Insolvenzrecht) (2020), Draft text on a simplified insolvency regime, (Entwurf für eine vereinfachte Insolvenzregelung) Dok. Nr. 
A/CN.9/WG.V/WP.170.

Einleitung
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einen wesentlich zugänglicheren und leistungsfähigeren Weg zur Unterneh-
menssanierung als die meisten Modelle in anderen Ländern, jedenfalls aber in 
höherem Maße als eine herkömmliche, vollständige Sanierung nach Chapter 11.

Das neue, vereinfachte Sanierungsverfahren ist nur „kleinunternehmerischen 
Schuldnern“ zugänglich, die sich für eine Durchführung dieses Verfahrens ent-
scheiden. Schuldner, die die Voraussetzungen erfüllen, sind nicht zur Durchfüh-
rung dieses Verfahrens verpflichtet. Wie bisher gilt als Standardverfahren für die 
Sanierung von Unternehmen das umfassende Verfahren nach Chapter 11. Ein als 
„kleinunternehmerischer Schuldner“ eingestuftes Unternehmen kann sich 
jedoch für das schnellere Verfahren nach Subchapter V von Chapter 11 entschei-
den, wenn es die folgenden zwei Kriterien erfüllt.

Da dieses Verfahren sowohl natürlichen als auch juristischen Personen zugänglich 
ist, verlangt der erste Teil des Qualifizierungstests die Ausübung einer „gewerbli-
chen oder geschäftlichen Tätigkeit“ (im Gegensatz zu einem bloßen nicht geschäfts-
bezogenen Konsum wie bei der überwältigenden, von Verbrauchern dominierten 
Mehrheit der Schuldner in US-Konkursverfahren), und dass mindestens die Hälfte 
der Schulden der betreffenden Person aus geschäftlichen Tätigkeiten stammen 
muss.4 Bei Unternehmen versteht sich dieser Teil des Tests von selbst. Der eigentli-
che Schwerpunkt liegt daher auf der Größe. Hier kommt es jedoch nicht auf die 
Größe des Schuldners oder gar des Unternehmens an. Vielmehr ist der Grad der 
Unternehmensverschuldung für die Qualifizierung eines unternehmerischen 
Schuldners für das Verfahren nach Subchapter V ausschlaggebend. 

Ein „kleinunternehmerischer Schuldner“ ist ein Schuldner, dessen gesamte nicht 
bedingte, liquidierte, gesicherte oder ungesicherte Schulden einen bestimmten 
Grenzwert nicht überschreiten. Im ursprünglichen Gesetz von 2019 lag dieser (alle 
drei Jahre an die Inflation angepasste) Grenzwert bei 2.725.625 USD.5 Dieser Betrag 
würde den Kreis der in Betracht kommenden Berechtigten sehr stark einschrän-
ken. Daher ist die Frage nach dem angemessenen Schwellenwert für die Bestim-
mung von „kleinunternehmerischen Schuldnern“ seit vielen Jahren Gegenstand 
von Studien und Debatten in Wissenschaft und Wirtschaft. In der Folge sind Kom-
mentatoren immer wieder zu dem Schluss gekommen, dass der Schwellenwert für 
die Erfassung der Zielgruppe erheblich höher liegen sollte. Die National Bankruptcy 
Review Commission (Nationaler Ausschuss für die Überprüfung von Konkursen) 
hielt (vor mehr als 20 Jahren) als geeignete Abgrenzungslinie eine Gesamtver-
schuldung von 5 Millionen USD (inflationsbereinigt einem heutigen Wert von 8,5 
Millionen USD entsprechend) für angemessen,6 während sich die American Bank-
ruptcy Institute Chapter 11 Commission (der für Chapter 11 zuständige Ausschuss des 
amerikanischen Konkursinstituts) für einen Betrag von 10 Millionen USD an 
Gesamtverbindlichkeiten bzw. Gesamtaktiva entschied.7 

4	 11 USC §§ 101(51D), 1182. Schulden bei verbundenen Unternehmen und Insidern sind von der Berechnung dieser Obergrenze ausge-
nommen, und das vom Schuldner betriebene „Unternehmen“ muss über den bloßen Betrieb einer einzigen Immobilie oder eines 
Projekts hinausgehen. 11 USC § 101(51B).

5	 11 USC §§ 101(51D), 1182.
6	 National Bankruptcy Review Commission (Nationaler Ausschuss für die Überprüfung von Konkursen) Bankruptcy: The Next Twen-

ty Years (Konkurs: Die nächsten zwanzig Jahre), 618 (1997).
7	 American Bankruptcy Institute (Amerikanisches Konkursinstitut), Ausschuss zur Studie der Reform von Chapter 11, Final Report and 

Recommendation (Abschlussbericht und Empfehlung), 279 (2014).

Zugang zum 
Verfahren

„Kleines 
Unternehmen“ = 
geringe 
Verschuldung
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Ein Silberstreif am dunklen Horizont der COVID-19-Pandemie war eine – wenn 
auch nur befristete – deutliche Anhebung des Schwellenwerts für die Qualifizie-
rung als „Kleinunternehmen“. In Anerkennung der pandemiebedingten beson-
deren Herausforderungen für kleine und mittlere Unternehmen verabschiedete 
der Kongress im Jahr 2020 eine – bis zum Jahr 2021 verlängerte – Bestimmung 
des sogenannten CARES-Gesetzes, mit der das Kriterium für die Bestimmung von 
Kleinunternehmen auf eine Gesamtverschuldung in Höhe von 7,5 Millionen USD 
verdoppelt wurde. Der höhere Schwellenwert soll am 27. März 2022 enden und 
auf das niedrigere ursprüngliche Niveau zurückfallen, obwohl zu diesem Zeit-
punkt die alle drei Jahre stattfindende Anhebung zur Inflationsindexierung 
ansteht. Viele Stimmen haben sich daher für eine dauerhafte Beibehaltung des 
höheren Schwellenwerts ausgesprochen. Die Entscheidung steht noch aus.8

Für Nicht-US-Unternehmen mit US-Tochtergesellschaften ist ein weiterer Aspekt 
der einschränkenden Definition des „kleinunternehmerischen Schuldners“ von 
besonderer Bedeutung. Demgemäß werden Unternehmen ausgeschlossen, die 
ansonsten die Definition erfüllen, aber aus anderen Gründen als „nicht klein“ 
gelten, z. B. weil sie mit anderen, vermutlich größeren Schuldnern, verbunden 
sind. Drei Faktoren können dazu führen, dass ein ansonsten qualifizierter Schuld-
ner von Subchapter V ausgeschlossen wird. 

Für den ersten dieser drei Ausschlussfaktoren ist die richtige Lesart des Gesetzes 
entscheidend. Die Verschuldungsgrenze wird für jede „Gruppe verbundener 
Schuldner“ zusammengerechnet.9 Wenn also die Gesamtverschuldung aller ver-
bundenen „Schuldner“ die Obergrenze übersteigt, wird jedes Mitglied der 
Gruppe, auch die ansonsten „kleinen“ Mitglieder, ausgeschlossen. In diesem 
Kontext bedeutet das Wort „Schuldner“ jedoch keine allgemeine Bezugnahme 
auf jedes verschuldete Mitglied einer Unternehmensgruppe. Vielmehr handelt 
es sich dabei um einen definierten Begriff des Konkursgesetzes. Ein „Schuldner“ 
im Sinne des Gesetzes ist eine Person, „gegen die ein Verfahren nach diesem 
Titel eingeleitet wurde.“10 Somit werden also nur die Schulden der Gruppenmit-
glieder berücksichtigt, die ein Konkursverfahren in den USA beantragt haben 
(oder – wesentlich unwahrscheinlicher – in ein solches hineingedrängt wurden); 
die Schulden anderer verbundener Unternehmen, einschließlich einer nicht in 
den USA ansässigen Mutter- oder Schwestergesellschaft, bleiben bei der Berech-
nung selbst dann unberücksichtigt, wenn sie sich in ihren eigenen Ländern in 
einem Insolvenzverfahren befinden.

Der zweite und dritte Ausschlussfaktor steht im Zusammenhang mit den US-Wert-
papierhandelsgesetzen. Während es kaum vorstellbar ist, dass ein Unternehmen 
mit einer so bedeutenden Marktkapitalisierung als „klein“ eingestuft werden 
könnte, sind die nach dem Securities Exchange Act von 1934 (US-Wertpapiergesetz) 
berichtspflichtigen börsennotierten Unternehmen von Subchapter V ausgenom-
men.11 Sind die Aktien einer US-Tochtergesellschaft eines Nicht-US-Unternehmens 
an einer Börse notiert, so schließt dies die Tochtergesellschaft eindeutig von der 

8	 Stand: Oktober 2021.
9	 11 USC § 101(51D)(B)(i).
10	 11 USC § 101(13).
11	 11 USC § 101(51D)(B)(ii).

„Kleinunternehmen“ 
= kleine Antrags-

gruppe und 
Wertpapier

verteilung
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Behandlung nach Subchapter V aus. Aber auch hier würde man kaum erwarten, 
dass ein solches Unternehmen als „kleinunternehmerischer“ Schuldner eingestuft 
würde. Doch selbst wenn die Aktien eines solchen Unternehmens nicht börsenno-
tiert sind, könnte das Unternehmen dennoch meldepflichtig werden, wenn seine 
Vermögenswerte 10 Millionen USD übersteigen und seine Aktien von „der Öffent-
lichkeit“, d. h. von 500 oder mehr Personen, die keine „accredited investors“ (zum 
Handel mit möglicherweise nicht bei den Finanzbehörden registrierten Wertpapie-
ren zugelassene Anleger) sind, gehalten werden, in jedem Fall aber bei einer 
Anzahl von 2.000 Personen. Die Feinheiten der Wertpapierhandelsgesetze würden 
jedoch den Rahmen dieses Beitrags bei Weitem sprengen. Daher sei an dieser 
Stelle nur angemerkt, dass der Vertrieb von Dividendenpapieren, die in erhebli-
chem Umfang über eine Nicht-US-Muttergesellschaft hinausgehen, eine US-Toch-
tergesellschaft aufwendigen Verpflichtungen zur Einhaltung von Vorschriften 
unterwerfen könnte. Dies würde ein solches Unternehmen von einer Sanierung 
nach Subchapter V entsprechend ausschließen. Möglicherweise problematischer 
ist der endgültige, scheinbar umfassende Ausschluss aller verbundenen Unterneh-
men eines „Emittenten“ gemäß der Definition in Section 3 des genannten Exchange 
Act (Börsengesetz). Wie ein prominenter Kommentator feststellte, „konnte der 
Kongress nicht beabsichtigt haben“, jedes verbundene Unternehmen, das Wertpa-
piere emittiert hat, auszuschließen; die richtige Auslegung muss daher lauten, 
dass der Ausschluss nur für „das verbundene Unternehmen eines Emittenten gilt, 
der den Berichtspflichten des soeben erörterten Börsengesetzes unterliegt“ (d. h. 
Emittenten von in den USA notierten „öffentlichen“ Wertpapieren).12

Für qualifizierte Schuldner unterscheiden sich die Verfahren nach Subchapter V 
in zwei wesentlichen Punkten von den gewöhnlichen Unternehmenssanierun-
gen nach Chapter 11, die beide dem Zweck dienen, Schuldner in das System einzu-
binden und Sanierungspläne – mit oder ohne Zustimmung der Gläubiger – zu 
erleichtern. Als ersten Anreiz für eine Teilnahme der Schuldner am Verfahren 
führt Subchapter V die Tradition des „Schuldners in Eigenverwaltung“ (debtor in 
possession) in diesem neuen Kontext fort. Kleinunternehmerische Schuldner blei-
ben weiterhin im Besitz und in Kontrolle über ihr Vermögen und ihre Unterneh-
men, sofern nicht Betrug oder grobe Misswirtschaft zur Einsetzung eines Treu-
händers führen, was in den USA jedoch äußerst selten der Fall ist.13 

Weitere Anreize für die Aufnahme und den Verbleib in einem Verfahren nach 
Subchapter V zielen auf eine geringere Komplexität und eine deutliche Vereinfa-
chung der Aushandlung und Bestätigung von einvernehmlichen Sanierungsplä-
nen ab. Ein Großteil der bei einer herkömmlichen Sanierung nach Chapter 11 
anfallenden Kosten ergibt sich aus der Verpflichtung des Schuldners, mit dem 
offiziellen Ausschuss der ungesicherten Gläubiger (official committee of unsecu-
red creditors) zusammenzuarbeiten (d. h. zu streiten) und den Gläubigern aus-
führliche und detaillierte Informationen über die Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft des Unternehmens und seine Sanierungsbemühungen zu liefern. Sub-
chapter V räumt mit diesen umständlichen Prozeduren und den damit verbunde-
nen Kosten auf. 

12	 Hon. Paul W. Bonapfel, SBRA: A Guide to Subchapter V of the U.S. Bankruptcy Code 34 (2021) (Das Gesetz über die Sanierung kleiner 
Unternehmen: Ein Leitfaden zu Subchapter V des US-Konkursgesetzes).

13	 11 USC §§ 1184–1186.

Einvernehmliche 
Sanierung 
– geringere 
Komplexität, 
stärkere Unter
stützung



14

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

Bisher haben Gläubiger nur wenig Interesse an kleinunternehmerischen Fällen 
gezeigt. Daher ist in den Fällen von Subchapter V ein bestellter Ausschuss von 
ungesicherten Gläubigern eher die Ausnahme als die Regel.14 Es bleibt den 
Schuldnern überlassen, direkt mit der Gesamtheit der Gläubiger zu kommunizie-
ren. Angesichts der geringen Verschuldung besteht die Erwartung, dass diese 
Kommunikation einfach und unkompliziert sein sollte. Herkömmliche Planver-
handlungen nach Chapter 11 erfordern eine gerichtlich genehmigte Offenle-
gungserklärung (disclosure statement), die in vielen Fällen so umfangreich und 
kompliziert ausfällt, dass sie einem Prospekt für eine Börseneinführung von 
Wertpapieren ähnelt, mit all den damit verbundenen Kosten für Wirtschaftsprü-
fer, Fachberater und andere Sachverständige, die sowohl rückblickende als auch 
zukunftsgerichtete Daten und Analysen sammeln und präsentieren müssen. Die-
sem mühsamen Formalismus setzt Subchapter V ein Ende. Stattdessen muss der 
Schuldner den Gläubigern lediglich einen Bericht vorlegen, der stark vereinfachte 
Kerninformationen über seine geschäftlichen Aktivitäten und künftigen Sanie-
rungspläne enthält, wobei vermutlich weit weniger oder überhaupt keine exter-
nen Fachberater hinzugezogen werden müssen.15 Die Zeitvorgaben für die Ausar-
beitung und Vorlage von Sanierungsplänen sind für kleinunternehmerische 
Schuldner sowohl ein Segen als auch ein Fluch. Nur der Schuldner kann einen 
Plan vorschlagen, der allerdings innerhalb von 90 Tagen nach Einleitung des Ver-
fahrens vorgelegt werden muss.16 Diese Zeitschiene ist also sowohl erfreulich als 
auch brutal kurz. Subchapter V ist aber nicht dazu gedacht, den unvermeidlichen 
Untergang von Zombie-Unternehmen hinauszuzögern, sondern lebensfähigen 
Unternehmen eine sinnvolle Chance zu geben. Zudem verringert die beschleu-
nigte Zeitschiene die Belastung durch Ausgaben für fachliche Beratungsdienst-
leistungen, die ohnehin schon ums Überleben kämpfende Kleinunternehmen in 
weitere finanzielle Schwierigkeiten bringen.

Fachberatung kann zwar teuer sein, wird aber von kleinunternehmerischen 
Schuldnern in vielen Fällen dringend benötigt. Eine wichtige zusätzliche Maß-
nahme betrifft daher die Funktion der amtlichen Aufsichtsinstanz (official over-
seer) in Sanierungsfällen von Kleinunternehmen. Wie bereits erwähnt, werden 
Treuhänder (trustees) nur in den seltensten Fällen dann ernannt, wenn energi-
sches Eingreifen erforderlich ist, um einem Fehlverhalten des Schuldners zum 
Schutz der Gläubigerinteressen entgegenzuwirken. Im Gegensatz dazu wird in 
Subchapter V in jedem Fall ein einzigartiger und neuartiger Treuhänder ernannt, 
dessen Aufgabe jedoch nicht darin besteht, in eine antagonistische Situation ein-
zugreifen. Vielmehr besteht die ausdrückliche Aufgabe des Treuhänders nach 
Subchapter V in der Unterstützung und Beratung des Schuldners in Eigenverant-
wortung (debtor-in-possession), insbesondere in der „Erleichterung der Ausarbei-
tung eines einvernehmlichen Sanierungsplans.“17 Bei diesen Treuhändern nach 
Subchapter V handelt es sich um erfahrene Geschäftsleute und Dealmaker, die 
Gläubiger zur Unterstützung eines tragfähigen Plans zu bewegen wissen (oder 
Schuldnern die ungeschminkte Wahrheit über nicht tragfähige Pläne mitteilen). 
Diese fachkundige Unterstützung hat ihren Preis, denn sie verringert den für die 

14	 11 USC § 1181(b).
15	 11 USC §§ 1181(b), 1187-88.
16	 11 USC § 1189.
17	 11 USC § 1183(b)(7).
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Verteilung an die Gläubiger im Rahmen des Plans zur Verfügung stehenden 
Wert. Diese finanzielle Belastung ist jedoch weitaus geringer als bei einer her-
kömmlichen Restrukturierung18 nach Chapter 11. Zudem ist es wahrscheinlicher, 
dass der Einsatz sowohl den Schuldnern als auch den Gläubigern zugutekommt. 

Im Übrigen gelten die gleichen Vorschriften für die Planannahme und -bestäti-
gung nach Subchapter V wie für ein herkömmliches Verfahren nach Chapter 11. 
Alle Gläubigerklassen müssen dem Plan mit der Mehrheit der tatsächlich an der 
Abstimmung teilnehmenden Gläubiger zustimmen, wobei die Forderungen die-
ser Gläubiger mindestens zwei Drittel des Dollarwerts aller Forderungen der 
stimmberechtigten Gläubiger in dieser Klasse ausmachen müssen.19 Ein von 
Gläubigern genehmigter Plan muss zusätzlich vom Gericht als den gesetzlichen 
Anforderungen entsprechend bestätigt werden. Dazu gehören vor allem (1) die 
praktische Durchführbarkeit des Plans, (2) die Gewährleistung, dass der Plan den 
Gläubigern mindestens die gleichen finanziellen Vorteile bietet wie eine sofor-
tige Liquidation und Verteilung des verfügbaren Vermögenswerts des Schuld-
ners, und (3) dass der Schuldner in gutem Glauben handelt.20 Mit diesen Feststel-
lungen wird den Richtern sowohl große Verantwortung übertragen als auch 
großes Vertrauen entgegengebracht. Für die Fälle nach Subchapter V wie auch 
für die gewöhnlichen Verfahren nach Chapter 11 werden daher US-Konkursrichter 
ernannt, die über lange Berufserfahrung im Konkursrecht und im Finanzwesen 
verfügen. Während einige Richter tendenziell die Sanierung in einem Ausmaß 
begünstigen, das bei manchen unerwünscht ist, zeigen sie im Allgemeinen die 
Bereitschaft zu einer eingehenden Prüfung, insbesondere von Plänen für Klein-
unternehmen, um zu dem Schluss zu kommen, dass es an der Zeit ist, sich dem 
nächsten Unternehmen zuzuwenden.

Die radikalste und im internationalen Vergleich außergewöhnliche Neuerung 
des Subchapter V ist ein neues Verfahren für einen „Cram-down“ von Sanierungs-
plänen gegen den Widerstand der Gläubiger. Selbst bei Ablehnung eines vorge-
schlagenen Plans durch eine erforderliche Mehrheit der Gläubiger kann das 
Gericht den Plan dennoch bestätigen und durchsetzen (ein Verfahren, das infor-
mell, aber allgemein als „Cram-down“ bezeichnet wird), solange seine Bedingun-
gen aus objektiver Sicht im Sinne des Gesetzes angemessen sind. Diese gesetz-
lich vorgesehene Alternative übt einen erheblichen Druck auf den 
Verhandlungsprozess aus, indem sie die mutmaßlichen äußeren Grenzen eines 
Plans festlegt und Gläubiger wie auch Schuldner ermutigt, innerhalb dieser 
Grenzen freiwillig nach vernünftigen Kompromissen zu suchen. Die Festlegung 
dieser Grenzen hat im Laufe der Jahre zu heftigen Diskussionen geführt. 

Während das herkömmliche Verfahren nach Chapter 11 auch die gerichtliche Auf-
erlegung von Plänen zulässt, hat sich die „absolute Prioritätsregel“ (absolute prio-
rity rule) seit Langem als Hüterin der Gläubigerrechte und als Kontrolle der Bemü-
hungen seitens der Schuldner erwiesen, das Eigentum auf Kosten der Gläubiger 

18	 Besonders erwähnenswert ist, dass Schuldner eines Verfahrens nach Subchapter V nicht verpflichtet sind, vierteljährliche Zahlun-
gen an das United States Trustee System (US-Treuhändersystem) zu leisten, wie es in Fällen nach Chapter 11 in der Regel erforder-
lich ist. 28 U.S.C. § 1930(a)(6).

19	 11 USC §§ 1191(a), 1126(c), 1129(a)(8).
20	 11 USC §§ 1191(a), 1129(a)(3), (7), (11).
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beizubehalten. Diese Regel verbietet zumeist die Auferlegung eines Plans, der den 
ehemaligen Eigentümern bei nicht vollständiger Befriedigung der Gläubiger die 
Beibehaltung einer Beteiligung an dem sanierten Unternehmen erlaubt. In Fällen 
von Subchapter V ist diese Regel nicht anwendbar. Sie verhindert also nicht die 
Bestätigung (Cram-down) eines nicht einvernehmlichen Plans, der es dem/den 
Eigentümer(n) eines kleinunternehmerischen Schuldners trotz fehlender vollstän-
diger Befriedigung der Gläubiger erlaubt, eine (wahrscheinlich 100%ige) Beteili-
gung an dem Unternehmen nach der Sanierung beizubehalten.21 Stellt das Gericht 
die Erfüllung der nachstehend erörterten einfachen Voraussetzungen fest, kann 
der Plan unabhängig vom Widerstand der Gläubiger bestätigt werden.

In dieser und anderer Hinsicht ähnelt Subchapter V dem seit Jahrzehnten ver-
wendeten Verfahren, und zwar nicht für die Sanierung von Unternehmen nach 
Chapter 11, sondern für die Entlastung einzelner „Lohnempfänger“ durch Zah-
lungspläne nach Chapter 13.22 Das weit weniger bekannte Verfahren nach Chap-
ter 13 wurde in den 1930er-Jahren entwickelt, um Personen mit einem berechen-
baren zukünftigen Einkommen aus einem sicheren Beschäftigungsverhältnis die 
Möglichkeit zur Vermeidung des Stigmas eines Konkurses und der Vermögensli-
quidation zu bieten, indem sie dieses Arbeitseinkommen für die Rückzahlung 
zumindest eines Teils ihrer Schulden im Laufe der Zeit verwenden. Bei der Novel-
lierung des Bankruptcy Code in den späten 1970er-Jahren erkannte der Gesetzge-
ber, dass solche Schuldner nur wenig oder gar keinen Verhandlungsspielraum 
hatten, um die Gläubiger zur Unterstützung eines einvernehmlichen Plans zu 
bewegen, sodass alle Zahlungsvereinbarungen nach Chapter 13 unter Anwen-
dung der gesetzlichen Standards einem gerichtlichen „Cram-down“ unterworfen 
wurden. Das heißt, solange die gesetzlichen Bestimmungen über die Höhe und 
den Zeitpunkt der Zahlungen eingehalten werden, wird der Plan nach Chapter 13 
eines einzelnen Schuldners ohne Abstimmung der Gläubiger durch Gerichtsbe-
schluss bestätigt. Dies entspricht funktionell den in vielen Länder Europas in den 
letzten 30 Jahren in einer Welle neuer „Schuldenbereinigungs-“ oder „Verbrau-
cherinsolvenz“-Gesetze erfolgten Entwicklungen, die Privatpersonen in der Regel 
einen Schuldenerlass im Austausch für eine nicht ausgehandelte Reihe von 
mehrjährigen Zahlungen an die Gläubiger aus dem Einkommen des Schuldners 
gewähren, das den zur Deckung der angemessenen häuslichen Bedürfnisse der 
Schuldner und ihrer Familien erforderlichen Betrag übersteigt. Solche gerichtlich 
genehmigten, nicht ausgehandelten Zahlungspläne waren in den USA bisher nur 
für Einzelschuldner (nicht für Unternehmen) mit relativ geringen Schulden (z. B. 
ungesicherte Schulden unter 420.000 USD) möglich.23 

Subchapter V übernahm im Wesentlichen diese nicht ausgehandelte Alternative 
für kleinunternehmerische Schuldner, einschließlich künstlicher Unternehmen, 
die nur den erheblich höheren Verschuldungsgrenzen hinsichtlich der Qualifika-
tion für ein Verfahren nach Subchapter V selbst unterliegen. Die Zahlungsbedin-
gungen und -fristen in Subchapter V entsprechen denen in Chapter 13: Ein „Cram-
down“-Plan muss den ungesicherten24 Gläubigern die gleichberechtigte Zahlung 

21	 11 USC § 1181(a) (Aussetzung der Anwendbarkeit von Section 1129[b]).
22	 11 USC §§ 1301–1330.
23	 11 USC § 109(e).
24	 Gesicherte Gläubiger haben Anspruch auf den vollen Wert ihrer gesicherten Forderungen. 11 USC § 1129(b)(2)(A).
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des gesamten „voraussichtlich verfügbaren Einkommens“ in der vom Schuldner 
in den nächsten drei bis fünf Jahren zu erwartenden Höhe zusichern. Dabei kann 
die Zahlung dieses Betrags entweder in einem einzigen Betrag oder in mehreren 
Raten über einen Zeitraum von 36 bis 60 Monaten erfolgen. Legt man die derzei-
tige Praxis von Chapter 13 zugrunde, so beträgt die Standardlaufzeit des Plans 60 
Monate, sofern keine vollständige Befriedigung der Gläubiger innerhalb einer 
kürzeren Frist erfolgen soll. 

Der zentrale Begriff des „verfügbaren Einkommens“ wird als Nettoeinkommen 
definiert, „das vernünftigerweise nicht für ... die Bezahlung von Ausgaben aufge-
wendet werden muss, die für Fortführung, Erhalt oder Betrieb des Unterneh-
mens des Schuldners notwendig sind.“25 Mit dieser Definition wird dem Gericht 
ein enormer Ermessensspielraum bei der Beurteilung der „Notwendigkeit“ 
(necessity) und „Vernünftigkeit“ (reasonableness) von Geschäftsausgaben einge-
räumt, ganz zu schweigen von der Vorhersage der Wahrscheinlichkeit einer tat-
sächlichen Erzielung künftiger Einnahmen durch das Unternehmen. Den Erhalt 
künftigen Einkommens eines Durchschnittsverdieners mit festem Lohn zu prog-
nostizieren, ist eine Sache. Eine ganz andere Sache ist es, die Generierung künfti-
gen Einkommens durch ein Kleinunternehmen mit unvorhersehbaren – in der 
Tat ungewissen – und wahrscheinlich höchst unberechenbaren Geschäftsaus-
sichten zu prognostizieren. Verschiedene Gerichte werden in diesen Punkten 
wahrscheinlich zu ganz unterschiedlichen Beurteilungen gelangen. Aber auch 
hier gilt, dass die US-Konkursrichter nach ihrem Fachwissen und ihrer Berufser-
fahrung mit solchen finanziellen Bewertungen im spezifischen Kontext Not lei-
dender Unternehmen ausgewählt werden.

Das letztendliche Ziel von Subchapter V war es, die Zahl der bestätigten Sanie-
rungspläne bei Kleinunternehmen und damit hoffentlich auch die Zahl der 
erfolgreich geretteten Unternehmen zu erhöhen. Die Zeitschiene für die Bewer-
tung des endgültigen Erfolgs ist daher recht lang, und für eine endgültige Beur-
teilung des neuen Verfahrens ist noch nicht genügend Zeit vergangen. Dennoch 
sind die ersten empirischen Ergebnisse in vielerlei Hinsicht recht positiv.

Die einzige nennenswerte Gesamtstudie über die ersten Ergebnisse der Fälle von 
Subchapter V ist ein Bericht des Direktors des Executive Office for United States 
Trustees (EOUST, Geschäftsführung für Treuhänder der Vereinigten Staaten) vom 
Januar 2021.26 Das EOUST ist die staatliche Aufsichtsbehörde für das US-Konkurs-
system und verfügt diesbezüglich über einen einzigartigen Blickwinkel sowie 
Zugriff auf umfassendere Daten. In den ersten sieben Monaten nach Einführung 
des neuen Verfahrens, vom 19. Februar bis zum 30. September 2020, entschieden 
sich etwa 1.100 kleinunternehmerische Schuldner, von denen mehr als zwei Drit-
tel Unternehmen und keine natürlichen Personen waren, für ein Verfahren nach 
Subchapter V. Das EOUST berichtete über die Analyse einer Untergruppe von 625 
dieser Fälle, die genügend Zeit für den Abschluss des vollständigen Verfahrens 
hatten. 

25	 11 USC § 1191(b)–(d).
26	 Clifford J. White III, „Small Business Reorganization Act: Implementation and Trends“ (Gesetz über die Sanierung von Kleinunter-

nehmen: Umsetzung und Trends), American Bankruptcy Institute Journal, Jan. 2021, S. 54.
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Wichtigstes Ergebnis der Analyse war die Tatsache, dass der Prozentsatz der Fälle 
nach Subchapter V mit einem bestätigten Plan sechsmal so hoch war wie der Pro-
zentsatz der Fälle für Kleinunternehmen, die im Rahmen des normalen Verfah-
rens nach Chapter 11 abgewickelt wurden. Diese Feststellung ist vor allem wegen 
der kurzen Zeitspanne der Analyse nur schwierig zu bewerten. Bei einem 
gewöhnlichen Verfahren für Kleinunternehmen nach Chapter 11 müssen die 
Schuldner innerhalb von sechs Monaten einen Plan ausarbeiten, gefolgt von 
einer bis zu anderthalb Monate später angesetzten Anhörung zur Bestätigung 
des Plans.27 Es ist erstaunlich, dass in den sieben Monaten der EOUST-Studie jeder 
gewöhnliche Fall nach Chapter 11 das Planentwicklungs- und -bestätigungsver-
fahren abschließen konnte; da jedoch viel mehr Fälle aus den Verfahren nach 
Subchapter V hervorgingen, wäre dies also keineswegs überraschend gewesen. 
Abgesehen davon ist der Vergleich vielleicht auch einfach unfair. Die Tatsache, 
dass 100 dieser 625 Kleinunternehmensfälle innerhalb von nur sieben Monaten, 
wahrscheinlich sogar in weitaus kürzerer Zeit, zu einem bestätigten Plan führ-
ten, ist eine bemerkenswerte Leistung. Neben diesen erfolgreichen Fällen wur-
den etwa 40 als ungeeignet für ein Verfahren nach Subchapter V eingestuft und 
weitere 80 wurden entweder abgewiesen oder in eine Liquidation umgewan-
delt, obwohl Berichten zufolge eine beträchtliche Anzahl dieser Fälle dank der 
Vermittlung einer nach Subchapter V vorgesehenen einvernehmlichen, außerge-
richtlichen Lösung zwischen Schuldnern und Gläubigern durch den Treuhänder 
aus dem formellen Verfahren ausgeschieden ist.

Unter den 100 Fällen mit bestätigten Sanierungsplänen befand sich eine Gruppe 
von etwa 20 verbundenen Unternehmen mit einem nicht einvernehmlichen 
(Cram-down-)Plan, sodass der Hauptnenner der insgesamt bestätigten unabhän-
gigen Pläne fairerweise mit 80 anzusetzen ist. Beachtliche 80 % dieser Pläne 
waren einvernehmlich und wurden von allen Gläubigerklassen gebilligt. Auf der 
Grundlage solch kleiner Zahlen aus der Anfangszeit von Subchapter V wagt man 
zwar keine allzu rosigen Prognosen, doch scheinen diese Zahlen die gewünschte 
Wirkung des neuen Verfahrens zu belegen. Insbesondere muss ein erheblicher 
Teil dieser 80 % an einvernehmlichen Plänen Bestätigung erhalten haben, nach-
dem die Gläubiger die Alternativen abgewogen hatten: Die Ablehnung des vom 
Schuldner vorgeschlagenen Plans würde wahrscheinlich ohnehin zum gerichtli-
chen Cram-down eines Plans mit einem „voraussichtlich verfügbaren Einkom-
men“ führen. Warum also nicht den Vorschlag des Schuldners annehmen, 
solange er halbwegs vernünftig ist? Dies scheint die eigentliche Erfolgsge-
schichte von Subchapter V zu sein – die Gläubiger werden ermutigt, sich ange-
sichts der Cram-down-Alternative wesentlich versöhnlicher, realitätsbezogener 
und kompromissfreundlicher zu zeigen. Die Anwesenheit des als neutraler Ver-
mittler fungierenden Treuhänders nach Subchapter V hat zweifellos ebenfalls 
erheblich zu der Überzeugung der Gläubiger beigetragen, vernünftige Kompro-
missvereinbarungen einzugehen.28 Diese Punkte stellen die wichtigste amerika-
nische Sonderstellung im Verfahren nach Subchapter V dar und scheinen sich 
außerordentlich positiv ausgewirkt zu haben.

27	 11 USC §§ 1121(e), 1129(e).
28	 Siehe Jason J. Kilborn, „Determinants of Failure ... and Success in Personal Debt Mediation“ (Determinanten des Scheiterns ... und 

des Erfolgs bei der Mediation von Privatschulden), Transnational Dispute Management 14(4) (Winter 2017), online verfügbar unter 
https://ssrn.com/abstract=3015419 (mit dem Hinweis, dass die Anwesenheit eines neutralen Vermittlers einer von zwei entschei-
denden Faktoren für eine erfolgreiche Mediation ist).
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In dem Jahr, das auf den in der EOUST-Studie untersuchten Zeitraum folgte, 
haben sich weitere 1340 Schuldner für ein Verfahren nach Subchapter V entschie-
den, insgesamt also 2.440 in den 19 Monaten von Mitte Februar 2020 bis Mitte 
September 2021.29 Mit zunehmender empirischer Berichterstattung über die 
jüngsten Fälle wird sich zeigen, ob diese US-Erfolgsgeschichte Bestand hat und in 
welchem Kosten-Nutzen-Verhältnis sie für Gläubiger, Unternehmer und die 
Gesellschaft steht. Für Nicht-US-Unternehmen, die sich mit dem Labyrinth des 
Chapter 11 konfrontiert sehen, bietet Subchapter V jedoch einen potenziell weit-
aus effizienteren und effektiveren Weg zur Rettung und Sanierung von US-
Betrieben, die über „kleinunternehmerische Schuldner“ geführt werden.
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29	 Statistiken und andere Ressourcen zu Subchapter V finden Sie auf einer speziellen Website des American Bankruptcy Institute, 
https://www.abi.org/sbra.
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Umsetzung der Restrukturierungsrichtlinie in Europa: 
Wie ist der Stand?
Von Patrick Ehret, Rechtsanwalt und Avocat (AMCO), frz. Fachanwalt für inter­
nationales Recht und EU-Recht

Die im Rahmen des Programms der Europäischen Union zur Schaffung einer 
Kapitalmarktunion verabschiedete Restrukturierungsrichtline1 sieht eine Umset-
zung in die nationalen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten bis zum 17. Juli 2021 
vor. Bekanntlich hat der deutsche Gesetzgeber mit dem SanInsFoG und dem 
darin enthaltenen StaRUG die Vorgaben aus Europa zur Errichtung eines präven-
tiven Restrukturierungsrahmens bereits mit Wirkung zum 1. Januar 2021 umge-
setzt. Neben dem deutschen Gesetzgeber haben auch Griechenland2 und Öster-
reich3 die Richtlinie rechtzeitig4 in das nationale Recht übertragen. Die 
Niederlande haben ebenfalls zum 1. Januar 2021 das viel beachtete und auch im 
deutschen Gesetzgebungsverfahren erwähnte Gesetz zur gerichtlichen Geneh-
migung von Privatvergleichen (Wet Homologatie Onderhands Akkoord, kurz 
WHOA) und damit das Verfahren eines privaten Zwangsvergleichs außerhalb des 
Konkurses (akkoordprocedure buiten faillissement) eingeführt.5 Es handelt sich 
dabei allerdings nicht um das eigentliche Umsetzungsgesetz, sondern ein Geset-
zesvorhaben, welches ein im Wesentlichen richtlinienkonformes Präventivver-
fahren einführt, aber bereits vor Verabschiedung der Richtlinie initiiert worden 
war.6

Um einem Vertragsverletzungsverfahren zu entgehen, hat eine Vielzahl von Mit-
gliedstaaten von der in Art. 34 Abs. 2 der Richtlinie vorgesehenen Möglichkeit 
einer Verlängerung des Umsetzungszeitraums Gebrauch gemacht. Danach kön-
nen Mitgliedstaaten, die „bei der Umsetzung dieser Richtlinie auf besondere 
Schwierigkeiten stoßen“, höchstens ein weiteres Jahr in Anspruch nehmen. 
Begründet wurde die Fristverlängerung typischerweise und wenig überraschend 
mit der Pandemiesituation. Neben dem Mehraufwand im Zusammenhang mit 
dem Erlass entsprechender Ad-hoc-Gesetze sahen sich die Mitgliedstaaten ange-
sichts von krankheitsbedingten Ausfällen oder der pandemiebedingten Neudefi-
nition der Arbeitsabläufe auch mit organisatorischen Problemen konfrontiert.7 
Bis zum 17. Juli 2022 sollten dann alle Mitgliedstaaten im „New Normal“ ange-
kommen sein und sind gehalten, ihr nationales Recht entsprechend der Vorga-
ben aus Brüssel angepasst zu haben.

1	 RICHTLINIE (EU) 2019/1023 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 20. Juni 2019 über präventive Restrukturie-
rungsrahmen, über Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restruk-
turierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie über Restrukturie-
rung und Insolvenz).

2	 ΝΟΜΟΣ 4738/2020 (Κωδικοποιημένος) – ΦΕΚ Α 207/27.10.2020 (kodiko.gr), in Kraft getreten am 1. Juni 2021, einsehbar unter: https://
www.kodiko.gr/nomologia/document_navigation/647304/nomos-4738-2020. 

3	 Bundesgesetz über die Restrukturierung von Unternehmen (Restrukturierungsordnung – ReO), BGBl. I Nr. 147/2021 vom 26. Juli 
2021.

4	 Stand: 1. Oktober 2021; zum aktuellen Stand der Umsetzung vgl.: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/NIM/?uri=CELEX:3
2019L1023&qid=1629727249224.

5	 Vgl. dazu auch https://www.schultze-braun.de/newsroom/newsletter-archiv/internationales-recht/woah-niederlande-haben-
praeventiven-restrukturierungsrahmen-mit-vertragsbeendigungsoption-eingefuehrt/.

6	 Der Gesetzestext in Niederländisch ist einsehbar unter: https://zoek.officielebekendmakingen.nl/stb-2020-414.html.
7	 Bork, Adopting the Directive: Member States “in particular difficulties”, Eurofenix, Summer 2021, 18 ff.
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Die Umsetzungsbemühungen in den einzelnen Mitgliedstaaten sind unter-
schiedlich weit gediehen. Liegen beispielsweise in Luxembourg,8 Rumänien9 und 
Litauen10 bereits Gesetzesentwürfe vor, die teilweise bereits im parlamentari-
schen Gesetzgebungsverfahren sind und eine Verabschiedung im Jahre 2021 als 
wahrscheinlich erscheinen lassen, sind andere Länder, wie beispielsweise Kroa-
tien, Slowenien, Tschechien und die Slowakei, mit der Erarbeitung von Referen-
tenentwürfen oder diesbezüglichen Konsultationen beschäftigt. In Polen wird 
mit der Präsentation des Gesetzentwurfs vor Ende 2021 gerechnet. Der französi-
sche Gesetzgeber dagegen war bereits im Jahre 2019 zur Umsetzung per Verord-
nung durch das Parlament ermächtigt worden.11 Obwohl die frz. Präventivverfah-
ren weitgehend als richtlinienkonform eingestuft worden waren und der geringe 
Regelungsbedarf eine rasche Umsetzung erhoffen ließ, gestaltete sich die Ein-
passung in das bestehende Rechtssystem schwieriger als erwartet. Dies lag zum 
einen an der parallel laufenden Reform des frz. Sicherheitenrechts und zum 
anderen an der Einführung der dem frz. Recht bisher gänzlich unbekannten 
Gläubigerklassen und des Cross-Class-Cram-Downs. Die Verordnung N° 2021-1193 
vom 15. September 2021 und das Anwendungsdekret N° 2021-1218 vom 23. Sep-
tember 2021 sind am 1. Oktober 2021 in Kraft getreten. Die Umsetzung in Italien 
erfolgte anlässlich einer großen Insolvenzrechtsreform, die bereits im Jahr 2015 
initiiert wurde und im Erlass des codice della crisi d’impresa e dell’insolvenza am 
12. Januar 201912 seinen vorläufigen Abschluss fand. Trotz erster Nachbesserun-
gen im August 2021,13 insbesondere mit der Kreation der zum Teil der Sanierungs-
moderation vergleichbaren composizione negoziata per la soluzione della crisi 
d’impresa, bleibt noch Anpassungsbedarf, dem es bis Juli 2022 nachzukommen 
gilt.

Die Flexibilität der Vorgaben der Richtlinie14 hat es den Mitgliedstaaten ermög-
licht, präventive Restrukturierungstools in verschiedenen Verfahrensausformun-
gen zur Verfügung zu stellen, die sich, ggf. in zeitlicher Abfolge, komplementie-
ren oder alternativ zur Anwendung kommen können. So kann die deutsche 
Sanierungsmoderation wie ihr Vorbild, die frz. Conciliation, als Vorstufe zum 
Restrukturierungsrahmen oder dem Insolvenzverfahren verstanden und genutzt 
werden. Dagegen sieht das neue griechische Restrukturierungsrecht zwei strikt 
getrennte Verfahren vor. Zum einen ein rein internetbasiertes Verfahren zur 
Restrukturierung von Finanzverbindlichkeiten ohne Gerichtsbeteiligung, wel-
ches sowohl vom Schuldner als auch von einem Gläubiger (ausschließlich Ban-
ken, die öffentliche Hand oder Sozialversicherungsbehörden) angestoßen wer-
den kann und eine Laufzeit nach Verlängerung von zweieinhalb Monaten nicht 
überschreiten darf. Bei Zustimmung von 60 % der Finanzgläubiger (davon min-
destens 40 % gesicherte Gläubiger) – die Zustimmung staatlicher Gläubiger 
erfolgt unter bestimmten Voraussetzungen automatisch – wird die Minderheit 

8	 Projet de loi 7849.
9	 Gesetzentwurf vom 19. Mai 2021.
10	 Gesetzentwurf Nr. XiVP-362.
11	 Art. 196 der Loi PACTE N° 2019-486 vom 22. Mai 2019.
12	 Durch das decreto legislativo N° 14; Inkrafttreten aufgrund der Pandemie auf den 16. Mai 2022 verschoben, Frühwarnverfahren 

noch später: 31. Dezember 2023. 
13	 Vgl. dazu: https://www.schultze-braun.de/newsroom/newsletter-archiv/internationales-recht/italien-juengste-entwicklungen-

des-insolvenzrechts/.
14	 Art. 4 Abs. 5 der RL.
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gebunden. Zum anderen wurde ein Verfahren eingeführt, welches die Restruktu-
rierung der Passivseite – mit oder ohne Verkauf von Betriebseinheiten – per 
gerichtlicher Planbestätigung ermöglicht, sofern 50 % der besicherten Gläubiger 
und 50 % der betroffenen Gläubiger (bzw. 60 % aller Gläubiger) unter Einhaltung 
des Best-Interest-Tests zustimmen. Die lange Verfahrensdauer, zwischen 
Gerichtsverhandlung und Entscheidung sollen sechs bis neun Monate liegen, 
geht mit einem Vollstreckungsverbot von sechs Monaten vor und bis zu zwölf 
Monaten ab Antragsstellung sowie einer Privilegierung neuer Finanzierung zum 
Zwecke der Betriebsfortführung einher. 

Der österreichische Gesetzgeber hat sein Restrukturierungsverfahren um zwei 
Unterformen ergänzt: Im sogenannten europäischen Restrukturierungsverfah-
ren kann anders als im Restrukturierungsverfahren die bis zu sechs Monate dau-
ernde Vollstreckungssperre alle Gläubiger umfassen, diese können wiederum zur 
Anmeldung ihrer Forderungen aufgefordert werden, und schließlich haben die 
bevorrechteten Gläubigerschutzverbände ein Akteneinsichtsrecht. Beim soge-
nannten vereinfachten Verfahren kann eine dissentierende Minderheit von 
Finanzgläubigern – ohne Abstimmung bei Gericht – durch eine gerichtliche 
Bestätigung bei Vorliegen einer 75%igen Forderungsmehrheit gebunden wer-
den. Abweichend zum Restrukturierungsverfahren darf die Eigenverwaltung 
nicht beschränkt werden, ein Restrukturierungsbeauftragter ist nicht zu bestel-
len. Auch eine Vollstreckungssperre ist nicht anzuordnen.

Trägt die Multiplikation nationaler Präventivverfahren bereits nicht wirklich zur 
Übersichtlichkeit bei, welche Verfahren den Unternehmern wo zur Verfügung 
stehen, wurde dieser Trend dadurch verstärkt, dass mehrere Mitgliedstaaten 
noch vor Umsetzung der Richtlinie zum Teil zeitlich befristete Sonderverfahren 
für KMU zur Bewältigung der Folgen der Pandemie verabschiedet haben. In 
Frankreich wurde bereits im Mai 2021 ein Sanierungsverfahren für (teil-)zah-
lungsunfähige KMU (weniger als 20 Arbeitnehmer und weniger als 3 Millionen 
Euro Verbindlichkeiten) kreiert.15 Dafür ist bereits bei Antragstellung darzulegen, 
dass 

–	 binnen drei Monaten nach Verfahrenseröffnung ein den Fortbestand des 
Unternehmens sichernder Plan vorgelegt werden kann 

–	 und die Arbeitnehmerforderungen bisher bedient wurden und weiter bedient 
werden.16

Nach einer vereinfachten Forderungsprüfung kann das Gericht sodann den Gläu-
bigern eine Befriedigung ihrer Forderungen per Schuldenbereinigungsplan über 
zehn Jahre auferlegen.

Der irische Gesetzgeber hat am 13. Juli 2021 den Small Company Administrative 
Rescue Process (SCARP) Bill17 verabschiedet, der 98 % der irischen Unternehmen 

15	 Vgl. dazu auch: https://www.schultze-braun.de/newsroom/newsletter-archiv/internationales-recht/das-covid-insolvenzver-
fahren-zur-schnellen-entschuldung-von-kleinunternehmen-ist-in-frankreich-in-kraft-getreten/.

16	 Insolvenzgeld kann nicht in Anspruch genommen werden.
17	 https://www.oireachtas.ie/en/bills/bill/2021/92/?tab=bill-text.
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eine schnelle und kostengünstige Alternative zum Examinership bieten soll. Mit-
hilfe eines Insolvency professional als sogenannten process advisor haben KMU, 
die drohend oder bereits zahlungsunfähig sind, aber eine realistische Überle-
bensperspektive haben, die Möglichkeit, einen Restrukturierungsplan einer 
Gläubigerversammlung zur Abstimmung vorzulegen. Der Plan ist angenommen, 
wenn zumindest eine Gruppe betroffener Gläubiger mit einer Mehrheit von über 
50 % der Forderungswerte zustimmt. Sofern kein Gläubiger Rechtsmittel gegen 
den Plan einlegt, kann das Verfahren innerhalb von sieben Wochen ohne 
Gerichtsbeteiligung beendet werden. Lediglich im Falle von Rechtsmitteln oder 
sofern der Plan keine Mehrheit findet und ein entsprechender Antrag seitens des 
irischen Restrukturierungsbeauftragten gestellt wird, entscheidet das Gericht 
über den Plan. 

Die Richtlinie beinhaltet keine Definition der Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz 
und oblässt es ausdrücklich18 den umsetzenden Mitgliedstaaten, die Höhe der 
Zutrittsschwelle zum präventiven Rahmen zu definieren. Entsprechend unter-
schiedlich sind die nationalen Lösungen bisher ausgestaltet: So stellt das nieder-
ländische Recht darauf ab, ob vernünftigerweise angenommen werden kann, 
dass das Unternehmen seine Verbindlichkeiten bei Fälligkeit nicht begleichen 
kann.19 Nach der österreichischen Restrukturierungsordnung (ReO) ist die Insol-
venz wahrscheinlich, wenn der Bestand des Unternehmens ohne Restrukturie-
rung gefährdet wäre, was insbesondere bei drohender Zahlungsunfähigkeit 
gegeben ist.20 Ferner wird die Bestandsgefährdung vermutet, sobald die Eigen-
mittelquote 8 % unterschreitet und die fiktive Schuldentilgungsdauer 15 Jahre 
übersteigt. Bei Vorliegen der Überschuldung einer juristischen Person, ohne zah-
lungsunfähig zu sein, hat diese die Wahlmöglichkeit zwischen Restrukturie-
rungs- und Insolvenzverfahren.21 Im frz. Recht konnten die Präventivverfahren 
bereits bei rechtlichen, wirtschaftlichen oder finanziellen Schwierigkeiten – vor-
hersehbar oder bereits eingetreten – genutzt werden, was sich auch nicht durch 
die Umsetzungsverordnung geändert hat.22 Die Karenzzeit zwischen den Verfah-
ren divergiert ebenfalls stark: Muss ein Unternehmen sich in den Niederlanden 
bei Scheitern seines Plans drei Jahre gedulden, bevor seinerseits ein neuer Anlauf 
gestartet werden kann,23 besteht in Österreich kein solches Einleitungshindernis, 
solange keine materielle Insolvenz und die damit einhergehende Antragspflicht 
vorliegt. Dagegen kann in Österreich ein Unternehmen erst sieben Jahre24 nach 
erfolgreichem Abschluss des Restrukturierungsverfahrens rezidivieren. 

Mit dem Restrukturierungsplan soll die Bestandsfähigkeit des krisenbehafteten 
Unternehmens dauerhaft sichergestellt werden. Dies soll insbesondere durch die 
Änderung der Zusammensetzung, der Bedingungen oder der Struktur der Ver-
mögenswerte und Verbindlichkeiten des Schuldners erreicht werden.25 

18	 Art. 2 Abs. 2b.
19	 Art. 370 Abs. 1 WHOA.
20	 § 6 Abs. 2 ReO.
21	 Mohr, ZIK 2021, S. 82.
22	 Art. L 611-4 Code de Commerce.
23	 Gläubigeranträge sind allerdings weiterhin möglich.
24	 Drei Jahre gemäß § 33 Abs. 2 Ziff. 4 StaRUG.
25	 Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie.
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Klassischerweise kann der Plan die Stundung oder Kürzung von Verbindlichkei-
ten oder die Umwandlung von Gläubigerforderungen in Anteils- oder Mitglieds-
rechte vorsehen. Die Umsetzung eines Debt-to-Equity-Swaps kann allerdings, so 
beispielsweise in Österreich, von einer gesellschaftsrechtlichen Umsetzung 
abhängen.26 Im deutschen Gesetzgebungsverfahren war darüber zunächst auch 
die Möglichkeit der Beendigung gegenseitiger, nicht beiderseitig vollständig 
erfüllter Verträge vorgesehen,27 bevor die Vorschriften durch den Rechtsaus-
schuss gestrichen wurden. Das niederländische Verfahren beinhaltet weiterhin 
diese Möglichkeit,28 was insbesondere für den stationären Einzelhandel und die 
Gas-tronomie als vorteilhaft angesehen wird. Voraussetzung ist jedoch die 
Bestätigung des Plans seitens des Gerichts und eine angemessene Kündigungs-
frist, wobei drei Monate ab Planbestätigung explizit als in jedem Fall ausreichend 
eingestuft werden. Das irische SCARP-Verfahren sieht ebenfalls die Möglichkeit 
einer Vertragsbeendigung im Planverfahren vor. Die Vertragsbeendigung steht 
hier unter dem Vorbehalt der gerichtlichen Genehmigung, die nur ergeht, sofern 
der Restrukturierungserfolg und das Überleben des Unternehmens davon 
abhängen. Die österreichische ReO sieht – dem deutschen Beispiel folgend – kei-
nen Bedarf, hier vom Konsensualprinzip Abstand zu nehmen.

Entsprechend dem StaRUG reizt das österreichische Umsetzungsgesetz die 
Richtlinienvorgaben dahin gehend aus, dass eine Dreiviertel-Summenmehrheit 
zur Annahme des Plans erreicht werden muss. Die ReO fordert darüber hinaus 
das Erreichen einer Kopfmehrheit. Die Mehrheiten sind per anwesender Gläubi-
ger je Gruppe bzw. im Falle eines Verfahrens ohne Gruppenbildung – wie bei 
KMU möglich – hinsichtlich aller anwesenden betroffenen Gläubiger zu berech-
nen.29 In Frankeich30 und den Niederlanden31 reichen dagegen bereits eine 
66%-Summenmehrheit in der jeweiligen Gruppe, ohne dass kumulativ eine 
Kopfmehrheit zur Anwendung käme. Entsprechend der Richtlinie sehen die 
Umsetzungsgesetze in Deutschland, Österreich, Frankreich und das WHOA in 
den Niederlanden die Möglichkeit des sogenannten Cross-Class-Cram-Downs, 
daher das Majorisieren einer dissentierenden Gläubigergruppe vor. Zum Schutz 
der Interessen der überstimmten Gruppe sollen Mitgliedstaaten sicherstellen, 
dass diese mindestens ebenso günstig wie andere gleichrangige Klassen und 
günstiger als alle nachrangigeren Klassen gestellt werden. Die ReO setzt diese 
sogenannte Regel des relativen Vorrangs in Art. 36 um. Die deutschen, französi-
schen und niederländischen Vorschriften statuieren dagegen über die Absolute-
Priority-Rule und dem Grundsatz der vollumfänglichen Befriedigung, bevor eine 
nachrangige Klasse nach dem Restrukturierungsplan eine Auszahlung erhält, 
einen höheren Schutz, lassen aber explizit Ausnahmen zu.

Die Richtlinie hatte den Mitgliedstaaten aufgegeben, neue Finanzierungen oder 
Zwischenfinanzierungen insbesondere vor Anfechtungsrisiken zu schützen. Sol-
che Safe-Harbour-Vorschriften sind sowohl im niederländischen WHOA als auch 

26	 Mohr, ZIK 2021, S. 82.
27	 §§ 49 ff. des StaRUG-RefE und §§ 51 ff. des StaRUG-RegE.
28	 Art. 373 WHOA.
29	 § 33 ReO.
30	 Art. L626-30-2 Code de Commerce.
31	 Art. 381 lit. 7 WHOA.
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in der ReO und dem StaRUG zu finden. Der französische Gesetzgeber hatte 
bereits vor Inkrafttreten der Richtlinie ein Fresh-Money-Privileg in der Concilia­
tion eingeführt, sodass kein Änderungsbedarf bestand. Im Rahmen der Richtlini-
enumsetzung wurde nunmehr darüber hinaus ein sogenanntes Post-Money-Pri-
vileg, d. h. die bevorzugte Behandlung der nach Insolvenzeröffnung dem 
Unternehmen zur Verfügung gestellten Finanzmittel, eingeführt. Dadurch wird 
die Stundung oder Kürzung dieser Verbindlichkeiten im Rahmen eines Plans aus-
geschlossen. Diese Lösung wurde für die Regelverfahren des 6. Buches des frz. 
HGBs auf Dauer eingeführt und gilt für Finanzmittel,

–	 die für die Betriebsfortführung nach Genehmigung des verfahrensüberwa-
chenden Richters,

–	 die im Rahmen eines gerichtlich bestätigten Plans im Regelverfahren oder

–	 die im Rahmen einer gerichtlich bestätigten Planänderung

zur Verfügung gestellt wurden. 

Für die europaweite Anerkennung der nationalen Präventivverfahren bedarf es 
der Aufnahme des Verfahrens, respektive des Verwalters, in die Anhänge der 
EuInsVO. Eine solche Aufnahme ist allerdings entsprechend der in Art. 1 EuInsVO 
normierten Definition nur dann möglich, wenn es sich um ein öffentliches Ver-
fahren handelt. Das Inkrafttreten der die Publizität regelnden §§ 84 ff. StaRUG 
erst am 22. Juli 2022 schließt eine solche Aufnahme daher zunächst aus. In Öster-
reich kommt lediglich das europäische Restrukturierungsverfahren dafür infrage. 
Der seit Mai 2021 vorliegende Legislativentwurf der Europäischen Kommission32 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Aktualisie-
rung der Anhänge A und B der Verordnung (EU) 2015/848 über Insolvenzverfah-
ren betrifft so auch keine Verfahren, die der Richtlinie entstammen. Vielmehr 
betreffen die Notifizierungen aus Italien, Litauen, Zypern und Polen nationale 
Reformgesetze, die auch Verfahren beinhalten, die noch nicht in Kraft getreten 
sind. 

Die Niederlande dagegen haben bereits im Rahmen dieses laufenden Gesetzge-
bungsverfahrens die öffentliche Version ihres Präventivverfahrens (openbare 
akkoordprocedure buiten faillissement) zur Aufnahme in den Anhang A angemel-
det. Wie im deutschen StaRUG hat sich der niederländische Schuldner bei Ver-
fahrensbeginn für die öffentliche oder die konfidenzielle Variante der akkoord­
procedure zu entscheiden. Es sah sodann lange danach aus, dass das 
niederländische Verfahren als Erstes in den Genuss der europaweiten automati-
schen Anerkennung kommen und mit einem gewissen Vorsprung in das Rennen 
um den attraktivsten Restrukturierungsstandort in Europa geht. Diese Rechnung 
wurde allerdings ohne den frz. Gesetzgeber gemacht. Dieser hat darauf verzich-
tet, zur Umsetzung der Richtlinie ein neues Verfahren zu kreieren oder gar ein 
neues Gesetz zu erlassen. Vielmehr wurden die bereits bestehenden präventiven 
Schnellverfahren der sauvegarde accélérée und der semikollektiven, auf 

32	 COM(2021) 231 final.
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Finanzverbindlichkeiten beschränkten sauvegarde financière accélérée fusioniert 
und an den Richtlinienvorgaben neu ausgerichtet. Der so geschaffene Restruktu-
rierungsrahmen, die sauvegarde accélérée, war bereits vor der Reform im Anhang 
A der EuInsVO gelistet, sodass das Verfahren auch mit den inhaltlichen Änderun-
gen in den Genuss der europaweiten automatischen Anerkennung kommt, ohne 
dass – wie beim niederländischen WHOA oder dem deutschen StaRUG-Verfahren 
– eine Anpassung der EuInsVO-Anhänge vorgenommen werden müsste.

Ob die Aufnahme nationaler Verfahren in den Anhang A der EuInsVO zu einer 
neuen Blütezeit des Forum Shoppings führen wird, bleibt abzuwarten. Dies hat 
sowohl den deutschen33 als auch den österreichischen34 Gesetzgeber nicht davon 
abgehalten, eine verkürzte Dauer des Vollstreckungsschutzes für diejenigen 
Unternehmen vorzusehen, welche ihren Sitz weniger als drei Monate vor der ers-
ten Inanspruchnahme von StaRUG-Instrumenten bzw. vor der Beantragung der 
Vollstreckungssperre verlegt haben. Ob es dessen, angesichts der Attraktivität 
anderer Restrukturierungsstandorte, bedurfte und ob dadurch Forum Shopping 
vermieden wird, darf bezweifelt werden.

Rechtsanwalt und Avocat Patrick Ehret leitet das French Desk 
von Schultze & Braun. Er berät Unternehmen in Fragen des 
deutsch-französischen Wirtschafts- und Insolvenzrechts.
E-Mail: PEhret@schultze-braun.de

33	 § 53 Abs. 4 StaRUG.
34	 § 20 Abs. 3 ReO.
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Der Restrukturierungsbeauftragte (RB), §§ 73–79 StaRUG

Bestellung durch das Restrukturierungsgericht, §§ 34 ff.

Voraussetzungen, § 73
	■ Rechte von schutzwürdigen Gläubigern werden durch Plan gestaltet 

oder ausgesetzt (Abs. 1 Nr. 1)
	■ Stabilisierungsanordnung gem. § 49 beantragt (Abs. 1 Nr. 2)
	■ Erfüllung der Gläubigeransprüche soll überwacht werden  

(Abs. 1 Nr. 3)
	■ Beteiligte stellen sich gegen das Restrukturierungsziel (Abs. 2)
	■ Bestellung als Gutachter (Abs. 3)

Vorschlagsrecht des Schuldners, der Gläubiger und der an dem Schuldner 
beteiligten Personen, teilw. Bindungswirkung (§ 74 Abs. 2)

Aufgaben, § 76
	■ Mitteilungspflicht bzgl. Umstände nach § 33  

(Aufhebung Restrukturierungssache)
	■ Leitungsfunktion bei Bestellung zum Gläubigerschutz (Abs. 2) hin-

sichtlich Abstimmung über Restrukturierungsplan; Prüfung der Forde-
rungen und Hinwirken auf Klärung des Stimmrechts (Nr. 1)

	■ Konkrete Aufgabenzuweisung hinsichtlich Prüfung der wirtschaftl. 
Lage und Überwachung der Geschäftsführung (Nr. 2a);  
Entgegennahme und Leisten von Zahlungen (Nr. 2b)

	■ Fortlaufende Prüfpflicht bei Stabilisierungsanordnung hinsichtlich 
Voraussetzungen und Aufhebungsgründe (Abs. 3 Nr. 1) +  
Geltendmachung der Aufhebungsgründe (Abs. 3 Nr. 2)

	■ Stellungnahme auf Erklärung nach § 14 Abs. 1 zur Bestätigung eines 
Plans (Abs. 4)

	■ Durchführung von Zustellungen (Abs. 6)

Aufgabe des fakultativen RB, § 79
	■ Unterstützung bei der Ausarbeitung und Aushandlung des 

Restrukturierungskonzepts und des auf ihm basierenden Plans

Das Gericht kann dem fakultativen RB 
ebenfalls Aufgaben nach § 76 i. V. m.  

§ 77 Abs. 2 übertragen,  
wenn dies beantragt wurde.

Voraussetzungen, § 77
	■ Antrag des Schuldners
	■ Antrag einer Gläubigergruppe mit 25 % der Stimmrechte in einer 

Gruppe nach § 9 plus Erklärung der Kostenübernahme
Vorschlagsrecht des Schuldners oder einer Repräsentative aller 
Gläubigergruppen, teilw. mit Bindungswirkung (§ 78 Abs. 2)

Fakultativer/auf Antrag, §§ 77–79
	■ Moderation und Förderung der Verhandlungen zwischen den Beteilig-

ten (Kommunikator)

Eigenschaften der Person, § 74 Abs. 1 (i. V. m. § 78 Abs. 1)
	■ natürliche Person
	■ unabhängig von den Gläubigern und dem Schuldner 
	■ geeignet für den jeweiligen Einzelfall 
	■ entspr. erfahrener Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, RA oder sonst. vglb. Qualifikationen
	■ aus dem Kreis aller zur Übernahme des Amtes bereiten Personen 

	■ Überwachung durch Gericht, § 75 Abs. 1 
	■ Vergütung, §§ 80–83
	■ Entlassung, § 75 Abs. 2 (aus wichtigem Grund);  

Rechtsmittel: sofortige Beschwerde 
	■ Haftung, § 75 Abs. 4, bei Verstoß gegen Pflichten nach § 76; 

Beachtung der gebotenen Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit eines RB

	■ Überwachung durch Gericht, § 78 Abs. 3 i. V. m. § 75 Abs. 1
	■ Vergütung, §§ 80–83; Besonderheit: Bestellung erst nach Vorschuss 

§ 81 Abs. 5
	■ Entlassung, § 78 Abs. 3 i. V. m. § 75 Abs. 2;  

Rechtsmittel: sofortige Beschwerde 
	■ Haftung § 75 Abs. 4, wenn Aufgaben gem. § 76 übernommen

Notwendiger/von Amts wegen, §§ 73–76 
	■ Überwachung und Leitung des Restrukturierungsprozesses 

zum Schutz der Gläubiger

Der Restrukturierungsbeauftragte
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Bestätigung des Sanierungsvergleichs, § 97
	■ Antrag durch Schuldner auf Bestätigung durch Gericht (Beurkundung, keine inhaltliche Prüfung)
	■ Versagung der Bestätigung (Abs. 1), wenn

•	 zugrunde liegendes Sanierungskonzept unschlüssig oder
•	 nicht von den tatsächlichen Gegebenheiten ausgeht oder
•	 keine vernünftige Aussicht auf Erfolg hat

	■ Aufgabe Sanierungsmoderator (Abs. 2): Gutachterliche Stellungnahme zu Voraussetzungen bzw. Versagungsgründen 
	■ Anfechtung des Vergleichs nach Bestätigung (Abs. 3) nur unter den Voraussetzungen des § 90, wenn

•	 Bestätigung des Vergleichs auf unrichtigen/unvollständigen Angaben des Schuldners beruhte und 
•	 dem anderen Teil dies bekannt war

Eigenschaften der Person des Sanierungsmoderators, § 94 Abs. 1
	■ natürliche Person
	■ geeignet
	■ insbesondere geschäftskundig
	■ unabhängig von den Gläubigern und dem Schuldner 
	■ nicht erforderlich, aber empfehlenswert: erfahrener Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, RA oder sonst. vglb. Qualifikationen, da später Bestellung zum 

Restrukturierungsbeauftragten oder Verwalter im Insolvenzverfahren möglich
Vorschlagsrecht des Schuldners mit Bindungswirkung, sofern obige Voraussetzungen erfüllt

Die Sanierungsmoderation §§ 94–100 StaRUG

Aufgaben, § 96
	■ Förderung der Sanierung durch Vermittlung zwischen den Beteiligten (Abs. 1)  

als neutraler Mittler (keine Interessenvertretung) auf Grundlage des Vertrauensverhältnisses zu Beteiligten
	■ Monatliche Berichtspflicht ggü. Gericht (Abs. 3); (Mindest-)Angaben:

•	 Art und Ursache der wirtschaftlichen oder finanziellen Schwierigkeiten
•	 Kreis der in die Verhandlungen einbezogenen Gläubiger und sonstigen Beteiligten
•	 Gegenstand sowie Ziel der Verhandlungen
•	 Voraussichtlicher Fortgang der Verhandlungen

	■ Anzeigepflicht (keine Prüfpflicht) bei Bekanntwerden v. Zahlungsunfähigkeit/Überschuldung des Schuldners (Abs. 4) 

Sonstiges
	■ Überwachung durch Gericht, § 96 Abs. 5 S. 1
	■ Entlassung, § 96 Abs. 5 S. 2 (aus wichtigem Grund); Anhörung des Sanierungsmoderators vor Entscheidung; kein Rechtsmittel
	■ Vergütung, § 98 Abs. 1 (nach Zeit- und Sachaufwand); im Übrigen § 98 Abs. 2 i. V.m. §§ 80–83
	■ Abberufung, § 99, auf Antrag (Sanierungsmoderator/Schuldner) oder von Amts wegen
	■ Übergang in Instrumente des Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmens, § 100 Abs. 1, bei Inanspruchnahme durch den Schuldner
	■ Beendigung des Amtes durch Zeitablauf, § 95 Abs. 1
	■ Nichtöffentlichkeit der Bestellung, § 95 Abs. 2 (zum Schutz des Verfahrens)
	■ Keine Haftung des Sanierungsmoderators vorgesehen

Voraussetzungen der Bestellung, § 94
	■ Keine Zahlungsunfähigkeit/Überschuldung des Schuldners; drohende Zahlungsunfähigkeit zulässig
	■ Antrag des Schuldners mit Angaben gem. § 94 Abs. 2

•	 Gegenstand des Unternehmens
•	 Art der wirtschaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten
•	 Verzeichnis der Gläubiger
•	 Verzeichnis des Vermögens
•	 Erklärung des Schuldners nicht zahlungsunfähig/überschuldet zu sein

Bestellung durch das Restrukturierungsgericht, §§ 34 ff.
zur Förderung der Restrukturierung (Erarbeitung Sanierungskonzept) und Einigung zwischen den Beteiligten (Sanierungsvergleich)

Die Sanierungsmoderation
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Sanierungsfähigkeit und Digitalisierungsgrad

Von Matthias Müller, M.Sc. Finanz- und Informationsmanagement, B.Sc. Volks-
wirtschaft, Volker Riedel, Diplom-Ökonom für Steuern und Wirtschaftsprüfung, 
und Dr. Michael Rozijn, Rechtsanwalt und Fachanwalt für IT-Recht

Durch die Corona-Pandemie stand die deutsche Wirtschaft vor der größten He-
rausforderung seit Jahrzehnten. Jedoch zeigen Studien,1 dass innovative Unter-
nehmen deutlich widerstandsfähiger gegenüber Wirtschaftskrisen sind als nicht 
innovative. Corona hat dies nur bestätigt. Besonders all jene sind negativ betrof-
fen, welche bereits vor Ausbruch der Pandemie als Nachzügler der digitalen 
Transformation galten. Diese konnten nur langsam digitale Kompetenzen auf-
bauen, um beispielsweise Produkte online zu vertreiben oder digitale Produktivi-
tätsmaßnahmen, wie effektives Arbeiten im Home-Office, umzusetzen. Die Stu-
die zum Digitalisierungsindex des deutschen Mittelstandes für 2020/2021 zeigt, 
dass 80 % der digitalen Vorreiter gut durch die Coronakrise kamen, da ihre Pro-
zesse und Geschäftsmodelle schon davor stark digitalisiert waren. Dem gegen-
über stehen die restlichen Unternehmen, bei denen nur 36 % vergleichbare 
Ergebnisse erzielten. 

Trotz anfänglicher Digitalisierungs-Euphorie zu Beginn der Pandemie scheint die 
digitale Transformation nicht bei allen in derselben Weise angekommen zu sein. 
Während laut einer Umfrage der KfW vom Januar 2021 immerhin 33 % der 
befragten Mittelständler ihre Digitalisierungsaktivitäten gesteigert/(wieder-) 
aufgenommen haben, haben ebenso 33 % gar keine vorgenommen, und 5 % 
haben diese reduziert. Bei jenen, die existenziell von der Krise betroffen sind, 
haben sogar 15 % ihre Digitalisierungsaktivitäten verringert oder ganz einge-
stellt. Grund dafür könnten mangelnde finanzielle Mittel sein. 

Jedoch besteht noch Hoffnung: Eine moderne und rasche Restrukturierung bie-
tet die Möglichkeit, die aktuelle Situation als Chance zu nutzen und mit der digi-
talen Transformation ein solides Fundament für einen erfolgreichen Turnaround 
zu bauen. Besonders dem CFO kommt hierbei die Rolle des „digitalen Transfor-
mers“ zu, da er am besten Wachstumsanreize für Innovationen setzen kann. Wir 
zeigen in diesem Artikel, welche Faktoren es zu beachten gilt und wie sich die 
digitale Transformation auf den mittel- bis langfristigen Unternehmenserfolg 
auswirkt. 

Während die digitale Transformation die Veränderungsprozesse ganzer Bran-
chen und Gesellschaften durch Technologien prägt, nimmt sie ihren Anfang bei 
den Unternehmen. Grundvoraussetzung ist die Änderung von Informationen 
von analog auf digital. Daraufhin folgt die digitale Transformation der Unterneh-
mensprozesse. Die dadurch generierten Daten können mittels Business 
Analytics-Methoden und -Tools analysiert werden. Per Definition ist Business 
Analytics ein auf Daten und Algorithmen basierter Prozess zur Gewinnung von 
Fakten. Auf deren Basis werden betriebswirtschaftliche Entscheidungen 

1	 ZEW, „Innovative Unternehmen kommen besser durch Krisenzeiten“ vom 15. April 2020, https://www.zew.de/presse/presse-
archiv/innovative-unternehmen-kommen-besser-durch-krisenzeiten.

Einleitung

Inhaltliche 
Einordnung der 
digitalen 
Transformation
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getroffen. Zu beachten ist, dass die digitale Transformation ein stetig fortlaufen-
der Prozess ist. Die Zeit wird immer neue Technologien zutage fördern, die gewinn-
bringend eingesetzt werden können. 

Manche Ökonomen sprechen heutzutage von Daten als drittem relevanten Pro-
duktionsfaktor neben Kapital und Arbeit. Viele der aktuell innovativsten Unter-
nehmen, sei es Netflix oder Google, verdanken ihnen einen entscheidenden 
Wettbewerbsvorteil durch die Schaffung intelligenter Produkte und Prozesse. 
Eine zielgerichtete Hebung des digitalen „Datenschatzes“ birgt für das Manage-
ment die Chance, von einer subjektiven und fehleranfälligen Heuristik-basierten 
hin zu einer objektiven und evidenzbasierten Entscheidungsfindung zu gelan-
gen. Business Analytics-Methoden können hierbei während des gesamten 
Management-Zyklus, von der Zielsetzung bis hin zur Steuerung des Unterneh-
mens, Anwendung finden. 

Finanzseitig besteht in der Top-line Wachstumspotenzial, indem neu identifi-
zierte Märkte erschlossen, innovative Produkte eingeführt oder Kundenbedürf-
nisse besser befriedigt werden. Hin zur Bottom-line ermöglicht eine gezielte 
Datenauswertung Kosteneinsparungen durch die Identifizierung von Schwach-
stellen bei Prozessqualität, Zuverlässigkeit und Geschwindigkeit.  

Die digitale Transformation ist heute also zunehmend datengetrieben. Jedoch 
braucht es mehr als nur Daten, um das Unternehmen dadurch zu einem nachhal-
tigen Unternehmenserfolg zu führen. Die folgende Digitalisierungs-Matrix 
schlüsselt die relevantesten Faktoren auf.

Abbildung 1: W&P Digitalisierungs-Matrix

Grundstein eines jeden Unternehmens ist dessen Geschäftsmodell, welches auf 
die Vision hin ausgerichtet ist und durch die Strategie umgesetzt wird. Das 
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Unternehmen steht dabei im marktspezifischen Wettbewerb. Um nachhaltig 
erfolgreich zu sein, müssen neben unternehmenseigenen Faktoren immer die 
aktuelle Marktdynamik und die dortigen technologischen Entwicklungen im 
Auge behalten werden. Im Unternehmen ist das gut abgestimmte Zusammen-
spiel von Mensch und Maschine (Technologie) entscheidend für den 
Unternehmenserfolg. 

Technologie ist zweifelsohne der „Enabler“ der digitalen Transformation. Die 
rechte Technologieseite der Matrix ist in drei Bereiche aufgegliedert. Das Not-
wendigste, die Basistechnologien, haben hier zu Beginn Vorrang. Für fortge-
schrittene und Zukunftstechnologien braucht es Erfahrung, um diese gewinn-
bringend einzusetzen. Beispielsweise sind für die Anwendung von künstlicher 
Intelligenz (KI) viele passende Daten2 mit einer hohen Datenqualität notwendig. 
Dafür braucht es u. a. moderne Enterprise-Resource-Planning (ERP) und Speicher-
systeme, ohne die diese Daten gar nicht erst bereitgestellt werden können. 

Dem gegenüber steht der Mensch bzw. stehen die Mitarbeiter und Kunden des 
Unternehmens auf der linken Seite. An dieser Stelle kann man nicht oft genug 
betonen, dass immer der Mensch und nicht die Technologie im Vordergrund 
steht. 

–	 Das Management als Ausgangspunkt, um die zukunftsweisenden Digitalisie-
rungsanreize zu setzen, die zu verfolgende Strategie vorzugeben und diese 
umzusetzen. Ein digitales Mindset, feinfühliges Change-Management und 
konsequenter Umsetzungswille sind Voraussetzungen. 

–	 Eine innovationsfördernde Unternehmenskultur, in der Leistungen belohnt 
werden, Risiken eingegangen und Fehler gemacht werden dürfen. Die Rele-
vanz der Kultur für die digitale Transformation kann nur deutlich unterstri-
chen werden. Leider wird sie häufig unterschätzt. Die digitale Organisation 
von heute ist auf kreatives Entrepreneurship ausgerichtet, und das nicht nur 
im Management. Sie ist agil und durch flache Hierarchien gekennzeichnet. 
Interdisziplinäre Kollaboration und Verantwortung werden großgeschrieben. 

–	 Die Kultur wird von den Mitarbeitern geprägt, gelebt und zusammengehal-
ten. Sie sind der Motor, der das Unternehmen am Laufen hält, und somit der 
Schlüssel zum Erfolg. Während das Recruiting von „Digital Natives“ (Stich-
wort: attraktive Unternehmenskultur) eine große Rolle spielt, müssen treue, 
erfahrene Mitarbeiter die Möglichkeit erhalten, sich fortzubilden und weiter-
zuentwickeln. 

–	 Schlussendlich gilt es, neben all dem vor allem immer die Kundenerfahrung 
voranzustellen und sich davon ausgehend zur Technologie zurückzuarbeiten. 
Nicht andersherum. 

Daten und Prozesse sind die zentrale Säule und das Verbindungselement von 
Mensch und Technologie. 

2	 „Viel“ für „Big Data“ oder „Massendaten“.
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–	 Wenn die Mitarbeiter der Motor des Unternehmens sind, sind Daten im digi-
talen Zeitalter dessen Treibstoff. Daten liefern Fakten für gewinnbringende 
Entscheidungen. Die effektive Nutzung setzt beides voraus, die richtigen 
Technologien, die Daten zu generieren, zu sammeln und zu speichern, als 
auch zugleich Menschen, die Daten wiederum mithilfe von Technologien 
analysieren, interpretieren und modellieren. 

–	 Zweiter Bestandteil dieser tragenden Säule sind effiziente, effektive und prä-
zise gesteuerte Prozesse. Operational Excellence, wieder an der Schnittstelle 
zwischen Mensch und Technologie, lautet das Zauberwort. Eine moderne, 
digitale Prozessanalyse mittels beispielsweise Process Mining und Analytics 
ermöglicht ein Aufdecken und Beheben datenbasierter Schwachstellen 
innerhalb aller End-to-End-Prozesse. 

Welchen Nutzen stiftet die digitale Transformation nun in der Sanierung? Allge-
mein bezweckt eine Sanierung ein rentables und langfristiges Weiterbestehen 
des Unternehmens am Markt. Dafür werden die Sanierungsfähigkeit und Sanie-
rungswürdigkeit des Unternehmens ermittelt. Dies setzt voraus, dass die Wett-
bewerbsfähigkeit als auch Renditefähigkeit des Unternehmens im relevanten 
Markt wiedererlangt werden. 

Die Praxis zeigt, dass viele Unternehmen sanierungsbedürftig sind, da sie den 
frühzeitigen Aufbruch zur digitalen Transformation verabsäumt haben. In der 
Stakeholder-/Strategiekrise wurde keine (konsequente) Digitalisierungsstrategie 
definiert und Investitionen blieben aus.  Wettbewerber sind in der Produkt- und 
Absatzkrise näher am Markt und den Bedürfnissen der Kunden. Deutlicher zeich-
net sich das in der Erfolgskrise ab, in der analog geführte Prozesse ineffektiv und 
ineffizient sowie die Kostenstrukturen nicht wettbewerbsfähig sind. 

In der Liquiditätskrise ist es auch fast schon zu spät, den dringend notwendigen 
Aufbruch zur Transformation zu wagen. Zu niedrige Cashflows und ein fehlendes 
Vertrauen der Shareholder und Kreditoren erschweren die Aufbringung liquider 
Mittel, um Investitionen zu tätigen. 

Je weiter das Krisenstadium vorangeschritten ist, desto komplexer wird die Sanie-
rung und desto herausfordernder ist die Integration der digitalen Transformation. 
Jedoch ist diese trotzdem besonders im Hinblick auf die langfristige Wettbewerbs-
fähigkeit unerlässlich. Ansonsten besteht nach der Sanierung erneut die Gefahr, 
vom Markt zurückgelassen zu werden. Zusätzlich ermöglichen aktuelle Business 
Analytics-Tools bei einer ausreichenden Datenbasis, rasch Einblicke in die Aus-
gangssituation zu gewinnen und belastbare Maßnahmen zu bilden. Geschwindig-
keit, Transparenz und Zuverlässigkeit sind die Schlagworte, die Vertrauen 
schaffen. 

In einer modernen und auf langfristigen Erfolg ausgerichteten Sanierung wird 
neben den „klassischen“ Finanzierungs- und Restrukturierungsaspekten die Digi-
talisierung des Unternehmens aus der strategischen Marktsicht sowie der opera-
tiven Wertschöpfungssicht betrachtet. Es geht um die Wiedererlangung der 
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Wettbewerbsfähigkeit und gleichzeitig die Gewinnung des Vertrauens aller Sta-
keholder in die Sanierung, was die Erfolgsaussichten maßgeblich verbessert. 

Mittels des folgenden Scoring-Modells lässt sich die Lage des Unternehmens hin-
sichtlich dessen Finanzkraft und dessen Digitalisierungs-Stand beleuchten. Im 
„Digitalen Transformations-Score“ werden der Ist-Zustand ebenso wie unge-
nützte Potenziale anhand von Kriterien der „Digitalisierungs-Matrix“ genauer 
analysiert und ausgewertet. Zugleich findet im „Finanzierungs-Score“ eine Ein-
ordnung der finanziellen Stärke des Unternehmens statt. Dieser bewertet die 
Ertragskraft und lichtet Potenziale möglicher Finanzierungsformen, die für 
Investitionen benötigt werden. 
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Abbildung 2: Digitalisierungs-Szenarien & W&P-Scoring-Modell

Das Scoring-Modell zeigt den Zielkonflikt zwischen kurzfristig teuren Investitio-
nen und mittel- bis langfristig gewonnener Wettbewerbsfähigkeit durch die 
digitale Transformation des Geschäftsmodells. Während die Finanzkraft des 
Unternehmens in Szenario „Win“ kurzfristig wegen notwendiger Investitionen, 
folglich geringerer Netto-Finanzflüsse, höherer Verschuldung und/oder einer 
geringeren Eigenkapitalquote sinkt, stellt sich diese langfristig als Erfolg verspre-
chender heraus. In Szenario „Lose“ ist die Finanzkraft zwar kurzfristig stabiler. 
Dies ist jedoch nur eine Schein-Sicherheit, da umsatz- und kostenseitige 
Schwachstellen des weniger innovativen Unternehmens langfristig zu einer 
Abwärtsspirale von Krisen und schlimmstenfalls zur Insolvenz führen werden. 

Die Rechtsprechung hat im Laufe der Zeit die Voraussetzungen umrissen, denen 
Sanierungsgutachten und -konzepte genügen müssen, um gerichtlich belastbar zu 
sein und damit insbesondere auch Geschäftsleitung und Kreditgebern Schutz vor 
haftungs- und anfechtungsrechtlichen Inanspruchnahmen zu bieten oder eine Ver-
letzung regulatorischer Anforderungen oder strafrechtlicher Insolvenzdelikte zu 
verhindern. 
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Sanierungskonzepte und dementsprechend auch Sanierungsgutachten werden 
sich zunehmend mit dem Thema Digitalisierung befassen. Angesichts der Bedeu-
tung der Digitalisierung eines Unternehmens für dessen Zukunftsfähigkeit wird 
man bei verständiger Auslegung der Anforderungen der Rechtsprechung an Sanie-
rungskonzepte davon auszugehen haben, dass Digitalisierungsaspekte nicht nur 
zum Erfolg der Sanierung beitragen können, sondern bereits heute eine fehlende 
oder unzureichende Berücksichtigung der Digitalisierungsthematik die Unzuläng-
lichkeit oder Unschlüssigkeit eines Sanierungskonzeptes begründen kann.

Während Sanierungskonzepte erst mit dem Eintritt einer Krise Bedeutung erlan-
gen, wurde mit dem zum 1. Januar 2021 in Kraft getretenen StaRUG in Umset-
zung der EU-Richtlinie über Restrukturierung und Insolvenz eine allgemeine 
Pflicht zur Krisenfrüherkennung eingeführt. § 1 Abs. 1 StaRUG verpflichtet die 
Geschäftsleitung von haftungsbeschränkten Unternehmen, ein System zur Risi-
koüberwachung und Krisenfrüherkennung zu implementieren und fortlaufend 
über solche Entwicklungen zu wachen, die den Fortbestand des Unternehmens 
gefährden können. Definiert ist der Begriff „Frühwarnsystem“ weder im deut-
schen StaRUG noch in der EU-Richtlinie. Jedoch wird ein System, das eine fortlau-
fende und revolvierende Überwachung gewährleistet, ab einer gewissen Unter-
nehmensgröße ohne eine digitale Unterstützung kaum denkbar sein.3

Soweit eine unzureichende Digitalisierung unmittelbar den oder einen wesentli-
chen Grund für die Krise des Unternehmens bildet, ist dieser Umstand bereits im 
Rahmen der notwendigen Analyse der Situation des Unternehmens und der 
Identifizierung der Krisenursachen zu erfassen. So sieht der Bundesgerichtshof 
(BGH) in der Analyse der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens in Bezug auf 
die jeweilige Branche und die Identifizierung etwaiger leistungswirtschaftlicher 
Krisenursachen unverzichtbare Bestandteile eines Sanierungskonzeptes.4 Bildet 
der unzureichende Digitalisierungsstand bereits eine unmittelbare Krisenursa-
che, muss das Sanierungskonzept daher Maßnahmen zu seiner Beseitigung dar-
stellen. Es ist davon auszugehen, dass ein unzureichender Digitalisierungsstand 
vermehrt Anlass von notwendigen Sanierungen sein wird.

Aber auch wenn eine unzureichende Digitalisierung (noch) keine unmittelbare Kri-
senursache bildet, sondern die von der Rechtsprechung geforderte Analyse der wirt-
schaftlichen Lage ergibt, dass die Krise andere leistungswirtschaftliche oder rein 
finanzierungsbezogene Ursachen hat, ist dem Digitalisierungsaspekt regelmäßig 
weitere Aufmerksamkeit zu schenken. So verlangt der BGH, dass ein Sanierungs-
konzept sich nicht auf eine positive Fortbestehensprognose beschränken darf, son-
dern die vorgesehenen Sanierungsmaßnahmen geeignet sein müssen, eine nach-
haltige Sanierung und Wiederherstellung der Rentabilität zu erreichen.5 Die im 
Rahmen des Sanierungskonzeptes geplanten Maßnahmen müssen zusammen 
objektiv geeignet sein, das Unternehmen in überschaubarer Zeit durchgreifend zu 
sanieren.6 Ein den Anforderungen der jeweiligen Branche nicht mehr genügender 

3	 Schwintowski, Das neue Frühwarnsystem nach § 1 StaRUG, NZG 2021, 901 (905).
4	 Vgl. BGH, Urteil vom 4. Dezember 1997 – IX ZR 47/97, ZIP 1998, 248 (251); BGH, Urteil vom 12. Mai 2016 – IX ZR 65/14, ZIP 2016, 1235 

(1236).
5	 BGH, Urteil vom 12. Mai 2016 – IX ZR 65/14, ZIP 2016, 1235 (1236).
6	 BGH, Urteil vom 21. November 2005 – II ZR 277/03, ZIP 2006, 279 (281).
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Digitalisierungsstand wird zunehmend ein erhebliches Hindernis für eine über die 
kurzfristige Überwindung einer Krise hinausgehende nachhaltige Sanierung dar-
stellen. Dies gilt umso mehr infolge der Transformationsbeschleunigung, die die 
Corona-Pandemie in einigen Bereichen ausgelöst hat. Insoweit kann parallel zu 
dem oben anhand des Scoring-Modells aufgezeigten Spannungsverhältnis zwi-
schen Digitalisierungsgrad und Finanzlage der Effekt eintreten, dass sich ein Ver-
zicht auf Digitalisierungsaufwand zwar positiv auf die kurzfristige Finanz- und 
Liquiditätslage und damit auf die Fortbestehensprognose des Unternehmens aus-
wirkt, gleichzeitig jedoch bereits bei mittelfristiger Betrachtung die Wettbewerbs-
fähigkeit und damit einen dauerhaften Sanierungserfolg infrage stellt.

Sanierungsgutachten und -konzepte werden regelmäßig nach dem Standard des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) „Anforderungen an 
Sanierungskonzepte (IDW S 6)“ (IDW S 6 – Fassung 2018) erstellt. Der IDW S 6-Stan-
dard hat den Anspruch, sämtliche in der einschlägigen Rechtsprechung des BGH 
und der Instanzgerichte formulierten Anforderungen an Sanierungskonzepte zu 
berücksichtigen und in betriebswirtschaftlicher Hinsicht zu konkretisieren.7

Als Reaktion auf die vom BGH formulierte Anforderung, dass ein Sanierungskon-
zept auf eine durchgreifende Sanierung des Unternehmens abzielen und ausge-
richtet sein muss, sieht der IDW S 6-Standard einen grundlegenden zweistufigen 
Aufbau für die Feststellung der Sanierungsfähigkeit vor.8 Während im ersten 
Schritt das Vorliegen einer positiven insolvenzrechtlichen Fortbestehensprog-
nose festzustellen ist, ist aufbauend hierauf sodann die nachhaltige Fortfüh-
rungsfähigkeit oder Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens zu ermitteln. 
Wettbewerbsfähig ist ein Unternehmen danach, wenn es über ein tragfähiges 
Geschäftsmodell, marktfähige Produkte bzw. Dienstleistungen, leistungsfähige 
Mitarbeiter, ein qualifiziertes Management, funktionierende Prozesse und 
Wandlungs- und Adaptionsfähigkeit verfügt.9

Aufgrund der besonderen Bedeutung, die dem Digitalisierungsgrad in vielen Bran-
chen schon heute zukommt und die weiter zunimmt, spricht die im Jahr 2018 aktu-
alisierte Fassung des IDW S 6 ausdrücklich, wenn auch nur beispielhaft, in Abhän-
gigkeit von dem jeweiligen Geschäftsmodell, die Herausforderungen der 
Digitalisierung an. So sieht der IDW S 6 für die interne und externe Analyse der 
Unternehmenslage die Einschätzung vor, inwieweit das Unternehmen voraussicht-
lich in der Lage ist, sich auf die Herausforderungen der Digitalisierung rechtzeitig 
einzustellen.10 Darüber hinaus findet die Digitalisierung im IDW S 6 im Zusammen-
hang mit dem Kriterium der Wettbewerbsfähigkeit Erwähnung. Danach gründet 
sich die Wettbewerbsfähigkeit „neben dem Mitarbeiterpotenzial regelmäßig auch 
auf die Wandlungs- und Adaptionsfähigkeit des Unternehmens an externe Entwick-
lungen (z. B. im Zusammenhang mit den Herausforderungen der Digitalisierung)“.11

7	 F&A zu IDW S 6, Stand 16. Mai 2018, Ziff. 2.6 mit synoptischer Darstellung von Anforderungen der Rechtsprechung samt der 
entsprechenden Entscheidungen und der Berücksichtigung im Rahmen von IDW S 6.

8	 IDW S 6, 2.2., Tz. 24.
9	 IDW S 6, 2.2 Tz. 25; F&A zu IDW S 6, Stand: 16. Mai 2018, Ziff. 5.1.
10	 IDW S 6, 3.3. Tz. 60.
11	 IDW S 6, 2.2. Tz. 25.
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Soweit dies im konkreten Fall nicht evident ist, erscheint es angezeigt, im Sanie-
rungskonzept zumindest festzuhalten, ob die Digitalisierung einen wesentlichen 
Einflussfaktor für das Geschäftsmodell bildet. Wird diese Frage bejaht, wird man 
weitere Ausführungen zum Grad der Abhängigkeit und zum Stand der Digitalisie-
rung bzw. zur Erreichbarkeit eines ausreichenden Digitalisierungsstandes erwar-
ten können. Um insoweit eine systematische und belastbare Grundlage zu schaf-
fen, bietet sich der Einsatz von Methoden zur Analyse des Digitalisierungsgrades 
an. Es stehen verschiedene methodische Ansätze und Angebote zur Verfügung, u. 
a. Online-Selbstbewertungen und Benchmarking-Ansätze.12 Soweit die gewählte 
Methodik nicht generell oder für den konkreten Fall untauglich ist, wird sie für die 
rechtliche Beurteilung des Sanierungsgutachtens grundsätzlich keine Bedeutung 
haben. Umfang und Detailtiefe der Darstellung wird man im Einzelfall neben der 
Bedeutung, die die Digitalisierung für die Branche und das konkrete Geschäfts-
modell hat, auch von der Größe des Unternehmens abhängig machen müssen.

Es stellt sich die Frage, ab wann aufgrund einer unzureichenden, fehlerhaften 
oder fehlenden Berücksichtigung der digitalen Positionierung ein Sanierungskon-
zept als unschlüssig gilt und inwieweit diese Frage gerichtlich überprüfbar ist. 
Einschlägige Rechtsprechung zur Berücksichtigung des Digitalisierungsgrades im 
Rahmen einer Sanierung existiert – soweit ersichtlich – nicht. Sicherlich wird dies 
u. a. auch darauf zurückzuführen sein, dass das Fehlen oder ein Fehler der Bewer-
tung des Digitalisierungsgrades im Sanierungskonzept schon sehr evident sein 
müssen, um von einem berechtigten Anspruchsteller (Insolvenzverwalter, Gläubi-
ger) zum Ansatzpunkt für eine Schadensersatzforderung und zum Anlass einer 
entsprechenden Klage gemacht zu werden. An einer derartigen Evidenz dürfte es 
u. a. in Ermangelung vereinheitlichter Maßstäbe zumeist fehlen.

Für die Frage der Erkennbarkeit der Ausgangslage und für die Prognose der Durch-
führbarkeit stellt der BGH auf einen „unvoreingenommenen branchenkundigen 
Fachmann“ ab.13 So verlangt der BGH etwa, dass schlechte Aussichten für die betref-
fende Branche im Rahmen der Erstellung eines Sanierungskonzeptes zu berücksich-
tigen sind.14 Die Perspektive eines unvoreingenommenen branchenkundigen Fach-
manns wird man auch auf die Beurteilung des Digitalisierungsgrades anwenden 
können, wozu regelmäßig Gutachten gerichtlich bestellter Sachverständiger einzu-
holen sein werden. Da der Auswahl der Sanierungsmaßnahmen und der Entwick-
lung des Wettbewerbsumfeldes prognostische Beurteilungen zugrunde liegen, 
wird der Sachverständige regelmäßig lediglich zu beurteilen haben, ob die Darstel-
lung, Analyse und Prognose in tatsächlicher Hinsicht hinreichend fundiert und 
schlüssig ist bzw. ob die geplanten Maßnahmen zur digitalen Ausstattung und Aus-
richtung und die damit verbundenen Einschätzungen nachvollziehbar und vertret-
bar sind. Jenseits von Fällen, in denen der Aspekt der Digitalisierung übergangen 
oder auf unrichtiger Sachgrundlage behandelt wird, und jenseits solcher Fälle, in 
denen der Thematik mit offenkundig untauglichen oder ungenügenden Mitteln 
begegnet wird, dürften damit die prozessualen Hürden, um einen Fehler des Sanie-
rungskonzeptes in Bezug auf den Digitalisierungsgrad zu belegen, relativ hoch sein. 

12	 Exler, „Vierte industrielle Revolution“ im Mittelstand: Der Digitalisierungscheck im Sanierungsgutachten, EXISTENZ Magazin 
2019, 17, 19 f.

13	 BGH, Urteil vom 4. Dezember 1997, a.a.O. Seite 251.
14	 BGH, Urteil vom 4. Dezember 1997, a.a.O. Seite 252.
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Entsprechend steht zu vermuten, dass die Digitalisierung trotz ihres hohen Stellen-
wertes für den Erfolg und die Nachhaltigkeit einer Sanierung in der Judikatur einst-
weilen noch eine eher untergeordnete Rolle spielen wird. 

Aus der Rechtsprechung, dem IDW S 6 wie auch der Gesetzgebung sind deutliche 
Tendenzen erkennbar, dass der Digitalisierungsgrad eines Unternehmens im 
Zusammenhang mit der Krisenvermeidung und -bewältigung zunehmend an 
Bedeutung gewinnt. Eine grundsätzliche Erwartung zumindest eines Mindeststan-
dards an Digitalisierung in Abhängigkeit von Größe, Rechtsform und Branche las-
sen sich zum einen aus den Anforderungen der Rechtsprechung für Sanierungs-
konzepte sowie aus der aktuellen Fassung des IDW S 6 ableiten. Zum anderen 
stellen die EU-Richtlinie über Restrukturierung und Insolvenz sowie das StaRUG 
mit dem Erfordernis zur Einrichtung von Frühwarnsystemen Anforderungen, die 
regelmäßig eine digitale Unterstützung erfordern dürften. Konkretisierungen des 
Maßstabs zur Digitalisierung sind hieraus aber nicht abzuleiten, was die Justiziabi-
lität dieser Verpflichtungen und Anforderungen äußerst schwierig machen wird. 

Nichtsdestotrotz ist die intensive Digitalisierungs-Analyse des Geschäftsmodells 
und der Unternehmensprozesse aus betriebswirtschaftlicher Sicht bereits heute 
für die Tragfähigkeit des Sanierungskonzeptes unumgänglich. Eine fortschrittli-
che Digitalisierungs-Strategie prägt nicht nur den mittel- bis längerfristigen 
Unternehmenserfolg, sondern wirkt sich zudem auch maßgeblich auf den 
unmittelbaren Sanierungserfolg aus. Erst tragfähige Geschäftsmodelle schaffen 
das essenzielle Vertrauen bei den „rettungsrelevanten“ Stakeholdern der Sanie-
rung, nämlich den Gläubigern, Banken und Investoren. 
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Das Eigenverwaltungsverfahren nach der 
Gesetzesreform – Auswirkungen auf die Praxis für 
Eigenverwaltung und Sachwaltung

Von Dr. Jürgen Erbe, MBA, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenzrecht, und 
Christoph Wehr, Bachelor of Arts (B.A.) in Betriebswirtschaftslehre und Master of 
Arts in Finance, Accounting, Corporate Law and Taxation

Mit dem SanInsFoG wurden auch Änderungen in der InsO vorgenommen. Der 
folgende Beitrag fokussiert sich auf diejenigen Gesetzesänderungen, die sich im 
Rahmen der Eigenverwaltung in der Insolvenzordnung ergeben haben, mit spe-
ziellem Blick auf ausgewählte Herausforderungen bei der praktischen Anwen-
dung der Vorschriften.

Die Zugangsvoraussetzungen, welche mit Blick auf die Vergangenheit des 
Antragstellers erfüllt sein müssen, sind in § 270b Abs. 2 Nr. 1–3 InsO geregelt: 

–	 Nr. 1: Es dürfen keine Umstände bekannt sein, aus denen sich ergibt, dass 
erhebliche Zahlungsrückstände gegenüber Arbeitnehmern oder sonstigen in 
§ 270a Abs. 2 Nr. 1 InsO genannten Gläubigern bestehen.

–	 Nr. 2: Es darf zugunsten des Schuldners in den letzten drei Jahren vor Antrag-
stellung keine Vollstreckungs- oder Verwertungssperre nach der InsO oder 
dem StaRUG angeordnet worden sein.

–	 Nr. 3: Der Schuldner muss in den letzten drei Jahren vor Antragstellung sei-
nen handelsrechtlichen Offenlegungsverpflichtungen nachgekommen sein.

Basierend auf diesen Informationen sollen dann durch das Gericht Schlüsse 
gezogen werden, ob eine erfolgreiche Eigenverwaltung möglich ist.

Sollte eines oder mehrere dieser Kriterien nicht erfüllt sein, führt dies nicht 
unmittelbar zu einer Ablehnung des Antrages des Schuldners. Es kann trotzdem 
die Bestellung eines vorläufigen Sachwalters erfolgen, wenn zu erwarten ist, 
dass der Schuldner bereit und in der Lage ist, seine Geschäftsführung an den 
Interessen der Gläubiger auszurichten. 

Im Wesentlichen wird es darauf ankommen, wie sich der vorläufige Gläubiger-
ausschuss, wenn ein solcher bestellt wird, zum Eigenverwaltungsantrag positio-
niert. Dass sich die Beteiligung des vorläufigen Gläubigerausschusses nach dem 
Wortlaut des § 270b Abs. 3 InsO auf den Fall des § 270b Abs. 2 beschränkt, wird 
kritisiert und teilweise als systematischer Fehler des Gesetzgebers angesehen.1 
Vielmehr solle, um dem gesetzgeberischen Ziel einer stärkeren Gläubigerbeteili-
gung Rechnung zu tragen, der Gläubigerausschuss stets in die Entscheidung ein-
gebunden werden, ob die Eigenverwaltung angeordnet wird. Würde man eine 

1	 Blankenburg, ZInsO 2021, S. 753 (758); Frind, NZI 2020, S. 865 (870).
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Beteiligung lediglich auf die Fälle des Abs. 2 beschränken, hätte der vorläufige 
Gläubigerausschuss nur in den streitigen Fällen diese Möglichkeit. Dies würde im 
Vergleich zum alten Recht eine Einschränkung bedeuten, obwohl eigentlich eine 
Erweiterung gewünscht war.

Ohne Anhörung des vorläufigen Gläubigerausschusses ist eine Entscheidung 
nach § 270b Abs. 2 InsO nur zulässig, wenn seit Antragstellung zwei Werktage 
vergangen sind oder Eilbedürftigkeit besteht, aufgrund derer mit einer nachteili-
gen Veränderung der Vermögenslage des Schuldners zu rechnen wäre. 

Spricht sich der Gläubigerausschuss einstimmig für die Eigenverwaltung aus, ist 
das Gericht trotz der in § 270b Abs. 2 InsO beschriebenen „Mängel“ an den Eigen-
verwaltungsantrag gebunden. Bei einer einstimmigen Ablehnung unterbleibt 
die Anordnung der Eigenverwaltung, was eine Neuerung darstellt. Vor der 
Reform wurde ein ablehnender Beschluss als nicht bindend angesehen, er war 
häufig aber wegweisendes Entscheidungskriterium. 

Gemäß § 270b Abs. 3 Satz 3 und 4 InsO hat das einstimmige Votum (Kopfmehr-
heit) des vorläufigen Gläubigerausschusses Bindungswirkung für das Gericht. 
Hierbei stellt sich jedoch die Frage, nach welchen Kriterien der Gläubigeraus-
schuss eine solche Entscheidung treffen kann.2 Es wird in der Kürze der Zeit nicht 
allen Gläubigerausschussmitgliedern möglich sein, die Antragsvoraussetzungen, 
insbesondere die Eigenverwaltungsplanung, zu prüfen und hiernach eine Ent-
scheidung für oder gegen die Eigenverwaltung zu fällen. Streng nach dem Wort-
laut kommt dem Gericht aber kein Ermessens- und Überprüfungsspielraum zu. Es 
wird deshalb abzuwarten bleiben, wie häufig die Fälle der einstimmigen 
Beschlüsse der vorläufigen Gläubigerausschüsse auftreten, wenn diese nicht ganz 
frei von Haftungsrisiken für den vorläufigen Gläubigerausschuss sein werden.

Aus praktischer Sicht ist die Zweitages-Frist durchaus als ambitioniert zu wer-
ten.3 Da diese mit Stellung des Antrages zu laufen beginnt, fällt die Zeit, in wel-
cher sich der (vor-)läufige Gläubigerausschuss nach seiner Bestellung konstituie-
ren muss, in die Fristberechnung mit hinein. 

Herzstück des Antrages ist die Eigenverwaltungsplanung. Diese gliedert sich in 
verschiedene Bestandteile: den Finanzplan, das Durchführungskonzept, den Stand 
der Verhandlungen, die Vorkehrungen des Schuldners und den Kostenvergleich.

Die inhaltlichen Anforderungen an die Ausgestaltung des mit dem Antrag einzu-
reichenden Finanzplanes für sechs Monate sind gesetzlich nicht näher geregelt.4 
Vielmehr gelten die allgemeinen betriebswirtschaftlichen Grundsätze unter 
Berücksichtigung der insolvenzspezifischen Besonderheiten. In der Regel wird 
demnach eine Finanzplanung auf Monatsbasis ausreichend sein, eine genauere 
Wochenplanung ist im Rahmen der Verfahrensvorbereitung unabhängig davon 
für die Feinsteuerung der Liquidität zu erstellen.

2	 Frind, NZI 2020, S. 865 (870).
3	 So auch Frind, NZI 2020, S. 865 (868), der sogar von „praxisfern“ spricht; a. A.: Schluck-Amend, NZI Beilage 1/2021, S. 88 (89).
4	 Braun/Riggert, InsO, § 270b Rn. 6.
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Mit dem Finanzplan ist darzulegen, dass das beabsichtigte Insolvenzverfahren in 
Eigenverwaltung unter Wahrung der Liquidität der (zukünftigen) Insolvenz-
masse tatsächlich durchführbar ist. Bei dieser Prognoserechnung sind – wie bei 
Planungen üblich – die voraussichtlichen Ein- und Auszahlungen unter dem 
Gesichtspunkt der überwiegenden Wahrscheinlichkeit zu prognostizieren. 

Dies bedeutet zum einen, dass Kunden-, Material- und sonstige Einzahlungen 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen eines Insolvenzantrages – z. B. in Form 
von Vorkassen- und Wegfall-Factoring – zu planen sind. Auch die Effekte aus 
Insolvenzgeld und (unechten) Massekrediten sind zu berücksichtigen, sofern 
diese mit überwiegender Wahrscheinlichkeit unterstellt werden können. Zum 
anderen sind die Kosten des (vorläufigen) Verfahrens – z. B. in Form von Berater-
honoraren, Sachwaltervergütung und Gerichtskosten – zu berücksichtigen.

Rein praktisch ist die geforderte pagatorische Finanzplanung aus einer Monats-
planung der GuV herzuleiten, da eine solche wiederum mit den Erfolgsgrößen 
der Finanzbuchhaltung abstimmbar ist und somit auf Basis des Rechnungswe-
sens des Schuldners eine fundierte Planung möglich ist. Obwohl eine solche 
Plan-GuV nicht explizit gefordert ist, ist sie zusammen mit einer Bilanzplanung 
zweckmäßig, um die in § 270a Abs. 1 Nr. 1 InsO geforderte „fundierte Darstellung 
der Finanzierungsquellen“ und die Darstellung der Fortführung unter Vermei-
dung von Masseverzehr zu ermöglichen.  

Dies bedeutet, dass z. B. kein für die Fortführung notwendiges Anlagevermögen 
veräußert oder eine defizitäre Fortführung durch Verwertung von Vorratsbe-
ständen finanziert wird. 

In jedem Fall ist im Rahmen der Planung auf die Finanzierungsquellen einzuge-
hen und diese sind darzustellen. Die Finanzierungsquellen, wie z. B. ein Masse-
kredit, müssen zum Zeitpunkt der Finanzplanerstellung mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten, aber nicht sicher sein.5

Die Planung muss außerdem stets auf aktuellen und belastbaren Ist-Zahlen auf-
setzen. Um dies zu gewährleisten, ist die Auseinandersetzung mit Prozessen im 
Rechnungswesen, wie beispielsweise mit der Frage, ob alle Rechnungen zeitnah 
gebucht werden, erforderlich und es sind die Stammsätze von Debitoren und 
Kreditoren, aus denen Fälligkeiten abgeleitet werden können, zu überprüfen.6

Da sich der Finanzplan nach den gesetzlichen Vorgaben lediglich auf sechs 
Monate erstreckt, ist ggf. nicht das gesamte Verfahren bis zur Aufhebung plane-
risch umfasst und es wäre nicht ausgeschlossen, dass nicht noch außerhalb des 
Planungszeitraumes eine Unterdeckung eintreten könnte. In der Praxis wird 
daher im Rahmen der Finanzplanung zu zeigen sein, dass voraussichtlich auch 
nach Verfahrenseröffnung im Planungszeitraum (in der Regel drei Monate) ope-
rativ kein andauernder Masseverzehr eintritt und demnach eine Unterdeckung 
im weiteren Verlauf des Verfahrens nicht zu erwarten ist. Ein temporärer 

5	 BT-Drucks. 19/24181, S. 204; Blankenburg, ZInsO 2021, S. 753 (755).
6	 Steffan/Oberg/Poppe, ZIP 2021, S. 617 (624).
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Masseverzehr (meist zu Beginn) hingegen, welcher eine aus Gläubigersicht 
gegenüber der Regelabwicklung vorteilhaftere Fortführungslösung erst ermög-
licht (z. B. durch spätere Überschüsse oder den Verkaufsprozess), kann unter lau-
fendem Abgleich zur Planung bzw. zum Sanierungskonzept geduldet werden.

In dem Sanierungskonzept gemäß § 270a Abs. 1 Nr. 2 InsO sind sowohl die Kri-
senursachen darzulegen, als auch die Maßnahmen zu beschreiben, mit welchen 
die Krise überwunden und die Zielerreichung in Aussicht genommen wird. Es 
handelt sich hierbei jedoch nicht um ein Sanierungsgutachten nach IDW S 6.7 
Inhalt und Umfang des Konzeptes sind nicht explizit geregelt und richten sich 
nach der Größe und den konkreten Verhältnissen des Unternehmens.8 

Ebenfalls ist darzustellen, inwieweit die angedachten Maßnahmen mit den 
Gläubigern bereits diskutiert und vorbesprochen sind. Wenn vorab keine Abstim-
mungen mit Gläubigern stattgefunden haben, ist dies ebenfalls zu vermerken. 
Eine nachteilige Rechtsfolge sieht die Gesetzesbegründung für diesen Fall nicht 
vor.9 Bereits vor der Gesetzesreform war man sich jedoch darüber einig, dass eine 
Eigenverwaltung gegen den Willen oder ohne Kenntnis der wesentlichen Stake-
holder im Regelfall nicht sinnvoll ist.

Im Rahmen des Antrages auf Eigenverwaltung ist eine Darstellung etwaiger 
Mehr- oder Minderkosten, die im Rahmen der Eigenverwaltung im Vergleich zu 
einem Regelverfahren und im Verhältnis zur Insolvenzmasse voraussichtlich 
anfallen werden, vorzunehmen. Bei der vergleichenden Betrachtung sind zum 
einen die auf Basis eines Vermögensstatus prognostizierten Verfahrenskosten 
(Sachwaltung, Gericht) für das vorläufige und eröffnete Verfahren gegenüberzu-
stellen, d. h. Sachwaltung versus Insolvenzverwaltung, und zum anderen bei der 
Eigenverwaltung noch die anfallenden Beraterkosten für die Erfüllung der Rege-
laufgaben, wie z. B. insolvenzrechtliche Beratung, Abwicklung der Aus- und 
Absonderungsrechte oder für die Fortschreibung der Planrechnung, zu berück-
sichtigen. Aus Perspektive des Gerichts und der Insolvenzgläubiger sollte im 
Ergebnis die Eigenverwaltung „nicht teurer“ als die Regelinsolvenz sein, sofern 
sie durch die Fortführung des Geschäftsbetriebes nicht einen kompensierenden 
Mehrwert generiert bzw. einen Massezuwachs und dadurch höhere Quoten 
ermöglicht.

Das antragstellende Unternehmen muss bereits im Antrag darlegen, wie die Ein-
haltung und Erfüllung von insolvenzrechtlichen Vorschriften und Pflichten 
gewährleistet wird. In der Regel – auch bedingt durch die nunmehr erhöhten 
Anforderungen des Gesetzgebers – bedient sich der Schuldner dahin gehend 
externer Unterstützung durch einen in Insolvenzsachen erfahrenen Berater. Im 
Antrag können die beabsichtigte Zusammenarbeit und konkrete Aufgabenver-
teilung in der Eigenverwaltung bereits dokumentiert werden.

7	 Braun/Riggert, InsO, § 270a Rn. 4; Steffan/Oberg/Poppe, ZInsO 2021, S. 1116 (1120).
8	 BT-Drucks. 19/24181, S. 204; Blankenburg, ZInsO, S. 753 (756).
9	 Begr. RegE BT-Drucks. 619/20, S. 238.
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Sofern die Mängel des Antrages auch bei Ablauf einer Nachbesserungsfrist nicht 
behebbar sind (§ 270b Abs. 1 S. 2 InsO) und die Voraussetzungen für die vorläu-
fige Eigenverwaltung nicht vorliegen, soll dem Schuldner die Möglichkeit gege-
ben werden, den Antrag zurückzunehmen (§ 270c Abs. 5 InsO). Diese Möglichkeit 
ist durch das Gesetz nur bei Vorliegen der drohenden Zahlungsunfähigkeit vor-
gesehen. Es stellt sich deshalb die Frage, wie das Gericht beurteilen können soll, 
ob der Schuldner, der ja nur einen unzureichenden Antrag gestellt hat, lediglich 
drohend zahlungsunfähig war.10 Hier wird man sich in der Praxis nur mit einer 
großzügigen Auslegung „im Zweifel für den Antragsteller“ behelfen können. 

Nimmt der Schuldner einen zulässigen Eröffnungsantrag nicht zurück, sind aber 
die Voraussetzungen der vorläufigen Eigenverwaltung nicht erfüllt, ist ein vor-
läufiger Insolvenzverwalter zu bestellen.11

Das Schutzschirmverfahren wurde als Unterfall der vorläufigen Eigenverwaltung 
beibehalten. Die strenge Zweiteilung wurde hingegen aufgegeben. Dies scheint 
auch sachgerecht, da es sich beim Schutzschirmverfahren schon immer um eine 
Unterart eines vorläufigen Insolvenzverfahrens gehandelt hat. Dass dies in 
manch einem Pressebeitrag etwas nebulös verklausuliert dargestellt wurde, 
ändert hieran nichts. 

Es bleibt jedoch dabei, dass bei einem Schutzschirmantrag stets eine Bescheini-
gung vorzulegen ist, aus der sich ergibt, dass gerade noch keine Zahlungsunfä-
higkeit vorliegt, sondern diese lediglich droht. Die Überschuldung kann hingegen 
bereits eingetreten sein, wobei stets sichergestellt sein muss, dass die ange-
strebte Sanierung nicht offensichtlich aussichtslos ist (§ 270d Abs. 1 InsO). 

Der antragstellende Schuldner kann gemäß § 270d Abs. 2 InsO einen Vorschlag 
für die Person des vorläufigen Sachwalters unterbreiten, wobei der Ersteller der 
Bescheinigung als (vorläufiger) Sachwalter ausscheidet. Von dem Vorschlag darf 
das Gericht nur abweichen, wenn die vorgeschlagene Person offensichtlich für 
die Übernahme des Amtes nicht geeignet ist. Dies ist durch das Gericht schrift-
lich zu begründen. Da Rechtsmittel nicht explizit vorgesehen sind, ist diese 
Begründungsverpflichtung bzw. eine Abweichung vom Vorschlag – wie schon 
bei § 270b Abs. 2 S. 2 InsO a. F. – nicht justiziabel.12

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Vorteil des Schutz-
schirmverfahrens nach wie vor in zweierlei Aspekten liegt. Zum einen kann der 
Sachwalter „mitgebracht“ werden, was sich in der Praxis gerade für Gesellschaf-
ter als großer Vorteil erweist, da dort häufig die Vorstellung herrscht, sie legen 
mit dem Antrag auf Eigenverwaltung das Schicksal „ihres“ Unternehmens in 
fremde Hände. Zum anderen kann das Schutzschirmverfahren unter Kommuni-
kationsgesichtspunkten nach wie vor attraktiv sein. 

10	 Blankenburg, ZInsO 2021, S. 753 (762).
11	 Blankenburg, ZInsO 2021, S. 753 (762).
12	 AG Hamburg NZI 2013, S. 903; Gutmann/Laubereau, ZInsO 2012, S. 1861 (1864); Uhlenbruck/Zipperer, InsO, § 270b Rn. 63; a. A. OLG 

Hamburg, Vfg. v. 23.5.2014 – 2 VA 5/13; Sämisch, ZInsO 2014, S. 1312 (1314).
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Die Aufhebung der vorläufigen Eigenverwaltung ist in § 270e InsO geregelt, wo-
hingegen die Aufhebung der Eigenverwaltung im Hauptverfahren in § 272 InsO 
geregelt ist. Die Aufhebungsgründe sind in beiden Verfahrensabschnitten nahezu 
deckungsgleich. Die Aufhebungsgründe in § 270e InsO gelten sowohl für das 
Schutzschirmverfahren als auch für das vorläufige Eigenverwaltungsverfahren.

Die Aufhebung der vorläufigen Eigenverwaltung stellt eine Neuerung dar. Bis-
lang waren nur die Aufhebung im Schutzschirmverfahren und die Aufhebung 
nach Verfahrenseröffnung gesetzlich geregelt.

Ein genereller Aufhebungsgrund der vorläufigen Eigenverwaltung gemäß § 270e 
Abs. 1 InsO ist der schwerwiegende Verstoß gegen insolvenzrechtliche Pflichten 
und die Unwilligkeit oder Unfähigkeit des Schuldners, seine Geschäftsführung 
am Interesse der Gläubiger auszurichten. § 270e Abs. 1 InsO statuiert hierfür 
Regelbeispiele, die aber nach dem Wortlaut „insbesondere“ nicht als abschlie-
ßend zu werten sind. 

Diese Regelbeispiele umfassen eine mangelhafte Eigenverwaltungsplanung auf-
grund unzutreffender Tatsachen oder einen Pflichtverstoß gegen die Mittei-
lungspflicht (§ 270e Abs. 1 Nr. 1a InsO), eine unvollständige oder mangelhafte 
Buchführung (§ 270e Abs. 1 Nr. 1b InsO) sowie das Erschwernis der Durchsetzung 
von Haftungsansprüchen (§ 270e Abs. 1 Nr. 1c InsO).

Zudem kann die vorläufige Eigenverwaltung aufgehoben werden, wenn Mängel 
der Planung nicht innerhalb der gesetzten Frist behoben werden (§ 270e Abs. 1 
Nr. 2 InsO) oder sich die angestrebte Sanierung als aussichtslos erweist (§ 270e 
Abs. 1 Nr. 3 InsO). 

Gemäß § 270e Abs. 4 ist dem vorläufigen Gläubigerausschuss vor einer Entschei-
dung nach § 270e Abs. 1 Nr. 1 oder 3 InsO die Möglichkeit zur Äußerung zu geben. 
Eine Entscheidung ohne Äußerung des Gläubigerausschusses darf nur unter den 
bereits erläuterten Voraussetzungen des § 270b Abs. 3. S. 3 InsO ergehen.

Da in § 270e Abs. 1 Nr. 4 und 5 InsO geregelt ist, dass die vorläufige Eigenverwal-
tung ferner aufzuheben ist, wenn der vorläufige Sachwalter mit Zustimmung 
des vorläufigen Gläubigerausschusses der vorläufige Gläubigerausschuss oder 
der Schuldner dies beantragt, ist davon auszugehen, dass die in Ziffer 1–3 
genannten Gründe zur Aufhebung von Amts wegen führen.13 

Auch ein einzelner Insolvenzgläubiger oder absonderungsberechtigter Gläubiger 
kann gemäß § 270e Abs. 2 InsO die Aufhebung der vorläufigen Eigenverwaltung 
beantragen. In diesem Fall ist der Antrag aber zu begründen und glaubhaft zu 
machen, dass die Voraussetzungen für eine Eigenverwaltung nicht vorliegen und 
dem beantragenden Gläubiger bei Fortsetzung der vorläufigen Eigenverwaltung 
erhebliche Nachteile drohen. Vor der Aufhebung ist der Schuldner zu hören. 
Gegen die gerichtliche Entscheidung ist das Rechtsmittel der sofortigen 
Beschwerde vorgesehen (§ 270e Abs. 2 S. 3 InsO). 

13	 So auch Braun/Riggert, InsO, § 270e Rn. 3.
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Die Aufhebung der Eigenverwaltung nach Verfahrenseröffnung richtet sich nach 
§ 272 InsO. Die Aufhebungsgründe sind im Wesentlichen identisch mit § 270e 
InsO. Hinzu kommt gemäß § 272 Abs. 1 Nr. 3 InsO nur die Möglichkeit, dass die 
Gläubigerversammlung mit der in § 76 Abs. 2 InsO genannten Mehrheit die Auf-
hebung der Eigenverwaltung beantragen kann.

Zusammengefasst besteht nunmehr eine größere Regelungsdichte, insbeson-
dere was die Vorschriften zur Anordnung und Aufhebung der vorläufigen Eigen-
verwaltung angeht. Teilweise sind die Vorschriften sowohl in der Formulierung 
als auch in der Auswirkung auf die Praxis verbesserungsfähig. Es bleibt abzuwar-
ten, wie sich die Normen in der Rechtsanwendung als tauglich erweisen.

Insbesondere die gestiegenen Anforderungen an die Vorlage von Unterlagen 
und der zu erstellende Finanzplan werden bei kleineren Verfahren dazu führen, 
den Zugang zum Eigenverwaltungsverfahren zu erschweren. Ursache werden 
nicht zuletzt die mit den gestiegenen Voraussetzungen einhergehenden steigen-
den Beraterkosten sein, die ein Eigenverwaltungsverfahren dann nur unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich machen.14

Rechtsanwalt Dr. Jürgen Erbe, MBA, Fachanwalt für Insolvenz-
recht, leitet den Standort von Schultze & Braun in Mannheim. 
Den Schwerpunkt seiner Tätigkeit bilden dabei die Übernah-
men des Amtes als (vorläufiger) Insolvenzverwalter als auch als 
(vorläufiger) Sachwalter in Eigenverwaltungsverfahren sowie 
die Beratung der Geschäftsführung in Eigenverwaltungsver-
fahren. Herr Dr. Erbe wird regelmäßig an den Gerichten Mann-
heim, Heidelberg, Darmstadt, Ludwigshafen, Aschaffenburg 
und Worms zum Insolvenzverwalter bestellt.
E-Mail: JErbe@schultze-braun.de

Christoph Wehr begleitet bei Schultze & Braun seit 2014 vom 
Standort Berlin aus Unternehmen in Schwierigkeiten, mit 
Schwerpunkt auf betriebswirtschaftlicher Beratung. Er plant 
und setzt Sanierungskonzepte um, vorinsolvenzlich und ggf. im 
Rahmen von Eigenverwaltungsverfahren. Zuvor war er im Be-
teiligungsmanagement (Venture Capital) sowie als Verkaufslei-
ter für mehrere Standorte eines filialisierten Einzelhändlers tä-
tig.
E-Mail: CWehr@schultze-braun.de

14	 Vgl. hierzu auch Erbe, NZI 2021, S. 753 ff.
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Immobilienwirtschaft: Die CO2-Debatte als 
disruptives Ereignis

Von Dipl.-Betriebswirt Christian Alpers, zertifizierter Wertermittler für Immobilien 
(IHK), Partner bei der Falkensteg GmbH, und Rüdiger Bauch, Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Insolvenzrecht

Auch in der Immobilienwirtschaft trifft man immer häufiger auf das Kürzel 
„ESG“. Es steht für: Environmental, Social, Governance. Environmental steht hier-
bei für Umweltbelange, Social für die Sozialverträglichkeit und Governance im 
Sinne von Corporate Governance für die Unternehmensleit- und Führungskultur. 
Gemeint ist damit ein nachhaltiges Investment, welches die Umwelt sowie sozi-
ale Belange berücksichtigt, und dies unter der Maßgabe verantwortungsvoller 
Unternehmensführung. Im Folgenden beziehen sich Ausführungen auf das „E“, 
also auf die Umweltbelange. 

Der Gedanke der Umweltverträglichkeit nimmt in der Investmentplanung einen 
immer wichtigeren Rang ein, verdeutlich wird dies etwa an der klaren Haltung 
des weltweit größten Finanzdienstleisters BlackRock. CEO Larry Fink schrieb in 
diesem Jahr, dass Nachhaltigkeit ein zentraler Standard für künftige Investments 
sein wird.1 Das Kriterium Environment ist kein Zusatzkriterium mehr, sondern ein 
wirtschaftlicher Faktor – und dies betrifft auch die Immobilienwirtschaft. 

Der Staat ist einer der Akteure, der eine entsprechende Entwicklung vorantreibt, 
weswegen ein kurzer historischer Rückblick unerlässlich ist. Staatliche Interven-
tionen im Bereich der Immobilienwirtschaft haben in Deutschland eine lange 
Tradition. Das zentrale Werkzeug ist hierbei das öffentliche Baurecht, denn ins-
besondere die Neuerrichtung von Bauwerken unterliegt seit jeher umfassenden 
staatlichen Regulierungen. Der Staat hat in der Planungsphase eines Gebäudes 
über das Genehmigungsverfahren eine umfassende Gestaltungs- und Kontroll-
möglichkeit. Dabei lag der Fokus zu Beginn jedoch weniger auf dem Schutz der 
Umwelt als vielmehr auf der reinen Reduktion des Energieverbrauchs und damit 
der geringeren Abhängigkeit von Primärenergieträgern. 

Wegen der Ölpreiskrise im Jahr 1974 trat die erste Fassung der Wärmeschutzver-
ordnung am 1. November 1977 in Kraft. Diese schrieb die Ausführung eines bauli-
chen Wärmeschutzes bei der Errichtung von Gebäuden mit dem Ziel der Reduzie-
rung des Energieverbrauchs vor. Diese Verordnung war ein Novum, denn sie war 
die erste bundesweit verbindliche Verordnung zur Festlegung eines energeti-
schen baurechtlichen Standards. Diese magische Grenze des Jahres 1977 ist bis 
heute relevant, weil für vor 1977 errichtete und seitdem unsanierte Gebäude nur 
ein Bedarfsausweis als Energieausweis erstellt werden darf. 

Die Wärmeschutzverordnung wurde mehrfach modifiziert, d. h. in ihren Anfor-
derungen verschärft und an neuere technische Standards angepasst. So stammt 

1	  https://www.blackrock.com/ch/privatanleger/de/larry-fink-ceo-letter.
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die zweite Wärmeschutzverordnung aus dem Jahr 1984, die dritte aus dem Jahr 
1995. Schließlich wurde am 1. November 2020 das Gebäudeenergiegesetz einge-
führt. Am 1. Februar 2002 wurde die Wärmeschutzverordnung in ihrer letzten 
Form durch die Energieeinsparverordnung abgelöst. Die Energieeinsparverord-
nung hat auch Elemente der Heizungsanlagenverordnung übernommen, die 
1978 in Kraft getreten war und bis zur letzten Fassung im Jahr 1998 mehrfach 
bearbeitet worden war.

Schließlich kam im Jahr 2009 das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz hinzu. 
Mit diesem Gesetz legte der Gesetzgeber erstmals eine Nutzungsflicht von 
erneuerbaren Energien für neu errichtete Gebäude fest, wodurch die Abhängig-
keit von externen Energieträgern weiter reduziert, aber auch der Umstieg auf 
erneuerbare Energien vorangetrieben werden sollte. Diese Gesetze und Verord-
nungen wurden schließlich im Jahr 2020 mit dem Gebäudeenergiegesetz ver-
bunden, wodurch der Bund die gesetzlichen Grundlagen zur energetischen 
Gestaltung von Gebäuden zusammengeführt hat. Dieses hat aber auch Neue-
rungen mit sich gebracht, wozu das weitgehende Verbot des Einbaus von Ölhei-
zungen ab dem Jahr 2026 zählt. 

Seit den 1970er-Jahren hat der Bundesgesetzgeber also konsequent und kontinu-
ierlich an den energetischen Standards im Immobilienbereich gearbeitet, auch in 
Zukunft wird regelmäßig nachjustiert und auf den technischen Fortschritt einge-
gangen werden müssen. Im Ergebnis kann man dennoch feststellen, dass die 
gesetzlichen Eingriffe ihre Funktion erfüllt haben. Trotz des Umstands, dass seit 
1977 mehr als 1,75 Milliarden m2 an Wohnfläche errichtet wurden, konnte der Ver-
brauch an Endenergie für Beheizung und Warmwassererzeugung bis 2018 um 
10 % verringert werden.2 Die Entkopplung der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der Energieeffizienz wurden erreicht. 

In der aktuellen Diskussion zeigt sich, dass dies alles nur erste Schritte waren und 
mit einer massiven Verschärfung von Vorschriften gerechnet werden muss, denn 
es besteht dringender Handlungsbedarf, will man einen umfassenden Klima-
schutz gewährleisten. Der Klimaschutzplan der deutschen Bundesregierung, 
abgeleitet aus dem Pariser Klimaabkommen, sieht bislang vor, dass Gewerbeim-
mobilien bis zum Jahr 2050 klimaneutral sein sollen. 

Die Maßnahmen müssen noch weitreichender werden, denn jüngst wurde durch 
das Bundesverfassungsgericht das im Bund verabschiedete Klimaschutzgesetz 
als nicht hinreichend ambitioniert angesehen. Es stellte eine Veranlassung der 
Bundesregierung zum hinreichenden Klimaschutz fest, da ein Nichthandeln hier 
einen Eingriff in die Freiheit künftiger Generationen darstelle. Die Bundesregie-
rung ist zwischenzeitlich aktiv geworden. Hinzukommen soll hier entweder eine 
unmittelbare CO2-Bepreisung, jedenfalls aber ein erheblicher Kostenaufschlag 
auf den Energieverbrauch (CO2-Aufschlag). Eine Gesetzesvorlage liegt noch nicht 
vor. Sicher ist aber, dass mit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
24. März 2021 und der politischen Aufarbeitung der „Jahrhundertflut“ im Juli 
2021 erhebliche Änderungen folgen werden. 

2	  Holm/Gertis, „40 Jahre Wärmeschutzverordnung“ in Fouad, Bauphysik-Kalender 2019, S. 3 (13).
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Gewinn, Rendite, Wachstum – lange Zeit richtete die Immobilienwirtschaft ihr 
Handeln nahezu ausschließlich an ökonomischen Kriterien aus. Ebenso wie es in 
nahezu allen Wirtschaftsbereichen viele Jahre üblich gewesen war. Die Güte 
eines Investments bemaß sich vor allem am monetären Ertrag. So einfach ist es 
heute nicht mehr. Neben ökonomischen Faktoren gewinnen zunehmend auch 
ökologische sowie soziokulturelle Kriterien an Bedeutung. Als Treiber wirkt dabei 
insbesondere der Klimawandel. Hitzewellen, Naturkatastrophen sowie ein stei-
gender Meeresspiegel erzwingen ein Umdenken auf allen Ebenen der Gesell-
schaft. Auch in der Immobilienwirtschaft. Die Bundesregierung hat – im Einklang 
mit entsprechenden Vereinbarungen auf EU-Ebene – ein ehrgeiziges Ziel formu-
liert: Bis zum Jahr 2045 soll Deutschland klimaneutral sein. Das macht eine 
schnelle Transformation nahezu aller Lebensbereiche nötig. Eine Schlüsselrolle 
kommt dabei der Immobilienwirtschaft zu. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie hatte im Juni 2021 mitgeteilt, dass Gebäude in Deutschland 
im Jahr 2020 etwa 120.000,00 Kilotonnen CO2-Emissionen produziert haben.3 
Spätestens im Jahr 2050 soll der Bestand nahezu klimaneutral sein. Möglich wird 
das nur sein, wenn die Nutzung eines wesentlichen Teils der Gebäude einen 
erheblich geringeren Energiebedarf erfordert und zugleich verstärkt erneuerbare 
Energien genutzt werden. 

Das wiederum erfordert eine gewaltige Kraftanstrengung. Energieeffiziente 
Neubauten sind das eine, zum anderen muss der Immobilienbestand saniert 
werden. Bewährte Maßnahmen wie gedämmte Fassaden, optimierte Fenster 
oder auch neue Heizungsanlagen allein werden nicht ausreichen, um die not-
wendige CO2-Einsparung zu erreichen. Gesucht werden neue technische Lösun-
gen, die effizient und wirtschaftlich sind. Zudem muss das Tempo, mit dem 
Bestandsgebäude unter Klimagesichtspunkten modernisiert werden, deutlich 
erhöht werden. Seit Langem werden im bundesweiten Durchschnitt alljährlich 
nur etwa ein Prozent der Häuser und Wohnungen energetisch „fit“ gemacht. 
Dafür geben die Eigentümer viel Geld aus. Zuletzt waren es mehr als 40 Milliar-
den Euro pro Jahr. Das zeigt bereits nennenswerte Erfolge: Im Jahr 2020 war der 
Gebäudesektor für den Ausstoß von 120 Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten ver-
antwortlich. 30 Jahre zuvor waren es noch 210 Millionen Tonnen gewesen.4 

Mit der fortschreitenden Sanierung reduziert sich der Energieverbrauch der 
Immobilien. Gleichzeitig wird immer mehr erneuerbare Energie verwendet. Im 
vergangenen Jahr waren umweltfreundliche Wärmepumpen die wichtigste pri-
märe Energiequelle für Heizungsanlagen. Dennoch bleibt viel zu tun. Denn schon 
2030 soll der Gebäudebereich nur noch einen Ausstoß von 67 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalenten aufweisen. Dies wird mit der aktuellen Sanierungsquote nicht 
möglich sein, vielmehr muss diese auf mindestens 3 % erhöht werden. 

Wenn nicht mehr allein die Rendite über die Vorteilhaftigkeit einer Investition 
entscheidet, sondern auch andere, nachhaltige Kriterien, bedeutet das dann 
zwingend einen Verzicht auf Rendite? Das muss keinesfalls so sein. Im Gegenteil: 
Immobilieninvestoren, die ESG-konform handeln, verbessern die Qualität ihres 

3	  BT-Drucks. 19/30298.
4	  https://www.bmu.de/pressemitteilung/treibhausgasemissionen-sinken-2020-um-87-prozent.
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Portfolios und schaffen damit Perspektiven für höhere Mieterträge. Wer dage-
gen Nachhaltigkeitsaspekte beharrlich ignoriert, muss sowohl mit Umsatz- als 
auch mit Gewinneinbußen rechnen und wird den Anschluss an den Wettbewerb 
verlieren. Warum ist das so? 

Zunächst ein Blick auf die unmittelbaren Kosten. Der Einsatz nachhaltiger Tech-
nologien treibt die Baukosten. Neubauten, die etwa auf Geothermie oder Solar-
energie setzen, sind teurer als Projekte, die auf solche energetischen Maßnah-
men verzichten. Bei Bestandsimmobilien korrelieren die meist ohnehin hohen 
Umrüstungskosten häufig mit dem Zeitpunkt der Maßnahme. Erfolgt etwa der 
Austausch einer Heizungsanlage im Rahmen eines ohnehin anstehenden 
umfangreichen Umbaues, ist er logischerweise preiswerter als während eines 
Nutzungszyklus. 

Abgefedert werden die Kosten für energieeffizientes Bauen und Sanieren durch 
öffentliche Förderungen in Form direkter Zuschüsse oder vergünstigter Kredite, 
etwa von der staatlichen KfW-Bank sowie den Investitionsbanken der Länder. 
Auch der Kapitalmarkt unterstützt nachhaltige Investments. Wer sich über Green 
Bonds oder ESG-linked Loans Finanzmittel verschafft, erhält in vielen Fällen bes-
sere Konditionen. Voraussetzung dafür ist, dass das Geld ausschließlich für nach-
haltige Projekte einsetzt wird (so bei Green Bonds) oder sich der Kreditnehmer 
zur Einhaltung bestimmter Nachhaltigkeitsziele verpflichtet und dann frei ist in 
der Verwendung der Mittel (so bei ESG-linked Loans).

Auf der Kehrseite stehen Immobilien, die diesen Kriterien nicht entsprechen. 
Typischerweise werden Investitionen von Eigentümern verschleppt, denen es an 
Liquidität und Finanzierungswürdigkeit fehlt und die früher oder später zu 
Schuldnern in der Einzelvollstreckung oder der Insolvenz werden. Beispielsweise 
dürfen ab dem Jahr 2026 keine Ölheizungen mehr installiert werden, auch nicht 
als Ersatzanlage. Ein Zwangs- oder Insolvenzverwalter, der eine solche Immobilie 
im Beschlag hat, wird sich in einer problematischen Situation befinden. Wirt-
schaftlich wird in der Regel der erstrangige Grundpfandgläubiger in die Tasche 
greifen und Versäumnisse des Schuldners beheben müssen. 

Aber auch außerhalb der akuten Krise werden ESG-Standards die Fragen von 
(Re-)Finanzierung und Verwertung zumindest mitbestimmen. ESG-nonkonforme 
Immobilien werden sich in den nächsten Jahren zur Belastung entwickeln. Es ist 
daher ratsam, dass sich Finanzierer sehr frühzeitig mit diesen Fragen und Stan-
dards auseinandersetzen. 

Bei der Betrachtung des Ertrags ESG-konformer Investitionen ist zwischen öko-
nomischen und nicht unmittelbar ökonomischen Erträgen zu unterscheiden. 
Wer bei Investitionen in Immobilien stets darauf achtet, welche Wirkung diese 
für Umwelt und Menschen haben, stärkt seine Reputation – in der breiten 
Öffentlichkeit und auch in der eigenen Branche. Das hat keine unmittelbaren 
Folgen für die Liquidität, schafft aber viele Vorteile im Wettbewerb und immer 
häufiger auch auf dem Arbeitsmarkt. Ein solcher Investor muss sich zudem nicht 
vor Sanktionen fürchten, die der Staat zur Erreichung der gesteckten Klimaziele 
möglicherweise ergreifen wird.

Zuschüsse und 
vergünstigte 

Kredite

ESG-Qualität als 
wertstiftender 

Faktor
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Umgekehrt kann die mangelnde Berücksichtigung von ESG-Kriterien folgen-
schwere, langfristige Konsequenzen für ein Immobilienunternehmen haben. 

Das leitet über zu den direkten ökonomischen Effekten ESG-konformer Investiti-
onen. Vor allem (große) institutionelle Investoren orientieren ihre Entscheidun-
gen bereits heute zunehmend an nachhaltigen Kriterien. So haben etwa Versi-
cherungen ein ureigenes Interesse, in ökologisch vorteilhafte Objekte zu 
investieren. Denn so können sie den schadenverursachenden Auswirkungen des 
Klimawandels mit immer extremeren Wetterphänomenen entgegenwirken. 
Börsennotierte Unternehmen müssen Nachhaltigkeitsberichte erstellen und sich 
kritischen Fragen ihrer eigenen Kapitalgeber und Finanzierer stellen. Für die 
Immobilienwirtschaft bedeutet das: Die ESG-Qualität eines Objektes wird zu 
einem Marktwert beeinflussenden Faktor. Solange das Angebot an nachweislich 
nachhaltigen Immobilien gering ist, wird die steigende Nachfrage den Preis für 
entsprechende Objekte treiben. Mit steigendem Angebot werden ESG-konforme 
Immobilien mit der Zeit zum Marktstandard werden. Das bremst die Aussicht 
auf weitere Preissteigerungen.

Auf der anderen Seite droht nicht nachhaltigen Immobilien ein sich beschleuni-
gender Wertverfall, weil die Nachfrage nach solchen Gebäuden in Zukunft 
immer häufiger ausbleiben wird, möglicherweise scheitert schon die Frage der 
Fremdfinanzierung am Nichterreichen zukünftiger Standards. In einer Befragung 
des Immobilienberatungsunternehmens JLL unter Finanzierungsexperten gaben 
14 % der Teilnehmer an, Nachhaltigkeit nehme schon heute „großen“ Einfluss 
auf den Marktwert von Immobilien. Rund ein Drittel ging zumindest von einer 
„mittleren“ Bedeutung aus.5 

Auch die Höhe der erzielbaren Nettokaltmieten steht in engem Zusammenhang 
mit der ESG-Qualität einer Immobilie. Wer ein Gebäude energetisch saniert, 
schafft qualitativ hochwertigen Wohnraum für neue, häufig einkommensstär-
kere Zielgruppen. Bei Neuvermietungen wird der Eigentümer eine deutlich 
höhere Kaltmiete erzielen können als vor der Sanierung. Bestandsmieter kann er 
an der Aufwertung ihrer Wohnung beteiligen, indem er acht Prozent der Sanie-
rungskosten per annum auf die Jahresmiete aufschlägt. Allerdings darf die Miete 
infolge von Umbauten innerhalb von sechs Jahren nur um drei Euro je Quadrat-
meter und Monat erhöht werden. Mieter und deren Interessenverbände reagie-
ren häufig sehr sensibel, wenn vor allem große Wohnungsunternehmen energe-
tische Sanierungsmaßnahmen durchführen und einen Teil der Kosten im 
gesetzlichen Rahmen auf die Mieten umlegen. Das zeigt, in welch vielschichti-
gem Spannungsfeld sich die Immobilienwirtschaft bewegt: Auf der einen Seite 
muss der umfangreiche klimaschonende Umbau finanziert werden, andererseits 
ist bezahlbares Wohnen ein hohes soziales Gut. 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hat in einem For-
schungsprojekt festgestellt, dass Wohnungsunternehmen Bestandsmietern 
nach Sanierungen eine niedrigere Kaltmiete berechnen als Neumietern – eine 
Folge der gesetzlichen Deckelung. Vollständig wird das Bild für alle Beteiligten 

5	  https://www.jll.de/de/trends-and-insights/investoren/esg-kriterien-in-der-immobilienfinanzierung.
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jedoch erst, wenn auch die Betriebskosten in die Betrachtung miteinbezogen 
werden. Denn für die Mieter ist letztlich entscheidend, wie hoch die mit der 
Wohnung verbundene Gesamtbelastung ist, also wie viel Warmmiete sie zu zah-
len haben. Die energetische Sanierung, und hier insbesondere die Nutzung 
erneuerbarer Energien, reduziert die Betriebskosten. Diese Ersparnis ist jedoch 
meist nicht so hoch, dass sie die zeitgleich erfolgte Erhöhung der Kaltmiete aus-
gleicht. Warmmietenneutralität, so stellt das BBSR in seiner Untersuchung fest, 
lasse sich nur in Ausnahmefällen erreichen.

Kapitalsammelstellen müssen den Nachweis erbringen, dass sich ESG-konforme 
Investitionen in Immobilien rechnen. Aus ihrer Sicht ist der mögliche Aufschlag 
bei der Kaltmiete zunächst möglicherweise nicht hoch genug, um eine energeti-
sche Sanierung zu rechtfertigen. So kommt eine Studie der Technischen Univer-
sität Darmstadt zu dem Ergebnis: „Investitionen in energetische Gebäudesanie-
rung bringen für Vermieter unterdurchschnittliche Renditen.“6 Andere 
Untersuchungen, etwa von der Deutschen Energie-Agentur (dena),7 lassen die 
Frage der Wirtschaftlichkeit bewusst offen, da die Beantwortung nach ihrer 
Ansicht häufig von regional unterschiedlichen Faktoren abhängig ist.

Allerdings gilt es auch, den Zeitfaktor zu berücksichtigen. Auf längere Sicht wer-
den aus Investorenperspektive die Erträge die Kosten deutlich übersteigen. Denn 
ausbleibende energetische Sanierungen machen einen Wertverlust der Immobi-
lie wahrscheinlich und haben schlimmstenfalls Leerstand zur Folge.

Ist die Transformation zu einer nachhaltigkeitsorientierten Ausrichtung nun 
eher Fluch oder Segen für die Immobilienwirtschaft? In dieser Form stellt sich die 
Frage gar nicht. Die ESG-Bewertung ist längst in der institutionellen Investment-
szene angekommen und gilt als globaler Megatrend. Sie stellt branchenübergrei-
fend neue Spielregeln auf. Ohne Nachweis der ESG-Tauglichkeit gehen Investo-
ren Risiken ein, die sich langfristig negativ auswirken werden. Deshalb ist es für 
Immobilienunternehmen alternativlos, Nachhaltigkeitsgesichtspunkte in ihr 
Geschäftsmodell aufzunehmen. Dies nicht zuletzt, weil die Finanzierung für 
„grüne Unternehmen“ vergleichsweise günstiger und einfacher werden wird. 

Kurzum: Die Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien ergänzt die finanzielle Per-
formance und wird zu einem marktprägenden Wettbewerbsfaktor. Allerdings – 
und hier hat die Branche Nachholbedarf – gilt es, verbindliche Standards insbe-
sondere zu den Themen Soziales und Governance zu bestimmen, nur diese 
schaffen Transparenz und ermöglichen Vergleichbarkeit.  

Angesichts der Größenordnung des Energieverbrauchs im Bereich von Gewerbe, 
aber auch Wohnimmobilien wird klar, dass die aus Klimaschutzgründen 
gewünschte CO2-Neutralität nur erreicht werden kann, wenn die Immobilien-
wirtschaft einen massiven Beitrag dazu leistet. 

6	 https://www.real-estate.bwl.tu-darmstadt.de/media/bwl9/dateien/arbeitspapiere/Energetische_Gebauudesanierung_in_
Deutschland_Teil_2_2.pdf.

7	  https://www.dena.de/fileadmin/dena/Publikationen/PDFs/2019/dena-GEBAEUDEREPORT_KOMPAKT_2019.pdf.
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Aufgrund der Vielzahl von Bestandsimmobilien ist abzusehen, dass der Gesetz-
geber nicht umhinkommen wird, über Vorschriften hinsichtlich des Neubaus von 
Gebäuden hinaus auch verpflichtend dahin zu wirken, Bestandsimmobilien ener-
getisch zu sanieren. Die bisherige Taktik, Eigentümer über Fördermaßnahmen 
zur freiwilligen Sanierung zu bewegen, ist zwar vielfach erfolgreich, aber wie 
etwa das bereits erwähnte Einbauverbot für Ölheizungen ab 2026 zeigt, will der 
Gesetzgeber die Modernisierung von Altgebäuden noch stärker vorantreiben. 
Denn zwei Drittel der 19 Millionen Wohngebäude wurden vor 1979 errichtet, also 
bevor die erste Wärmeschutzverordnung in Kraft trat. Davon sind nach einer 
Untersuchung des Instituts für Wohnen und Umwelt bislang erst 25 bis 30 % 
modernisiert.8 Dies ist nicht ausreichend und es ist zu erwarten, dass der regula-
torische Druck zur Immobiliensanierung deshalb anwachsen wird.

Bei allen (künftigen) gesetzlichen Verpflichtungen sollte nicht außer Acht gelas-
sen werden, dass deren Umsetzung für die Verpflichteten überhaupt umsetzbar 
ist. Neben dem Umstand, dass viele Privatpersonen ihre Altersvorsorge durch 
Immobilienerwerb gesichert haben und die energetische Sanierung eine erhebli-
che finanzielle Belastung darstellt, gibt es auch praktische Probleme. Abgesehen 
von der Entwicklung der Baupreise in den letzten Jahren stellt sich auch ver-
schärft die Frage der reinen Verfügbarkeit von Baustoffen und Bauunternehmen. 
Schon jetzt herrscht Knappheit an beidem; es ist daher die Frage zu stellen, wie 
in Deutschland, aber auch in den anderen europäischen Staaten die gewünsch-
ten Maßnahmen überhaupt faktisch umgesetzt werden können.

Christian Alpers leitet den Bereich Real Estate bei Falkensteg. 
FalkenSteg ist eine partnergeführte Restrukturierungs-, Corpo-
rate Finance- und Real Estate-Beratung mit Standorten in 
Düsseldorf, Frankfurt am Main und München. Der Bereich Real 
Estate ist spezialisiert auf das Management  und die Veräuße-
rung von Immobilien in Sondersituationen.
E-Mail: Christian.alpers@falkensteg.com

Rechtsanwalt Rüdiger Bauch leitet die Insolvenzverwaltung an 
den Standorten Braunschweig, Halle, Leipzig und Magdeburg 
von Schultze & Braun. Seit 1998 wird er als Gutachter, Insolvenz
verwalter, Sachwalter und Zwangsverwalter – überwiegend 
von Gerichten in Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und 
Niedersachsen – bestellt. Er ist Vorsitzender des Fachausschusses 
„Insolvenzrecht“ der Rechtsanwaltskammer des Landes Sachsen-
Anhalt.
E-Mail: RBauch@schubra.de

8	 Institut Wohnen und Umwelt, „Datenbasis Gebäudebestand“, Darmstadt 2010. https://www.iwu.de/publikationen/fachinfor-
mationen/gebaeudetypologie/.
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Insolvenzstatistiken

Von Volker Böhm, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenzrecht

Trotz aller Widrigkeiten hat die deutsche Wirtschaft im Jahr 2021 gegenüber dem 
Lockdown-Jahr 2020 wieder an Fahrt aufgenommen. Das Bruttoinlandsprodukt 
hat im 2. Quartal 2021 um fast 10 % gegenüber dem Vorjahresquartal zugelegt.1 
Ausweislich des ifo-Geschäftsklimaindex erhielt die Wirtschaft jedoch im Spät-
sommer 2021 einen Dämpfer. So war im September 2021 der dritte Rückgang die-
ses Stimmungsbarometers der deutschen Wirtschaft in Folge zu verzeichnen. Als 
Ursache hierfür machte das ifo Institut insbesondere die Lieferengpässe bei Roh-
stoffen und Vorprodukten, wie diese sehr ausgeprägt im Halbleiterbereich zu 
beobachten sind, aus und spricht sogar von einer „Flaschenhals-Rezession“.2 

Einen erneuten Rückgang haben auch die Insolvenzzahlen zu verzeichnen. Mit 
nur knapp über 11.000 (11.063) eröffneten Verfahren sank die Gesamtzahl der 
eröffneten Verfahren in 2020 gegenüber dem Vorjahr (2019: 13.530) um 18,23 %. 
Dies markiert den mit Abstand höchsten Rückgang der letzten zehn Jahre, der 
sich bislang immer im einstelligen Prozentbereich bewegte. Und dieser Trend zu 
zweistelligen Rückgangsquoten setzt sich fort – auch im ersten Halbjahr 2021 ist 
ein Minus der Verfahren von 14,08 % im Vergleich zum 1. Halbjahr 2020 zu ver-
zeichnen, obwohl die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht für von der COVID-
19-Pandemie betroffene Unternehmen am 30. April 2020 endete. 

Im Sommer 2021 verursachten in einigen Regionen Deutschlands Hochwasser- 
und Starkregenereignisse enorme wirtschaftliche Schäden. Nur wenige Monate 
nach dem Ende der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht für COVID-19-
geschädigte Unternehmen wurde erneut die Insolvenzantragspflicht für solche 
Unternehmen ausgesetzt, die von der Flut betroffen waren. Für die hierdurch 
entstandenen Schäden in Milliardenhöhe wurden außerdem abermals staatliche 
Hilfen ausgeschüttet. Auch diese Ereignisse haben daher nicht zu einem unmit-
telbaren Anstieg der Insolvenzen geführt.

Die Eröffnungsquote liegt bundesweit mit 69,84 % im Jahr 2020 deutlich unter 
dem Wert des Vorjahres (2019: 72,36 %). Stark erhöht hat sich hingegen die Höhe 
der von Insolvenzverfahren betroffenen Gläubigerforderungen: Im Jahr 2020 
standen pro Insolvenzantragsverfahren durchschnittlich Forderungen von 2,770 
Millionen Euro im Feuer, im Jahr 2019 sind es nur 1,199 Millionen Euro gewesen. 
Auch im ersten Halbjahr 2021 bleibt diese Zahl mit 2,607 Millionen Euro ver-
gleichsweise hoch. Die Gesamtsumme der angemeldeten Forderungen hat sich 
im Jahr 2020 gegenüber dem Vorjahr nahezu verdoppelt, von 22.416.472,00 Euro 
im Jahr 2019 auf 43.873.554,00 Euro. Der Trend, dass von weniger Insolvenzver-
fahren höhere Gläubigerforderungen betroffen sind, setzt sich also fort. 

1	 Übersicht „Entwicklung des Bruttoinlandprodukts“ vom 24.8.2021, abgerufen unter: www.dashbord-deutschland.de #/Themen/
Konjunktur_Wirtschaft?DB=Volkswirtschaft.

2	 „Industrie belastet ifo Geschäftsklimaindex (September 2021)“, abgerufen unter: www.ifo.de/Umfrage/ifo-geschaeftsklimaindex. 

http://www.dashbord-deutschland.de
http://www.ifo.de/Umfrage/ifo-geschaeftsklimaindex
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Gegenläufig zu der Zahl der Gesamtinsolvenzen hat sich die Anzahl der Eigenver-
waltungsverfahren stark nach oben entwickelt. Hier ist bundesweit mit 266 Ver-
fahren ein Zuwachs gegenüber dem Vorjahr (2019: 217) von 22,58 % zu verzeichnen. 
Besonders stark zugelegt hat dabei die Anzahl der Schutzschirmverfahren, die 
von 16 im Jahr 2019 auf 58 im Jahr 2020 angewachsen ist. Der Anteil der Eigen-
verwaltungs- und Schutzschirmverfahren an den Gesamtverfahren hat sich 
demzufolge im Jahr 2020 erheblich gesteigert. Er beträgt nunmehr 2,4 %, was 
einen deutlichen Anstieg gegenüber den 1,6 % aus 2019 darstellt. Bezogen auf 
die größeren Verfahren dürfte der Marktanteil der Eigenverwaltungsverfahren 
beträchtlich sein.

Bei der regionalen Verteilung der Verfahren auf die Insolvenzgerichte ergeben 
sich nur wenige Veränderungen. Wie jedes Jahr werden die mit Abstand meisten 
Verfahren bei dem Insolvenzgericht Berlin geführt. Im Vergleich zum Vorjahr 
haben dahinter Köln und München die Plätze 2 und 3 getauscht. Frankfurt hat 
einen Sprung von Platz 11 auf Rang 5 absolviert, während Nürnberg von Rang 10 
auf Rang 15 zurückgefallen ist. Herausgefallen aus den TOP 20 des Jahres 2020 ist 
das Insolvenzgericht Bonn, neu dazugekommen ist dafür das Gericht in Hannover, 
das jedoch nur etwas mehr als 1/5 der Berliner Verfahrenszahlen aufweisen kann. 
Unter dem Strich ergibt sich, dass 11 % der deutschen Insolvenzgerichte zustän-
dig sind für 40 % der eröffneten Verfahren. 

Auch das abschließende Ranking der zehn meistbestellten Verwalterkanzleien 
zeigt nur sehr wenig Veränderungen gegenüber dem Vorjahr. Die ersten vier 
Plätze bleiben gleich, die auf Platz 5, 6 und 7 geführten Kanzleien tauschen den 
Rang. Der Anteil der gesamten in Deutschland eröffneten Insolvenzverfahren, 
der von den TOP-10-Kanzleien bearbeitet wird, ist nur leicht gestiegen und 
beläuft sich mit 24,03 % auf knapp 1/4 der Gesamtverfahren der juristischen Per-
sonen. Dieser Wert bleibt damit gegenüber den Vorjahren in etwa konstant. 
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Unternehmensinsolvenzen1 Deutschland 2020
Nr. Anzahl der 

Insolvenz-
gerichte

Bundesland Eröffnete 
Verfahren

Mangels 
Masse 

abgelehnte 
Verfahren

Gesamt Eröffnungs-
quote in %

Angemeldete 
Forderungen 
in 1.000 Euro

Höhe pro 
Antrag in 

1.000 Euro

1 24 Baden-Württemberg 1.134 590 1.724 65,78 2.027.162 1.176
2 29 Bayern 1.534 638 2.172 70,63 19.307.877 8.889
3 1 Berlin 785 448 1.233 63,67 652.741 529
4 4 Brandenburg 232 96 328 70,73 182.240 556
5 2 Bremen 161 63 224 71,88 490.870 2.191
6 1 Hamburg 452 109 561 80,57 841.969 1.501
7 18 Hessen 829 436 1.265 65,53 7.273.574 5.750
8 4 Meckl.-Vorpommern 164 37 201 81,59 213.685 1.063
9 33 Niedersachsen 924 351 1.275 72,47 2.712.897 2.128
10 19 Nordrhein-Westfalen 3.025 1.328 4.353 69,49 7.943.349 1.825
11 22 Rheinland-Pfalz 449 173 622 72,19 505.627 813
12 1 Saarland 138 70 208 66,35 215.738 1.037
13 3 Sachsen 437 132 569 76,80 531.800 935
14 4 Sachsen-Anhalt 236 117 353 66,86 132.320 375
15 13 Schleswig-Holstein 423 111 534 79,21 563.458 1.055
16 4 Thüringen 140 79 219 63,93 278.247 1.271

182 Summe: 11.063 4.778 15.841 69,84 43.873.554 2.770

Unternehmensinsolvenzen1 Deutschland 1. Halbjahr 2021
Nr. Anzahl der 

Insolvenz-
gerichte

Bundesland Eröffnete 
Verfahren

Mangels 
Masse 

abgelehnte 
Verfahren

Gesamt Eröffnungs-
quote in %

Angemeldete 
Forderungen 
in 1.000 Euro

Höhe pro 
Antrag in 

1.000 Euro

1 24 Baden-Württemberg 574 274 848 67,69 821.252 968
2 29 Bayern 675 272 947 71,28 744.946 787
3 1 Berlin  426  214 640 66,56 327.436 512
4 4 Brandenburg  98  30 128 76,56 39.020 305
5 2 Bremen 50 11 61 81,97 3.766.866 61.752
6 1 Hamburg 335 12 347 96,54 48.180 139
7 18 Hessen 359 202 561 63,99 8.263.872 14.731
8 4 Meckl.-Vorpommern 88 12 100 88,00 195.029 1.950
9 33 Niedersachsen 400 166 566 70,67 551.076 974
10 19 Nordrhein-Westfalen 1.485 626 2.111 70,35 4.305.081 2.039
11 22 Rheinland-Pfalz 202 76 278 72,66 451.672 1.625
12 1 Saarland 64 26 115 55,65 16.572 144
13 3 Sachsen 197  56 253 77,87 107.700 426
14 4 Sachsen-Anhalt 94 42 136 69,12 70.305 517
15 13 Schleswig-Holstein 457 10 467 97,86 92.420 198
16 4 Thüringen 79 27 106 74,53 116.996 1.104

182 Summe: 5.583 2.056 7.639 73,09 19.918.423 2.607

1	 Einschließlich Einzelunternehmer und freie Berufe.
Quelle: Amtliche Statistik des Bundes und der Länder (Statistisches Bundesamt; Statistische Landesämter).
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Eröffnete Unternehmensinsolvenzen1 Deutschland 2011–2020 
Anzahl 

Insolvenz-
gerichte

Bundesland 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

24 Baden-Württemberg 1.537 1.481 1.417 1.256 1.272 1.122 1.221 1.329 1.287 1.134
29 Bayern 2.436 2.364 2.239 2.174 2.341 1.932 1.867 1.764 1.923 1.534

1 Berlin 911 881 811 817 916 924 842 896 896 785
4 Brandenburg 497 446 444 440 363 404 334 319 307 232
2 Bremen 180 163 165 198 179 107 113 168 111 161
1 Hamburg 609 626 839 870 640 735 584 536 596 452

18 Hessen 1.209 1.103 1.148 977 967 931 935 916 905 829
4 Meckl.-Vorpommern 344 284 251 238 258 245 189 203 189 164

33 Niedersachsen 1.802 1.740 1.602 1.559 1.363 1.379 1.273 1.185 1.049 924
19 Nordrhein-Westfalen 8.567 8.275 6.871 5.993 5.485 4.982 4.249 4.038 3.925 3.025
22 Rheinland-Pfalz 945 836 804 678 650 565 535 509 517 449

1 Saarland 308 240 254 222 211 219 168 201 205 138
3 Sachsen 1.206 1.077 967 856 786 836 732 644 525 437
4 Sachsen-Anhalt 579 480 525 434 427 369 359 334 312 236

13 Schleswig-Holstein 2.092 913 798 809 842 797 715 614 615 423
4 Thüringen 364 399 339 318 279 241 231 251 168 140

182 Summe 23.586 21.308 19.474 17.839 16.979 15.788 14.347 13.907 13.530 11.063

1	 Einschließlich Einzelunternehmer und freie Berufe.
Quelle: Amtliche Statistik des Bundes und der Länder (Statistisches Bundesamt; Statistische Landesämter).
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Eröffnete IN-Verfahren Deutschland 2020
1. Sortiert nach Insolvenzgerichten A–Z

Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Aachen 255 86 169
Aalen 85 21 64
Alzey 21 4 17
Amberg 72 25 47
Ansbach 51 16 35
Arnsberg 94 34 60
Aschaffenburg 92 31 61
Augsburg 179 51 128
Aurich 60 15 45
Bad Hersfeld 18 2 16
Bad Homburg v. d. H. 43 19 24
Bad Kreuznach 73 19 54
Bad Neuenahr-Ahrweiler 45 6 39
Baden-Baden 72 25 47
Bamberg 63 23 40
Bayreuth 49 15 34
Berlin 1.219 554 665
Bersenbrück 31 10 21
Betzdorf 24 8 16
Bielefeld 310 119 191
Bingen/Rh. 32 13 19
Bitburg 19 3 16
Bochum 240 74 166
Bonn 232 76 156
Braunschweig 99 37 62
Bremen 228 138 90
Bremerhaven 35 15 20
Bückeburg 26 10 16
Celle 54 17 37
Chemnitz 322 66 256
Cloppenburg 45 11 34
Coburg 73 18 55
Cochem 16 6 10
Cottbus 123 32 91
Crailsheim 16 2 14
Cuxhaven 70 30 40
Darmstadt 270 110 160
Deggendorf 25 9 16
Delmenhorst 56 25 31
Dessau 69 16 53
Detmold 87 39 48
Dortmund 336 110 226
Dresden 255 73 182
Duisburg 354 136 218
Düsseldorf 378 192 186
Erfurt 124 22 102
Eschwege 12 3 9
Essen 388 169 219
Esslingen 129 56 73
Eutin 45 9 36
Flensburg 86 25 61
Frankfurt/M. 391 172 219
Frankfurt/O. 118 40 78
Freiburg 127 40 87
Friedberg 74 19 55
Fritzlar 32 4 28
Fulda 42 21 21
Fürth (Bay.) 133 40 93
Gera 104 27 77
Gießen 61 18 43

Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Gifhorn 68 22 46
Göppingen 79 29 50
Goslar 22 4 18
Göttingen 91 40 51
Hagen 238 90 148
Halle-Saalkreis 166 55 111
Hamburg 626 287 339
Hameln 79 26 53
Hanau 119 44 75
Hannover 241 92 149
Hechingen 50 10 40
Heidelberg 75 20 55
Heilbronn 202 61 141
Hildesheim 50 20 30
Hof 54 11 43
Holzminden 22 8 14
Husum 24 3 21
Idar-Oberstein 34 8 26
Ingolstadt 104 40 64
Itzehoe 26 10 16
Kaiserslautern 58 11 47
Karlsruhe 171 66 105
Kassel 86 22 64
Kempten 112 36 76
Kiel 81 22 59
Kleve 131 47 84
Koblenz 68 17 51
Köln 675 263 412
Königstein 32 12 20
Konstanz 78 21 57
Korbach 18 2 16
Krefeld 114 40 74
Landau (i. d. Pf.) 66 14 52
Landshut 160 42 118
Leer 44 10 34
Leipzig 300 71 229
Limburg 36 9 27
Lingen 20 2 18
Lörrach 42 19 23
Lübeck 78 16 62
Ludwigsburg 121 33 88
Ludwigshafen/Rh. 116 29 87
Lüneburg 98 38 60
Magdeburg 147 46 101
Mainz 77 24 53
Mannheim 174 59 115
Marburg 46 11 35
Mayen 44 9 35
Meiningen 87 25 62
Meldorf 49 11 38
Memmingen 33 9 24
Meppen 60 31 29
Mönchengladbach 164 60 104
Montabaur 76 19 57
Mosbach 48 16 32
Mühldorf (a. Inn) 48 8 40
Mühlhausen 50 18 32
München 706 292 414
Münster 324 125 199
Neubrandenburg 60 23 37
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Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Neumünster 120 32 88
Neuruppin 86 22 64
Neustadt/Wstr. 30 10 20
Neu-Ulm 73 17 56
Neuwied 46 10 36
Niebüll 29 10 19
Nordenham 20 10 10
Norderstedt 56 17 39
Nordhorn 27 13 14
Nördlingen 36 12 24
Nürnberg 281 104 177
Offenbach/M. 181 71 110
Offenburg 87 28 59
Oldenburg (Oldb.) 76 20 56
Osnabrück 101 37 64
Osterode 16 5 11
Paderborn 129 39 90
Passau 61 13 48
Pforzheim 82 22 60
Pinneberg 98 39 59
Pirmasens 31 6 25
Potsdam 190 63 127
Ravensburg 93 28 65
Regensburg 106 38 68
Reinbek 71 31 40
Rosenheim 83 23 60
Rostock 85 36 49
Rottweil 83 34 49
Saarbrücken/Sulzbach 212 76 136
Schwarzenbek 56 13 43
Schweinfurt 56 16 40

Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Schwerin 97 24 73
Siegen 81 32 49
Stade 44 16 28
Stendal 49 9 40
Stralsund 78 35 43
Straubing 40 17 23
Stuttgart 316 115 201
Syke 94 28 66
Tostedt 59 18 41
Traunstein 47 11 36
Trier 76 17 59
Tübingen 156 47 109
Uelzen 20 5 15
Ulm 72 27 45
Vechta 37 15 22
Verden 39 14 25
Villingen-Schwenningen 47 13 34
Waldshut-Tiengen 24 4 20
Walsrode 21 6 15
Weiden i. d. OPf. 54 18 36
Weilheim i. OB 75 25 50
Wetzlar 54 21 33
Wiesbaden 146 35 111
Wilhelmshaven 44 11 33
Wittlich 35 7 28
Wolfratshausen 60 23 37
Wolfsburg 38 8 30
Worms 35 10 25
Wuppertal 269 97 172
Würzburg 87 24 63
Zweibrücken 30 9 21
Summe 20.475 7.150 13.325

1 Einschließlich Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit.
Quelle: WBDat Wirtschafts- und Branchendaten GmbH, Köln.

jurist.  Personen	 natürl. Personen

2. Top-20-Insolvenzgerichte

Rang Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 

Personen
Davon natürl. 

Personen
1 Berlin 1219 554 665
2 München 706 292 414
3 Köln 675 263 412
4 Hamburg 626 287 339
5 Frankfurt/M. 391 172 219
6 Essen 388 169 219
7 Düsseldorf 378 192 186
8 Duisburg 354 136 218
9 Dortmund 336 110 226
10 Münster 324 125 199
11 Chemnitz 322 66 256
12 Stuttgart 316 115 201
13 Bielefeld 310 119 191
14 Leipzig 300 71 229
15 Nürnberg 281 104 177
16 Darmstadt 270 110 160
17 Wuppertal 269 97 172
18 Aachen 255 86 169
19 Dresden 255 73 182
20 Hannover 241 92 149

Summe 8.216 3.233 4.983

11 % der Insolvenzgerichte sind zuständig für  
40 % der Verfahren.
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Eröffnete IN-Verfahren Deutschland 1. Halbjahr 2021
1. Sortiert nach Insolvenzgerichten A–Z

Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Aachen 136 33 103
Aalen 46 8 38
Alzey 11 3 8
Amberg 22 8 14
Ansbach 31 9 22
Arnsberg 54 14 40
Aschaffenburg 56 12 44
Augsburg 121 20 101
Aurich 34 4 30
Bad Hersfeld 13 3 10
Bad Homburg v. d. H. 26 9 17
Bad Kreuznach 19 2 17
Bad Neuenahr-Ahrweiler 23 2 21
Baden-Baden 64 18 46
Bamberg 45 9 36
Bayreuth 41 21 20
Berlin 643 247 396
Bersenbrück 11 4 7
Betzdorf 19 2 17
Bielefeld 162 31 131
Bingen/Rh. 18 2 16
Bitburg 24 6 18
Bochum 156 30 126
Bonn 148 32 116
Braunschweig 39 6 33
Bremen 166 90 76
Bremerhaven 18 4 14
Bückeburg 23 3 20
Celle 36 8 28
Chemnitz 162 36 126
Cloppenburg 25 5 20
Coburg 24 5 19
Cochem 5 5
Cottbus 50 11 39
Crailsheim 16 2 14
Cuxhaven 35 11 24
Darmstadt 163 42 121
Deggendorf 17 3 14
Delmenhorst 23 4 19
Dessau 50 10 40
Detmold 41 7 34
Dortmund 224 56 168
Dresden 142 34 108
Duisburg 142 31 111
Düsseldorf 223 86 137
Erfurt 88 20 68
Eschwege 8 2 6
Essen 224 58 166
Esslingen 73 23 50
Eutin 27 10 17
Flensburg 49 16 33
Frankfurt/M. 197 88 109
Frankfurt/O. 52 11 41
Freiburg 77 9 68
Friedberg 39 7 32
Fritzlar 12 2 10
Fulda 10 2 8
Fürth (Bay.) 87 23 64
Gera 66 11 55
Gießen 26 10 16

Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Gifhorn 38 6 32
Göppingen 51 9 42
Goslar 13 2 11
Göttingen 50 7 43
Hagen 113 18 95
Halle-Saalkreis 58 14 44
Hamburg 364 124 240
Hameln 40 9 31
Hanau 57 13 44
Hannover 143 40 103
Hechingen 38 6 32
Heidelberg 51 11 40
Heilbronn 114 23 91
Hildesheim 37 7 30
Hof 30 2 28
Holzminden 7 7
Husum 17 3 14
Idar-Oberstein 17 3 14
Ingolstadt 58 15 43
Itzehoe 15 2 13
Kaiserslautern 59 9 50
Karlsruhe 92 22 70
Kassel 38 8 30
Kempten 64 12 52
Kiel 39 8 31
Kleve 58 14 44
Koblenz 42 10 32
Köln 382 104 278
Königstein 14 1 13
Konstanz 46 9 37
Korbach 10 4 6
Krefeld 60 27 33
Landau (i. d. Pf.) 33 3 30
Landshut 88 17 71
Leer 17 5 12
Leipzig 172 24 148
Limburg 28 12 16
Lingen 17 3 14
Lörrach 27 9 18
Lübeck 42 7 35
Ludwigsburg 85 12 73
Ludwigshafen/Rh. 74 16 58
Lüneburg 39 20 19
Magdeburg 64 14 50
Mainz 30 12 18
Mannheim 112 23 89
Marburg 30 4 26
Mayen 20 1 19
Meiningen 38 12 26
Meldorf 24 3 21
Memmingen 24 3 21
Meppen 42 19 23
Mönchengladbach 105 21 84
Montabaur 53 12 41
Mosbach 26 6 20
Mühldorf (a. Inn) 24 4 20
Mühlhausen 29 8 21
München 374 121 253
Münster 153 44 109
Neubrandenburg 39 15 24
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Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Neumünster 63 22 41
Neuruppin 68 15 53
Neustadt/Wstr. 19 7 12
Neu-Ulm 47 11 36
Neuwied 27 2 25
Niebüll 18 5 13
Nordenham 7 1 6
Norderstedt 25 10 15
Nordhorn 11 5 6
Nördlingen 20 3 17
Nürnberg 152 26 126
Offenbach/M. 91 32 59
Offenburg 52 12 40
Oldenburg (Oldb.) 39 8 31
Osnabrück 63 10 53
Osterode 9 1 8
Paderborn 79 20 59
Passau 32 4 28
Pforzheim 66 14 52
Pinneberg 47 9 38
Pirmasens 17 5 12
Potsdam 98 20 78
Ravensburg 62 6 56
Regensburg 54 14 40
Reinbek 34 12 22
Rosenheim 64 10 54
Rostock 69 17 52
Rottweil 48 9 39
Saarbrücken/Sulzbach 136 37 99
Schwarzenbek 24 6 18
Schweinfurt 32 7 25

Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

Schwerin 52 12 40
Siegen 41 12 29
Stade 14 4 10
Stendal 27 5 22
Stralsund 41 8 33
Straubing 8 5 3
Stuttgart 215 51 164
Syke 52 6 46
Tostedt 31 14 17
Traunstein 26 26
Trier 41 9 32
Tübingen 81 18 63
Uelzen 16 4 12
Ulm 51 12 39
Vechta 14 8 6
Verden 27 11 16
Villingen-Schwenningen 29 8 21
Waldshut-Tiengen 11 3 8
Walsrode 20 9 11
Weiden i. d. OPf. 33 6 27
Weilheim i. OB 30 8 22
Wetzlar 18 6 12
Wiesbaden 56 20 36
Wilhelmshaven 19 7 12
Wittlich 21 5 16
Wolfratshausen 39 9 30
Wolfsburg 19 6 13
Worms 20 7 13
Wuppertal 183 45 138
Würzburg 62 15 47
Zweibrücken 23 5 18
Summe 11.499 2.965 8.534
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Münster
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Hannover

1 Einschließlich Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit.
Quelle: WBDat Wirtschafts- und Branchendaten GmbH, Köln.

2. Top-20-Insolvenzgerichte

Rang Insolvenzgericht Anzahl 
gesamt

Davon jurist.1 
Personen

Davon natürl. 
Personen

1 Berlin 643 247 396
2 Köln 382 104 278
3 München 374 121 253
4 Hamburg 364 124 240
5 Dortmund 224 56 168
6 Essen 224 58 166
7 Düsseldorf 223 86 137
8 Stuttgart 215 51 164
9 Frankfurt/M. 197 88 109
10 Wuppertal 183 45 138
11 Leipzig 172 24 148
12 Bremen 166 90 76
13 Darmstadt 163 42 121
14 Bielefeld 162 31 131
15 Chemnitz 162 36 126
16 Bochum 156 30 126
17 Münster 153 44 109
18 Nürnberg 152 26 126
19 Bonn 148 32 116
20 Hannover 143 40 103

Summe 4.606 1.375 3.231

11 % der Insolvenzgerichte sind zuständig für 
40 % der Verfahren.

jurist.  Personen	 natürl. Personen
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Anzahl der Eigenverwaltungen seit Einführung des ESUG  
im März 2012
ESUG/ 
Eigenverwaltungen

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 1. Hj Gesamt

§ 270a InsO 105 185 216 138 103 185 213 201 208 * 1.554
§ 270b InsO 75 92 42 27 23 21 14 16 58 * 368
Gesamt 180 277 258 165 126 206 227 217 266 119 2.041

Hinweis: Es handelt sich jeweils um Mindestzahlen. Da diese Verfahren von den Gerichten nicht zwingend veröffentlicht werden müssen, sind 
die Zahlen nicht 100%ig abschließend. 

Quelle: www.insolvenz-portal.de
*Änderungen InsO ab 1. Januar 2021: Nur noch reine ESUG-Verfahren werden ausgewertet.

ESUG/Eigenverwaltungen 2012–2020
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Ranking Top-10-Sozietäten 2020
Eröffnete IN-Verfahren Deutschland (ohne Verbraucherinsolvenzen)

Rang Kanzleiname Jurist.1 

Personen
Anteil 

Kanzlei 
(Top 10)  

in %

Anteil 
Kanzlei 

(Dtl.) 
 in %

Anzahl 
bestellter 
Verwalter

Natürl. 
Personen

Anteil 
Kanzlei 
(Top 10)  

in %

Anteil 
Kanzlei 

(Dtl.)  
in %

Anzahl 
bestellter 
Verwalter

Anzahl 
(gesamt)

1 PLUTA Rechtsanwalts-GmbH 364 21,19 5,09 26 376 21,14 2,82 31 740
2 White & Case Insolvenz GbR 235 13,68 3,29 15 171 9,61 1,28 15 406
3 Schultze & Braun 222 12,92 3,10 29 269 15,12 2,02 33 491
4 Görg Rechtsanwälte 182 10,59 2,55 18 203 11,41 1,52 21 385

5 hww hermann wienberg 
wilhelm 155 9,02 2,17 15 153 8,60 1,15 15 308

6 Brinkmann & Partner 136 7,92 1,90 14 234 13,15 1,76 15 370
7 BBL Brockdorff 114 6,64 1,59 10 199 11,19 1,49 13 313
8 AndresPartner 114 6,64 1,59 4 92 5,17 0,69 6 206
9 Dr. Beck & Partner GbR 100 5,82 1,40 6 53 2,98 0,40 6 153

10 Jaffé Rechtsanwälte 
Insolvenzverwalter 96 5,59 1,34 5 29 1,63 0,22 5 125

Summe 1.718 100,00 24,03 142 1.779 100,00 13,35 160 3.497

An-
zahl Deutschland Jurist.1 

Personen 

Anteil 
Top 10  
jurist. 
Pers.

Anteil 
Top 10 in 
% jurist. 

Pers.

Natürl. 
Personen 

Anteil 
Top 10 
natürl. 

Pers.

Anteil 
Top 10       

in % 
natürl. 

Pers.

Anzahl 
gesamt

Anteil 
Top 10         

in %

Anzahl 
bestellter 

Verwal-
ter

Alle Amtsgerichte 7.150 1.718 24,03 13.325 1.779 13,35 20.475 17,08 1.845

Ranking Top-10-Sozietäten 1. Halbjahr 2021
Eröffnete IN-Verfahren Deutschland (ohne Verbraucherinsolvenzen)

Rang Kanzleiname Jurist.1 

Personen
Anteil 

Kanzlei 
(Top 10)  

in %

Anteil 
Kanzlei 

(Dtl.) 
 in %

Anzahl 
bestellter 
Verwalter

Natürl. 
Personen

Anteil 
Kanzlei 
(Top 10)  

in %

Anteil 
Kanzlei 

(Dtl.)  
in %

Anzahl 
bestellter 
Verwalter

Anzahl 
(gesamt)

1 PLUTA Rechtsanwalts-GmbH 105 15,13 3,54 17 243 20,59 2,85 29 348
2 Schultze & Braun 104 14,99 3,51 26 152 12,88 1,78 30 256
3 White & Case Insolvenz GbR 94 13,54 3,17 13 97 8,22 1,14 13 191
4 BBL Brockdorff 82 11,82 2,77 8 109 9,24 1,28 14 191
5 Brinkmann & Partner 63 9,08 2,12 10 111 9,41 1,30 14 174
6 Görg Rechtsanwälte 62 8,93 2,09 16 158 13,39 1,85 22 220

7 hww hermann wienberg 
wilhelm 52 7,49 1,75 10 112 9,49 1,31 15 164

8 Dr. Beck & Partner GbR 46 6,63 1,55 5 47 3,98 0,55 5 93
9 AndresPartner 45 6,48 1,52 5 61 5,17 0,71 6 106

10 SGP Schneider Geiwitz & 
Partner 41 5,91 1,38 12 90 7,63 1,05 10 131

Summe 694 100,00 23,41 122 1.180 100,00 13,83 158 1.874

An-
zahl Deutschland Jurist.1 

Personen 

Anteil 
Top 10  
jurist. 
Pers.

Anteil 
Top 10 in 
% jurist. 

Pers.

Natürl. 
Personen 

Anteil 
Top 10 
natürl. 

Pers.

Anteil 
Top 10       

in % 
natürl. 

Pers.

Anzahl 
gesamt

Anteil 
Top 10         

in %

Anzahl 
bestellter 

Verwal-
ter

182 Alle Amtsgerichte 2.965 984 33,19 8.534 1.096 12,84 11.499 16,30 1.684

1	 Einschließlich Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit.
Quelle: WBDat Wirtschafts- und Branchendaten GmbH, Köln.
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Schultze & Braun Rechtsanwaltsgesellschaft  
für Insolvenzverwaltung mbH

1.	 Achern
Eisenbahnstr. 19–23
77855 Achern
Telefon	 07841 708-0
Telefax	 07841 708-3 01

2.	 Ansbach
Am Galgenrangen 12
91522 Ansbach
Telefon	 0981 487787-17
Telefax	 0981 4816487

3.	 Aschaffenburg
Frohsinnstraße 29
63739 Aschaffenburg
Telefon	 06021 58518-0
Telefax	 06021 58518-110

4.	 Augsburg
Schaezlerstraße 13
86150 Augsburg
Telefon	 0821 508822-0
Telefax	 0821 508822-100

5.	 Berlin
Markgrafenstraße 22
10117 Berlin
Telefon	 030 3083038-2 00
Telefax	 030 3083038-1 11

6.	 Braunschweig
Museumstr. 5
38100 Braunschweig
Telefon	 0531 6128720-0
Telefax	 0531 6128720-100

7.	 Bremen
Domshof 18–20
28195 Bremen
Telefon	 0421 3686-0
Telefax	 0421 3686-100

8.	 Chemnitz
Promenadenstr. 3
09111 Chemnitz
Telefon	 0371 38237-0
Telefax	 0371 38237-10

9.	 Dessau-Roßlau
Stiftstraße 16
06844 Dessau-Roßlau
Telefon	 0340 5210443
Telefax	 0340 5710128

10.	 Dingolfing
Speisemarkt 7
84130 Dingolfing
Telefon	 08731 32690-66
Telefax	 08731 32690-67

11.	 Dresden
Boltenhagener Platz 9
01109 Dresden
Telefon	 0351 88527-0
Telefax	 0351 88527-40

12.	 Erfurt
Barbarossahof 3
99092 Erfurt
Telefon	 0361 5513-0
Telefax	 0361 5513-1 00

13.	 Frankfurt am Main
Olof-Palme-Str. 13
60439 Frankfurt
Telefon	 069 50986-0
Telefax	 069 50986-1 10

14.	 Freiburg im Breisgau
Fischerau 24–26
79098 Freiburg
Telefon	 0761 296732-0
Telefax	 0761 296732-100

15.	 Halle
Kleine Märkerstraße 10
06108 Halle
Telefon	 0345 5200-111
Telefax	 0345 5200-066

16.	 Hamburg
Mittelweg 9
20148 Hamburg 
Telefon	 040 3060457-0

17.	 Hannover
Berliner Allee 7
30175 Hannover
Telefon	 0511 554706-0
Telefax	 0511 554706-99

18.	 Heilbronn
Im Zukunftspark 10
74076 Heilbronn
Telefon	 07131 20565-0
Telefax	 07131 20565-100

19.	 Hof
Pfarr 1
95028 Hof
Telefon	 09281 880-500
Telefax	 09281 880-510

20.	Karlsruhe
Kriegsstraße 113
76135 Karlsruhe
Telefon	 0721 91957-0
Telefax	 0721 91957-11

21.	 Leipzig
Inselstraße 29
04103 Leipzig
Telefon	 0341 26972-0
Telefax	 0341 26972-10

22.	Magdeburg
Bei der Hauptwache 2
39104 Magdeburg
Telefon	 0391 5354-0
Telefax	 0391 5354-100

23.	 Mannheim
N7, 12
68161 Mannheim
Telefon	 0621 480264-0
Telefax	 0621 480264-10

24.	Marburg
Software Center 5a
35037 Marburg
Telefon	 06421 94813-50
Telefax	 06421 94813-60

25.	 München
Elsenheimerstraße 55a
80687 München
Telefon	 089 3300809-0 
Telefax	 089 3300809-99

26.	Nürnberg
Marienbergstr. 94
90411 Nürnberg
Telefon	 0911 60079-0
Telefax	 0911 60079-10

27.	 Rostock
Gerhart-Hauptmann-Straße 24
18055 Rostock
Telefon	 0381 49139-50
Telefax	 0381 49139-77

28.	Rottweil
Neckartal 100
78628 Rottweil 
Telefon	 0741 17464-30 
Telefax	 0741 17464-40

29.	Saarbrücken
Saarbrücker Str. 4
66130 Saarbrücken
Telefon	 0681 87625-0
Telefax	 0681 87625-100

30.	Stuttgart
Paulinenstraße 41
70178 Stuttgart
Telefon	 0711 23889-0
Telefax	 0711 23889-200

31.	 Ulm
Karlstraße 31–33
89073 Ulm
Telefon	 0731 207 93 11-0
Telefax	 0731 207 93 11-99

32.	 Vechta
An der Gräfte 22
49377 Vechta
Telefon	 04441 978862
Telefax	 0421 3686-100

33.	 Würzburg
Augustinerstraße 5
97070 Würzburg
Telefon	 0931 6609983-0
Telefax	 0931 6609983-99
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Januar Februar März April Mai Juni
Neujahr Maifeiertag

Pfingstsonntag

Heilige Drei Könige1 Pfingstmontag

 Int. Frauentag2

Karfreitag

Fronleichnam3

Ostersonntag

Ostermontag

Christi Himmelfahrt

Schulferien 2021/2022: Ferientermine aller Bundesländer in Deutschland1) (Quelle: Kultusministerkonferenz der Länder; Angaben ohne Gewähr).
Land* Weihnachten 21/22 Winter 22 Ostern/Frühjahr 22 Himmelfahrt/Pfingsten 22 Sommer 22 Herbst 22 Weihnachten 22/23
Baden– Württ. (4) 2) 23.12.– 08.01. – 14.04. /19.04.– 23.04. 07.06.– 18.06. 28.07.– 10.09. 31.10. /02.11.– 4.11. 21.12.– 07.01.
Bayern (– ) 24.12.– 08.01. – 28.02.– 04.03. /11.04.– 23.04. 07.06.– 18.06. 01.08.– 12.09. 31.10.– 04.11. 24.12.– 07.01.
Berlin (– ) 24.12.– 31.12. 29.01.– 05.02. 07.03. /11.04.– 23.04. 27.05. /07.06. 07.07.– 19.08. 24.10.– 05.11. 22.12.– 02.01.
Brandenburg (1) 23.12.– 31.12. 31.01.– 05.02. 11.04.– 23.04. – 07.07.– 20.08. 24.10.– 05.11. 22.12.– 03.01.
Bremen (– ) 23.12.– 08.01. 31.01.– 01.02. 04.04.– 19.04. 27.05. /07.06. 14.07.– 24.08. 17.10.– 29.10. 23.12.– 06.01.
Hamburg (– ) 23.12.– 04.01. 28.01. 07.03.– 18.03. 23.05.– 27.05. 07.07.– 17.08. 10.10.– 21.10. 23.12.– 06.01.
Hessen (3) 23.12.– 08.01. – 11.04.– 23.04. – 25.07.– 02.09. 24.10.– 29.10. 22.12.– 07.01.
Meckl.- Vorpom. (–) 22.12.– 31.12. 05.02.– 17.02. /18.02. 11.04.– 20.04. 27.05. /03.06.– 07.06. 04.07.– 13.08. 10.10.– 14.10/01.11.– 02.11. 22.12.– 02.01.
Niedersachsen (– ) 23.12.– 07.01. 31.01.– 01.02. 04.04.– 19.04. 27.05. /07.06. 14.07.– 24.08. 17.10.– 28.10. 23.12.– 06.01.

1) Heilige Drei Könige nur BW,  BY, ST   2)  Internationaler Frauentag nur Berlin  3) Fronleichnam nur BW, BY, HE, NW, RP, SL, Teile SN u. TH
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11. – 13.5.2022
Handelsblatt 
 Jahrestagung 

 Restrukturierung
Frankfurt/Main

16. – 18. 5.2022
ALI – 

Annual Meeting
Washingtin D.C

8. – 11.6.2022
NABT – Annual 

Convention
Vancouver

22. – 24.6.2022
DAV – Deutscher 

Anwaltstag 
Hamburg

28. – 30.4.2022
ABI – Annual 

Spring Meeting
 Washington D.C.

28.2.2022
Leipziger 

Insolvenz rechtstag 
Leipzig

9. – 14.2.2022
ABA – Midyear 

Meeting
Seattle

3. – 6.3.2022
INSOL Europe – 

Annual Congress 
Dublin

30.3.2022
DAV – Jahresta-

gung der Zwangs-
verwalter

Berlin
30.3.2022

DAV – Deutscher 
Insolvenzrechtstag

Berlin

Veranstaltungstermine zum Insolvenzrecht 2022
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Juli August September Oktober November Dezember
Allerheiligen7

Tag der 
Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt4  

Buß-  und Bettag8

Weltkindertag5

1. Weihnachtstag

2. Weihnachtstag

Reformationstag6

Land* Weihnachten 21/22 Winter 22 Ostern/Frühjahr 22 Himmelfahrt/Pfingsten 22 Sommer 22 Herbst 22 Weihnachten 22/23
Nordrhein– Westf. (4) 24.12.– 08.01. – 11.04.– 23.04. – 27.06.– 09.08. 04.10.– 15.10. 23.12.– 06.01.
Rheinland– Pfalz (6) 23.12.– 31.12. 21.02.– 25.02. 13.04.– 22.04. – 25.07.– 02.09. 17.10.– 31.10. 23.12.– 02.01.
Saarland (1) 23.12.– 03.01. 21.02.– 01.03. 14.04.– 22.04. 07.06.– 10.06. 25.07.– 02.09. 24.10.– 04.11. 22.12.– 04.01.
Sachsen (2) 23.12.– 01.01. 12.02.– 26.02. 15.04.– 23.04. 27.05. 18.07.– 26.08. 17.10.– 29.10. 22.12.– 02.01.
Sachsen- Anhalt (1 ) 22.12.– 08.01. 12.02.– 19.02. 11.04.– 16.04. 23.05.– 28.05. 14.07.– 24.08. 24.10.– 04.11. 21.12.– 05.01.
Schleswig- Hol. (3) 2) 23.12.– 08.01. – 04.04.– 16.04. 27.05.– 28.05. 04.07.– 13.08. 10.10.– 21.10. 23.12.– 07.01.
Thüringen (2) 23.12.– 31.12. 12.02.– 19.02. 11.04.– 23.04. 27.05. 18.07.– 27.08. 17.10.– 29.10. 22.12.– 03.01.

1) Angegeben sind jeweils der erste und letzte Ferientag; nachträgliche Änderungen einzelner Länder sind vorbehalten. 
2) Auf den Inseln Sylt, Föhr, Amrum und Helgoland sowie auf den Halligen gelten für die Sommer- und Herbstferien Sonderregelungen.
*  Die Ziffern in Klammern geben, soweit bekannt, die Anzahl der beweglichen Feiertage an, mit denen besondere örtliche Verhältnisse berücksichtigt oder mit denen einzelne Ferienabschnitte verlängert werden können.

4) Mariä Himmelfahrt nur Teile BY, SL     5) Weltkindertag nur TH   6) Reformationstag nur BB, HB, HH, MV, NI, SN , ST, TH   7) Allerheiligen nur BW, BY, HE, NW, RP, SL     8) Buß–  und Bettag nur SN
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1. – 4.11.2022
TMA – Annual 

Conference
Boston     

14. – 15.11.2022
III – Annual Inter-

national Insolvency 
Conference
Hong Kong

22. – 26.8.2022
AIJA – 

Annual Congress
Singapur

4. – 9.8.2022
ABA – Annual 

Meeting
Chicago

18. – 22.10.2022
NCBJ – 

Annual Meeting
Orlando
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DEUTSCH – ENGLISCH

Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Vergleichbarer Terminus / 
Konzept im UK-Recht

Vergleichbarer Terminus / 
Konzept im US-Recht

1 Anschlußkonkurs­
verfahren

Follow-up bankruptcy 
proceedings

*** ***

2 Ausfall Shortfall shortfall shortfall
3 echte Gesamtschuld genuine joint and several 

obligation
joint and several liability joint and several liability 

4 Eröffnungsbeschluss Order commencing 
proceedings

administration order, 
winding-up order 

order for relief 

5 Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit

Company without legal 
personality

*** ***

6 Grundstück real property real estate real estate 
7 Hauptinsolvenzverfahren Main insolvency 

proceedings
main insolvency 
proceedings

main proceedings

8 Insolvenzantrags­
verfahren

preliminary insolvency 
proceedings

*** ***

9 insolvenzfreies Vermögen Property exempted from 
inclusion in the insolvency 
estate

exempt property property exempted or 
abandoned from the 
estate 

10 Insolvenzstrafrecht law governing criminal 
liability for an insolvency 
offence

criminal offence criminal bankrutpcy law

11 Kompetenzkonflikt Conflicts of jurisdiction conflicts in jurisdiction conflicts of jurisdiction
12 körperlicher Gegenstand tangible assets tangible assets tangible assets
13 Massekostendeckung coverage of procedural 

costs in the insolvency
*** ***

14 Neumasseverbindlichkeit new preferential liabilities 
incurred after the 
announcement of 
deficiency of assets

administrator's expenses administrative expenses 

15 Passivprozeß Court proceedings as 
defendant

law suit as a defendent law suit as a defendent

16 Prozessgericht ordinary civil courts civil court trial court
17 Rechtspfleger senior judicial officer *** U.S. trustee
18 Regelabwicklung standard administration *** ***

Glossare

Die Glossare sind Zusammenstellungen von Rechtsbegriffen, die es auch in der jeweils anderen Rechts­
ordnung gibt oder für die zumindest ein vergleichbares Rechtsinstitut existiert. Zusätzlich wird auch eine 
mögliche Übersetzung angegeben, die helfen soll, den Begriff für den Leser besser verständlich zu machen. 

Die Übersetzung wie auch die Rechtsbegriffe müssen mit der nötigen Vorsicht verwendet werden; 
Schultze & Braun übernimmt keinerlei Haftung für ihre Verwendung. 



Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

67

Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Vergleichbarer Terminus / 
Konzept im UK-Recht

Vergleichbarer Terminus / 
Konzept im US-Recht

19 Schuldenbereinigungs­
plan

Debt settlement plan *** ***

20 Sicherungsabtretung assignment for security 
purposes

security assignment assignment of security 
interest

21 Soll-Masse target estate *** ***
22 Stimmrecht Voting right voting right voting right
23 Überwachung Monitoring monitoring monitoring
24 Vergleichsantrag Application for 

composition proceedings 
*** ***

25 Verpächter Lessor landlord landlord
26 Vertrauensschutz protection of legitimate 

expectation
protection of legitimate 
interest

protection of legitimate 
expecation

27 Vorauswahlliste Pre-selection list *** panel of Chapter 7 
trustees

28 Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand

Restoration of the status 
quo ante

*** ***

29 Zerschlagungswert break-up values liquidation value liquidation value 
30 Zustimmungsfiktion deemed consent deemed consent implied acceptance 

DEUTSCH – FRANZÖSISCH

Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Entsprechendes Rechtsinstitut im 
französischen Recht

1 Anschlusskonkursverfahren Procédure collective consécutive 
à une précédente procédure 

***

2 Ausfall Créance assortie d'une sureté 
non couverte par un règlement 
séparé

***

3 echte Gesamtschuld Obligation solidaire (dans 
l'obligation à la dette, égalité 
entre les débiteurs)

Solidarité passive

4 Eröffnungsbeschluss Ordonnance d'ouverture Jugement d'ouverture de la procédure 
collective

5 Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit

Société sans personalité morale Société sans personnalité morale (société 
en formation, société crée de fait, SEP) 

6 Grundstück Bien foncier Bien immeuble
7 Hauptinsolvenzverfahren Procédure d'insolvabilité 

principale
***

8 Insolvenzantragsverfahren Procédure d'insolvabilité 
provisoire

***

9 insolvenzfreies Vermögen Patrimoine hors procédure Biens insaissisables
10 Insolvenzstrafrecht Droit pénal de la faillite Sanctions pénales (banqueroute et autres 

infractions)
11 Kompetenzkonflikt Conflit de juridiction Conflit de juridiction
12 körperlicher Gegenstand Biens corporels Biens corporels
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Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Entsprechendes Rechtsinstitut im 
französischen Recht

13 Massekostendeckung Couverture des frais de la 
procédure par la masse 
d'insolvabilité/par les actifs

***

14 Neumasseverbindlichkeit Dettes postérieures nées après 
la déclaration d'insuffisance 
d'actif de la masse

***

15 Passivprozess Action en justice en tant que 
défendeur 

***

16 Prozessgericht Juridiction de droit commun ***
17 Rechtspfleger Greffier chargé de fonction 

juridictionnelle 
***

18 Regelabwicklung Procédure d'insolvabilité de 
droit commun (visant la 
liquidation)

Redressement judiciaire/Liquidation 
judiciaire 

19 Schuldenbereinigungsplan Plan d'apurement du passif ***
20 Sicherungsabtretung Cession fiduciaire Cession à titre de sûreté
21 Soll-Masse Masse de l’insolvabilité excluant 

les biens soumis à revendication 
ou réglement séparé 

***

22 Stimmrecht Droit de vote Droit de vote
23 Überwachung Surveillance ***
24 Vergleichsantrag Demande de concordat Procédure de règlement anticipé des 

difficultés (mandat ad hoc, conciliation, 
procédure de sauvegarde)

25 Verpächter Bailleur d'un bail à ferme/ 
Bailleur d'une location-gérance

Bailleur d'un bail à ferme / Bailleur d'une 
location-gérance

26 Vertrauensschutz Protection de la confiance 
légitime

Protection de la confiance légitime

27 Vorauswahlliste Liste de préselection des 
administrateurs de l'insolvabilité

Liste nationale des administrateurs 
judiciaires et des mandataires judiciaires

28 Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand

Relevé de forclusion Relevé de forclusion (L. 622-26 du Code de 
commerce)

29 Zerschlagungswert Valeur de démantèlement Valeur liquidative
30 Zustimmungsfiktion Fiction juridique de 

consentement
***

DEUTSCH – ITALIENISCH

Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Entsprechendes Rechtsinstitut im 
italienischen Recht

1 Anschlusskonkursverfahren Fallimento successivo (segue 
una procedura alternativa al 
fallimento non andata a buon 
fine)

Fallimento successivo

2 Ausfall Perdita (sul credito) Perdita (sul credito)
3 echte Gesamtschuld Obbligazione solidale Art. 1292 codice civile ("c.c.")
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Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Entsprechendes Rechtsinstitut im 
italienischen Recht

4 Eröffnungsbeschluss Provvedimento di apertura del 
fallimento

Art. 49 codice della crisi d'impresa e 
dell'insolvenza ("c.c.i.i.") (Art. 16 legge 
fallimentare ["l.fall."])

5 Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit

Società senza personalità 
giuridica

Società di persone; hiervon erfasst sind die 
società semplice (Artt. 2251–2290 c.c.), die 
società in nome collettivo (Artt. 2291–2312 
c.c.) sowie die società in accomandita 
semplice (Artt. 2313–2324 c.c.)

6 Grundstück Terreno/Suolo Terreno/Suolo
7 Hauptinsolvenzverfahren Procedura principale di 

insolvenza
Procedura principale di insolvenza

8 Insolvenzantragsverfahren Procedura volta 
all'accertamento della 
sussistenza dei requisiti di legge 
per l'apertura della procedura 
fallimentare

Procedimento unitario per l'accesso alle 
procedure di regolazione della crisi o 
dell'insolvenza, Artt. 40–53 c.c.i.i.

9 insolvenzfreies Vermögen Beni non compresi nel 
fallimento

Art. 146 c.c.i.i. (Art. 46 l.fall.)

10 Insolvenzstrafrecht Diritto penale fallimentare Artt. 322–347 c.c.i.i. (Artt. 216–241 l.fall.)
11 Kompetenzkonflikt Conflitto di competenza Artt. 29, 30 c.c.i.i. (Artt. 9-bis, 9-ter l.fall.)
12 körperlicher Gegenstand Beni materiali Beni materiali
13 Massekostendeckung Situazione in cui la massa 

fallimentare copre le spese della 
procedura

*** 

14 Neumasseverbindlichkeit Crediti prededucibili nei 
confronti della massa sorti 
successivamente alla 
comunicazione del curatore di 
insufficienza della massa

***

15 Passivprozess Procedimento in cui la parte 
riveste il ruolo di convenuto/
resistente

Procedimento in cui la parte riveste il ruolo 
di convenuto/resistente

16 Prozessgericht Tribunale di merito Tribunale di merito
17 Rechtspfleger Funzionario di cancelleria Funzionario di cancelleria
18 Regelabwicklung Procedura fallimentare ordinaria 

(liquidatoria)
Liquidazione giudiziale, Artt. 121–283 c.c.i.i. 
( Artt. 5–159 l.fall.) (Anmerkung: Mit dem 
Inkrafttreten des codice della crisi e 
dell'insolvenza soll die "liquidazione 
giudiziale" nicht die Regel, sondern ein 
residuales Szenario darstellen.)

19 Schuldenbereinigungsplan Proposta di ristrutturazione dei 
debiti che costituisce parte 
integrante della domanda di 
apertura del fallimento 
formulata dal debitore 
consumatore in proprio 

Piano di ristrutturazione dei debiti; 
Articolo 7, comma 1bis, L. 3/2012 

20 Sicherungsabtretung Cessione a titolo di garanzia Cessione a titolo di garanzia
21 Soll-Masse Massa fallimentare al netto dei 

beni soggetti a privilegi
***

22 Stimmrecht Diritto di voto Diritto di voto



Deutsch Übersetzungsmöglichkeit Entsprechendes Rechtsinstitut im 
italienischen Recht

23 Überwachung Sorveglianza Sorveglianza
24 Vergleichsantrag Istanza di concordato Domanda di concordato minore gem. Artt. 

74, 76 c.c.i.i. (Art. 7 l. Nr. 3/2012); proposta 
di concordato preventivo gem. Art. 85 
c.c.i.i. (Art. 160 l.fall.)

25 Verpächter Locatore affittante Artt. 1615, 1617 c.c.
26 Vertrauensschutz Legittimo affidamento Legittimo affidamento
27 Vorauswahlliste Albo dei soggetti astrattamente 

idonei ad assumere l'incarico di 
curatore fallimentare

Art. 356 c.c.i.i.  ("Albo dei soggetti incaricati 
dall'autorità giudiziaria delle funzioni di 
gestione e di controllo nelle procedure di 
cui al codice della crisi e dell'insolvenza") 

28 Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand

Rimessione in termini Artt. 153 Abs. 2, 294 codice di procedura 
civile ("c.p.c.")

29 Zerschlagungswert Valore di realizzo per stralcio dei 
beni

Valore di realizzo per stralcio dei beni

30 Zustimmungsfiktion Silenzio-assenso Art. 79 Abs. 3 c.c.i.i. (betreffend das sog. 
"concordato minore")

*** ein vergleichbares Rechtsinstitut existiert nicht
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Weitere Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
und Übergangsregelung zur Geschäftsführerhaftung 

Von Dr. Elske Fehl-Weileder, Rechtsanwältin und Fachanwältin für Insolvenzrecht

Die Pflicht zur Insolvenzantragsstellung bei Vorliegen der Insolvenzreife (Zah-
lungsunfähigkeit oder Überschuldung) ist ein zentrales Element des deutschen 
Insolvenzrechts – nicht zuletzt wegen der sich an eine Verletzung der Antrags-
pflicht knüpfenden Haftungsfolgen. Bezüglich beider Punkte gab es seit Erschei-
nen der letzten Ausgabe des Insolvenzjahrbuches zahlreiche gesetzliche 
Änderungen.

Die Insolvenzantragspflicht des § 15a InsO wurde im Zuge der COVID-19-Pande-
mie bereits im März 2020 ausgesetzt, um die Folgen des Lockdowns für die 
davon betroffenen Unternehmen abzumildern.1 In verschiedenen Ausprägungen 
bzw. an verschiedene Voraussetzungen geknüpft, wurde die Aussetzung immer 
wieder verlängert. Zuletzt galt sie von Januar bis April 2021 nur noch für solche 
Unternehmen, die einen Antrag auf Überbrückungshilfen gestellt, diese aber 
noch nicht erhalten hatten.

Bald nachdem ab Mai 2021 die Insolvenzantragspflicht wieder uneingeschränkte 
Geltung erlangt hatte, wurde Deutschland von einer weiteren Katastrophe in 
Form der Starkregen- und Hochwasserfluten vom Juli 2021 ereilt, die insbeson-
dere die westlichen Landesteile mit großer Heftigkeit getroffen hat. Für die hoch-
wassergeschädigten Unternehmen wird die Insolvenzantragspflicht erneut bis 
zum 31. Januar 2022 ausgesetzt. Dies ergibt sich aus dem Aufbauhilfegesetz 2021, 
dem der Bundesrat am 10. September 2021 zugestimmt hat und das am 15. Sep-
tember 2021 in Kraft getreten ist.2 Voraussetzung für die Aussetzung der Antrags-
pflicht ist zum einen, dass die Insolvenzreife auf den Auswirkungen der Starkre-
gen- und Hochwasserereignisse im Juli 2021 beruht, und zum anderen, dass 
ernsthafte Finanzierungs- oder Sanierungsverhandlungen geführt werden und 
dadurch begründete Aussichten auf eine Sanierung des betroffenen Unterneh-
mens bestehen. 

Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht hat nicht nur unmittelbare Wirkung 
auf die Frage, ob die Geschäftsleitung den Gang zum Insolvenzgericht antreten 
muss. Vielmehr ist die Frage, ob eine Insolvenzantragspflicht bestand, auch in 
einem späteren Insolvenzverfahren dafür ausschlaggebend, ob der Insolvenzver-
walter die Geschäftsführung für Zahlungen in Anspruch nehmen kann, die nach 
Eintritt der Insolvenzreife aus dem Gesellschaftsvermögen geleistet worden sind. 
Die Grundlage für eine solche Inanspruchnahme findet sich seit dem 1. Januar 

1	 COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) vom 27. März 2020, BGBl. I 2020, S. 569.
2	 Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantrags-

pflicht wegen Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz 2021 
– AufbhG 2021), dort Art. 7, BT-Drucks. 19/32039.
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2021 in dem neuen § 15b3 InsO und ersetzt die Regelungen aus § 64 GmbHG und 
§§ 92, 93 AktG.

Der Gesetzgeber hatte zunächst offengelassen, ob die neue Haftungsregelung 
des § 15b InsO auch für solche Zahlungen gelten sollte, die bereits vor Inkrafttreten 
der Gesetzesänderung, also bis zum 31. Dezember 2020, vorgenommen worden 
sind. Diese Frage hat in der Fachwelt eine hitzige Diskussion ausgelöst, die letzt-
lich durch den Gesetzgeber beendet wurde. Dieser hat mit dem MoPeG4 die 
Ungewissheit beendet und klargestellt, dass die Neuregelungen erst für Zahlun-
gen ab dem 1. Januar 2021 gelten. Für Altfälle ändert sich daher nichts und ist 
auch die bis dahin ergangene, umfangreiche Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs zur Geschäftsleiterhaftung uneingeschränkt weiter anzuwenden. 

3	 Eingefügt durch das Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortent-
wicklungsgesetz – SanInsFoG) vom 29. Dezember 2020, BGBl. I 2020, S. 3256.

4	 Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz – MoPeG) vom 
10. August 2021, dort Art. 36, der bereits mit dem Tag der Verkündung in Kraft getreten ist, BGBl. I 2021, S. 3436.
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Insolvenzordnung (InsO)

Vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 1994, S. 2866), 
zuletzt geändert durch Art. 35 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, S. 3436)
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InsOErster Teil – Allgemeine Vorschriften

§ 1	 Ziele des Insolvenzverfahrens
Das Insolvenzverfahren dient dazu, die Gläubiger 
eines Schuldners gemeinschaftlich zu befriedigen, 
indem das Vermögen des Schuldners verwertet 
und der Erlös verteilt oder in einem Insolvenz-
plan eine abweichende Regelung insbesondere 
zum Erhalt des Unternehmens getroffen wird. 
Dem redlichen Schuldner wird Gelegenheit gege-
ben, sich von seinen restlichen Verbindlichkeiten 
zu befreien.

§ 2	 Amtsgericht als Insolvenzgericht
(1)	 Für das Insolvenzverfahren ist das Amtsgericht, 

in dessen Bezirk ein Landgericht seinen Sitz hat, 
als Insolvenzgericht für den Bezirk dieses Landge-
richts ausschließlich zuständig.

(2)	 Die Landesregierungen werden ermächtigt, zur 
sachdienlichen Förderung oder schnelleren Erle-
digung der Verfahren durch Rechtsverordnung 
andere oder zusätzliche Amtsgerichte zu Insol-
venzgerichten zu bestimmen und die Bezirke der 
Insolvenzgerichte abweichend festzulegen. Die 
Landesregierungen können die Ermächtigungen 
auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.

(3)	 Rechtsverordnungen nach Absatz 2 sollen je Be-
zirk eines Oberlandesgerichts ein Insolvenzge-
richt bestimmen, an dem ein Gruppen-Gerichts-
stand nach §  3a begründet werden kann. Die 
Zuständigkeit des bestimmten Insolvenzgerichts 
kann innerhalb eines Landes auch über den Be-
zirk eines Oberlandesgerichts erstreckt werden.

§ 3	 Örtliche Zuständigkeit
(1)	 Örtlich zuständig ist ausschließlich das Insolvenz

gericht, in dessen Bezirk der Schuldner seinen 
allgemeinen Gerichtsstand hat. Liegt der Mittel
punkt einer selbstständigen wirtschaftlichen Tä-
tigkeit des Schuldners an einem anderen Ort, so 
ist ausschließlich das Insolvenzgericht zuständig, 
in dessen Bezirk dieser Ort liegt.

(2)	 Hat der Schuldner in den letzten sechs Monaten 
vor der Antragstellung Instrumente gemäß § 29 
des Unternehmensstabilisierungs- und -restruktu-
rierungsgesetzes in Anspruch genommen, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, das als Restrukturie-
rungsgericht für die Maßnahmen zuständig war.

(3)	 Sind mehrere Gerichte zuständig, so schließt das 
Gericht, bei dem zuerst die Eröffnung des Insol-
venzverfahrens beantragt worden ist, die übri-
gen aus.

§ 3a Gruppen-Gerichtsstand
(1)	 Auf Antrag eines Schuldners, der einer Unterneh-

mensgruppe im Sinne von § 3e angehört (grup-
penangehöriger Schuldner), erklärt sich das 

angerufene Insolvenzgericht für die Insolvenz-
verfahren über die anderen gruppenangehörigen 
Schuldner (Gruppen-Folgeverfahren) für zustän-
dig, wenn in Bezug auf den Schuldner ein zulässi-
ger Eröffnungsantrag vorliegt und der Schuldner 
nicht offensichtlich von untergeordneter Bedeu-
tung für die gesamte Unternehmensgruppe ist. 
Eine untergeordnete Bedeutung ist in der Regel 
nicht anzunehmen, wenn im vorangegangenen 
abgeschlossenen Geschäftsjahr die Zahl der vom 
Schuldner im Jahresdurchschnitt beschäftigten 
Arbeitnehmer mehr als 15 Prozent der in der Un-
ternehmensgruppe im Jahresdurchschnitt be-
schäftigten Arbeitnehmer ausmachte und
1. die Bilanzsumme des Schuldners mehr als 
15  Prozent der zusammengefassten Bilanz-
summe der Unternehmensgruppe betrug oder
2. die Umsatzerlöse des Schuldners mehr als 
15 Prozent der zusammengefassten Umsatzer-
löse der Unternehmensgruppe betrugen.
Haben mehrere gruppenangehörige Schuldner 
zeitgleich einen Antrag nach Satz 1 gestellt oder 
ist bei mehreren Anträgen unklar, welcher An-
trag zuerst gestellt worden ist, ist der Antrag des 
Schuldners maßgeblich, der im vergangenen 
abgeschlossenen Geschäftsjahr die meisten Ar-
beitnehmer beschäftigt hat; die anderen Anträge 
sind unzulässig. Erfüllt keiner der gruppenange-
hörigen Schuldner die Voraussetzungen des Sat-
zes 2, kann der Gruppen-Gerichtsstand jedenfalls 
bei dem Gericht begründet werden, das für die 
Eröffnung des Verfahrens für den gruppenange-
hörigen Schuldner zuständig ist, der im vorange-
gangenen abgeschlossenen Geschäftsjahr im 
Jahresdurchschnitt die meisten Arbeitnehmer 
beschäftigt hat.

(2)	 Bestehen Zweifel daran, dass eine Verfahrens
konzentration am angerufenen Insolvenzgericht 
im gemeinsamen Interesse der Gläubiger liegt, 
kann das Gericht den Antrag nach Absatz 1 Satz 1 
ablehnen.

(3)	 Das Antragsrecht des Schuldners geht mit der Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens auf den Insol-
venzverwalter und mit der Bestellung eines vor-
läufigen Insolvenzverwalters, auf den die 
Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über das 
Vermögen des Schuldners übergeht, auf diesen 
über.

(4)	 Auf Antrag des Schuldners erklärt sich unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 das für Grup-
pen-Folgeverfahren zuständige Gericht, sofern 
es nach § 34 des Unternehmensstabilisierungs- 
und -restrukturierungsgesetzes für Entscheidun-
gen in Restrukturierungssachen zuständig ist, als 
Restrukturierungsgericht auch für Gruppen-Fol-
geverfahren in Insolvenzsachen nach Absatz 1 für 
zuständig.
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§ 3b	 Fortbestehen des Gruppen-Gerichtsstands
	 Ein nach §  3a begründeter Gruppen-Gerichts-

stand bleibt von der Nichteröffnung, Aufhebung 
oder Einstellung des Insolvenzverfahrens über 
den antragstellenden Schuldner unberührt, so-
lange an diesem Gerichtsstand ein Verfahren 
über einen anderen gruppenangehörigen Schuld-
ner anhängig ist.

§ 3c	 Zuständigkeit für Gruppen-Folgeverfahren
(1)	 Am Gericht des Gruppen-Gerichtsstands ist für 

Gruppen-Folgeverfahren die Abteilung zustän-
dig, die für das Verfahren zuständig ist, in dem 
der Gruppen-Gerichtsstand begründet wurde.

(2)	 Der Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Folge-
verfahrens kann auch bei dem nach § 3 Absatz 1 
zuständigen Gericht gestellt werden.

§ 3d	 Verweisung an den Gruppen-Gerichtsstand
(1)	 Wird die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über 

das Vermögen eines gruppenangehörigen Schuld-
ners bei einem anderen Insolvenzgericht als dem 
Gericht des Gruppen-Gerichtsstands beantragt, 
kann das angerufene Gericht das Verfahren an das 
Gericht des Gruppen-Gerichtsstands verweisen. 
Eine Verweisung hat auf Antrag zu erfolgen, wenn 
der Schuldner unverzüglich nachdem er Kenntnis 
von dem Eröffnungsantrag eines Gläubigers er-
langt hat, einen zulässigen Eröffnungsantrag bei 
dem Gericht des Gruppen-Gerichtsstands stellt.

(2)	 Antragsberechtigt ist der Schuldner. §  3a Ab-
satz 3 gilt entsprechend.

(3)	 Das Gericht des Gruppen-Gerichtsstands kann 
den vom Erstgericht bestellten vorläufigen Insol-
venzverwalter entlassen, wenn dies erforderlich 
ist, um nach § 156b eine Person zum Insolvenz-
verwalter in mehreren oder allen Verfahren über 
die gruppenangehörigen Schuldner zu bestellen.

§ 3e	 Unternehmensgruppe
(1)	 Eine Unternehmensgruppe im Sinne dieses Geset-

zes besteht aus rechtlich selbstständigen Unter-
nehmen, die den Mittelpunkt ihrer hauptsächli-
chen Interessen im Inland haben und die 
unmittelbar oder mittelbar miteinander verbun-
den sind durch

	 1. die Möglichkeit der Ausübung eines beherr-
schenden Einflusses oder

	 2. eine Zusammenfassung unter einheitlicher 
Leitung.

(2)	 Als Unternehmensgruppe im Sinne des Absat-
zes 1 gelten auch eine Gesellschaft und ihre per-
sönlich haftenden Gesellschafter, wenn zu die-
sen weder eine natürliche Person noch eine 
Gesellschaft zählt, an der eine natürliche Person 
als persönlich haftender Gesellschafter beteiligt 

ist, oder sich die Verbindung von Gesellschaften 
in dieser Art fortsetzt.

§ 4	 Anwendbarkeit der Zivilprozessordnung
Für das Insolvenzverfahren gelten, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vorschriften 
der Zivilprozessordnung entsprechend. §  128a 
der Zivilprozessordnung gilt mit der Maßgabe, 
dass bei Gläubigerversammlungen sowie sonsti-
gen Versammlungen und Terminen die Beteilig-
ten in der Ladung auf die Verpflichtung hinzu-
weisen s ind,  wissentl iche Ton-  und 
Bildaufzeichnungen zu unterlassen und durch 
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
Dritte die Ton- und Bildübertragung nicht wahr-
nehmen können.

§ 4a	Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens
(1)	 Ist der Schuldner eine natürliche Person und hat 

er einen Antrag auf Restschuldbefreiung gestellt, 
so werden ihm auf Antrag die Kosten des Insol-
venzverfahrens bis zur Erteilung der Restschuld-
befreiung gestundet, soweit sein Vermögen vo
raussichtlich nicht ausreichen wird, um diese 
Kosten zu decken. Die Stundung nach Satz 1 um-
fasst auch die Kosten des Verfahrens über den 
Schuldenbereinigungsplan und des Verfahrens 
zur Restschuldbefreiung. Der Schuldner hat dem 
Antrag eine Erklärung beizufügen, ob ein Versa-
gungsgrund des § 290 Abs. 1 Nr. 1 vorliegt. Liegt 
ein solcher Grund vor, ist eine Stundung ausge-
schlossen.

(2)	 Werden dem Schuldner die Verfahrenskosten ge-
stundet, so wird ihm auf Antrag ein zur Vertre-
tung bereiter Rechtsanwalt seiner Wahl beige-
ordnet, wenn die Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt trotz der dem Gericht obliegenden 
Fürsorge erforderlich erscheint. § 121 Abs. 3 bis 5 
der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.

(3)	 Die Stundung bewirkt, dass
1.	 die Bundes- oder Landeskasse
a)	die rückständigen und die entstehenden 
Gerichtskosten,
b)	die auf sie übergegangenen Ansprüche des 
beigeordneten Rechtsanwalts nur nach den 
Bestimmungen, die das Gericht trifft, gegen den 
Schuldner geltend machen kann;
2.	 der beigeordnete Rechtsanwalt Ansprüche auf 
Vergütung gegen den Schuldner nicht geltend 
machen kann.
Die Stundung erfolgt für jeden Verfahrensab-
schnitt besonders. Bis zur Entscheidung über die 
Stundung treten die in Satz 1 genannten Wirkun-
gen einstweilig ein. § 4b Abs. 2 gilt entsprechend.
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InsO§ 4b	Rückzahlung und Anpassung der gestundeten 
Beträge

(1)	 Ist der Schuldner nach Erteilung der Restschuld-
befreiung nicht in der Lage, den gestundeten Be-
trag aus seinem Einkommen und seinem Vermö-
gen zu zahlen, so kann das Gericht die Stundung 
verlängern und die zu zahlenden Monatsraten 
festsetzen. § 115 Absatz 1 bis 3 sowie § 120 Ab-
satz 2 der Zivilprozessordnung gelten entspre-
chend.

(2)	 Das Gericht kann die Entscheidung über die Stun-
dung und die Monatsraten jederzeit ändern, so-
weit sich die für sie maßgebenden persönlichen 
oder wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich ge-
ändert haben. Der Schuldner ist verpflichtet, dem 
Gericht eine wesentliche Änderung dieser Verhält-
nisse unverzüglich anzuzeigen. §  120a Absatz 1 
Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung gilt entspre-
chend. Eine Änderung zum Nachteil des Schuld-
ners ist ausgeschlossen, wenn seit der Beendigung 
des Verfahrens vier Jahre vergangen sind.

§ 4c	 Aufhebung der Stundung
Das Gericht kann die Stundung aufheben, wenn
1.	 der Schuldner vorsätzlich oder grob fahrlässig 
unrichtige Angaben über Umstände gemacht 
hat, die für die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder die Stundung maßgebend sind, oder 
eine vom Gericht verlangte Erklärung über seine 
Verhältnisse nicht abgegeben hat;
2.	 die persönlichen oder wirtschaftlichen Voraus-
setzungen für die Stundung nicht vorgelegen 
haben; in diesem Fall ist die Aufhebung ausge-
schlossen, wenn seit der Beendigung des Verfah-
rens vier Jahre vergangen sind;
3.	 der Schuldner länger als drei Monate mit der 
Zahlung einer Monatsrate oder mit der Zahlung 
eines sonstigen Betrages schuldhaft in Rück-
stand ist;
4.	der Schuldner keine angemessene Erwerbstätig-
keit ausübt und, wenn er ohne Beschäftigung ist, 
sich nicht um eine solche bemüht oder eine zumut-
bare Tätigkeit ablehnt und dadurch die Befriedi-
gung der Insolvenzgläubiger beeinträchtigt; dies 
gilt nicht, wenn den Schuldner kein Verschulden 
trifft; § 296 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend;
5.	 die Restschuldbefreiung versagt oder widerru-
fen wird.

§ 4d	Rechtsmittel
(1)	 Gegen die Ablehnung der Stundung oder deren 

Aufhebung sowie gegen die Ablehnung der Bei-
ordnung eines Rechtsanwalts steht dem Schuld-
ner die sofortige Beschwerde zu.

(2)	 Wird die Stundung bewilligt, so steht der Staats-
kasse die sofortige Beschwerde zu. Diese kann 
nur darauf gestützt werden, dass nach den per-

sönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Schuldners die Stundung hätte abgelehnt 
werden müssen.

§ 5	 Verfahrensgrundsätze
(1)	 Das Insolvenzgericht hat von Amts wegen alle 

Umstände zu ermitteln, die für das Insolvenzver-
fahren von Bedeutung sind. Es kann zu diesem 
Zweck insbesondere Zeugen und Sachverstän-
dige vernehmen.

(2)	 Sind die Vermögensverhältnisse des Schuldners 
überschaubar und ist die Zahl der Gläubiger oder 
die Höhe der Verbindlichkeiten gering, wird das 
Verfahren schriftlich durchgeführt. Das Insolvenz-
gericht kann anordnen, dass das Verfahren oder 
einzelne seiner Teile mündlich durchgeführt wer-
den, wenn dies zur Förderung des Verfahrensab-
laufs angezeigt ist. Es kann diese Anordnung je-
derzeit aufheben oder ändern. Die Anordnung, 
ihre Aufhebung oder Abänderung sind öffentlich 
bekannt zu machen.

(3)	 Die Entscheidungen des Gerichts können ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. Findet eine 
mündliche Verhandlung statt, so ist § 227 Abs. 3 
Satz 1 der Zivilprozessordnung nicht anzuwen-
den.

(4)	 Tabellen und Verzeichnisse können maschinell 
hergestellt und bearbeitet werden. Die Landesre-
gierungen werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung nähere Bestimmungen über die Füh-
rung der Tabellen und Verzeichnisse, ihre 
elektronische Einreichung sowie die elektroni-
sche Einreichung der dazugehörigen Dokumente 
und deren Aufbewahrung zu treffen. Dabei kön-
nen sie auch Vorgaben für die Datenformate der 
elektronischen Einreichung machen. Die Landes-
regierungen können die Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen.

(5)	 Insolvenzverwalter sollen ein elektronisches 
Gläubigerinformationssystem vorhalten, mit 
dem jedem Insolvenzgläubiger, der eine Forde-
rung angemeldet hat, alle Entscheidungen des 
Insolvenzgerichts, alle an das Insolvenzgericht 
übersandten Berichte, welche nicht ausschließ-
lich die Forderungen anderer Gläubiger betreffen, 
und alle die eigenen Forderungen betreffenden 
Unterlagen in einem gängigen Dateiformat zur 
Verfügung gestellt werden können. Hat der 
Schuldner im vorangegangenen Geschäftsjahr 
mindestens zwei der drei in § 22a Absatz 1 ge-
nannten Merkmale erfüllt, muss der Insolvenz-
verwalter ein elektronisches Gläubigerinformati-
onssystem vorhalten und die in Satz 1 genannten 
Dokumente unverzüglich zum elektronischen 
Abruf zur Verfügung stellen. Den Einsichtsbe-
rechtigten stellt der Verwalter die für den Zugang 
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erforderlichen Daten unverzüglich zur Verfü-
gung.

§ 6	 Sofortige Beschwerde
(1)	 Die Entscheidungen des Insolvenzgerichts unter-

liegen nur in den Fällen einem Rechtsmittel, in 
denen dieses Gesetz die sofortige Beschwerde 
vorsieht. Die sofortige Beschwerde ist bei dem 
Insolvenzgericht einzulegen.

(2)	 Die Beschwerdefrist beginnt mit der Verkündung 
der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkün-
det wird, mit deren Zustellung.

(3)	 Die Entscheidung über die Beschwerde wird erst 
mit der Rechtskraft wirksam. Das Beschwerdege-
richt kann jedoch die sofortige Wirksamkeit der 
Entscheidung anordnen.

§ 7	 (weggefallen)

§ 8	 Zustellungen
(1)	 Die Zustellungen erfolgen von Amts wegen, 

ohne dass es einer Beglaubigung des zuzustel-
lenden Schriftstücks bedarf. Sie können dadurch 
bewirkt werden, dass das Schriftstück unter der 
Anschrift des Zustellungsadressaten zur Post ge-
geben wird; § 184 Abs. 2 Satz 1, 2 und 4 der Zivil-
prozessordnung gilt entsprechend. Soll die Zu-
stellung im Inland bewirkt werden, gilt das 
Schriftstück drei Tage nach Aufgabe zur Post als 
zugestellt.

(2)	 An Personen, deren Aufenthalt unbekannt ist, 
wird nicht zugestellt. Haben sie einen zur Entge-
gennahme von Zustellungen berechtigten Ver-
treter, so wird dem Vertreter zugestellt.

(3)	 Das Insolvenzgericht kann den Insolvenzverwal-
ter beauftragen, die Zustellungen nach Absatz 1 
durchzuführen. Zur Durchführung der Zustellung 
und zur Erfassung in den Akten kann er sich Drit-
ter, insbesondere auch eigenen Personals, bedie-
nen. Der Insolvenzverwalter hat die von ihm 
nach § 184 Abs. 2 Satz 4 der Zivilprozessordnung 
angefertigten Vermerke unverzüglich zu den Ge-
richtsakten zu reichen.

§ 9	 Öffentliche Bekanntmachung
(1)	 Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch 

eine zentrale und länderübergreifende Veröf-
fentlichung im Internet;1 diese kann auszugs-
weise geschehen. Dabei ist der Schuldner genau 
zu bezeichnen, insbesondere sind seine Anschrift 
und sein Geschäftszweig anzugeben. Die Be-
kanntmachung gilt als bewirkt, sobald nach dem 
Tag der Veröffentlichung zwei weitere Tage ver-
strichen sind.

1	 www.insolvenzbekanntmachungen.de

(2)	 Das Insolvenzgericht kann weitere Veröffentli-
chungen veranlassen, soweit dies landesrechtlich 
bestimmt ist. Das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates die Einzelheiten der zentralen und länderü-
bergreifenden Veröffentlichung im Internet zu re-
geln. Dabei sind insbesondere Löschungsfristen 
vorzusehen sowie Vorschriften, die sicherstellen, 
dass die Veröffentlichungen
1.	 unversehrt, vollständig und aktuell bleiben,
2.	jederzeit ihrem Ursprung nach zugeordnet 
werden können.

(3)	 Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum 
Nachweis der Zustellung an alle Beteiligten, auch 
wenn dieses Gesetz neben ihr eine besondere Zu-
stellung vorschreibt.

§ 10	 Anhörung des Schuldners
(1)	 Soweit in diesem Gesetz eine Anhörung des Schuld-

ners vorgeschrieben ist, kann sie unterbleiben, 
wenn sich der Schuldner im Ausland aufhält und die 
Anhörung das Verfahren übermäßig verzögern 
würde oder wenn der Aufenthalt des Schuldners 
unbekannt ist. In diesem Fall soll ein Vertreter oder 
Angehöriger des Schuldners gehört werden.

(2)	 Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gilt 
Absatz 1 entsprechend für die Anhörung von Per-
sonen, die zur Vertretung des Schuldners berech-
tigt oder an ihm beteiligt sind. Ist der Schuldner 
eine juristische Person und hat diese keinen or-
ganschaftlichen Vertreter (Führungslosigkeit), so 
können die an ihm beteiligten Personen gehört 
werden; Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 10a	Vorgespräch
(1)	 Ein Schuldner, der mindestens zwei der drei in 

§ 22a Absatz 1 genannten Voraussetzungen er-
füllt, hat an dem für ihn zuständigen Insolvenz-
gericht Anspruch auf ein Vorgespräch über die 
für das Verfahren relevanten Gegenstände, ins-
besondere die Voraussetzungen für eine Eigen-
verwaltung, die Eigenverwaltungsplanung, die 
Besetzung des vorläufigen Gläubigerausschus-
ses, die Person des vorläufigen Insolvenzverwal-
ters oder Sachwalters, etwaige weitere Siche-
rungsanordnungen und die Ermächtigung zur 
Begründung von Masseverbindlichkeiten. Wenn 
der Schuldner nach Satz 1 keinen Anspruch auf 
ein Vorgespräch hat, liegt das Angebot eines Vor-
gesprächs im Ermessen des Gerichts.

(2)	 Mit Zustimmung des Schuldners kann das Ge-
richt Gläubiger anhören, insbesondere um deren 
Bereitschaft für eine Mitgliedschaft in einem vor-
läufigen Gläubigerausschuss zu erörtern.

(3)	 Die Abteilung, für die der Richter das Vorge-
spräch nach Absatz 1 Satz 1 führt, ist in den sechs 
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InsOMonaten nach dem Vorgespräch für das Insol-
venzverfahren über das Vermögen des Schuld-
ners zuständig.

Zweiter Teil – Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens. Erfasstes Vermögen und 
Verfahrensbeteiligte

Erster Abschnitt – Eröffnungsvoraussetzungen 
und Eröffnungsverfahren

§ 11	 Zulässigkeit des Insolvenzverfahrens
(1)	 Ein Insolvenzverfahren kann über das Vermögen 

jeder natürlichen und jeder juristischen Person 
eröffnet werden. Der nicht rechtsfähige Verein 
steht insoweit einer juristischen Person gleich.

(2)	 Ein Insolvenzverfahren kann ferner eröffnet werden:
1. über das Vermögen einer Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit (offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Partnerschafts-
gesellschaft, Gesellschaft des Bürgerlichen 
Rechts, Partenreederei, Europäische wirtschaftli-
che Interessenvereinigung);
2. nach Maßgabe der §§ 315 bis 334 über einen 
Nachlass, über das Gesamtgut einer fortgesetz-
ten Gütergemeinschaft oder über das Gesamtgut 
einer Gütergemeinschaft, das von den Ehegatten 
oder Lebenspartnern gemeinschaftlich verwaltet 
wird.

(3)	 Nach Auflösung einer juristischen Person oder 
einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit ist 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zulässig, 
solange die Verteilung des Vermögens nicht voll-
zogen ist.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 die Wörter „Gesell-
schaft ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die 
Wörter „rechtsfähigen Personengesell-
schaft“ ersetzt werden. 

§ 12	 Juristische Personen des öffentlichen Rechts
(1)	 Unzulässig ist das Insolvenzverfahren über das 

Vermögen
1. des Bundes oder eines Landes;
2. einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, die der Aufsicht eines Landes untersteht, 
wenn das Landesrecht dies bestimmt.

(2)	 Hat ein Land nach Absatz 1 Nr. 2 das Insolvenz-
verfahren über das Vermögen einer juristischen 
Person für unzulässig erklärt, so können im Falle 
der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschul-
dung dieser juristischen Person deren Arbeitneh-

mer von dem Land die Leistungen verlangen, die 
sie im Falle der Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens nach den Vorschriften des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch über das Insolvenzgeld von der 
Agentur für Arbeit und nach den Vorschriften des 
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Al-
tersversorgung vom Träger der Insolvenzsiche-
rung beanspruchen könnten.

§ 13	 Eröffnungsantrag
(1)	 Das Insolvenzverfahren wird nur auf schriftlichen 

Antrag eröffnet. Antragsberechtigt sind die Gläu-
biger und der Schuldner. Dem Antrag des Schuld-
ners ist ein Verzeichnis der Gläubiger und ihrer 
Forderungen beizufügen. Wenn der Schuldner 
einen Geschäftsbetrieb hat, der nicht eingestellt 
ist, sollen in dem Verzeichnis besonders kennt-
lich gemacht werden 
1.	 die höchsten Forderungen,
2.	 die höchsten gesicherten Forderungen,
3.	 die Forderungen der Finanzverwaltung, 
4.	die Forderungen der Sozialversicherungsträger 
sowie 
5.	 die Forderungen aus betrieblicher Altersversor-
gung. 
Der Schuldner hat in diesem Fall auch Angaben 
zur Bilanzsumme, zu den Umsatzerlösen und zur 
durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer des 
vorangegangenen Geschäftsjahres zu machen. 
Die Angaben nach Satz 4 sind verpflichtend, 
wenn
1.	 der Schuldner Eigenverwaltung beantragt,
2.	 der Schuldner die Merkmale des § 22a Absatz 1 
erfüllt oder
3.	 die Einsetzung eines vorläufigen Gläubiger
ausschusses beantragt wurde.
Dem Verzeichnis nach Satz 3 und den Angaben 
nach den Sätzen 4 und 5 ist die Erklärung beizu-
fügen, dass die enthaltenen Angaben richtig und 
vollständig sind.

(2)	 Der Antrag kann zurückgenommen werden, bis 
das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Antrag 
rechtskräftig abgewiesen ist.

(3)	 Ist der Eröffnungsantrag unzulässig, so fordert 
das Insolvenzgericht den Antragsteller unverzüg-
lich auf, den Mangel zu beheben, und räumt ihm 
hierzu eine angemessene Frist ein. 

(4)	 Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
für die Antragstellung durch den Schuldner ein 
Formular einzuführen. Soweit nach Satz 1 ein For-
mular eingeführt ist, muss der Schuldner dieses 
benutzen. Für Verfahren, die von den Gerichten 
maschinell bearbeitet, und für solche, die nicht 
maschinell bearbeitet werden, können unter-
schiedliche Formulare eingeführt werden.
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§ 13a	Antrag zur Begründung eines Gruppen-Gerichts-
stands

(1)	 In einem Antrag nach § 13a Absatz 1 sind anzu
geben:

	 1. Name, Sitz, Unternehmensgegenstand sowie 
Bilanzsumme, Umsatzerlöse und die durch-
schnittliche Zahl der Arbeitnehmer des letzten 
Geschäftsjahres der anderen gruppenangehöri-
gen Unternehmen, die nicht lediglich von unter-
geordneter Bedeutung für die Unternehmens-
gruppe sind; für die übrigen gruppenangehörigen 
Unternehmen sollen entsprechende Angaben 
gemacht werden,

	 2. aus welchen Gründen eine Verfahrenskonzen-
tration am angerufenen Insolvenzgericht im ge-
meinsamen Interesse der Gläubiger liegt,

	 3. ob eine Fortführung oder Sanierung der Unter-
nehmensgruppe oder eines Teils davon ange-
strebt wird,

	 4. welche gruppenangehörigen Unternehmen In-
stitute im Sinne des § 11 Absatz 1b des Kreditwe-
sengesetzes, Finanzholding-Gesellschaften im 
Sinne des § 11 Absatz 3a des Kreditwesengesetzes, 
Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des 
§  17 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuches, 
Zahlungsdienstleister im Sinne des § 11 Absatz 1 
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes oder Ver-
sicherungsunternehmen im Sinne des § 17 Num-
mer 33 des Versicherungsaufsichtsgesetzes sind, 
und

	 5. die gruppenangehörigen Schuldner, über de-
ren Vermögen die Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens beantragt oder ein Verfahren eröffnet 
wurde, einschließlich des zuständigen Insolvenz-
gerichts und des Aktenzeichens.

(2)	 Dem Antrag nach §  13a Absatz 1 ist der letzte 
konsolidierte Abschluss der Unternehmens-
gruppe beizufügen. Liegt ein solcher nicht vor, 
sind die letzten Jahresabschlüsse der gruppenan-
gehörigen Unternehmen beizufügen, die nicht 
lediglich von untergeordneter Bedeutung für die 
Unternehmensgruppe sind. Die Jahresabschlüsse 
der übrigen gruppenangehörigen Unternehmen 
sollen beigefügt werden.

§ 14	 Antrag eines Gläubigers
(1)	 Der Antrag eines Gläubigers ist zulässig, wenn 

der Gläubiger ein rechtliches Interesse an der Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens hat und seine 
Forderung und den Eröffnungsgrund glaubhaft 
macht. Der Antrag wird nicht allein dadurch un-
zulässig, dass die Forderung erfüllt wird.

(2)	 Ist der Antrag zulässig, so hat das Insolvenzge-
richt den Schuldner zu hören.

(3)	 Wird die Forderung des Gläubigers nach Antrag-
stellung erfüllt, so hat der Schuldner die Kosten 
des Verfahrens zu tragen, wenn der Antrag als 

unbegründet abgewiesen wird. Der Schuldner 
hat die Kosten auch dann zu tragen, wenn der An-
trag eines Gläubigers wegen einer zum Zeitpunkt 
der Antragstellung wirksamen nicht öffentlichen 
Stabilisierungsanordnung nach dem Unterneh-
mensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz 
abgewiesen wird und der Gläubiger von der Stabili-
sierungsanordnung keine Kenntnis haben konnte.

§ 15	 Antragsrecht bei juristischen Personen und 
Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit

(1)	 Zum Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens über das Vermögen einer juristischen 
Person oder einer Gesellschaft ohne Rechtsper-
sönlichkeit ist außer den Gläubigern jedes Mit-
glied des Vertretungsorgans, bei einer Gesell-
schaft ohne Rechtspersönlichkeit oder bei einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien jeder persön-
lich haftende Gesellschafter, sowie jeder Abwick-
ler berechtigt. Bei einer juristischen Person ist im 
Fall der Führungslosigkeit auch jeder Gesellschaf-
ter, bei einer Aktiengesellschaft oder einer Ge-
nossenschaft zudem auch jedes Mitglied des 
Aufsichtsrats zur Antragstellung berechtigt.

(2)	 Wird der Antrag nicht von allen Mitgliedern des 
Vertretungsorgans, allen persönlich haftenden 
Gesellschaftern, allen Gesellschaftern der juristi-
schen Person, allen Mitgliedern des Aufsichtsrats 
oder allen Abwicklern gestellt, so ist er zulässig, 
wenn der Eröffnungsgrund glaubhaft gemacht 
wird. Zusätzlich ist bei Antragstellung durch 
Gesellschafter einer juristischen Person oder Mit-
glieder des Aufsichtsrats auch die Führungslosig-
keit glaubhaft zu machen. Das Insolvenzgericht 
hat die übrigen Mitglieder des Vertretungsor-
gans, persönlich haftenden Gesellschafter, Ge-
sellschafter der juristischen Person, Mitglieder 
des Aufsichtsrats oder Abwickler zu hören.

(3)	 Ist bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlich-
keit kein persönlich haftender Gesellschafter 
eine natürliche Person, so gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend für die organschaftlichen 
Vertreter und die Abwickler der zur Vertretung 
der Gesellschaft ermächtigten Gesellschafter. 
Entsprechendes gilt, wenn sich die Verbindung 
von Gesellschaften in dieser Art fortsetzt.
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InsO
Kommentar:

Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
der Überschrift die Wörter „Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die Wör-
ter „rechtsfähigen Personengesellschaften“ 
ersetzt werden. In Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 1 werden die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähigen Personengesellschaft“ er-
setzt werden.

§ 15a	 Antragspflicht bei juristischen Personen und 
Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit

(1)	 Wird eine juristische Person zahlungsunfähig oder 
überschuldet, haben die Mitglieder des Vertre-
tungsorgans oder die Abwickler ohne schuldhaf-
tes Zögern einen Eröffnungsantrag zu stellen. Der 
Antrag ist spätestens drei Wochen nach Eintritt 
der Zahlungsunfähigkeit und sechs Wochen nach 
Eintritt der Überschuldung zu stellen. Das Gleiche 
gilt für die organschaftlichen Vertreter der zur 
Vertretung der Gesellschaft ermächtigten Gesell-
schafter oder die Abwickler bei einer Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit, bei der kein persönlich 
haftender Gesellschafter eine natürliche Person 
ist; dies gilt nicht, wenn zu den persönlich haften-
den Gesellschaftern eine andere Gesellschaft ge-
hört, bei der ein persönlich haftender Gesellschaf-
ter eine natürliche Person ist.

(2)	 Bei einer Gesellschaft im Sinne des Absatzes  1 
Satz 3 gilt Absatz 1 sinngemäß, wenn die organ-
schaftlichen Vertreter der zur Vertretung der Ge-
sellschaft ermächtigten Gesellschafter ihrerseits 
Gesellschaften sind, bei denen kein persönlich 
haftender Gesellschafter eine natürliche Person 
ist, oder sich die Verbindung von Gesellschaften in 
dieser Art fortsetzt.

(3)	 Im Fall der Führungslosigkeit einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ist auch jeder Gesell-
schafter, im Fall der Führungslosigkeit einer Akti-
engesellschaft oder einer Genossenschaft ist auch 
jedes Mitglied des Aufsichtsrats zur Stellung des 
Antrages verpflichtet, es sei denn, diese Person hat 
von der Zahlungsunfähigkeit und der Überschul-
dung oder der Führungslosigkeit keine Kenntnis.

(4)	 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen Absatz 1 
Satz 1 und 2, auch in Verbindung mit Satz 3 oder 
Absatz 2 oder Absatz 3, einen Eröffnungsantrag 
1.	 nicht oder nicht rechtzeitig stellt oder
2.	 nicht richtig stellt.

(5)	 Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4 
fahrlässig, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr oder Geldstrafe.  

(6)	 Im Falle des Absatzes 4 Nummer 2, auch in Verbin-
dung mit Absatz 5, ist die Tat nur strafbar, wenn 
der Eröffnungsantrag rechtskräftig als unzulässig 
zurückgewiesen wurde.

(7)	 Auf Vereine und Stiftungen, für die § 42 Absatz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt, sind die Ab-
sätze 1 bis 6 nicht anzuwenden.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
der Überschrift die Wörter „Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die Wör-
ter „rechtsfähigen Personengesellschaften“ 
ersetzt werden. In Abs. 1 Satz 3 werden die 
Wörter „Gesellschaft ohne Rechtspersön-
lichkeit“ durch die Wörter „rechtsfähigen 
Personengesellschaft“ ersetzt werden.

§ 15b	 Zahlungen bei Zahlungsunfähigkeit und Über-
schuldung; Verjährung

(1)	 Die nach § 15a Absatz 1 Satz 1 antragspflichtigen 
Mitglieder des Vertretungsorgans und Abwickler 
einer juristischen Person dürfen nach dem Eintritt 
der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung 
der juristischen Person keine Zahlungen mehr für 
diese vornehmen. Dies gilt nicht für Zahlungen, 
die mit der Sorgfalt eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiters vereinbar sind.

(2)	 Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Geschäfts-
gang erfolgen, insbesondere solche Zahlungen, 
die der Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs 
dienen, gelten vorbehaltlich des Absatzes 3 als 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleiters vereinbar. Im Rah-
men des für eine rechtzeitige Antragstellung 
maßgeblichen Zeitraums nach §  15a Absatz 1 
Satz 1 und 2 gilt dies nur, solange die Antrags-
pflichtigen Maßnahmen zur nachhaltigen Besei-
tigung der Insolvenzreife oder zur Vorbereitung 
eines Insolvenzantrags mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
betreiben. Zahlungen, die im Zeitraum zwischen 
der Stellung des Antrags und der Eröffnung des 
Verfahrens geleistet werden, gelten auch dann 
als mit der Sorgfalt eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiters vereinbar, wenn 
diese mit Zustimmung eines vorläufigen Insol-
venzverwalters vorgenommen wurden.

(3)	 Ist der nach § 15a Absatz 1 Satz 1 und 2 für eine 
rechtzeitige Antragstellung maßgebliche Zeit-
punkt verstrichen und hat der Antragspflichtige 
keinen Antrag gestellt, sind Zahlungen in der Re-
gel nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar.



82

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

(4)	 Werden entgegen Absatz 1 Zahlungen geleistet, 
sind die Antragspflichtigen der juristischen Person 
zur Erstattung verpflichtet. Ist der Gläubigerschaft 
der juristischen Person ein geringerer Schaden 
entstanden, beschränkt sich die Ersatzpflicht auf 
den Ausgleich dieses Schadens. Soweit die Erstat-
tung oder der Ersatz zur Befriedigung der Gläubi-
ger der juristischen Person erforderlich ist, wird 
die Pflicht nicht dadurch ausgeschlossen, dass die-
selben in Befolgung eines Beschlusses eines Or-
gans der juristischen Person gehandelt haben. Ein 
Verzicht der juristischen Person auf Erstattungs- 
oder Ersatzansprüche oder ein Vergleich der juris-
tischen Person über diese Ansprüche ist unwirk-
sam. Dies gilt nicht, wenn der Erstattungs- oder 
Ersatzpflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur 
Abwendung des Insolvenzverfahrens mit seinen 
Gläubigern vergleicht, wenn die Erstattungs- oder 
Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan geregelt wird 
oder wenn ein Insolvenzverwalter für die juristi-
sche Person handelt.

(5)	 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 gelten auch für Zah-
lungen an Personen, die an der juristischen Person 
beteiligt sind, soweit diese zur Zahlungsunfähig-
keit der juristischen Person führen mussten, es sei 
denn, dies war auch bei Beachtung der in Absatz 1 
Satz 2 bezeichneten Sorgfalt nicht erkennbar. 
Satz 1 ist auf Genossenschaften nicht anwendbar.

(6)	 Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für die nach § 15a 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 zur Stellung des An-
trags verpflichteten organschaftlichen Vertreter 
der zur Vertretung der Gesellschaft ermächtig-
ten Gesellschafter.

(7)	 Die Ansprüche aufgrund der vorstehenden Be-
stimmungen verjähren in fünf Jahren. Besteht 
zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung eine Börsen-
notierung, verjähren die Ansprüche in zehn Jah-
ren.

(8) 	 Eine Verletzung steuerrechtlicher Zahlungs-
pflichten liegt nicht vor, wenn zwischen dem Ein-
tritt der Zahlungsunfähigkeit nach § 17 oder der 
Überschuldung nach § 19 und der Entscheidung 
des Insolvenzgerichts über den Insolvenzantrag 
Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis nicht 
oder nicht rechtzeitig erfüllt werden, sofern die 
Antragspflichtigen ihren Verpflichtungen nach 
§  15a nachkommen. Wird entgegen der Ver-
pflichtung nach § 15a ein Insolvenzantrag ver-
spätet gestellt, gilt dies nur für die nach Bestel-
lung eines vorläufigen Insolvenzverwalters oder 
Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung fäl-
lig werdenden Ansprüche aus dem Steuerschuld-
verhältnis. Wird das Insolvenzverfahren nicht er-
öffnet und ist dies auf eine Pflichtverletzung der 
Antragspflichtigen zurückzuführen, gelten die 
Sätze 1 und 2 nicht.

§ 16	 Eröffnungsgrund
Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens setzt 
voraus, dass ein Eröffnungsgrund gegeben ist.

§ 17	 Zahlungsunfähigkeit
(1)	 Allgemeiner Eröffnungsgrund ist die Zahlungs-

unfähigkeit.
(2)	 Der Schuldner ist zahlungsunfähig, wenn er nicht 

in der Lage ist, die fälligen Zahlungspflichten zu 
erfüllen. Zahlungsunfähigkeit ist in der Regel an-
zunehmen, wenn der Schuldner seine Zahlungen 
eingestellt hat.

§ 18	 Drohende Zahlungsunfähigkeit
(1)	 Beantragt der Schuldner die Eröffnung des Insol-

venzverfahrens, so ist auch die drohende Zah-
lungsunfähigkeit Eröffnungsgrund.

(2)	 Der Schuldner droht zahlungsunfähig zu werden, 
wenn er voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, 
die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt 
der Fälligkeit zu erfüllen. In aller Regel ist ein Prog-
nosezeitraum von 24 Monaten zugrunde zu legen.

(3)	 Wird bei einer juristischen Person oder einer Ge-
sellschaft ohne Rechtspersönlichkeit der Antrag 
nicht von allen Mitgliedern des Vertretungsor-
gans, allen persönlich haftenden Gesellschaftern 
oder allen Abwicklern gestellt, so ist Absatz 1 nur 
anzuwenden, wenn der oder die Antragsteller 
zur Vertretung der juristischen Person oder der 
Gesellschaft berechtigt sind.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 3 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfähi-
gen Personengesellschaft“ ersetzt werden. 

§ 19	 Überschuldung
(1)	 Bei einer juristischen Person ist auch die Über-

schuldung Eröffnungsgrund.
(2)	 Überschuldung liegt vor, wenn das Vermögen 

des Schuldners die bestehenden Verbindlichkei-
ten nicht mehr deckt, es sei denn, die Fortfüh-
rung des Unternehmens in den nächsten zwölf 
Monaten ist nach den Umständen überwiegend 
wahrscheinlich. Forderungen auf Rückgewähr 
von Gesellschafterdarlehen oder aus Rechts-
handlungen, die einem solchen Darlehen wirt-
schaftlich entsprechen, für die gemäß §  39 
Abs.  2 zwischen Gläubiger und Schuldner der 
Nachrang im Insolvenzverfahren hinter den in 
§ 39 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Forderungen 
vereinbart worden ist, sind nicht bei den Verbind-
lichkeiten nach Satz 1 zu berücksichtigen.
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InsO(3)	 Ist bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlich-
keit kein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person, so gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. Dies gilt nicht, wenn zu den per-
sönlich haftenden Gesellschaftern eine andere 
Gesellschaft gehört, bei der ein persönlich haften-
der Gesellschafter eine natürliche Person ist.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 3 Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähigen Personengesellschaft“ er-
setzt werden. 

§ 20	Auskunfts- und Mitwirkungspflicht im Eröff-
nungsverfahren. Hinweis auf Restschuld
befreiung

(1)	 Ist der Antrag zulässig, so hat der Schuldner dem 
Insolvenzgericht die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Entscheidung über den Antrag erforderlich 
sind, und es auch sonst bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben zu unterstützen. Die §§  97, 98, 101 
Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 2 gelten entsprechend.

(2)	 Ist der Schuldner eine natürliche Person, so soll er 
darauf hingewiesen werden, dass er nach Maß-
gabe der §§  286 bis 303a Restschuldbefreiung 
erlangen kann.

§ 21	 Anordnung vorläufiger Maßnahmen
(1)	 Das Insolvenzgericht hat alle Maßnahmen zu 

treffen, die erforderlich erscheinen, um bis zur 
Entscheidung über den Antrag eine den Gläubi-
gern nachteilige Veränderung in der Vermögens-
lage des Schuldners zu verhüten. Gegen die An-
ordnung der Maßnahme steht dem Schuldner 
die sofortige Beschwerde zu.

(2)	 Das Gericht kann insbesondere
1. einen vorläufigen Insolvenzverwalter bestellen, 
für den § 8 Abs. 3 und die §§ 56, 56b, 58 bis 66 
und 269a entsprechend gelten;
1a. einen vorläufigen Gläubigerausschuss einset-
zen, für den § 67 Absatz 2, 3 und die §§ 69 bis 73 
entsprechend gelten; zu Mitgliedern des Gläubi-
gerausschusses können auch Personen bestellt 
werden, die erst mit Eröffnung des Verfahrens 
Gläubiger werden;
2. dem Schuldner ein allgemeines Verfügungs-
verbot auferlegen oder anordnen, dass Verfü-
gungen des Schuldners nur mit Zustimmung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters wirksam sind;
3. Maßnahmen der Zwangsvollstreckung gegen 
den Schuldner untersagen oder einstweilen ein-

stellen, soweit nicht unbewegliche Gegenstände 
betroffen sind;
4.	eine vorläufige Postsperre anordnen, für die 
die §§ 99, 101 Abs. 1 Satz 1 entsprechend gelten;
5.	 anordnen, dass Gegenstände, die im Falle der 
Eröffnung des Verfahrens von § 166 erfasst wür-
den oder deren Aussonderung verlangt werden 
könnte, vom Gläubiger nicht verwertet oder ein-
gezogen werden dürfen und dass solche Gegen-
stände zur Fortführung des Unternehmens des 
Schuldners eingesetzt werden können, soweit sie 
hierfür von erheblicher Bedeutung sind; §  169 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend; ein durch die Nut-
zung eingetretener Wertverlust ist durch lau-
fende Zahlungen an den Gläubiger auszuglei-
chen. Die Verpflichtung zu Ausgleichszahlungen 
besteht nur, soweit der durch die Nutzung ent-
stehende Wertverlust die Sicherung des abson-
derungsberechtigten Gläubigers beeinträchtigt. 
Zieht der vorläufige Insolvenzverwalter eine zur 
Sicherung eines Anspruchs abgetretene Forde-
rung anstelle des Gläubigers ein, so gelten die 
§§ 170, 171 entsprechend.
Die Anordnung von Sicherungsmaßnahmen 
berührt nicht die Wirksamkeit von Verfügungen 
über Finanzsicherheiten nach § 1 Abs. 17 des Kre-
ditwesengesetzes und die Wirksamkeit der Ver-
rechnung von Ansprüchen und Leistungen aus 
Zahlungsaufträgen, Aufträgen zwischen Zah-
lungsdienstleistern oder zwischengeschalteten 
Stellen oder Aufträgen zur Übertragung von Wert-
papieren, die in Systeme nach § 1 Abs. 16 des Kre-
ditwesengesetzes eingebracht wurden. Dies gilt 
auch dann, wenn ein solches Rechtsgeschäft des 
Schuldners am Tag der Anordnung getätigt und 
verrechnet oder eine Finanzsicherheit bestellt 
wird und der andere Teil nachweist, dass er die 
Anordnung weder kannte noch hätte kennen 
müssen; ist der andere Teil ein Systembetreiber 
oder Teilnehmer in dem System, bestimmt sich 
der Tag der Anordnung nach dem Geschäftstag im 
Sinne des § 1 Absatz 16b des Kreditwesengesetzes.

(3)	 Reichen andere Maßnahmen nicht aus, so kann 
das Gericht den Schuldner zwangsweise vorfüh-
ren und nach Anhörung in Haft nehmen lassen. 
Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gilt 
entsprechendes für seine organschaftlichen Ver-
treter. Für die Anordnung von Haft gilt §  98 
Abs. 3 entsprechend.

§ 22	 Rechtsstellung des vorläufigen Insolvenz
verwalters

(1)	 Wird ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt 
und dem Schuldner ein allgemeines Verfügungs-
verbot auferlegt, so geht die Verwaltungs- und 
Verfügungsbefugnis über das Vermögen des 
Schuldners auf den vorläufigen Insolvenzverwal-
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ter über. In diesem Fall hat der vorläufige Insol-
venzverwalter:
1.	 das Vermögen des Schuldners zu sichern und 
zu erhalten;
2.	 ein Unternehmen, das der Schuldner betreibt, 
bis zur Entscheidung über die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens fortzuführen, soweit nicht 
das Insolvenzgericht einer Stillegung zustimmt, 
um eine erhebliche Verminderung des Vermö-
gens zu vermeiden;
3.	 zu prüfen, ob das Vermögen des Schuldners 
die Kosten des Verfahrens decken wird; das 
Gericht kann ihn zusätzlich beauftragen, als 
Sachverständiger zu prüfen, ob ein Eröffnungs-
grund vorliegt und welche Aussichten für eine 
Fortführung des Unternehmens des Schuldners 
bestehen.

(2)	 Wird ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt, 
ohne dass dem Schuldner ein allgemeines Verfü-
gungsverbot auferlegt wird, so bestimmt das Ge-
richt die Pflichten des vorläufigen Insolvenzver-
walters. Sie dürfen nicht über die Pflichten nach 
Absatz 1 Satz 2 hinausgehen.

(3)	 Der vorläufige Insolvenzverwalter ist berechtigt, 
die Geschäftsräume des Schuldners zu betreten 
und dort Nachforschungen anzustellen. Der 
Schuldner hat dem vorläufigen Insolvenzverwal-
ter Einsicht in seine Bücher und Geschäftspapiere 
zu gestatten. Er hat ihm alle erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und ihn bei der Erfüllung sei-
ner Aufgaben zu unterstützen; die §§ 97, 98, 101 
Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 2 gelten entsprechend.

§ 22a	 Bestellung eines vorläufigen Gläubigeraus-
schusses 

(1)	 Das Insolvenzgericht hat einen vorläufigen Gläu-
bigerausschuss nach § 21 Absatz 2 Nummer 1a 
einzusetzen, wenn der Schuldner im vorange-
gangenen Geschäftsjahr mindestens zwei der 
drei nachstehenden Merkmale erfüllt hat: 
1.	 mindestens 6 000 000 Euro Bilanzsumme 
nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiese-
nen Fehlbetrags im Sinne des § 268 Absatz 3 des 
Handelsgesetzbuchs; 
2.	 mindestens 12 000 000 Euro Umsatzerlöse in 
den zwölf Monaten vor dem Abschlussstichtag; 
3.	 im Jahresdurchschnitt mindestens fünfzig 
Arbeitnehmer. 

(2)	 Das Gericht soll auf Antrag des Schuldners, des 
vorläufigen Insolvenzverwalters oder eines Gläu-
bigers einen vorläufigen Gläubigerausschuss nach 
§ 21 Absatz 2 Nummer 1a einsetzen, wenn Perso-
nen benannt werden, die als Mitglieder des vor-
läufigen Gläubigerausschusses in Betracht kom-
men und dem Antrag Einverständniserklärungen 
der benannten Personen beigefügt werden.

(3)	 Ein vorläufiger Gläubigerausschuss ist nicht ein-
zusetzen, wenn der Geschäftsbetrieb des Schuld-
ners eingestellt ist, die Einsetzung des vorläufi-
gen Gläubigerausschusses im Hinblick auf die zu 
erwartende Insolvenzmasse unverhältnismäßig 
ist oder die mit der Einsetzung verbundene Ver-
zögerung zu einer nachteiligen Veränderung der 
Vermögenslage des Schuldners führt.

(4)	 Auf Aufforderung des Gerichts hat der Schuldner 
oder der vorläufige Insolvenzverwalter Personen 
zu benennen, die als Mitglieder des vorläufigen 
Gläubigerausschusses in Betracht kommen.

§ 23	 Bekanntmachung der Verfügungsbeschränkungen
(1)	 Der Beschluss, durch den eine der in § 21 Abs. 2 

Nr. 2 vorgesehenen Verfügungsbeschränkungen 
angeordnet und ein vorläufiger Insolvenzverwal-
ter bestellt wird, ist öffentlich bekannt zu ma-
chen. Er ist dem Schuldner, den Personen, die 
Verpflichtungen gegenüber dem Schuldner ha-
ben, und dem vorläufigen Insolvenzverwalter be-
sonders zuzustellen. Die Schuldner des Schuld-
ners sind zugleich aufzufordern, nur noch unter 
Beachtung des Beschlusses zu leisten.

(2)	 Ist der Schuldner im Handels-, Genossenschafts-, 
Partnerschafts- oder Vereinsregister eingetra-
gen, so hat die Geschäftsstelle des Insolvenzge-
richts dem Registergericht eine Ausfertigung des 
Beschlusses zu übermitteln.

(3)	 Für die Eintragung der Verfügungsbeschränkung 
im Grundbuch, im Schiffsregister, im Schiffsbau-
register und im Register über Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen gelten die §§ 32, 33 entsprechend.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 die Wörter „Handels-, Genossen-
schafts,- Partnerschafts- und Vereinsregister“ 
durch die Wörter „Handel-, Genossen-
schafts-, Gesellschafts-, Partnerschafts- oder 
Vereinsregister“ ersetzt werden. 

Durch das Gesetz zur Vereinheitlichung des 
Stiftungsrechts und zur Änderung des Infek-
tionsschutzgesetzes (BGBl. I 2021, S. 2947) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2026 in 
§ 23 Abs. 2 die Wörter „oder Vereinsregister“ 
durch ein Komma und die Wörter „Vereins- 
oder Stiftungsregister“ ersetzt sowie nach 
dem Wort „Registergericht“ die Wörter 
„oder im Fall des Stiftungsregisters der 
Registerbehörde“ eingefügt.
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InsO§ 24	 Wirkungen der Verfügungsbeschränkungen
(1)	 Bei einem Verstoß gegen eine der in § 21 Abs. 2 

Nr. 2 vorgesehenen Verfügungsbeschränkungen 
gelten die §§ 81, 82 entsprechend.

(2)	 Ist die Verfügungsbefugnis über das Vermögen 
des Schuldners auf einen vorläufigen Insolvenz-
verwalter übergegangen, so gelten für die Auf-
nahme anhängiger Rechtsstreitigkeiten §  85 
Abs. 1 Satz 1 und § 86 entsprechend.

§ 25	 Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen
(1)	 Werden die Sicherungsmaßnahmen aufgehoben, 

so gilt für die Bekanntmachung der Aufhebung ei-
ner Verfügungsbeschränkung § 23 entsprechend.

(2)	 Ist die Verfügungsbefugnis über das Vermögen 
des Schuldners auf einen vorläufigen Insolvenz-
verwalter übergegangen, so hat dieser vor der 
Aufhebung seiner Bestellung aus dem von ihm 
verwalteten Vermögen die entstandenen Kosten 
zu berichtigen und die von ihm begründeten Ver-
bindlichkeiten zu erfüllen. Gleiches gilt für die 
Verbindlichkeiten aus einem Dauerschuldver-
hältnis, soweit der vorläufige Insolvenzverwalter 
für das von ihm verwaltete Vermögen die Gegen-
leistung in Anspruch genommen hat.

§ 26	Abweisung mangels Masse
(1)	 Das Insolvenzgericht weist den Antrag auf Eröff-

nung des Insolvenzverfahrens ab, wenn das Ver-
mögen des Schuldners voraussichtlich nicht ausrei-
chen wird, um die Kosten des Verfahrens zu decken. 
Die Abweisung unterbleibt, wenn ein ausreichen-
der Geldbetrag vorgeschossen wird oder die Kosten 
nach § 4a gestundet werden. Der Beschluss ist un-
verzüglich öffentlich bekannt zu machen.

(2)	 Das Gericht ordnet die Eintragung des Schuldners, 
bei dem der Eröffnungsantrag mangels Masse ab-
gewiesen worden ist, in das Schuldnerverzeichnis 
nach §  882b der Zivilprozessordnung an und 
übermittelt die Anordnung unverzüglich elektro-
nisch dem zentralen Vollstreckungsgericht nach 
§  882h Abs.  1 der Zivilprozessordung. §  882c 
Abs.  3 der Zivilprozessordnung gilt entspre-
chend.

(3)	 Wer nach Absatz 1 Satz 2 einen Vorschuß geleis-
tet hat, kann die Erstattung des vorgeschossenen 
Betrages von jeder Person verlangen, die entge-
gen den Vorschriften des Insolvenz- oder Gesell-
schaftsrechts den Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens pflichtwidrig und schuldhaft 
nicht gestellt hat. Ist streitig, ob die Person 
pflichtwidrig und schuldhaft gehandelt hat, so 
trifft sie die Beweislast.

(4)	 Zur Leistung eines Vorschusses nach Absatz 1 
Satz 2 ist jede Person verpflichtet, die entgegen 
den Vorschriften des Insolvenz- oder Gesell-
schaftsrechts pflichtwidrig und schuldhaft keinen 

Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ge-
stellt hat. Ist streitig, ob die Person pflichtwidrig 
und schuldhaft gehandelt hat, so trifft sie die Be-
weislast. Die Zahlung des Vorschusses kann der 
vorläufige Insolvenzverwalter sowie jede Person 
verlangen, die einen begründeten Vermögensan-
spruch gegen den Schuldner hat. 

§ 26a	Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters 
(1)	 Wird das Insolvenzverfahren nicht eröffnet, setzt 

das Insolvenzgericht die Vergütung und die zu er-
stattenden Auslagen des vorläufigen Insolvenz
verwalters durch Beschluss fest.

(2)	 Die Festsetzung erfolgt gegen den Schuldner, es 
sei denn, der Eröffnungsantrag ist unzulässig 
oder unbegründet und den antragstellenden 
Gläubiger trifft ein grobes Verschulden. In diesem 
Fall sind die Vergütung und die zu erstattenden 
Auslagen des vorläufigen Insolvenzverwalters 
ganz oder teilweise dem Gläubiger aufzuerlegen 
und gegen ihn festzusetzen. Ein grobes Verschul-
den ist insbesondere dann anzunehmen, wenn 
der Antrag von vornherein keine Aussicht auf Er-
folg hatte und der Gläubiger dies erkennen 
musste. Der Beschluss ist dem vorläufigen Ver-
walter und demjenigen, der die Kosten des vor-
läufigen Insolvenzverwalters zu tragen hat, zuzu-
stellen. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung 
über die Zwangsvollstreckung aus Kostenfestset-
zungsbeschlüssen gelten entsprechend.

(3)	 Gegen den Beschluss steht dem vorläufigen Ver-
walter und demjenigen, der die Kosten des vor-
läufigen Insolvenzverwalters zu tragen hat, die 
sofortige Beschwerde zu. § 567 Absatz 2 der Zivil-
prozessordnung gilt entsprechend.

§ 27	 Eröffnungsbeschluss
(1)	 Wird das Insolvenzverfahren eröffnet, so ernennt 

das Insolvenzgericht einen Insolvenzverwalter. 
§ 270 bleibt unberührt.

(2)	 Der Eröffnungsbeschluss enthält:
1.	 Firma oder Namen und Vornamen, Geburtsda-
tum, Registergericht und Registernummer, unter 
der der Schuldner in das Handelsregister einge-
tragen ist, Geschäftszweig oder Beschäftigung, 
gewerbliche Niederlassung oder Wohnung des 
Schuldners;
2.	 Namen und Anschrift des Insolvenzverwalters;
3.	 die Stunde der Eröffnung;
4.	die Gründe, aus denen das Gericht von einem 
einstimmigen Vorschlag des vorläufigen Gläubi-
gerausschusses zur Person des Verwalters abge-
wichen ist; dabei ist der Name der vorgeschlage-
nen Person nicht zu nennen;
5.	 eine abstrakte Darstellung der für personen-
bezogene Daten geltenden Löschungsfristen 
nach §  3 der Verordnung zu öffentlichen 
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Bekanntmachungen in Insolvenzverfahren im 
Internet vom 12. Februar 2002 (BGBl. I S. 677), die 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 
2007 (BGBl. I S. 509) geändert worden ist.

(3)	 Ist die Stunde der Eröffnung nicht angegeben, so 
gilt als Zeitpunkt der Eröffnung die Mittags-
stunde des Tages, an dem der Beschluss erlassen 
worden ist.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 Nr. 1 die Wörter „in das Handels
register“ gestrichen werden. 

§ 28	 Aufforderungen an die Gläubiger und  
die Schuldner

(1)	 Im Eröffnungsbeschluss sind die Gläubiger auf-
zufordern, ihre Forderungen innerhalb einer be-
stimmten Frist unter Beachtung des § 174 beim 
Insolvenzverwalter anzumelden. Die Frist ist auf 
einen Zeitraum von mindestens zwei Wochen 
und höchstens drei Monaten festzusetzen.

(2)	 Im Eröffnungsbeschluss sind die Gläubiger aufzu-
fordern, dem Verwalter unverzüglich mitzuteilen, 
welche Sicherungsrechte sie an beweglichen Sa-
chen oder an Rechten des Schuldners in Anspruch 
nehmen. Der Gegenstand, an dem das Siche-
rungsrecht beansprucht wird, die Art und der Ent-
stehungsgrund des Sicherungsrechts sowie die 
gesicherte Forderung sind zu bezeichnen. Wer die 
Mitteilung schuldhaft unterlässt oder verzögert, 
haftet für den daraus entstehenden Schaden.

(3)	 Im Eröffnungsbeschluss sind die Personen, die 
Verpflichtungen gegenüber dem Schuldner ha-
ben, aufzufordern, nicht mehr an den Schuldner 
zu leisten, sondern an den Verwalter.

§ 29	Terminbestimmungen
(1)	 Im Eröffnungsbeschluss bestimmt das Insolvenz-

gericht Termine für:
1.	 eine Gläubigerversammlung, in der auf der 
Grundlage eines Berichts des Insolvenzverwal-
ters über den Fortgang des Insolvenzverfahrens 
beschlossen wird (Berichtstermin); der Termin 
soll nicht über sechs Wochen und darf nicht über 
drei Monate hinaus angesetzt werden;
2.	 eine Gläubigerversammlung, in der die ange-
meldeten Forderungen geprüft werden (Prü-
fungstermin); der Zeitraum zwischen dem Ablauf 
der Anmeldefrist und dem Prüfungstermin soll 
mindestens eine Woche und höchstens zwei 
Monate betragen.

(2)	 Die Termine können verbunden werden. Das Ge-
richt soll auf den Berichtstermin verzichten, 

wenn die Vermögensverhältnisse des Schuldners 
überschaubar sind und die Zahl der Gläubiger 
oder die Höhe der Verbindlichkeiten gering ist.

§ 30	Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses
(1)	 Die Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts hat 

den Eröffnungsbeschluss sofort öffentlich be-
kannt zu machen.

(2)	 Den Gläubigern und Schuldnern des Schuldners 
und dem Schuldner selbst ist der Beschluss be-
sonders zuzustellen.

(3)	 (aufgehoben)

§ 31	 Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und 
Vereinsregister
Ist der Schuldner im Handels-, Genossenschafts-, 
Partnerschafts- oder Vereinsregister eingetra-
gen, so hat die Geschäftsstelle des Insolvenzge-
richts dem Registergericht zu übermitteln:
1. 	im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
eine Ausfertigung des Eröffnungsbeschlusses;
2.	 im Falle der Abweisung des Eröffnungsantrags 
mangels Masse eine Ausfertigung des abweisen-
den Beschlusses, wenn der Schuldner eine juristi-
sche Person oder eine Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit ist, die durch die Abweisung 
mangels Masse aufgelöst wird.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
der Überschrift sowie in dem Satzteil vor Nr. 
1 die Wörter „Handels-, Genossenschafts,- 
Partnerschafts- und Vereinsregister“ durch 
die Wörter „Handels-, Genossenschafts-, Ge-
sellschafts-, Partnerschafts- oder Vereinsre-
gister“ ersetzt werden. In Nr. 2 werden die 
Wörter „Gesellschaft ohne Rechtspersön-
lichkeit“ durch die Wörter „rechtsfähige Per-
sonengesellschaft“ ersetzt werden.

Durch das Gesetz zur Vereinheitlichung des 
Stiftungsrechts und zur Änderung des Infek-
tionsschutzgesetzes (BGBl. I 2021, S. 2947) 
wird mit Wirkung zum 1. Januar 2026 der § 31 
wie folgt geändert: a) In der Überschrift wer-
den die Wörter „und Vereinsregister“ durch 
ein Komma und die Wörter „Vereins- und 
Stiftungsregister“ ersetzt. b) In dem Satzteil 
vor Nummer 1 werden die Wörter „oder Ver-
einsregister“ durch ein Komma und die Wör-
ter „Vereins- oder Stiftungsregister“ ersetzt 
und werden nach dem Wort „Registerge-
richt“ die Wörter „oder im Fall des Stiftungs-
registers der Registerbehörde“ eingefügt.
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InsO§ 32	 Grundbuch
(1)	 Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist in das 

Grundbuch einzutragen:
1.	 bei Grundstücken, als deren Eigentümer der 
Schuldner eingetragen ist;
2.	 bei den für den Schuldner eingetragenen Rech-
ten an Grundstücken und an eingetragenen Rech-
ten, wenn nach der Art des Rechts und den 
Umständen zu befürchten ist, dass ohne die Eintra-
gung die Insolvenzgläubiger benachteiligt würden.

(2)	 Soweit dem Insolvenzgericht solche Grundstücke 
oder Rechte bekannt sind, hat es das Grundbuch-
amt von Amts wegen um die Eintragung zu ersu-
chen. Die Eintragung kann auch vom Insolvenzver-
walter beim Grundbuchamt beantragt werden.

(3)	 Werden ein Grundstück oder ein Recht, bei denen 
die Eröffnung des Verfahrens eingetragen wor-
den ist, vom Verwalter freigegeben oder veräu-
ßert, so hat das Insolvenzgericht auf Antrag das 
Grundbuchamt um Löschung der Eintragung zu 
ersuchen. Die Löschung kann auch vom Verwal-
ter beim Grundbuchamt beantragt werden.

§ 33	 Register für Schiffe und Luftfahrzeuge
Für die Eintragung der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens in das Schiffsregister, das Schiffsbauregis-
ter und das Register für Pfandrechte an Luftfahr-
zeugen gilt § 32 entsprechend. Dabei treten an die 
Stelle der Grundstücke die in diese Register einge-
tragenen Schiffe, Schiffsbauwerke und Luftfahr-
zeuge, an die Stelle des Grundbuchamts das Regis-
tergericht.

§ 34	 Rechtsmittel
(1)	 Wird die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ab-

gelehnt, so steht dem Antragsteller und, wenn 
die Abweisung des Antrags nach §  26 erfolgt, 
dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu.

(2)	 Wird das Insolvenzverfahren eröffnet, so steht 
dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu.

(3)	 Sobald eine Entscheidung, die den Eröffnungsbe-
schluss aufhebt, Rechtskraft erlangt hat, ist die 
Aufhebung des Verfahrens öffentlich bekanntzu-
machen. § 200 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
Die Wirkungen der Rechtshandlungen, die vom 
Insolvenzverwalter oder ihm gegenüber vorge-
nommen worden sind, werden durch die Aufhe-
bung nicht berührt.

Zweiter Abschnitt – Insolvenzmasse.  
Einteilung der Gläubiger

§ 35	 Begriff der Insolvenzmasse
(1)	 Das Insolvenzverfahren erfasst das gesamte Ver-

mögen, das dem Schuldner zur Zeit der Eröff-
nung des Verfahrens gehört und das er während 
des Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse).

(2)	 Übt der Schuldner eine selbstständige Tätigkeit 
aus oder beabsichtigt er, demnächst eine solche 
Tätigkeit auszuüben, hat der Insolvenzverwalter 
ihm gegenüber zu erklären, ob Vermögen aus der 
selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenzmasse ge-
hört und ob Ansprüche aus dieser Tätigkeit im In-
solvenzverfahren geltend gemacht werden kön-
nen. § 295 Absatz 2a gilt entsprechend. Auf 
Antrag des Gläubigerausschusses oder, wenn ein 
solcher nicht bestellt ist, der Gläubigerversamm-
lung ordnet das Insolvenzgericht die Unwirksam-
keit an.

(3)	 Der Schuldner hat den Verwalter unverzüglich 
über die Aufnahme oder Fortführung einer 
selbstständigen Tätigkeit zu informieren. Ersucht 
der Schuldner den Verwalter um die Freigabe ei-
ner solchen Tätigkeit, hat sich der Verwalter un-
verzüglich, spätestens nach einem Monat, zu 
dem Ersuchen zu erklären. 

(4)	 Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem 
Gericht gegenüber anzuzeigen. Das Gericht hat 
die Erklärung und den Beschluss über ihre Un-
wirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 

§ 36	 Unpfändbare Gegenstände
(1)	 Gegenstände, die nicht der Zwangsvollstreckung 

unterliegen, gehören nicht zur Insolvenzmasse. 
Die §§  850, 850a, 850c, 850e, 850f Abs.  1, 
§§  850g bis 850l, 851c, 851d 899 bis 904, 905 
Satz 1 und 3 sowie § 906 Absatz 2 bis 4 der Zivil-
prozessordnung gelten entsprechend. Verfügun-
gen des Schuldners über Guthaben, das nach den 
Vorschriften der Zivilprozessordnung über die 
Wirkungen des Pfändungsschutzkontos nicht 
von der Pfändung erfasst wird, bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit nicht der Freigabe dieses Kontogut-
habens durch den Insolvenzverwalter.

(2)	 Zur Insolvenzmasse gehören jedoch
1.	 die Geschäftsbücher des Schuldners; gesetzli-
che Pflichten zur Aufbewahrung von Unterlagen 
bleiben unberührt;
2.	 im Fall einer selbstständigen Tätigkeit des 
Schuldners die Sachen nach § 811 Absatz 1 Num-
mer 1 Buchstabe b und Tiere nach § 811 Absatz 1 
Nummer 8 Buchstabe b der Zivilprozessordnung; 
hiervon ausgenommen sind Sachen, die für die 
Fortsetzung einer Erwerbstätigkeit erforderlich 
sind, welche in der Erbringung persönlicher Leis-
tungen besteht.

(3)	 Sachen, die zum gewöhnlichen Hausrat gehören 
und im Haushalt des Schuldners gebraucht wer-
den, gehören nicht zur Insolvenzmasse, wenn 
ohne Weiteres ersichtlich ist, dass durch ihre Ver-
wertung nur ein Erlös erzielt werden würde, der 
zu dem Wert außer allem Verhältnis steht.

(4)	 Für Entscheidungen, ob ein Gegenstand nach 
den in Absatz 1 Satz 2 genannten Vorschriften der 
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Zwangsvollstreckung unterliegt, ist das In-
solvenzgericht zuständig. Anstelle eines Gläubi-
gers ist der Insolvenzverwalter antragsberech-
tigt. Für das Eröffnungsverfahren gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend.

Kommentar:
Durch das Gesetz zur Verbesserung des 
Schutzes von Gerichtsvollziehern vor Gewalt 
sowie zur Änderung weiterer zwangsvoll-
streckungsrechtlicher Vorschriften und zur 
Änderung des Infektionsschutzgesetzes 
(BGBl. I 2021, S. 850) wird mit Wirkung zum 
1. Januar 2022 der Abs. 2 Nummer 2 geändert.

§ 37	 Gesamtgut bei Gütergemeinschaft
(1)	 Wird bei dem Güterstand der Gütergemeinschaft 

das Gesamtgut von einem Ehegatten allein ver-
waltet und über das Vermögen dieses Ehegatten 
das Insolvenzverfahren eröffnet, so gehört das Ge-
samtgut zur Insolvenzmasse. Eine Auseinanderset-
zung des Gesamtguts findet nicht statt. Durch das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen des ande-
ren Ehegatten wird das Gesamtgut nicht berührt.

(2)	 Verwalten die Ehegatten das Gesamtgut ge-
meinschaftlich, so wird das Gesamtgut durch das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen eines 
Ehegatten nicht berührt.

(3)	 Absatz 1 ist bei der fortgesetzten Gütergemein-
schaft mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die 
Stelle des Ehegatten, der das Gesamtgut allein 
verwaltet, der überlebende Ehegatte, an die 
Stelle des anderen Ehegatten die Abkömmlinge 
treten.

(4)	 Die Absätze 1 bis 3 gelten für Lebenspartner ent-
sprechend.

§ 38	 Begriff der Insolvenzgläubiger
Die Insolvenzmasse dient zur Befriedigung der 
persönlichen Gläubiger, die einen zur Zeit der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens begründeten 
Vermögensanspruch gegen den Schuldner haben 
(Insolvenzgläubiger).

§ 39	Nachrangige Insolvenzgläubiger
(1)	 Im Rang nach den übrigen Forderungen der In-

solvenzgläubiger werden in folgender Rangfolge, 
bei gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Be-
träge, berichtigt:
1.	 die seit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
laufenden Zinsen und Säumniszuschläge auf 
Forderungen der Insolvenzgläubiger;
2.	 die Kosten, die den einzelnen Insolvenz
gläubigern durch ihre Teilnahme am Verfahren 
erwachsen;

3.	 Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und 
Zwangsgelder sowie solche Nebenfolgen einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit, die zu einer 
Geldzahlung verpflichten;
4.	Forderungen auf eine unentgeltliche Leistung 
des Schuldners;
5.	 nach Maßgabe der Absätze 4 und 5 Forderungen 
auf Rückgewähr eines Gesellschafterdarlehens 
oder Forderungen aus Rechtshandlungen, die 
einem solchen Darlehen wirtschaftlich entsprechen.
Satz 1 Nummer 5 ist nicht anzuwenden, wenn 
eine staatliche Förderbank oder eines ihrer Toch-
terunternehmen einem Unternehmen, an dem 
die staatliche Förderbank oder eines ihrer Toch-
terunternehmen beteiligt ist, ein Darlehen 
gewährt oder eine andere einer Darlehensge-
währung wirtschaftlich entsprechende Rechts-
handlung vorgenommen hat.

(2)	 Forderungen, für die zwischen Gläubiger und 
Schuldner der Nachrang im Insolvenzverfahren 
vereinbart worden ist, werden im Zweifel nach 
den in Absatz 1 bezeichneten Forderungen be-
richtigt.

(3)	 Die Zinsen der Forderungen nachrangiger Insol-
venzgläubiger und die Kosten, die diesen Gläubi-
gern durch ihre Teilnahme am Verfahren entste-
hen, haben den gleichen Rang wie die Forderun-
gen dieser Gläubiger.

(4)	 Absatz 1 Nr. 5 gilt für Gesellschaften, die weder 
eine natürliche Person noch eine Gesellschaft als 
persönlich haftenden Gesellschafter haben, bei 
der ein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person ist. Erwirbt ein Gläubiger bei 
drohender oder eingetretener Zahlungsunfähig-
keit der Gesellschaft oder bei Überschuldung An-
teile zum Zweck ihrer Sanierung, führt dies bis zur 
nachhaltigen Sanierung nicht zur Anwendung 
von Absatz 1 Nr. 5 auf seine Forderungen aus be-
stehenden oder neu gewährten Darlehen oder auf 
Forderungen aus Rechtshandlungen, die einem 
solchen Darlehen wirtschaftlich entsprechen.

(5)	 Absatz 1 Nr. 5 gilt nicht für den nicht geschäfts-
führenden Gesellschafter einer Gesellschaft im 
Sinne des Absatzes 4 Satz 1, der mit 10 Prozent 
oder weniger am Haftkapital beteiligt ist.

§ 40	Unterhaltsansprüche
Familienrechtliche Unterhaltsansprüche gegen 
den Schuldner können im Insolvenzverfahren für 
die Zeit nach der Eröffnung nur geltend gemacht 
werden, soweit der Schuldner als Erbe des Ver-
pflichteten haftet. § 100 bleibt unberührt.

§ 41	 Nicht fällige Forderungen
(1)	 Nicht fällige Forderungen gelten als fällig.
(2)	 Sind sie unverzinslich, so sind sie mit dem gesetz-

lichen Zinssatz abzuzinsen. Sie vermindern sich 
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InsOdadurch auf den Betrag, der bei Hinzurechnung 
der gesetzlichen Zinsen für die Zeit von der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens bis zur Fälligkeit 
dem vollen Betrag der Forderung entspricht.

§ 42	 Auflösend bedingte Forderungen
Auflösend bedingte Forderungen werden, 
solange die Bedingung nicht eingetreten ist, im 
Insolvenzverfahren wie unbedingte Forderun-
gen berücksichtigt.

§ 43	 Haftung mehrerer Personen
Ein Gläubiger, dem mehrere Personen für die-
selbe Leistung auf das Ganze haften, kann im 
Insolvenzverfahren gegen jeden Schuldner bis zu 
seiner vollen Befriedigung den ganzen Betrag 
geltend machen, den er zur Zeit der Eröffnung 
des Verfahrens zu fordern hatte.

§ 44	Rechte der Gesamtschuldner und Bürgen
Der Gesamtschuldner und der Bürge können die 
Forderung, die sie durch eine Befriedigung des 
Gläubigers künftig gegen den Schuldner erwer-
ben könnten, im Insolvenzverfahren nur dann 
geltend machen, wenn der Gläubiger seine For-
derung nicht geltend macht.

§ 44a	Gesicherte Darlehen
In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen 
einer Gesellschaft kann ein Gläubiger nach Maß-
gabe des § 39 Abs. 1 Nr. 5 für eine Forderung auf 
Rückgewähr eines Darlehens oder für eine gleich-
gestellte Forderung, für die ein Gesellschafter 
eine Sicherheit bestellt oder für die er sich ver-
bürgt hat, nur anteilsmäßige Befriedigung aus 
der Insolvenzmasse verlangen, soweit er bei der 
Inanspruchnahme der Sicherheit oder des Bür-
gen ausgefallen ist.

§ 45	 Umrechnung von Forderungen
Forderungen, die nicht auf Geld gerichtet sind 
oder deren Geldbetrag unbestimmt ist, sind mit 
dem Wert geltend zu machen, der für die Zeit der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens geschätzt wer-
den kann. Forderungen, die in ausländischer Wäh-
rung oder in einer Rechnungseinheit ausgedrückt 
sind, sind nach dem Kurswert, der zur Zeit der Ver-
fahrenseröffnung für den Zahlungsort maßgeb-
lich ist, in inländische Währung umzurechnen.

§ 46	Wiederkehrende Leistungen
Forderungen auf wiederkehrende Leistungen, deren 
Betrag und Dauer bestimmt sind, sind mit dem 
Betrag geltend zu machen, der sich ergibt, wenn die 
noch ausstehenden Leistungen unter Abzug des 
in § 41 bezeichneten Zwischenzinses zusammen-

gerechnet werden. Ist die Dauer der Leistungen 
unbestimmt, so gilt § 45 Satz 1 entsprechend.

§ 47	 Aussonderung
Wer aufgrund eines dinglichen oder persönli-
chen Rechts geltend machen kann, dass ein Ge-
genstand nicht zur Insolvenzmasse gehört, ist 
kein Insolvenzgläubiger. Sein Anspruch auf Aus-
sonderung des Gegenstands bestimmt sich nach 
den Gesetzen, die außerhalb des Insolvenzver-
fahrens gelten.

§ 48	Ersatzaussonderung
Ist ein Gegenstand, dessen Aussonderung hätte 
verlangt werden können, vor der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens vom Schuldner oder nach 
der Eröffnung vom Insolvenzverwalter unberech-
tigt veräußert worden, so kann der Aussonde-
rungsberechtigte die Abtretung des Rechts auf 
die Gegenleistung verlangen, soweit diese noch 
aussteht. Er kann die Gegenleistung aus der 
Insolvenzmasse verlangen, soweit sie in der 
Masse unterscheidbar vorhanden ist.

§ 49	Abgesonderte Befriedigung aus unbeweglichen 
Gegenständen
Gläubiger, denen ein Recht auf Befriedigung aus 
Gegenständen zusteht, die der Zwangsvollstre-
ckung in das unbewegliche Vermögen unterlie-
gen (unbewegliche Gegenstände), sind nach 
Maßgabe des Gesetzes über die Zwangsverstei-
gerung und die Zwangsverwaltung zur abgeson-
derten Befriedigung berechtigt.

§ 50	Abgesonderte Befriedigung der Pfandgläubiger
(1)	 Gläubiger, die an einem Gegenstand der Insol-

venzmasse ein rechtsgeschäftliches Pfandrecht, 
ein durch Pfändung erlangtes Pfandrecht oder 
ein gesetzliches Pfandrecht haben, sind nach 
Maßgabe der §§ 166 bis 173 für Hauptforderung, 
Zinsen und Kosten zur abgesonderten Befriedi-
gung aus dem Pfandgegenstand berechtigt.

(2)	 Das gesetzliche Pfandrecht des Vermieters oder 
Verpächters kann im Insolvenzverfahren wegen 
der Miete oder Pacht für eine frühere Zeit als die 
letzten zwölf Monate vor der Eröffnung des Ver-
fahrens sowie wegen der Entschädigung, die in-
folge einer Kündigung des Insolvenzverwalters 
zu zahlen ist, nicht geltend gemacht werden. Das 
Pfandrecht des Verpächters eines landwirt-
schaftlichen Grundstücks unterliegt wegen der 
Pacht nicht dieser Beschränkung.

§ 51	 Sonstige Absonderungsberechtigte
Den in § 50 genannten Gläubigern stehen gleich:



90

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

1.	 Gläubiger, denen der Schuldner zur Sicherung 
eines Anspruchs eine bewegliche Sache übereig-
net oder ein Recht übertragen hat;
2.	 Gläubiger, denen ein Zurückbehaltungsrecht 
an einer Sache zusteht, weil sie etwas zum Nut-
zen der Sache verwendet haben, soweit ihre For-
derung aus der Verwendung den noch vorhande-
nen Vorteil nicht übersteigt;
3.	 Gläubiger, denen nach dem Handelsgesetz-
buch ein Zurückbehaltungsrecht zusteht;
4.	Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever-
bände, soweit ihnen zoll- und steuerpflichtige 
Sachen nach gesetzlichen Vorschriften als Sicher-
heit für öffentliche Abgaben dienen.

§ 52	 Ausfall der Absonderungsberechtigten
Gläubiger, die abgesonderte Befriedigung bean-
spruchen können, sind Insolvenzgläubiger, 
soweit ihnen der Schuldner auch persönlich haf-
tet. Sie sind zur anteilsmäßigen Befriedigung aus 
der Insolvenzmasse jedoch nur berechtigt, soweit 
sie auf eine abgesonderte Befriedigung verzich-
ten oder bei ihr ausgefallen sind.

§ 53	 Massegläubiger
Aus der Insolvenzmasse sind die Kosten des 
Insolvenzverfahrens und die sonstigen Massever-
bindlichkeiten vorweg zu berichtigen.

§ 54	 Kosten des Insolvenzverfahrens
Kosten des Insolvenzverfahrens sind:
1.	 die Gerichtskosten für das Insolvenzverfahren;
2.	 die Vergütungen und die Auslagen des vorläu-
figen Insolvenzverwalters, des Insolvenzverwal-
ters und der Mitglieder des Gläubigerausschusses.

§ 55	 Sonstige Masseverbindlichkeiten
(1)	 Masseverbindlichkeiten sind weiter die Verbind-

lichkeiten:
1.	 die durch Handlungen des Insolvenzverwalters 
oder in anderer Weise durch die Verwaltung, Ver-
wertung und Verteilung der Insolvenzmasse 
begründet werden, ohne zu den Kosten des Insol-
venzverfahrens zu gehören;
2.	 aus gegenseitigen Verträgen, soweit deren 
Erfüllung zur Insolvenzmasse verlangt wird oder 
für die Zeit nach der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens erfolgen muss;
3.	 aus einer ungerechtfertigten Bereicherung der 
Masse.

(2)	 Verbindlichkeiten, die von einem vorläufigen Insol-
venzverwalter begründet worden sind, auf den die 
Verfügungsbefugnis über das Vermögen des 
Schuldners übergegangen ist, gelten nach der Er-
öffnung des Verfahrens als Masseverbindlichkeiten. 
Gleiches gilt für Verbindlichkeiten aus einem Dau-
erschuldverhältnis, soweit der vorläufige Insolvenz-

verwalter für das von ihm verwaltete Vermögen die 
Gegenleistung in Anspruch genommen hat.

(3)	 Gehen nach Absatz 2 begründete Ansprüche auf 
Arbeitsentgelt nach § 169 des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch auf die Bundesagentur für Arbeit 
über, so kann die Bundesagentur diese nur als In-
solvenzgläubiger geltend machen. Satz 1 gilt ent-
sprechend für die in § 175 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch bezeichneten Ansprüche, soweit 
diese gegenüber dem Schuldner bestehen bleiben.

(4)	 Umsatzsteuerverbindlichkeiten des Insolvenz-
schuldners, die von einem vorläufigen Insolvenz-
verwalter oder vom Schuldner mit Zustimmung 
eines vorläufigen Insolvenzverwalters oder vom 
Schuldner nach Bestellung eines vorläufigen 
Sachwalters begründet worden sind, gelten nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens als Massever-
bindlichkeit. Den Umsatzsteuerverbindlichkeiten 
stehen die folgenden Verbindlichkeiten gleich:

	 1. sonstige Ein- und Ausfuhrabgaben,
	 2. bundesgesetzlich geregelte Verbrauchsteuern,
	 3. die Luftverkehr- und die Kraftfahrzeugsteuer 

und
	 4. die Lohnsteuer.

Dritter Abschnitt – Insolvenzverwalter.  
Organe der Gläubiger

§ 56	Bestellung des Insolvenzverwalters
(1)	 Zum Insolvenzverwalter ist eine für den jeweili-

gen Einzelfall geeignete, insbesondere geschäfts-
kundige und von den Gläubigern und dem 
Schuldner unabhängige natürliche Person zu be-
stellen, die aus dem Kreis aller zur Übernahme 
von Insolvenzverwaltungen bereiten Personen 
auszuwählen ist. Wer als Restrukturierungsbe-
auftragter oder Sanierungsmoderator in einer 
Restrukturierungssache des Schuldners tätig 
war, kann, wenn der Schuldner mindestens zwei 
der drei in § 22a Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen erfüllt, nur dann zum Insolvenzverwalter 
bestellt werden, wenn der vorläufige Gläubige-
rausschuss zustimmt. Die Bereitschaft zur Über-
nahme von Insolvenzverwaltungen kann auf be-
stimmte Verfahren beschränkt werden. Die 
erforderliche Unabhängigkeit wird nicht schon 
dadurch ausgeschlossen, dass die Person 
1.	 vom Schuldner oder von einem Gläubiger vor-
geschlagen worden ist oder
2.	 den Schuldner vor dem Eröffnungsantrag in 
allgemeiner Form über den Ablauf eines Insol-
venzverfahrens und dessen Folgen beraten hat.

(2)	 Der Verwalter erhält eine Urkunde über seine Be-
stellung. Bei Beendigung seines Amtes hat er die 
Urkunde dem Insolvenzgericht zurückzugeben.
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InsO§ 56a	 Gläubigerbeteiligung bei der Verwalterbestellung
(1)	 Vor der Bestellung des Verwalters ist dem vorläu-

figen Gläubigerausschuss Gelegenheit zu geben, 
sich zu den Anforderungen, die an den Verwalter 
zu stellen sind, und zur Person des Verwalters zu 
äußern, soweit dies nicht innerhalb von zwei 
Werktagen offensichtlich zu einer nachteiligen 
Veränderung der Vermögenslage des Schuldners 
führt.

(2)	 Das Gericht darf von einem einstimmigen Vor-
schlag des vorläufigen Gläubigerausschusses zur 
Person des Verwalters nur abweichen, wenn die 
vorgeschlagene Person für die Übernahme des 
Amtes nicht geeignet ist. Das Gericht hat bei der 
Auswahl des Verwalters die vom vorläufigen Gläu-
bigerausschuss beschlossenen Anforderungen an 
die Person des Verwalters zugrunde zu legen.

(3)	 Sieht das Gericht mit Rücksicht auf eine nachtei-
lige Veränderung der Vermögenslage des Schuld-
ners von einer Anhörung nach Absatz 1 ab, hat es 
seine Entscheidung schriftlich zu begründen. Der 
vorläufige Gläubigerausschuss kann in seiner 
ersten Sitzung einstimmig eine andere Person als 
die bestellte zum Insolvenzverwalter wählen.

§ 56b Verwalterbestellung bei Schuldnern derselben 
Unternehmensgruppe

(1)	 Wird über das Vermögen von gruppenangehörigen 
Schuldnern die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
beantragt, so haben die angegangenen Insolvenz-
gerichte sich darüber abzustimmen, ob es im Inter-
esse der Gläubiger liegt, lediglich eine Person zum 
Insolvenzverwalter zu bestellen. Bei der Abstim-
mung ist insbesondere zu erörtern, ob diese Person 
alle Verfahren über die gruppenangehörigen 
Schuldner mit der gebotenen Unabhängigkeit 
wahrnehmen kann und ob mögliche Interessenkon-
flikte durch die Bestellung von Sonderinsolvenz
verwaltern ausgeräumt werden können.

(2)	 Von dem Vorschlag oder den Vorgaben eines vor-
läufigen Gläubigerausschusses nach § 156a kann 
das Gericht abweichen, wenn der für einen ande-
ren gruppenangehörigen Schuldner bestellte vor-
läufige Gläubigerausschuss eine andere Person 
einstimmig vorschlägt, die sich für eine Tätigkeit 
nach Absatz 1 Satz 1 eignet. Vor der Bestellung die-
ser Person ist der vorläufige Gläubigerausschuss 
anzuhören. Ist zur Auflösung von Interessenkon-
flikten ein Sonderinsolvenzverwalter zu bestellen, 
findet § 156a entsprechende Anwendung.

§ 57	 Wahl eines anderen Insolvenzverwalters
In der ersten Gläubigerversammlung, die auf die 
Bestellung des Insolvenzverwalters folgt, können 
die Gläubiger an dessen Stelle eine andere Per-
son wählen. Die andere Person ist gewählt, wenn 
neben der in §  76 Abs.  2 genannten Mehrheit 

auch die Mehrheit der abstimmenden Gläubiger 
für sie gestimmt hat. Das Gericht kann die Bestel-
lung des Gewählten nur versagen, wenn dieser 
für die Übernahme des Amtes nicht geeignet ist. 
Gegen die Versagung steht jedem Insolvenzgläu-
biger die sofortige Beschwerde zu.

§ 58	 Aufsicht des Insolvenzgerichts
(1)	 Der Insolvenzverwalter steht unter der Aufsicht 

des Insolvenzgerichts. Das Gericht kann jederzeit 
einzelne Auskünfte oder einen Bericht über den 
Sachstand und die Geschäftsführung von ihm 
verlangen.

(2)	 Erfüllt der Verwalter seine Pflichten nicht, so kann 
das Gericht nach vorheriger Androhung Zwangs-
geld gegen ihn festsetzen. Das einzelne Zwangs-
geld darf den Betrag von fünfundzwanzigtausend 
Euro nicht übersteigen. Gegen den Beschluss steht 
dem Verwalter die sofortige Beschwerde zu.

(3)	 Absatz 2 gilt entsprechend für die Durchsetzung 
der Herausgabepflichten eines entlassenen Ver-
walters.

§ 59	 Entlassung des Insolvenzverwalters
(1)	 Das Insolvenzgericht kann den Insolvenzverwal-

ter aus wichtigem Grund aus dem Amt entlassen. 
Die Entlassung kann von Amts wegen oder auf 
Antrag des Verwalters, des Schuldners, des Gläu-
bigerausschusses, der Gläubigerversammlung 
oder eines Insolvenzgläubigers erfolgen. Auf An-
trag des Schuldners oder eines Insolvenzgläubi-
gers erfolgt die Entlassung nur, wenn dies inner-
halb von sechs Monaten nach der Bestellung 
beantragt wird und der Verwalter nicht unab-
hängig ist; dies ist von dem Antragsteller glaub-
haft zu machen. Vor der Entscheidung des Ge-
richts ist der Verwalter zu hören.

(2)	 Gegen die Entlassung steht dem Verwalter die 
sofortige Beschwerde zu. Gegen die Ablehnung 
des Antrags steht dem Antragsteller die sofortige 
Beschwerde zu. Hat die Gläubigerversammlung 
den Antrag gestellt, steht auch jedem Insolvenz-
gläubiger die sofortige Beschwerde zu.

§ 60	 Haftung des Insolvenzverwalters
(1)	 Der Insolvenzverwalter ist allen Beteiligten zum 

Schadenersatz verpflichtet, wenn er schuldhaft 
die Pflichten verletzt, die ihm nach diesem Ge-
setz obliegen. Er hat für die Sorgfalt eines ordent-
lichen und gewissenhaften Insolvenzverwalters 
einzustehen.

(2)	 Soweit er zur Erfüllung der ihm als Verwalter ob-
liegenden Pflichten Angestellte des Schuldners 
im Rahmen ihrer bisherigen Tätigkeit einsetzen 
muss und diese Angestellten nicht offensichtlich 
ungeeignet sind, hat der Verwalter ein Verschul-
den dieser Personen nicht gemäß § 278 des Bür-
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gerlichen Gesetzbuchs zu vertreten, sondern ist 
nur für deren Überwachung und für Entscheidun-
gen von besonderer Bedeutung verantwortlich.

§ 61	 Nichterfüllung von Masseverbindlichkeiten
Kann eine Masseverbindlichkeit, die durch eine 
Rechtshandlung des Insolvenzverwalters be-
gründet worden ist, aus der Insolvenzmasse 
nicht voll erfüllt werden, so ist der Verwalter 
dem Massegläubiger zum Schadenersatz ver-
pflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Verwalter bei 
der Begründung der Verbindlichkeit nicht erken-
nen konnte, dass die Masse voraussichtlich zur 
Erfüllung nicht ausreichen würde.

§ 62	Verjährung
Die Verjährung des Anspruchs auf Ersatz des Scha-
dens, der aus einer Pflichtverletzung des Insolvenz
verwalters entstanden ist, richtet sich nach den 
Regelungen über die regelmäßige Verjährung 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Der Anspruch 
verjährt spätestens in drei Jahren von der Aufhe-
bung oder der Rechtskraft der Einstellung des 
Insolvenzverfahrens an. Für Pflichtverletzungen, 
die im Rahmen einer Nachtragsverteilung (§ 203) 
oder einer Überwachung der Planerfüllung (§ 260) 
begangen worden sind, gilt Satz 2 mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle der Aufhebung des Insol-
venzverfahrens der Vollzug der Nachtragsvertei-
lung oder die Beendigung der Überwachung tritt.

§ 63	 Vergütung des Insolvenzverwalters
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat Anspruch auf Vergü-

tung für seine Geschäftsführung und auf Erstat-
tung angemessener Auslagen. Der Regelsatz der 
Vergütung wird nach dem Wert der Insolvenz-
masse zur Zeit der Beendigung des Insolvenzver-
fahrens berechnet. Dem Umfang und der Schwie-
rigkeit der Geschäftsführung des Verwalters wird 
durch Abweichungen vom Regelsatz Rechnung 
getragen.

(2)	 Sind die Kosten des Verfahrens nach § 4a gestun-
det, steht dem Insolvenzverwalter für seine Ver-
gütung und seine Auslagen ein Anspruch gegen 
die Staatskasse zu, soweit die Insolvenzmasse 
dafür nicht ausreicht.

(3)	 Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wird gesondert vergütet. Er erhält in der Regel 25 
Prozent der Vergütung des Insolvenzverwalters 
bezogen auf das Vermögen, auf das sich seine 
Tätigkeit während des Eröffnungsverfahrens er-
streckt. Maßgebend für die Wertermittlung ist 
der Zeitpunkt der Beendigung der vorläufigen 
Verwaltung oder der Zeitpunkt, ab dem der Ge-
genstand nicht mehr der vorläufigen Verwaltung 
unterliegt. Beträgt die Differenz des tatsächli-
chen Werts der Berechnungsgrundlage der Ver-

gütung zu dem der Vergütung zugrunde geleg-
ten Wert mehr als 20 Prozent, so kann das 
Gericht den Beschluss über die Vergütung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters bis zur Rechts-
kraft der Entscheidung über die Vergütung des 
Insolvenzverwalters ändern.

§ 64	Festsetzung durch das Gericht
(1)	 Das Insolvenzgericht setzt die Vergütung und die 

zu erstattenden Auslagen des Insolvenzverwal-
ters durch Beschluss fest.

(2)	 Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen 
und dem Verwalter, dem Schuldner und, wenn 
ein Gläubigerausschuss bestellt ist, den Mitglie-
dern des Ausschusses besonders zuzustellen. Die 
festgesetzten Beträge sind nicht zu veröffentli-
chen; in der öffentlichen Bekanntmachung ist da-
rauf hinzuweisen, dass der vollständige Beschluss 
in der Geschäftsstelle eingesehen werden kann.

(3)	 Gegen den Beschluss steht dem Verwalter, dem 
Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger die so-
fortige Beschwerde zu. § 567 Abs. 2 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend. 

§ 65	Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, die Vergütung 
und die Erstattung der Auslagen des vorläufigen 
Insolvenzverwalters und des Insolvenzverwalters 
sowie das hierfür maßgebliche Verfahren durch 
Rechtsverordnung zu regeln.

§ 66	Rechnungslegung
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat bei der Beendigung 

seines Amtes einer Gläubigerversammlung Rech-
nung zu legen. 

(2)	 Vor der Gläubigerversammlung prüft das Insol-
venzgericht die Schlussrechnung des Verwalters. 
Es legt die Schlussrechnung mit den Belegen, mit 
einem Vermerk über die Prüfung und, wenn ein 
Gläubigerausschuss bestellt ist, mit dessen Be-
merkungen zur Einsicht der Beteiligten aus; es 
kann dem Gläubigerausschuss für dessen Stel-
lungnahme eine Frist setzen. Der Zeitraum zwi-
schen der Auslegung der Unterlagen und dem 
Termin der Gläubigerversammlung soll mindes-
tens eine Woche betragen.

(3)	 Die Gläubigerversammlung kann dem Verwalter 
aufgeben, zu bestimmten Zeitpunkten während 
des Verfahrens Zwischenrechnung zu legen. Die 
Absätze 1 und 2 gelten entsprechend.

(4)	 Der Insolvenzplan kann eine abweichende Rege-
lung treffen.
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InsO§ 67	 Einsetzung des Gläubigerausschusses
(1)	 Vor der ersten Gläubigerversammlung kann das In-

solvenzgericht einen Gläubigerausschuss einset-
zen.

(2)	 Im Gläubigerausschuss sollen die absonderungs-
berechtigten Gläubiger, die Insolvenzgläubiger 
mit den höchsten Forderungen und die Klein-
gläubiger vertreten sein. Dem Ausschuss soll ein 
Vertreter der Arbeitnehmer angehören.

(3)	 Zu Mitgliedern des Gläubigerausschusses können 
auch Personen bestellt werden, die keine Gläubiger 
sind.

§ 68	Wahl anderer Mitglieder
(1)	 Die Gläubigerversammlung beschließt, ob ein 

Gläubigerausschuss eingesetzt werden soll. Hat 
das Insolvenzgericht bereits einen Gläubigeraus-
schuss eingesetzt, so beschließt sie, ob dieser bei-
behalten werden soll.

(2)	 Sie kann vom Insolvenzgericht bestellte Mitglie-
der abwählen und andere oder zusätzliche Mit-
glieder des Gläubigerausschusses wählen.

§ 69	Aufgaben des Gläubigerausschusses
Die Mitglieder des Gläubigerausschusses haben 
den Insolvenzverwalter bei seiner Geschäftsfüh-
rung zu unterstützen und zu überwachen. Sie ha-
ben sich über den Gang der Geschäfte zu unter-
richten sowie die Bücher und Geschäftspapiere 
einsehen und den Geldverkehr und -bestand prü-
fen zu lassen.

§ 70	Entlassung
Das Insolvenzgericht kann ein Mitglied des Gläu-
bigerausschusses aus wichtigem Grund aus dem 
Amt entlassen. Die Entlassung kann von Amts 
wegen, auf Antrag des Mitglieds des Gläubiger-
ausschusses oder auf Antrag der Gläubigerver-
sammlung erfolgen. Vor der Entscheidung des 
Gerichts ist das Mitglied des Gläubigerausschusses 
zu hören; gegen die Entscheidung steht ihm die 
sofortige Beschwerde zu.

§ 71	 Haftung der Mitglieder des Gläubigerausschusses
Die Mitglieder des Gläubigerausschusses sind den 
absonderungsberechtigten Gläubigern und den 
Insolvenzgläubigern zum Schadenersatz verpflich-
tet, wenn sie schuldhaft die Pflichten verletzen, 
die ihnen nach diesem Gesetz obliegen. § 62 gilt 
entsprechend.

§ 72	 Beschlüsse des Gläubigerausschusses
Ein Beschluss des Gläubigerausschusses ist gül-
tig, wenn die Mehrheit der Mitglieder an der Be-
schlussfassung teilgenommen hat und der Be-
schluss mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst worden ist.

§ 73	 Vergütung der Mitglieder des Gläubiger
ausschusses

(1)	 Die Mitglieder des Gläubigerausschusses haben 
Anspruch auf Vergütung für ihre Tätigkeit und 
auf Erstattung angemessener Auslagen. Dabei ist 
dem Zeitaufwand und dem Umfang der Tätigkeit 
Rechnung zu tragen.

(2)	 § 63 Abs. 2 sowie die §§ 64 und 65 gelten ent-
sprechend.

§ 74	 Einberufung der Gläubigerversammlung
(1)	 Die Gläubigerversammlung wird vom Insolvenz-

gericht einberufen. Zur Teilnahme an der Ver-
sammlung sind alle absonderungsberechtigten 
Gläubiger, alle Insolvenzgläubiger, der Insolvenz-
verwalter, die Mitglieder des Gläubigerausschus-
ses und der Schuldner berechtigt.

(2)	 Die Zeit, der Ort und die Tagesordnung der Gläu-
bigerversammlung sind öffentlich bekannt zu 
machen. Die öffentliche Bekanntmachung kann 
unterbleiben, wenn in einer Gläubigerversamm-
lung die Verhandlung vertagt wird.

§ 75	 Antrag auf Einberufung
(1)	 Die Gläubigerversammlung ist einzuberufen, 

wenn dies beantragt wird:
1.	 vom Insolvenzverwalter;
2.	 vom Gläubigerausschuss;
3.	 von mindestens fünf absonderungsberechtig-
ten Gläubigern oder nicht nachrangigen Insol-
venzgläubigern, deren Absonderungsrechte und 
Forderungen nach der Schätzung des Insolvenz-
gerichts zusammen ein Fünftel der Summe errei-
chen, die sich aus dem Wert aller Absonderungs-
rechte und den Forderungsbeträgen aller nicht 
nachrangigen Insolvenzgläubiger ergibt;
4.	von einem oder mehreren absonderungsbe-
rechtigten Gläubigern oder nicht nachrangigen 
Insolvenzgläubigern, deren Absonderungsrechte 
und Forderungen nach der Schätzung des Ge-
richts zwei Fünftel der in Nummer 3 bezeichne-
ten Summe erreichen.

(2)	 Der Zeitraum zwischen dem Eingang des Antrags 
und dem Termin der Gläubigerversammlung soll 
höchstens drei Wochen betragen.

(3)	 Wird die Einberufung abgelehnt, so steht dem 
Antragsteller die sofortige Beschwerde zu.

§ 76	Beschlüsse der Gläubigerversammlung
(1)	 Die Gläubigerversammlung wird vom Insolvenz-

gericht geleitet.
(2)	 Ein Beschluss der Gläubigerversammlung kommt 

zustande, wenn die Summe der Forderungsbe-
träge der zustimmenden Gläubiger mehr als die 
Hälfte der Summe der Forderungsbeträge der 
abstimmenden Gläubiger beträgt; bei absonde-
rungsberechtigten Gläubigern, denen der 
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Schuldner nicht persönlich haftet, tritt der Wert 
des Absonderungsrechts an die Stelle des Forde-
rungsbetrags.

§ 77	 Feststellung des Stimmrechts
(1)	 Ein Stimmrecht gewähren die Forderungen, die 

angemeldet und weder vom Insolvenzverwalter 
noch von einem stimmberechtigten Gläubiger 
bestritten worden sind. Nachrangige Gläubiger 
sind nicht stimmberechtigt.

(2)	 Die Gläubiger, deren Forderungen bestritten 
werden, sind stimmberechtigt, soweit sich in der 
Gläubigerversammlung der Verwalter und die 
erschienenen stimmberechtigten Gläubiger über 
das Stimmrecht geeinigt haben. Kommt es nicht 
zu einer Einigung, so entscheidet das Insolvenz-
gericht. Es kann seine Entscheidung auf den An-
trag des Verwalters oder eines in der Gläubiger-
versammlung erschienenen Gläubigers ändern.

(3)	 Absatz 2 gilt entsprechend
1.	 für die Gläubiger aufschiebend bedingter For-
derungen;
2. 	für die absonderungsberechtigten Gläubiger.

§ 78	 Aufhebung eines Beschlusses der Gläubiger
versammlung

(1)	 Widerspricht ein Beschluss der Gläubigerver-
sammlung dem gemeinsamen Interesse der In-
solvenzgläubiger, so hat das Insolvenzgericht den 
Beschluss aufzuheben, wenn ein absonderungs-
berechtigter Gläubiger, ein nicht nachrangiger 
Insolvenzgläubiger oder der Insolvenzverwalter 
dies in der Gläubigerversammlung beantragt.

(2)	 Die Aufhebung des Beschlusses ist öffentlich be-
kannt zu machen. Gegen die Aufhebung steht 
jedem absonderungsberechtigten Gläubiger und 
jedem nicht nachrangigen Insolvenzgläubiger 
die sofortige Beschwerde zu. Gegen die Ableh-
nung des Antrags auf Aufhebung steht dem An-
tragsteller die sofortige Beschwerde zu.

§ 79	 Unterrichtung der Gläubigerversammlung
Die Gläubigerversammlung ist berechtigt, vom 
Insolvenzverwalter einzelne Auskünfte und 
einen Bericht über den Sachstand und die Ge-
schäftsführung zu verlangen. Ist ein Gläubiger
ausschuss nicht bestellt, so kann die Gläubiger-
versammlung den Geldverkehr und -bestand des 
Verwalters prüfen lassen.

Dritter Teil – Wirkungen der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens

Erster Abschnitt – Allgemeine Wirkungen

§ 80	Übergang des Verwaltungs- und Verfügungsrechts
(1)	 Durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens geht 

das Recht des Schuldners, das zur Insolvenzmasse 
gehörende Vermögen zu verwalten und über es zu 
verfügen, auf den Insolvenzverwalter über.

(2)	 Ein gegen den Schuldner bestehendes Veräuße-
rungsverbot, das nur den Schutz bestimmter Per-
sonen bezweckt (§§  135, 136 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs), hat im Verfahren keine Wirkung. 
Die Vorschriften über die Wirkungen einer Pfän-
dung oder einer Beschlagnahme im Wege der 
Zwangsvollstreckung bleiben unberührt.

§ 81	 Verfügungen des Schuldners
(1)	 Hat der Schuldner nach der Eröffnung des Insol-

venzverfahrens über einen Gegenstand der Insol-
venzmasse verfügt, so ist diese Verfügung unwirk-
sam. Unberührt bleiben die §§  892, 893 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, §§ 16, 17 des Gesetzes 
über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken und §§ 16, 17 des Gesetzes über 
Rechte an Luftfahrzeugen. Dem anderen Teil ist die 
Gegenleistung aus der Insolvenzmasse zurückzu-
gewähren, soweit die Masse durch sie bereichert 
ist.

(2)	 Für eine Verfügung über künftige Forderungen 
auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis des 
Schuldners oder an deren Stelle tretende laufende 
Bezüge gilt Absatz 1 auch insoweit, als die Bezüge 
für die Zeit nach der Beendigung des Insolvenzver-
fahrens betroffen sind. Das Recht des Schuldners 
zur Abtretung dieser Bezüge an einen Treuhänder 
mit dem Ziel der gemeinschaftlichen Befriedigung 
der Insolvenzgläubiger bleibt unberührt.

(3)	 Hat der Schuldner am Tag der Eröffnung des Ver-
fahrens verfügt, so wird vermutet, dass er nach 
der Eröffnung verfügt hat. Eine Verfügung des 
Schuldners über Finanzsicherheiten im Sinne des 
§ 1 Abs. 17 des Kreditwesengesetzes nach der Er-
öffnung ist, unbeschadet der §§ 129 bis 147, wirk-
sam, wenn sie am Tag der Eröffnung erfolgt und 
der andere Teil nachweist, dass er die Eröffnung 
des Verfahrens weder kannte noch kennen 
musste.

§ 82	 Leistungen an den Schuldner
Ist nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
zur Erfüllung einer Verbindlichkeit an den Schuld-
ner geleistet worden, obwohl die Verbindlichkeit 
zur Insolvenzmasse zu erfüllen war, so wird der 
Leistende befreit, wenn er zur Zeit der Leistung 
die Eröffnung des Verfahrens nicht kannte. Hat er 
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InsOvor der öffentlichen Bekanntmachung der Eröff-
nung geleistet, so wird vermutet, dass er die 
Eröffnung nicht kannte.

§ 83	 Erbschaft. Fortgesetzte Gütergemeinschaft
(1)	 Ist dem Schuldner vor der Eröffnung des Insol-

venzverfahrens eine Erbschaft oder ein Vermächt-
nis angefallen oder geschieht dies während des 
Verfahrens, so steht die Annahme oder Ausschla-
gung nur dem Schuldner zu. Gleiches gilt von der 
Ablehnung der fortgesetzten Gütergemeinschaft.

(2)	 Ist der Schuldner Vorerbe, so darf der Insolvenz-
verwalter über die Gegenstände der Erbschaft 
nicht verfügen, wenn die Verfügung im Falle des 
Eintritts der Nacherbfolge nach § 2115 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs dem Nacherben gegen-
über unwirksam ist.

§ 84	Auseinandersetzung einer Gesellschaft oder 
Gemeinschaft

(1)	 Besteht zwischen dem Schuldner und Dritten 
eine Gemeinschaft nach Bruchteilen, eine andere 
Gemeinschaft oder eine Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit, so erfolgt die Teilung oder 
sonstige Auseinandersetzung außerhalb des In-
solvenzverfahrens. Aus dem dabei ermittelten 
Anteil des Schuldners kann für Ansprüche aus 
dem Rechtsverhältnis abgesonderte Befriedi-
gung verlangt werden.

(2)	 Eine Vereinbarung, durch die bei einer Gemein-
schaft nach Bruchteilen das Recht, die Aufhe-
bung der Gemeinschaft zu verlangen, für immer 
oder auf Zeit ausgeschlossen oder eine Kündi-
gungsfrist bestimmt worden ist, hat im Verfah-
ren keine Wirkung. Gleiches gilt für eine Anord-
nung dieses Inhalts, die ein Erblasser für die 
Gemeinschaft seiner Erben getroffen hat, und für 
eine entsprechende Vereinbarung der Miterben.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden. 

§ 85	 Aufnahme von Aktivprozessen
(1)	 Rechtsstreitigkeiten über das zur Insolvenzmasse 

gehörende Vermögen, die zur Zeit der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens für den Schuldner anhän-
gig sind, können in der Lage, in der sie sich befin-
den, vom Insolvenzverwalter aufgenommen wer-
den. Wird die Aufnahme verzögert, so gilt § 239 
Abs. 2 bis 4 der Zivilprozessordnung entsprechend.

(2)	 Lehnt der Verwalter die Aufnahme des Rechts-
streits ab, so können sowohl der Schuldner als 
auch der Gegner den Rechtsstreit aufnehmen.

§ 86	Aufnahme bestimmter Passivprozesse
(1)	 Rechtsstreitigkeiten, die zur Zeit der Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens gegen den Schuldner 
anhängig sind, können sowohl vom Insolvenzver-
walter als auch vom Gegner aufgenommen wer-
den, wenn sie betreffen:
1.	 die Aussonderung eines Gegenstands aus der 
Insolvenzmasse,
2.	 die abgesonderte Befriedigung oder
3.	 eine Masseverbindlichkeit.

(2)	 Erkennt der Verwalter den Anspruch sofort an, so 
kann der Gegner einen Anspruch auf Erstattung 
der Kosten des Rechtsstreits nur als Insolvenz-
gläubiger geltend machen.

§ 87	 Forderungen der Insolvenzgläubiger
Die Insolvenzgläubiger können ihre Forderungen 
nur nach den Vorschriften über das Insolvenzver-
fahren verfolgen.

§ 88	Vollstreckung vor Verfahrenseröffnung
(1)	 Hat ein Insolvenzgläubiger im letzten Monat vor 

dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag durch Zwangsvoll-
streckung eine Sicherung an dem zur Insolvenz-
masse gehörenden Vermögen des Schuldners 
erlangt, so wird diese Sicherung mit der Eröff-
nung des Verfahrens unwirksam.

(2)	 Die in Absatz 1 genannte Frist beträgt drei Monate, 
wenn ein Verbraucherinsolvenzverfahren nach 
§ 304 eröffnet wird.

§ 89	Vollstreckungsverbot
(1)	 Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenz-

gläubiger sind während der Dauer des Insolvenz-
verfahrens weder in die Insolvenzmasse noch in 
das sonstige Vermögen des Schuldners zulässig.

(2)	 Zwangsvollstreckungen in künftige Forderungen 
auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis des 
Schuldners oder an deren Stelle tretende lau-
fende Bezüge sind während der Dauer des Ver-
fahrens auch für Gläubiger unzulässig, die keine 
Insolvenzgläubiger sind. Dies gilt nicht für die 
Zwangsvollstreckung wegen eines Unterhaltsan-
spruchs oder einer Forderung aus einer vorsätzli-
chen unerlaubten Handlung in den Teil der Be-
züge, der für andere Gläubiger nicht pfändbar ist.

(3)	 Über Einwendungen, die aufgrund des Absat-
zes 1 oder 2 gegen die Zulässigkeit einer Zwangs-
vollstreckung erhoben werden, entscheidet das 
Insolvenzgericht. Das Gericht kann vor der Ent-
scheidung eine einstweilige Anordnung erlas-
sen; es kann insbesondere anordnen, dass die 
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Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicher-
heitsleistung einstweilen einzustellen oder nur 
gegen Sicherheitsleistung fortzusetzen sei.

§ 90	Vollstreckungsverbot bei Masseverbindlichkeiten
(1)	 Zwangsvollstreckungen wegen Masseverbind-

lichkeiten, die nicht durch eine Rechtshandlung 
des Insolvenzverwalters begründet worden sind, 
sind für die Dauer von sechs Monaten seit der Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens unzulässig.

(2)	 Nicht als derartige Masseverbindlichkeiten gel-
ten die Verbindlichkeiten:
1. 	aus einem gegenseitigen Vertrag, dessen Er-
füllung der Verwalter gewählt hat;
2.	 aus einem Dauerschuldverhältnis für die Zeit 
nach dem ersten Termin, zu dem der Verwalter 
kündigen konnte;
3.	 aus einem Dauerschuldverhältnis, soweit der 
Verwalter für die Insolvenzmasse die Gegenleis-
tung in Anspruch nimmt.

§ 91	 Ausschluss sonstigen Rechtserwerbs
(1)	 Rechte an den Gegenständen der Insolvenzmasse 

können nach der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens nicht wirksam erworben werden, auch wenn 
keine Verfügung des Schuldners und keine 
Zwangsvollstreckung für einen Insolvenzgläubi-
ger zugrunde liegt.

(2)	 Unberührt bleiben die §§ 878, 892, 893 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, § 3 Abs. 3, §§ 16, 17 des Geset-
zes über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken, § 5 Abs. 3, §§ 16, 17 des Geset-
zes über Rechte an Luftfahrzeugen und § 20 Abs. 3 
der Schiffahrtsrechtlichen Verteilungsordnung.

§ 92	Gesamtschaden
Ansprüche der Insolvenzgläubiger auf Ersatz 
eines Schadens, den diese Gläubiger gemein-
schaftlich durch eine Verminderung des zur 
Insolvenzmasse gehörenden Vermögens vor oder 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erlit-
ten haben (Gesamtschaden), können während 
der Dauer des Insolvenzverfahrens nur vom In-
solvenzverwalter geltend gemacht werden. Rich-
ten sich die Ansprüche gegen den Verwalter, so 
können sie nur von einem neu bestellten Insol-
venzverwalter geltend gemacht werden.

§ 93	 Persönliche Haftung der Gesellschafter
Ist das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien eröffnet, 
so kann die persönliche Haftung eines Gesellschaf-
ters für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
während der Dauer des Insolvenzverfahrens nur 
vom Insolvenzverwalter geltend gemacht werden.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 die 
Wörter „Gesellschaft ohne Rechtspersönlich-
keit“ durch die Wörter „rechtsfähigen Perso-
nengesellschaft“ ersetzt werden. 

§ 94	Erhaltung einer Aufrechnungslage
Ist ein Insolvenzgläubiger zur Zeit der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens kraft Gesetzes oder auf-
grund einer Vereinbarung zur Aufrechnung be-
rechtigt, so wird dieses Recht durch das Verfah-
ren nicht berührt.

§ 95	Eintritt der Aufrechnungslage im Verfahren
(1)	 Sind zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens die aufzurechnenden Forderungen oder eine 
von ihnen noch aufschiebend bedingt oder nicht 
fällig oder die Forderungen noch nicht auf gleich-
artige Leistungen gerichtet, so kann die Aufrech-
nung erst erfolgen, wenn ihre Voraussetzungen 
eingetreten sind. Die §§ 41, 45 sind nicht anzu-
wenden. Die Aufrechnung ist ausgeschlossen, 
wenn die Forderung, gegen die aufgerechnet 
werden soll, unbedingt und fällig wird, bevor die 
Aufrechnung erfolgen kann.

(2)	 Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass die Forderungen auf unterschiedliche 
Währungen oder Rechnungseinheiten lauten, 
wenn diese Währungen oder Rechnungseinhei-
ten am Zahlungsort der Forderung, gegen die auf-
gerechnet wird, frei getauscht werden können. 
Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswert, der 
für diesen Ort zur Zeit des Zugangs der Aufrech-
nungserklärung maßgeblich ist.

§ 96	 Unzulässigkeit der Aufrechnung
(1)	 Die Aufrechnung ist unzulässig,

1. wenn ein Insolvenzgläubiger erst nach der Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens etwas zur Insol-
venzmasse schuldig geworden ist,
2. wenn ein Insolvenzgläubiger seine Forderung 
erst nach der Eröffnung des Verfahrens von 
einem anderen Gläubiger erworben hat,
3. wenn ein Insolvenzgläubiger die Möglichkeit 
der Aufrechnung durch eine anfechtbare Rechts-
handlung erlangt hat,
4. wenn ein Gläubiger, dessen Forderung aus 
dem freien Vermögen des Schuldners zu erfüllen 
ist, etwas zur Insolvenzmasse schuldet.

(2)	 Absatz 1 sowie § 95 Abs. 1 Satz 3 stehen nicht der 
Verfügung über Finanzsicherheiten im Sinne des 
§ 1 Abs. 17 des Kreditwesengesetzes oder der Ver-
rechnung von Ansprüchen und Leistungen aus 
Zahlungsaufträgen, Aufträgen zwischen Zah-
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InsOlungsdienstleistern oder zwischengeschalteten 
Stellen oder Aufträgen zur Übertragung von Wert-
papieren entgegen, die in Systeme im Sinne des 
§ 1 Abs. 16 des Kreditwesengesetzes eingebracht 
wurden, das der Ausführung solcher Verträge 
dient, sofern die Verrechnung spätestens am Tage 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erfolgt; ist 
der andere Teil ein Systembetreiber oder Teilneh-
mer in dem System, bestimmt sich der Tag der Er-
öffnung nach dem Geschäftstag im Sinne des § 1 
Absatz 16b des Kreditwesengesetzes.

§ 97	 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des 
Schuldners

(1)	 Der Schuldner ist verpflichtet, dem Insolvenzge-
richt, dem Insolvenzverwalter, dem Gläubiger
ausschuss und auf Anordnung des Gerichts der 
Gläubigerversammlung über alle das Verfahren 
betreffenden Verhältnisse Auskunft zu geben. Er 
hat auch Tatsachen zu offenbaren, die geeignet 
sind, eine Verfolgung wegen einer Straftat oder 
einer Ordnungswidrigkeit herbeizuführen. Je-
doch darf eine Auskunft, die der Schuldner ge-
mäß seiner Verpflichtung nach Satz 1 erteilt, in 
einem Strafverfahren oder in einem Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ge-
gen den Schuldner oder einen in § 52 Abs. 1 der 
Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen 
des Schuldners nur mit Zustimmung des Schuld-
ners verwendet werden.

(2)	 Der Schuldner hat den Verwalter bei der Erfül-
lung von dessen Aufgaben zu unterstützen.

(3)	 Der Schuldner ist verpflichtet, sich auf Anord-
nung des Gerichts jederzeit zur Verfügung zu 
stellen, um seine Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflichten zu erfüllen. Er hat alle Handlungen zu 
unterlassen, die der Erfüllung dieser Pflichten 
zuwiderlaufen.

§ 98	Durchsetzung der Pflichten des Schuldners
(1)	 Wenn es zur Herbeiführung wahrheitsgemäßer 

Aussagen erforderlich erscheint, ordnet das Insol-
venzgericht an, dass der Schuldner zu Protokoll an 
Eides statt versichert, er habe die von ihm verlangte 
Auskunft nach bestem Wissen und Gewissen rich-
tig und vollständig erteilt. Die §§ 478 bis 480, 483 
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

(1a)	 Das Gericht kann an Stelle des Gerichtsvollzie-
hers die Maßnahmen nach § 802l Absatz 1 Satz 1 
der Zivilprozessordnung durchführen, wenn 
1. die Ladung zu dem Termin zur Abgabe der Ver-
mögensauskunft an den Schuldner nicht zustell-
bar ist und 
a) die Anschrift, unter der die Zustellung ausge-
führt werden sollte, mit der Anschrift überein-
stimmt, die von einer der in § 755 Absatz 1 und 2 
der Zivilprozessordnung genannten Stellen in-

nerhalb von drei Monaten vor oder nach dem Zu-
stellungsversuch mitgeteilt wurde, oder 
b) die Meldebehörde nach dem Zustellungsver-
such die Auskunft erteilt, dass ihr keine derzei-
tige Anschrift des Schuldners bekannt ist, oder 
c) die Meldebehörde innerhalb von drei Monaten 
vor Erteilung des Vollstreckungsauftrags die Aus-
kunft erteilt hat, dass ihr keine derzeitige An-
schrift des Schuldners bekannt ist; 
2. der Schuldner seiner Auskunftspflicht nach §  7 
nicht nachkommt oder 
3. dies aus anderen Gründen zur Erreichung der 
Zwecke des Insolvenzverfahrens erforderlich 
erscheint. 
§ 802l Absatz 2 der Zivilprozessordnung ist ent-
sprechend anzuwenden.

(2)	 Das Gericht kann den Schuldner zwangsweise 
vorführen und nach Anhörung in Haft nehmen 
lassen,
1. wenn der Schuldner eine Auskunft oder die 
eidesstattliche Versicherung oder die Mitwir-
kung bei der Erfüllung der Aufgaben des Insol-
venzverwalters verweigert;
2. wenn der Schuldner sich der Erfüllung seiner 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten entziehen 
will, insbesondere Anstalten zur Flucht trifft, 
oder
3. wenn dies zur Vermeidung von Handlungen 
des Schuldners, die der Erfüllung seiner Aus-
kunfts- und Mitwirkungspflichten zuwiderlaufen, 
insbesondere zur Sicherung der Insolvenzmasse, 
erforderlich ist.

(3)	 Für die Anordnung von Haft gelten die §  802g 
Abs. 2, §§ 802h und 802j Abs. 1 der Zivilprozess-
ordnung entsprechend. Der Haftbefehl ist von 
Amts wegen aufzuheben, sobald die Vorausset-
zungen für die Anordnung von Haft nicht mehr 
vorliegen. Gegen die Anordnung der Haft und ge-
gen die Abweisung eines Antrags auf Aufhebung 
des Haftbefehls wegen Wegfalls seiner Vo
raussetzungen findet die sofortige Beschwerde 
statt.

Kommentar:
Durch das Gesetz zur Verbesserung des 
Schutzes von Gerichtsvollziehern vor Ge-
walt sowie zur Änderung weiterer zwangs-
vollstreckungsrechtlicher Vorschriften und 
zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes 
(BGBl. I 2021, S. 850) wird mit Wirkung zum 
1. November 2022 der Abs. 1a neu eingefügt.

§ 99	Postsperre
(1)	 Soweit dies erforderlich erscheint, um für die Gläu-

biger nachteilige Rechtshandlungen des Schuld-
ners aufzuklären oder zu verhindern, ordnet das 
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Insolvenzgericht auf Antrag des Insolvenzverwal-
ters oder von Amts wegen durch begründeten Be-
schluss an, dass die in dem Beschluss bezeichne-
ten Unternehmen bestimmte oder alle 
Postsendungen für den Schuldner dem Verwalter 
zuzuleiten haben. Die Anordnung ergeht nach An-
hörung des Schuldners, sofern dadurch nicht we-
gen besonderer Umstände des Einzelfalls der 
Zweck der Anordnung gefährdet wird. Unterbleibt 
die vorherige Anhörung des Schuldners, so ist dies 
in dem Beschluss gesondert zu begründen und die 
Anhörung unverzüglich nachzuholen.

(2)	 Der Verwalter ist berechtigt, die ihm zugeleite-
ten Sendungen zu öffnen. Sendungen, deren In-
halt nicht die Insolvenzmasse betrifft, sind dem 
Schuldner unverzüglich zuzuleiten. Die übrigen 
Sendungen kann der Schuldner einsehen.

(3)	 Gegen die Anordnung der Postsperre steht dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Das Ge-
richt hat die Anordnung nach Anhörung des Ver-
walters aufzuheben, soweit ihre Voraussetzun-
gen fortfallen.

§ 100	 Unterhalt aus der Insolvenzmasse
(1)	 Die Gläubigerversammlung beschließt, ob und in 

welchem Umfang dem Schuldner und seiner Fa-
milie Unterhalt aus der Insolvenzmasse gewährt 
werden soll.

(2)	 Bis zur Entscheidung der Gläubigerversammlung 
kann der Insolvenzverwalter mit Zustimmung 
des Gläubigerausschusses, wenn ein solcher be-
stellt ist, dem Schuldner den notwendigen Unter-
halt gewähren. In gleicher Weise kann den min-
derjährigen unverheirateten Kindern des 
Schuldners, seinem Ehegatten, seinem früheren 
Ehegatten, seinem Lebenspartner, seinem frühe-
ren Lebenspartner und dem anderen Elternteil 
seines Kindes hinsichtlich des Anspruchs nach 
den §§ 1615l, 1615n des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Unterhalt gewährt werden.

§ 101	 Organschaftliche Vertreter. Angestellte
(1)	 Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gel-

ten die §§ 97 bis 99 entsprechend für die Mitglie-
der des Vertretungs- oder Aufsichtsorgans und 
die vertretungsberechtigten persönlich haften-
den Gesellschafter des Schuldners. § 97 Abs. 1 
und § 98 gelten außerdem entsprechend für Per-
sonen, die nicht früher als zwei Jahre vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
aus einer in Satz 1 genannten Stellung ausge-
schieden sind; verfügt der Schuldner über keinen 
Vertreter, gilt dies auch für die Personen, die an 
ihm beteiligt sind. § 100 gilt entsprechend für die 
vertretungsberechtigten persönlich haftenden 
Gesellschafter des Schuldners.

(2)	 §  97 Abs.  1 Satz 1 gilt entsprechend für Ange-
stellte und frühere Angestellte des Schuldners, 
sofern diese nicht früher als zwei Jahre vor dem 
Eröffnungsantrag ausgeschieden sind.

(3)	 Kommen die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen ihrer Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflicht nicht nach, können ihnen im Fall der Ab-
weisung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenz
verfahrens die Kosten des Verfahrens auferlegt 
werden.

§ 102	 Einschränkung eines Grundrechts
Durch § 21 Abs. 2 Nr. 4 und die §§ 99, 101 Abs. 1 
Satz 1 wird das Grundrecht des Briefgeheimnisses 
sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses (Ar-
tikel 10 Grundgesetz) eingeschränkt.

Zweiter Abschnitt – Erfüllung der Rechts
geschäfte. Mitwirkung des Betriebsrats

§ 103	 Wahlrecht des Insolvenzverwalters
(1)	 Ist ein gegenseitiger Vertrag zur Zeit der Eröff-

nung des Insolvenzverfahrens vom Schuldner 
und vom anderen Teil nicht oder nicht vollstän-
dig erfüllt, so kann der Insolvenzverwalter an-
stelle des Schuldners den Vertrag erfüllen und 
die Erfüllung vom anderen Teil verlangen.

(2)	 Lehnt der Verwalter die Erfüllung ab, so kann der 
andere Teil eine Forderung wegen der Nichterfül-
lung nur als Insolvenzgläubiger geltend machen. 
Fordert der andere Teil den Verwalter zur Aus-
übung seines Wahlrechts auf, so hat der Verwal-
ter unverzüglich zu erklären, ob er die Erfüllung 
verlangen will. Unterlässt er dies, so kann er auf 
der Erfüllung nicht bestehen.

§ 104	 Fixgeschäfte, Finanzleistungen, vertragliches 
Liquidationsnetting

(1)	 War die Lieferung von Waren, die einen Markt- 
oder Börsenpreis haben, genau zu einer festbe-
stimmten Zeit oder innerhalb einer festbestimm-
ten Frist vereinbart und tritt die Zeit oder der 
Ablauf der Frist erst nach Eröffnung des Insolven-
zverfahrens ein, so kann nicht Erfüllung verlangt, 
sondern nur eine Forderung wegen Nichterfül-
lung geltend gemacht werden. Dies gilt auch für 
Geschäfte über Finanzleistungen, die einen 
Markt- oder Börsenpreis haben und für die eine 
bestimmte Zeit oder eine bestimmte Frist verein-
bart war, die nach der Eröffnung des Verfahrens 
eintritt oder abläuft. Als Finanzleistungen gelten 
insbesondere 
1.	 die Lieferung von Edelmetallen,
2.	 die Lieferung von Finanzinstrumenten oder 
vergleichbaren Rechten, soweit nicht der Erwerb 
einer Beteiligung an einem Unternehmen zur 
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InsOHerstellung einer dauernden Verbindung beab-
sichtigt ist,
3.	 Geldleistungen, 
a)	die in ausländischer Währung oder in einer 
Rechnungseinheit zu erbringen sind oder
b)	deren Höhe unmittelbar oder mittelbar durch 
den Kurs einer ausländischen Währung oder 
einer Rechnungseinheit, durch den Zinssatz von 
Forderungen oder durch den Preis anderer Güter 
oder Leistungen bestimmt wird,
4.	von Nummer 2 nicht ausgeschlossene Liefe-
rungen und Geldleistungen aus derivativen Fi-
nanzinstrumenten,
5.	 Optionen und andere Rechte auf Lieferungen 
nach Satz 1 oder auf Lieferungen, Geldleistungen, 
Optionen und Rechte im Sinne der Nummern 1 bis 5,
6.	Finanzsicherheiten im Sinne des § 1 Absatz 17 
des Kreditwesengesetzes.
Finanzinstrumente im Sinne von Satz 3 Num-
mer 2 und 4 sind die in Anhang I Abschnitt C der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Mai 2014 über 
Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Ände-
rung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU 
(ABl. L 173 vom 12. 6. 2014, S. 349; L  74 vom 
18. März 2015, S. 38; L 188 vom 13. Juli 2016, S. 28; 
L  273 vom 8.  Oktober  2016, S. 35), die zuletzt 
durch die Richtlinie (EU) 2016/1034 (ABl. L 175 
vom 30.  Juni  2016, S. 8) geändert worden ist, 
genannten Instrumente. 

(2)	 Die Forderung wegen Nichterfüllung bestimmt 
sich nach dem Markt- oder Börsenwert des Ge-
schäfts. Als Markt- oder Börsenwert gilt 
1.	 der Markt- oder Börsenpreis für ein Ersatzge-
schäft, das unverzüglich, spätestens jedoch am 
fünften Werktag nach der Eröffnung des Verfah-
rens abgeschlossen wird, oder
2.	 falls kein Ersatzgeschäft nach Nummer 1 abge-
schlossen wird, der Markt- oder Börsenpreis für 
ein Ersatzgeschäft, das am zweiten Werktag 
nach der Verfahrenseröffnung hätte abgeschlos-
sen werden können.
Sofern das Marktgeschehen den Abschluss eines 
Ersatzgeschäfts nach Satz 2 Nummer 1 oder 2 
nicht zulässt, ist der Markt- und Börsenwert nach 
Methoden und Verfahren zu bestimmen, die 
Gewähr für eine angemessene Bewertung des 
Geschäfts bieten. 

(3) 	 Werden Geschäfte nach Absatz 1 durch einen 
Rahmenvertrag oder das Regelwerk einer zentra-
len Gegenpartei im Sinne von § 1 Absatz 31 des 
Kreditwesengesetzes zu einem einheitlichen 
Vertrag zusammengefasst, der vorsieht, dass die 
einbezogenen Geschäfte bei Vorliegen bestimm-
ter Gründe nur einheitlich beendet werden kön-
nen, gilt die Gesamtheit der einbezogenen Ge-
schäfte als ein Geschäft im Sinne des Absatzes 1. 

Dies gilt auch dann, wenn zugleich andere Ge-
schäfte einbezogen werden; für letztere gelten 
die allgemeinen Bestimmungen. 

(4)	 Die Vertragsparteien können abweichende Be-
stimmungen treffen, sofern diese mit den we-
sentlichen Grundgedanken der jeweiligen ge-
setzlichen Regelung vereinbar sind, von der 
abgewichen wird. Sie können insbesondere ver-
einbaren, 
1.	 dass die Wirkungen nach Absatz 1 auch vor der 
Verfahrenseröffnung eintreten, insbesondere bei 
Stellung des Antrags einer Vertragspartei auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das 
eigene Vermögen oder bei Vorliegen eines Eröff-
nungsgrundes 	 (vertragliche Beendigung),
2.	 dass einer vertraglichen Beendigung auch sol-
che Geschäfte nach Absatz 1 unterliegen, bei 
denen die Ansprüche auf die Lieferung der Ware 
oder die Erbringung der Finanzleistung vor der 
Verfahrenseröffnung, aber nach dem für die ver-
tragliche Beendigung vorgesehenen Zeitpunkt 
fällig werden,
3.	 dass zwecks Bestimmung des Markt- oder Bör-
senwerts des Geschäfts 
a)	der Zeitpunkt der vertraglichen Beendigung 
an die Stelle der Verfahrenseröffnung tritt,
b)	die Vornahme des Ersatzgeschäfts nach Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 1 bis zum Ablauf des 20. 
Werktags nach der vertraglichen Beendigung 
erfolgen kann, soweit dies für eine wertscho-
nende Abwicklung erforderlich ist,
c)	anstelle des in Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 
genannten Zeitpunkts ein Zeitpunkt oder Zeit-
raum zwischen der vertraglichen Beendigung 
und dem Ablauf des fünften darauffolgenden 
Werktags maßgeblich ist.

(5)	 Der andere Teil kann die Forderung wegen Nichter-
füllung nur als Insolvenzgläubiger geltend machen.

§ 105	 Teilbare Leistungen
Sind die geschuldeten Leistungen teilbar und hat 
der andere Teil die ihm obliegende Leistung zur 
Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
bereits teilweise erbracht, so ist er mit dem der 
Teilleistung entsprechenden Betrag seines An-
spruchs auf die Gegenleistung Insolvenzgläubi-
ger, auch wenn der Insolvenzverwalter wegen 
der noch ausstehenden Leistung Erfüllung ver-
langt. Der andere Teil ist nicht berechtigt, wegen 
der Nichterfüllung seines Anspruchs auf die 
Gegenleistung die Rückgabe einer vor der Eröff-
nung des Verfahrens in das Vermögen des 
Schuldners übergegangenen Teilleistung aus der 
Insolvenzmasse zu verlangen.
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§ 106	 Vormerkung
(1)	 Ist zur Sicherung eines Anspruchs auf Einräu-

mung oder Aufhebung eines Rechts an einem 
Grundstück des Schuldners oder an einem für 
den Schuldner eingetragenen Recht oder zur Si-
cherung eines Anspruchs auf Änderung des In-
halts oder des Ranges eines solchen Rechts eine 
Vormerkung im Grundbuch eingetragen, so kann 
der Gläubiger für seinen Anspruch Befriedigung 
aus der Insolvenzmasse verlangen. Dies gilt auch, 
wenn der Schuldner dem Gläubiger gegenüber 
weitere Verpflichtungen übernommen hat und 
diese nicht oder nicht vollständig erfüllt sind.

(2)	 Für eine Vormerkung, die im Schiffsregister, 
Schiffsbauregister oder Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen eingetragen ist, gilt Absatz 1 
entsprechend.

§ 107	 Eigentumsvorbehalt
(1)	 Hat vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

der Schuldner eine bewegliche Sache unter Ei-
gentumsvorbehalt verkauft und dem Käufer den 
Besitz an der Sache übertragen, so kann der Käu-
fer die Erfüllung des Kaufvertrages verlangen. 
Dies gilt auch, wenn der Schuldner dem Käufer 
gegenüber weitere Verpflichtungen übernom-
men hat und diese nicht oder nicht vollständig 
erfüllt sind.

(2)	 Hat vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
der Schuldner eine bewegliche Sache unter Ei-
gentumsvorbehalt gekauft und vom Verkäufer 
den Besitz an der Sache erlangt, so braucht der 
Insolvenzverwalter, den der Verkäufer zur Aus-
übung des Wahlrechts aufgefordert hat, die Er-
klärung nach § 103 Abs. 2 Satz 2 erst unverzüg-
lich nach dem Berichtstermin abzugeben. Dies 
gilt nicht, wenn in der Zeit bis zum Berichtster-
min eine erhebliche Verminderung des Wertes 
der Sache zu erwarten ist und der Gläubiger den 
Verwalter auf diesen Umstand hingewiesen hat.

§ 108	 Fortbestehen bestimmter Schuldverhältnisse
(1)	 Miet- und Pachtverhältnisse des Schuldners über 

unbewegliche Gegenstände oder Räume sowie 
Dienstverhältnisse des Schuldners bestehen mit 
Wirkung für die Insolvenzmasse fort. Dies gilt 
auch für Miet- und Pachtverhältnisse, die der 
Schuldner als Vermieter oder Verpächter einge-
gangen war und die sonstige Gegenstände be-
treffen, die einem Dritten, der ihre Anschaffung 
oder Herstellung finanziert hat, zur Sicherheit 
übertragen wurden.

(2)	 Ein vom Schuldner als Darlehensgeber eingegan-
genes Darlehensverhältnis besteht mit Wirkung 
für die Masse fort, soweit dem Darlehensnehmer 
der geschuldete Gegenstand zur Verfügung ge-
stellt wurde.

(3)	 Ansprüche für die Zeit vor der Eröffnung des In-
solvenzverfahrens kann der andere Teil nur als 
Insolvenzgläubiger geltend machen.

§ 109	 Schuldner als Mieter oder Pächter
(1)	 Ein Miet- oder Pachtverhältnis über einen unbe-

weglichen Gegenstand oder über Räume, das der 
Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen 
war, kann der Insolvenzverwalter ohne Rücksicht 
auf die vereinbarte Vertragsdauer oder einen ver-
einbarten Ausschluss des Rechts zur ordentlichen 
Kündigung kündigen; die Kündigungsfrist be-
trägt drei Monate zum Monatsende, wenn nicht 
eine kürzere Frist maßgeblich ist. Ist Gegenstand 
des Mietverhältnisses die Wohnung des Schuld-
ners, so tritt an die Stelle der Kündigung das 
Recht des Insolvenzverwalters zu erklären, dass 
Ansprüche, die nach Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist fällig werden, nicht im Insolvenzverfah-
ren geltend gemacht werden können. Kündigt 
der Verwalter nach Satz 1 oder gibt er die Erklä-
rung nach Satz 2 ab, so kann der andere Teil we-
gen der vorzeitigen Beendigung des Vertragsver-
hältnisses oder wegen der Folgen der Erklärung 
als Insolvenzgläubiger Schadenersatz verlangen.

(2)	 Waren dem Schuldner der unbewegliche Gegen-
stand oder die Räume zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens noch nicht überlassen, so kann so-
wohl der Verwalter als auch der andere Teil vom 
Vertrag zurücktreten. Tritt der Verwalter zurück, 
so kann der andere Teil wegen der vorzeitigen 
Beendigung des Vertragsverhältnisses als In-
solvenzgläubiger Schadenersatz verlangen. Jeder 
Teil hat dem anderen auf dessen Verlangen bin-
nen zwei Wochen zu erklären, ob er vom Vertrag 
zurücktreten will; unterlässt er dies, so verliert er 
das Rücktrittsrecht.

§ 110	 Schuldner als Vermieter oder Verpächter
(1)	 Hatte der Schuldner als Vermieter oder Verpäch-

ter eines unbeweglichen Gegenstands oder von 
Räumen vor der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens über die Miet- oder Pachtforderung für die 
spätere Zeit verfügt, so ist diese Verfügung nur 
wirksam, soweit sie sich auf die Miete oder Pacht 
für den zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens 
laufenden Kalendermonat bezieht. Ist die Eröff-
nung nach dem fünfzehnten Tag des Monats er-
folgt, so ist die Verfügung auch für den folgen-
den Kalendermonat wirksam.

(2)	 Eine Verfügung im Sinne des Absatzes 1 ist insbe-
sondere die Einziehung der Miete oder Pacht. Ei-
ner rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine 
Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvoll-
streckung erfolgt.

(3)	 Der Mieter oder der Pächter kann gegen die Miet- 
oder Pachtforderung für den in Absatz 1 bezeich-
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InsOneten Zeitraum eine Forderung aufrechnen, die 
ihm gegen den Schuldner zusteht. Die §§ 95 und 
96 Nr. 2 bis 4 bleiben unberührt.

§ 111	 Veräußerung des Miet- oder Pachtobjekts
Veräußert der Insolvenzverwalter einen unbe-
weglichen Gegenstand oder Räume, die der 
Schuldner vermietet oder verpachtet hatte, und 
tritt der Erwerber anstelle des Schuldners in das 
Miet- oder Pachtverhältnis ein, so kann der 
Erwerber das Miet- oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der gesetzlichen Frist kündigen. Die 
Kündigung kann nur für den ersten Termin erfol-
gen, für den sie zulässig ist.

§ 112	 Kündigungssperre
Ein Miet- oder Pachtverhältnis, das der Schuldner 
als Mieter oder Pächter eingegangen war, kann 
der andere Teil nach dem Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens nicht kündigen:
1. wegen eines Verzugs mit der Entrichtung der 
Miete oder Pacht, der in der Zeit vor dem Eröff-
nungsantrag eingetreten ist;
2. wegen einer Verschlechterung der Vermögens-
verhältnisse des Schuldners.

§ 113	 Kündigung eines Dienstverhältnisses
Ein Dienstverhältnis, bei dem der Schuldner der 
Dienstberechtigte ist, kann vom Insolvenzver-
walter und vom anderen Teil ohne Rücksicht auf 
eine vereinbarte Vertragsdauer oder einen ver-
einbarten Ausschluss des Rechts zur ordentlichen 
Kündigung gekündigt werden. Die Kündigungs-
frist beträgt drei Monate zum Monatsende, 
wenn nicht eine kürzere Frist maßgeblich ist. 
Kündigt der Verwalter, so kann der andere Teil 
wegen der vorzeitigen Beendigung des Dienst-
verhältnisses als Insolvenzgläubiger Schadener-
satz verlangen.

§ 114	 (weggefallen)

§ 115	 Erlöschen von Aufträgen
(1)	 Ein vom Schuldner erteilter Auftrag, der sich auf 

das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen 
bezieht, erlischt durch die Eröffnung des Insol-
venzverfahrens.

(2)	 Der Beauftragte hat, wenn mit dem Aufschub 
Gefahr verbunden ist, die Besorgung des übertra-
genen Geschäfts fortzusetzen, bis der Insolvenz-
verwalter anderweitig Fürsorge treffen kann. Der 
Auftrag gilt insoweit als fortbestehend. Mit sei-
nen Ersatzansprüchen aus dieser Fortsetzung ist 
der Beauftragte Massegläubiger.

(3)	 Solange der Beauftragte die Eröffnung des Ver-
fahrens ohne Verschulden nicht kennt, gilt der 
Auftrag zu seinen Gunsten als fortbestehend. 

Mit den Ersatzansprüchen aus dieser Fortsetzung 
ist der Beauftragte Insolvenzgläubiger.

§ 116	 Erlöschen von Geschäftsbesorgungsverträgen
Hat sich jemand durch einen Dienst- oder Werk-
vertrag mit dem Schuldner verpflichtet, ein 
Geschäft für diesen zu besorgen, so gilt § 115 ent-
sprechend. Dabei gelten die Vorschriften für die 
Ersatzansprüche aus der Fortsetzung der Ge-
schäftsbesorgung auch für die Vergütungsan-
sprüche. Satz 1 findet keine Anwendung auf Zah-
lungsaufträge sowie auf Aufträge zwischen 
Zahlungsdienstleistern oder zwischengeschalte-
ten Stellen und Aufträge zur Übertragung von 
Wertpapieren; diese bestehen mit Wirkung für 
die Masse fort.

§ 117	 Erlöschen von Vollmachten
(1)	 Eine vom Schuldner erteilte Vollmacht, die sich 

auf das zur Insolvenzmasse gehörende Vermö-
gen bezieht, erlischt durch die Eröffnung des In-
solvenzverfahrens.

(2)	 Soweit ein Auftrag oder ein Geschäftsbesor-
gungsvertrag nach § 115 Abs. 2 fortbesteht, gilt 
auch die Vollmacht als fortbestehend.

(3)	 Solange der Bevollmächtigte die Eröffnung des 
Verfahrens ohne Verschulden nicht kennt, haftet 
er nicht nach § 179 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

§ 118	 Auflösung von Gesellschaften
Wird eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlich-
keit oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen eines Gesellschafters aufge-
löst, so ist der geschäftsführende Gesellschafter 
mit den Ansprüchen, die ihm aus der einstweili-
gen Fortführung eilbedürftiger Geschäfte zuste-
hen, Massegläubiger. Mit den Ansprüchen aus 
der Fortführung der Geschäfte während der Zeit, 
in der er die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
ohne sein Verschulden nicht kannte, ist er Insol-
venzgläubiger; § 84 Abs. 1 bleibt unberührt.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfä-
hige Personengesellschaft“ ersetzt werden. 

§ 119	 Unwirksamkeit abweichender Vereinbarungen
Vereinbarungen, durch die im voraus die Anwen-
dung der §§  103 bis 118 ausgeschlossen oder 
beschränkt wird, sind unwirksam.
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§ 120	 Kündigung von Betriebsvereinbarungen
(1)	 Sind in Betriebsvereinbarungen Leistungen vor-

gesehen, welche die Insolvenzmasse belasten, so 
sollen Insolvenzverwalter und Betriebsrat über 
eine einvernehmliche Herabsetzung der Leistun-
gen beraten. Diese Betriebsvereinbarungen kön-
nen auch dann mit einer Frist von drei Monaten 
gekündigt werden, wenn eine längere Frist ver-
einbart ist.

(2)	 Unberührt bleibt das Recht, eine Betriebsverein-
barung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zu kündigen. 

§ 121	 Betriebsänderungen und Vermittlungsverfahren
Im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Unternehmers gilt § 112 Abs. 2 Satz 1 des Betriebs-
verfassungsgesetzes mit der Maßgabe, dass dem 
Verfahren vor der Einigungsstelle nur dann ein 
Vermittlungsversuch vorangeht, wenn der Insol-
venzverwalter und der Betriebsrat gemeinsam 
um eine solche Vermittlung ersuchen.

§ 122	 Gerichtliche Zustimmung zur Durchführung 
einer Betriebsänderung

(1)	 Ist eine Betriebsänderung geplant und kommt 
zwischen Insolvenzverwalter und Betriebsrat der 
Interessenausgleich nach § 112 des Betriebsver-
fassungsgesetzes nicht innerhalb von drei Wo-
chen nach Verhandlungsbeginn oder schriftlicher 
Aufforderung zur Aufnahme von Verhandlungen 
zustande, obwohl der Verwalter den Betriebsrat 
rechtzeitig und umfassend unterrichtet hat, so 
kann der Verwalter die Zustimmung des Arbeits-
gerichts dazu beantragen, dass die Betriebsände-
rung durchgeführt wird, ohne dass das Verfahren 
nach § 112 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgeset-
zes vorangegangen ist. § 113 Abs. 3 des Betriebs-
verfassungsgesetzes ist insoweit nicht anzuwen-
den. Unberührt bleibt das Recht des Verwalters, 
einen Interessenausgleich nach § 125 zustande zu 
bringen oder einen Feststellungsantrag nach 
§ 126 zu stellen.

(2)	 Das Gericht erteilt die Zustimmung, wenn die 
wirtschaftliche Lage des Unternehmens auch un-
ter Berücksichtigung der sozialen Belange der 
Arbeitnehmer erfordert, dass die Betriebsände-
rung ohne vorheriges Verfahren nach § 112 Abs. 2 
des Betriebsverfassungsgesetzes durchgeführt 
wird. Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgeset-
zes über das Beschlussverfahren gelten entspre-
chend; Beteiligte sind der Insolvenzverwalter und 
der Betriebsrat. Der Antrag ist nach Maßgabe des 
§  61a Abs.  3 bis 6 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
vorrangig zu erledigen.

(3)	 Gegen den Beschluss des Gerichts findet die Be-
schwerde an das Landesarbeitsgericht nicht 
statt. Die Rechtsbeschwerde an das Bundesar-

beitsgericht findet statt, wenn sie in dem Be-
schluss des Arbeitsgerichts zugelassen wird; § 72 
Abs.  2 und 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes gilt 
entsprechend. Die Rechtsbeschwerde ist inner-
halb eines Monats nach Zustellung der in voll-
ständiger Form abgefassten Entscheidung des 
Arbeitsgerichts beim Bundesarbeitsgericht ein-
zulegen und zu begründen.

§ 123	 Umfang des Sozialplans
(1)	 In einem Sozialplan, der nach der Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens aufgestellt wird, kann für 
den Ausgleich oder die Milderung der wirtschaft-
lichen Nachteile, die den Arbeitnehmern infolge 
der geplanten Betriebsänderung entstehen, ein 
Gesamtbetrag von bis zu zweieinhalb Monats-
verdiensten (§ 10 Abs. 3 des Kündigungsschutz-
gesetzes) der von einer Entlassung betroffenen 
Arbeitnehmer vorgesehen werden.

(2)	 Die Verbindlichkeiten aus einem solchen Sozial-
plan sind Masseverbindlichkeiten. Jedoch darf, 
wenn nicht ein Insolvenzplan zustande kommt, 
für die Berichtigung von Sozialplanforderungen 
nicht mehr als ein Drittel der Masse verwendet 
werden, die ohne einen Sozialplan für die Vertei-
lung an die Insolvenzgläubiger zur Verfügung 
stünde. Übersteigt der Gesamtbetrag aller Sozi-
alplanforderungen diese Grenze, so sind die ein-
zelnen Forderungen anteilig zu kürzen.

(3)	 Sooft hinreichende Barmittel in der Masse vor-
handen sind, soll der Insolvenzverwalter mit 
Zustimmung des Insolvenzgerichts Abschlags-
zahlungen auf die Sozialplanforderungen leisten. 
Eine Zwangsvollstreckung in die Masse wegen 
einer Sozialplanforderung ist unzulässig.

§ 124	 Sozialplan vor Verfahrenseröffnung
(1)	 Ein Sozialplan, der vor der Eröffnung des Insol-

venzverfahrens, jedoch nicht früher als drei Mo-
nate vor dem Eröffnungsantrag aufgestellt wor-
den ist, kann sowohl vom Insolvenzverwalter als 
auch vom Betriebsrat widerrufen werden.

(2)	 Wird der Sozialplan widerrufen, so können die Ar-
beitnehmer, denen Forderungen aus dem Sozial-
plan zustanden, bei der Aufstellung eines Sozial-
plans im Insolvenzverfahren berücksichtigt werden.

(3)	 Leistungen, die ein Arbeitnehmer vor der Eröff-
nung des Verfahrens auf seine Forderung aus dem 
widerrufenen Sozialplan erhalten hat, können 
nicht wegen des Widerrufs zurückgefordert wer-
den. Bei der Aufstellung eines neuen Sozialplans 
sind derartige Leistungen an einen von einer Ent-
lassung betroffenen Arbeitnehmer bei der Berech-
nung des Gesamtbetrags der Sozialplanforderun-
gen nach § 123 Abs. 1 bis zur Höhe von zweieinhalb 
Monatsverdiensten abzusetzen.



103

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

InsO§ 125	 Interessenausgleich und Kündigungsschutz
(1)	 Ist eine Betriebsänderung (§ 111 des Betriebsver-

fassungsgesetzes) geplant und kommt zwischen 
Insolvenzverwalter und Betriebsrat ein Interes-
senausgleich zustande, in dem die Arbeitnehmer, 
denen gekündigt werden soll, namentlich be-
zeichnet sind, so ist § 1 des Kündigungsschutzge-
setzes mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
1.	 es wird vermutet, dass die Kündigung der 
Arbeitsverhältnisse der bezeichneten Arbeitneh-
mer durch dringende betriebliche Erfordernisse, 
die einer Weiterbeschäftigung in diesem Betrieb 
oder einer Weiterbeschäftigung zu unveränderten 
Arbeitsbedingungen entgegenstehen, bedingt ist;
2.	 die soziale Auswahl der Arbeitnehmer kann 
nur im Hinblick auf die Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit, das Lebensalter und die Unterhalts-
pflichten und auch insoweit nur auf grobe Feh-
lerhaftigkeit nachgeprüft werden; sie ist nicht als 
grob fehlerhaft anzusehen, wenn eine ausgewo-
gene Personalstruktur erhalten oder geschaffen 
wird. Satz 1 gilt nicht, soweit sich die Sachlage 
nach Zustandekommen des Interessenausgleichs 
wesentlich geändert hat.

(2)	 Der Interessenausgleich nach Absatz 1 ersetzt die 
Stellungnahme des Betriebsrats nach § 17 Abs. 3 
Satz 2 des Kündigungsschutzgesetzes.

§ 126	 Beschlussverfahren zum Kündigungsschutz
(1)	 Hat der Betrieb keinen Betriebsrat oder kommt aus 

anderen Gründen innerhalb von drei Wochen nach 
Verhandlungsbeginn oder schriftlicher Aufforde-
rung zur Aufnahme von Verhandlungen ein Inter-
essenausgleich nach § 125 Abs. 1 nicht zustande, 
obwohl der Verwalter den Betriebsrat rechtzeitig 
und umfassend unterrichtet hat, so kann der Insol-
venzverwalter beim Arbeitsgericht beantragen 
festzustellen, dass die Kündigung der Arbeitsver-
hältnisse bestimmter, im Antrag bezeichneter Ar-
beitnehmer durch dringende betriebliche Erforder-
nisse bedingt und sozial gerechtfertigt ist. Die 
soziale Auswahl der Arbeitnehmer kann nur im 
Hinblick auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit, 
das Lebensalter und die Unterhaltspflichten nach-
geprüft werden.

(2)	 Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes über 
das Beschlussverfahren gelten entsprechend; Be-
teiligte sind der Insolvenzverwalter, der Betriebs-
rat und die bezeichneten Arbeitnehmer, soweit sie 
nicht mit der Beendigung der Arbeitsverhältnisse 
oder mit den geänderten Arbeitsbedingungen ein-
verstanden sind. § 122 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 gilt ent-
sprechend.

(3)	 Für die Kosten, die den Beteiligten im Verfahren 
des ersten Rechtszugs entstehen, gilt § 12a Abs. 1 
Satz 1 und 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes entspre-
chend. Im Verfahren vor dem Bundesarbeits

gericht gelten die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung über die Erstattung der Kosten des 
Rechtsstreits entsprechend.

§ 127	 Klage des Arbeitnehmers
(1)	 Kündigt der Insolvenzverwalter einem Arbeit-

nehmer, der in dem Antrag nach § 126 Abs. 1 be-
zeichnet ist, und erhebt der Arbeitnehmer Klage 
auf Feststellung, dass das Arbeitsverhältnis 
durch die Kündigung nicht aufgelöst oder die Än-
derung der Arbeitsbedingungen sozial unge-
rechtfertigt ist, so ist die rechtskräftige Entschei-
dung im Verfahren nach § 126 für die Parteien 
bindend. Dies gilt nicht, soweit sich die Sachlage 
nach dem Schluss der letzten mündlichen Ver-
handlung wesentlich geändert hat.

(2)	 Hat der Arbeitnehmer schon vor der Rechtskraft 
der Entscheidung im Verfahren nach § 126 Klage 
erhoben, so ist die Verhandlung über die Klage 
auf Antrag des Verwalters bis zu diesem Zeit-
punkt auszusetzen.

§ 128	 Betriebsveräußerung
(1)	 Die Anwendung der §§ 125 bis 127 wird nicht da-

durch ausgeschlossen, dass die Betriebsände-
rung, die dem Interessenausgleich oder dem 
Feststellungsantrag zugrunde liegt, erst nach ei-
ner Betriebsveräußerung durchgeführt werden 
soll. An dem Verfahren nach § 126 ist der Erwer-
ber des Betriebs beteiligt.

(2)	 Im Falle eines Betriebsübergangs erstreckt sich die 
Vermutung nach § 125 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder die 
gerichtliche Feststellung nach § 126 Abs. 1 Satz 1 
auch darauf, dass die Kündigung der Arbeitsver-
hältnisse nicht wegen des Betriebsübergangs er-
folgt.

Dritter Abschnitt – Insolvenzanfechtung

§ 129	 Grundsatz
(1)	 Rechtshandlungen, die vor der Eröffnung des In-

solvenzverfahrens vorgenommen worden sind 
und die Insolvenzgläubiger benachteiligen, kann 
der Insolvenzverwalter nach Maßgabe der §§ 130 
bis 146 anfechten.

(2)	 Eine Unterlassung steht einer Rechtshandlung 
gleich.

§ 130	 Kongruente Deckung
(1)	 Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die einem 

Insolvenzgläubiger eine Sicherung oder Befriedi-
gung gewährt oder ermöglicht hat,
1. wenn sie in den letzten drei Monaten vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
vorgenommen worden ist, wenn zur Zeit der 
Handlung der Schuldner zahlungsunfähig war 
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und wenn der Gläubiger zu dieser Zeit die Zah-
lungsunfähigkeit kannte oder
2. wenn sie nach dem Eröffnungsantrag vorge-
nommen worden ist und wenn der Gläubiger zur 
Zeit der Handlung die Zahlungsunfähigkeit oder 
den Eröffnungsantrag kannte. Dies gilt nicht, so-
weit die Rechtshandlung auf einer Sicherungsver-
einbarung beruht, die die Verpflichtung enthält, 
eine Finanzsicherheit, eine andere oder eine zusätz-
liche Finanzsicherheit im Sinne des § 1 Abs. 17 des 
Kreditwesengesetzes zu bestellen, um das in der 
Sicherungsvereinbarung festgelegte Verhältnis 
zwischen dem Wert der gesicherten Verbindlich-
keiten und dem Wert der geleisteten Sicherheiten 
wiederherzustellen (Margensicherheit).

(2)	 Der Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit oder des 
Eröffnungsantrags steht die Kenntnis von Um-
ständen gleich, die zwingend auf die Zahlungs-
unfähigkeit oder den Eröffnungsantrag schlie-
ßen lassen.

(3)	 Gegenüber einer Person, die dem Schuldner zur 
Zeit der Handlung nahestand (§ 138), wird ver-
mutet, dass sie die Zahlungsunfähigkeit oder den 
Eröffnungsantrag kannte.

§ 131	 Inkongruente Deckung
(1)	 Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die einem 

Insolvenzgläubiger eine Sicherung oder Befriedi-
gung gewährt oder ermöglicht hat, die er nicht 
oder nicht in der Art oder nicht zu der Zeit zu be-
anspruchen hatte,
1. wenn die Handlung im letzten Monat vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag vorgenommen worden 
ist,
2. wenn die Handlung innerhalb des zweiten 
oder dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag 
vorgenommen worden ist und der Schuldner zur 
Zeit der Handlung zahlungsunfähig war oder
3. wenn die Handlung innerhalb des zweiten 
oder dritten Monats vor dem Eröffnungsantrag 
vorgenommen worden ist und dem Gläubiger 
zur Zeit der Handlung bekannt war, dass sie die 
Insolvenzgläubiger benachteiligte.

(2)	 Für die Anwendung des Absatzes 1 Nr. 3 steht der 
Kenntnis der Benachteiligung der Insolvenzgläu-
biger die Kenntnis von Umständen gleich, die 
zwingend auf die Benachteiligung schließen las-
sen. Gegenüber einer Person, die dem Schuldner 
zur Zeit der Handlung nahestand (§  138), wird 
vermutet, dass sie die Benachteiligung der Insol-
venzgläubiger kannte.

§ 132	 Unmittelbar nachteilige Rechtshandlungen
(1)	 Anfechtbar ist ein Rechtsgeschäft des Schuld-

ners, das die Insolvenzgläubiger unmittelbar be-
nachteiligt,

1. wenn es in den letzten drei Monaten vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
vorgenommen worden ist, wenn zur Zeit des 
Rechtsgeschäfts der Schuldner zahlungsunfähig 
war und wenn der andere Teil zu dieser Zeit die 
Zahlungsunfähigkeit kannte oder
2. wenn es nach dem Eröffnungsantrag vorge-
nommen worden ist und wenn der andere Teil 
zur Zeit des Rechtsgeschäfts die Zahlungsunfä-
higkeit oder den Eröffnungsantrag kannte.

(2)	 Einem Rechtsgeschäft, das die Insolvenzgläubi-
ger unmittelbar benachteiligt, steht eine andere 
Rechtshandlung des Schuldners gleich, durch die 
der Schuldner ein Recht verliert oder nicht mehr 
geltend machen kann oder durch die ein vermö-
gensrechtlicher Anspruch gegen ihn erhalten 
oder durchsetzbar wird.

(3)	 § 130 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 133	 Vorsätzliche Benachteiligung
(1)	 Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 

Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem An-
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
nach diesem Antrag mit dem Vorsatz, seine Gläu-
biger zu benachteiligen, vorgenommen hat, wenn 
der andere Teil zur Zeit der Handlung den Vorsatz 
des Schuldners kannte. Diese Kenntnis wird ver-
mutet, wenn der andere Teil wusste, dass die Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners drohte und dass 
die Handlung die Gläubiger benachteiligte. 

(2)	 Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil eine 
Sicherung oder Befriedigung gewährt oder er-
möglicht, beträgt der Zeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 vier Jahre. 

(3)	 Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil eine 
Sicherung oder Befriedigung gewährt oder er-
möglicht, welche dieser in der Art und zu der Zeit 
beanspruchen konnte, tritt an die Stelle der dro-
henden Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
nach Absatz 1 Satz 2 die eingetretene. Hatte der 
andere Teil mit dem Schuldner eine Zahlungsver-
einbarung getroffen oder diesem in sonstiger 
Weise eine Zahlungserleichterung gewährt, wird 
vermutet, dass er zur Zeit der Handlung die Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners nicht kannte. 

(4)	 Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer nahe-
stehenden Person (§ 138) geschlossener entgelt-
licher Vertrag, durch den die Insolvenzgläubiger 
unmittelbar benachteiligt werden. Die Anfech-
tung ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag früher 
als zwei Jahre vor dem Eröffnungsantrag ge-
schlossen worden ist oder wenn dem anderen 
Teil zur Zeit des Vertragsschlusses ein Vorsatz 
des Schuldners, die Gläubiger zu benachteiligen, 
nicht bekannt war. 



105

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

InsO§ 134	 Unentgeltliche Leistung
(1)	 Anfechtbar ist eine unentgeltliche Leistung des 

Schuldners, es sei denn, sie ist früher als vier Jahre 
vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens vorgenommen worden.

(2)	 Richtet sich die Leistung auf ein gebräuchliches 
Gelegenheitsgeschenk geringen Werts, so ist sie 
nicht anfechtbar.

§ 135	 Gesellschafterdarlehen
(1)	 Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die 

Forderung eines Gesellschafters auf Rückgewähr 
eines Darlehens im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 5 
oder für eine gleichgestellte Forderung
1. Sicherung gewährt hat, wenn die Handlung in 
den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens oder nach die-
sem Antrag vorgenommen worden ist, oder
2. Befriedigung gewährt hat, wenn die Handlung 
im letzten Jahr vor dem Eröffnungsantrag oder 
nach diesem Antrag vorgenommen worden ist.

(2)	 Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, mit der eine 
Gesellschaft einem Dritten für eine Forderung 
auf Rückgewähr eines Darlehens innerhalb der in 
Absatz 1 Nr.  2 genannten Fristen Befriedigung 
gewährt hat, wenn ein Gesellschafter für die For-
derung eine Sicherheit bestellt hatte oder als 
Bürge haftete; dies gilt sinngemäß für Leistun-
gen auf Forderungen, die einem Darlehen wirt-
schaftlich entsprechen.

(3)	 Wurde dem Schuldner von einem Gesellschafter 
ein Gegenstand zum Gebrauch oder zur Ausübung 
überlassen, so kann der Aussonderungsanspruch 
während der Dauer des Insolvenzverfahrens, 
höchstens aber für eine Zeit von einem Jahr ab der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht geltend 
gemacht werden, wenn der Gegenstand für die 
Fortführung des Unternehmens des Schuldners 
von erheblicher Bedeutung ist. Für den Gebrauch 
oder die Ausübung des Gegenstandes gebührt 
dem Gesellschafter ein Ausgleich; bei der Berech-
nung ist der Durchschnitt der im letzten Jahr vor 
Verfahrenseröffnung geleisteten Vergütung in 
Ansatz zu bringen, bei kürzerer Dauer der Überlas-
sung ist der Durchschnitt während dieses Zeit-
raums maßgebend.

(4)	 § 39 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend.

§ 136	 Stille Gesellschaft
(1)	 Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, durch die 

einem stillen Gesellschafter die Einlage ganz 
oder teilweise zurückgewährt oder sein Anteil an 
dem entstandenen Verlust ganz oder teilweise 
erlassen wird, wenn die zugrunde liegende Ver-
einbarung im letzten Jahr vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver-
mögen des Inhabers des Handelsgeschäfts oder 

nach diesem Antrag getroffen worden ist. Dies 
gilt auch dann, wenn im Zusammenhang mit der 
Vereinbarung die stille Gesellschaft aufgelöst 
worden ist.

(2)	 Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn ein Er-
öffnungsgrund erst nach der Vereinbarung ein-
getreten ist.

§ 137	 Wechsel- und Scheckzahlungen
(1)	 Wechselzahlungen des Schuldners können nicht 

aufgrund des § 130 vom Empfänger zurückgefor-
dert werden, wenn nach Wechselrecht der Emp-
fänger bei einer Verweigerung der Annahme der 
Zahlung den Wechselanspruch gegen andere 
Wechselverpflichtete verloren hätte.

(2)	 Die gezahlte Wechselsumme ist jedoch vom letz-
ten Rückgriffsverpflichteten oder, wenn dieser 
den Wechsel für Rechnung eines Dritten bege-
ben hatte, von dem Dritten zu erstatten, wenn 
der letzte Rückgriffsverpflichtete oder der Dritte 
zu der Zeit, als er den Wechsel begab oder bege-
ben ließ, die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
oder den Eröffnungsantrag kannte. § 130 Abs. 2 
und 3 gilt entsprechend.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Scheckzahlungen des Schuldners.

§ 138	 Nahestehende Personen
(1)	 Ist der Schuldner eine natürliche Person, so sind 

nahestehende Personen:
1.	 der Ehegatte des Schuldners, auch wenn die 
Ehe erst nach der Rechtshandlung geschlossen 
oder im letzten Jahr vor der Handlung aufgelöst 
worden ist;
1a. der Lebenspartner des Schuldners, auch wenn 
die Lebenspartnerschaft erst nach der Rechts-
handlung eingegangen oder im letzten Jahr vor 
der Handlung aufgelöst worden ist;
2.	 Verwandte des Schuldners oder des in Num-
mer 1 bezeichneten Ehegatten oder des in Num-
mer 1a bezeichneten Lebenspartners in auf- und 
absteigender Linie und voll- und halbbürtige 
Geschwister des Schuldners oder des in Num-
mer 1 bezeichneten Ehegatten oder des in Num-
mer 1a bezeichneten Lebenspartners sowie die 
Ehegatten oder Lebenspartner dieser Personen;
3.	 Personen, die in häuslicher Gemeinschaft mit 
dem Schuldner leben oder im letzten Jahr vor der 
Handlung in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Schuldner gelebt haben sowie Personen, die sich 
aufgrund einer dienstvertraglichen Verbindung 
zum Schuldner über dessen wirtschaftliche Ver-
hältnisse unterrichten können;
4.	eine juristische Person oder eine Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit, wenn der Schuldner 
oder eine der in den Nummern 1 bis 3 genannten 
Personen Mitglied des Vertretungs- oder Auf-
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sichtsorgans, persönlich haftender Gesellschafter 
oder zu mehr als einem Viertel an deren Kapital 
beteiligt ist oder aufgrund einer vergleichbaren 
gesellschaftsrechtlichen oder dienstvertraglichen 
Verbindung die Möglichkeit hat, sich über die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners zu 
unterrichten.

(2)	 Ist der Schuldner eine juristische Person oder eine 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, so sind 
nahestehende Personen:
1.	 die Mitglieder des Vertretungs- oder Aufsichts-
organs und persönlich haftende Gesellschafter des 
Schuldners sowie Personen, die zu mehr als einem 
Viertel am Kapital des Schuldners beteiligt sind;
2.	 eine Person oder eine Gesellschaft, die auf-
grund einer vergleichbaren gesellschaftsrechtli-
chen oder dienstvertraglichen Verbindung zum 
Schuldner die Möglichkeit haben, sich über des-
sen wirtschaftliche Verhältnisse zu unterrichten;
3.	 eine Person, die zu einer der in Nummer 1 
oder 2 bezeichneten Personen in einer in Absatz 1 
bezeichneten persönlichen Verbindung steht; 
dies gilt nicht, soweit die in Nummer 1 oder 2 
bezeichneten Personen kraft Gesetzes in den 
Angelegenheiten des Schuldners zur Verschwie-
genheit verpflichtet sind.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 in dem Satzteil vor 
Nr. 1 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfä-
hige Personengesellschaft“ ersetzt werden. 

§ 139	 Berechnung der Fristen vor dem 
Eröffnungsantrag

(1)	 Die in den §§ 88, 130 bis 136 bestimmten Fristen 
beginnen mit dem Anfang des Tages, der durch 
seine Zahl dem Tag entspricht, an dem der An-
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens beim 
Insolvenzgericht eingegangen ist. Fehlt ein sol-
cher Tag, so beginnt die Frist mit dem Anfang des 
folgenden Tages.

(2)	 Sind mehrere Eröffnungsanträge gestellt wor-
den, so ist der erste zulässige und begründete 
Antrag maßgeblich, auch wenn das Verfahren 
aufgrund eines späteren Antrags eröffnet wor-
den ist. Ein rechtskräftig abgewiesener Antrag 
wird nur berücksichtigt, wenn er mangels Masse 
abgewiesen worden ist.

§ 140	 Zeitpunkt der Vornahme einer Rechtshandlung
(1)	 Eine Rechtshandlung gilt als in dem Zeitpunkt 

vorgenommen, in dem ihre rechtlichen Wirkun-
gen eintreten.

(2)	 Ist für das Wirksamwerden eines Rechtsge-
schäfts eine Eintragung im Grundbuch, im 
Schiffsregister, im Schiffsbauregister oder im Re-
gister für Pfandrechte an Luftfahrzeugen erfor-
derlich, so gilt das Rechtsgeschäft als vorgenom-
men, sobald die übrigen Voraussetzungen für 
das Wirksamwerden erfüllt sind, die Willenser-
klärung des Schuldners für ihn bindend gewor-
den ist und der andere Teil den Antrag auf Eintra-
gung der Rechtsänderung gestellt hat. Ist der 
Antrag auf Eintragung einer Vormerkung zur Si-
cherung des Anspruchs auf die Rechtsänderung 
gestellt worden, so gilt Satz 1 mit der Maßgabe, 
dass dieser Antrag an die Stelle des Antrags auf 
Eintragung der Rechtsänderung tritt.

(3)	 Bei einer bedingten oder befristeten Rechtshand-
lung bleibt der Eintritt der Bedingung oder des 
Termins außer Betracht.

§ 141	 Vollstreckbarer Titel
Die Anfechtung wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
dass für die Rechtshandlung ein vollstreckbarer 
Schuldtitel erlangt oder dass die Handlung durch 
Zwangsvollstreckung erwirkt worden ist.

§ 142	 Bargeschäft
(1)	 Eine Leistung des Schuldners, für die unmittelbar 

eine gleichwertige Gegenleistung in sein Vermö-
gen gelangt, ist nur anfechtbar, wenn die Vo-
raussetzungen des § 133 Absatz 1 bis 3 gegeben 
sind und der andere Teil erkannt hat, dass der 
Schuldner unlauter handelte.

(2)	 Der Austausch von Leistung und Gegenleistung 
ist unmittelbar, wenn er nach Art der ausge-
tauschten Leistungen und unter Berücksichti-
gung der Gepflogenheiten des Geschäftsverkehrs 
in einem engen zeitlichen Zusammenhang er-
folgt. Gewährt der Schuldner seinem Arbeitneh-
mer Arbeitsentgelt, ist ein enger zeitlicher Zu-
sammenhang gegeben, wenn der Zeitraum 
zwischen Arbeitsleistung und Gewährung des 
Arbeitsentgelts drei Monate nicht übersteigt.

§ 143	 Rechtsfolgen
(1)	 Was durch die anfechtbare Handlung aus dem 

Vermögen des Schuldners veräußert, weggege-
ben oder aufgegeben ist, muss zur Insolvenz-
masse zurückgewährt werden. Die Vorschriften 
über die Rechtsfolgen einer ungerechtfertigten 
Bereicherung, bei der dem Empfänger der Mangel 
des rechtlichen Grundes bekannt ist, gelten ent-
sprechend. Eine Geldschuld ist nur zu verzinsen, 
wenn die Voraussetzungen des Schuldnerverzugs 



107

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

InsOoder des § 291 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor-
liegen; ein darüber hinausgehender Anspruch auf 
Herausgabe von Nutzungen eines erlangten 
Geldbetrags ist ausgeschlossen. 

(2)	 Der Empfänger einer unentgeltlichen Leistung hat 
diese nur zurückzugewähren, soweit er durch sie 
bereichert ist. Dies gilt nicht, sobald er weiß oder 
den Umständen nach wissen muss, dass die un-
entgeltliche Leistung die Gläubiger benachteiligt. 

(3)	 Im Fall der Anfechtung nach § 135 Abs. 2 hat der 
Gesellschafter, der die Sicherheit bestellt hatte 
oder als Bürge haftete, die dem Dritten gewährte 
Leistung zur Insolvenzmasse zu erstatten. Die 
Verpflichtung besteht nur bis zur Höhe des Be-
trags, mit dem der Gesellschafter als Bürge haf-
tete oder der dem Wert der von ihm bestellten 
Sicherheit im Zeitpunkt der Rückgewähr des Dar-
lehens oder der Leistung auf die gleichgestellte 
Forderung entspricht. Der Gesellschafter wird von 
der Verpflichtung frei, wenn er die Gegenstände, 
die dem Gläubiger als Sicherheit gedient hatten, 
der Insolvenzmasse zur Verfügung stellt. 

§ 144	 Ansprüche des Anfechtungsgegners
(1)	 Gewährt der Empfänger einer anfechtbaren Leis-

tung das Erlangte zurück, so lebt seine Forderung 
wieder auf.

(2)	 Eine Gegenleistung ist aus der Insolvenzmasse zu 
erstatten, soweit sie in dieser noch unterscheid-
bar vorhanden ist oder soweit die Masse um ih-
ren Wert bereichert ist. Darüber hinaus kann der 
Empfänger der anfechtbaren Leistung die Forde-
rung auf Rückgewähr der Gegenleistung nur als 
Insolvenzgläubiger geltend machen.

§ 145	 Anfechtung gegen Rechtsnachfolger
(1)	 Die Anfechtbarkeit kann gegen den Erben oder 

einen anderen Gesamtrechtsnachfolger des An-
fechtungsgegners geltend gemacht werden.

(2)	 Gegen einen sonstigen Rechtsnachfolger kann 
die Anfechtbarkeit geltend gemacht werden:
1. wenn dem Rechtsnachfolger zur Zeit seines 
Erwerbs die Umstände bekannt waren, welche 
die Anfechtbarkeit des Erwerbs seines Rechtsvor-
gängers begründen;
2. wenn der Rechtsnachfolger zur Zeit seines 
Erwerbs zu den Personen gehörte, die dem 
Schuldner nahestehen (§ 138), es sei denn, dass 
ihm zu dieser Zeit die Umstände unbekannt 
waren, welche die Anfechtbarkeit des Erwerbs 
seines Rechtsvorgängers begründen;
3. wenn dem Rechtsnachfolger das Erlangte un-
entgeltlich zugewendet worden ist.

§ 146	 Verjährung des Anfechtungsanspruchs
(1)	 Die Verjährung des Anfechtungsanspruchs richtet 

sich nach den Regelungen über die regelmäßige 
Verjährung nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch.

(2)	 Auch wenn der Anfechtungsanspruch verjährt 
ist, kann der Insolvenzverwalter die Erfüllung ei-
ner Leistungspflicht verweigern, die auf einer an-
fechtbaren Handlung beruht.

§ 147	 Rechtshandlungen nach Verfahrenseröffnung
Eine Rechtshandlung, die nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens vorgenommen worden ist 
und die nach § 81 Abs. 3 Satz 2, §§ 892, 893 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, §§ 16, 17 des Gesetzes 
über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken und §§  16, 17 des Gesetzes 
über Rechte an Luftfahrzeugen wirksam ist, kann 
nach den Vorschriften angefochten werden, die 
für die Anfechtung einer vor der Verfahrenseröff-
nung vorgenommenen Rechtshandlung gelten. 
Satz 1 findet auf die den in § 96 Abs. 2 genann-
ten Ansprüchen und Leistungen zugrunde lie-
genden Rechtshandlungen mit der Maßgabe An-
wendung, dass durch die Anfechtung nicht die 
Verrechnung einschließlich des Saldenausgleichs 
rückgängig gemacht wird oder die betreffenden 
Zahlungsaufträge, Aufträge zwischen Zahlungs-
dienstleistern oder zwischengeschalteten Stellen 
oder Aufträge zur Übertragung von Wertpapie-
ren unwirksam werden.

Vierter Teil – Verwaltung und Verwertung 
der Insolvenzmasse

Erster Abschnitt – Sicherung der 
Insolvenzmasse

§ 148	 Übernahme der Insolvenzmasse
(1)	 Nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat 

der Insolvenzverwalter das gesamte zur Insolvenz
masse gehörende Vermögen sofort in Besitz und 
Verwaltung zu nehmen.

(2)	 Der Verwalter kann aufgrund einer vollstreckbaren 
Ausfertigung des Eröffnungsbeschlusses die Her-
ausgabe der Sachen, die sich im Gewahrsam des 
Schuldners befinden, im Wege der Zwangsvollstre-
ckung durchsetzen. § 766 der Zivilprozessordnung 
gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Voll-
streckungsgerichts das Insolvenzgericht tritt.

§ 149	 Wertgegenstände
(1)	 Der Gläubigerausschuss kann bestimmen, bei 

welcher Stelle und zu welchen Bedingungen 
Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten hinterlegt 
oder angelegt werden sollen. Ist kein Gläubiger
ausschuss bestellt oder hat der Gläubigeraus-
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schuss noch keinen Beschluss gefasst, so kann 
das Insolvenzgericht entsprechendes anordnen.

(2)	 Die Gläubigerversammlung kann abweichende 
Regelungen beschließen.

§ 150	 Siegelung
Der Insolvenzverwalter kann zur Sicherung der 
Sachen, die zur Insolvenzmasse gehören, durch 
den Gerichtsvollzieher oder eine andere dazu 
gesetzlich ermächtigte Person Siegel anbringen 
lassen. Das Protokoll über eine Siegelung oder 
Entsiegelung hat der Verwalter auf der Geschäfts-
stelle zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen.

§ 151	Verzeichnis der Massegegenstände
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat ein Verzeichnis der ein-

zelnen Gegenstände der Insolvenzmasse aufzu-
stellen. Der Schuldner ist hinzuzuziehen, wenn dies 
ohne eine nachteilige Verzögerung möglich ist.

(2)	 Bei jedem Gegenstand ist dessen Wert anzuge-
ben. Hängt der Wert davon ab, ob das Unterneh-
men fortgeführt oder stillgelegt wird, sind beide 
Werte anzugeben. Besonders schwierige Bewer-
tungen können einem Sachverständigen übertra-
gen werden.

(3)	 Auf Antrag des Verwalters kann das Insolvenzge-
richt gestatten, dass die Aufstellung des Ver-
zeichnisses unterbleibt; der Antrag ist zu begrün-
den. Ist ein Gläubigerausschuss bestellt, so kann 
der Verwalter den Antrag nur mit Zustimmung 
des Gläubigerausschusses stellen.

§ 152	 Gläubigerverzeichnis
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat ein Verzeichnis aller 

Gläubiger des Schuldners aufzustellen, die ihm 
aus den Büchern und Geschäftspapieren des 
Schuldners, durch sonstige Angaben des Schuld-
ners, durch die Anmeldung ihrer Forderungen 
oder auf andere Weise bekannt geworden sind.

(2)	 In dem Verzeichnis sind die absonderungsbe-
rechtigten Gläubiger und die einzelnen Rangklas-
sen der nachrangigen Insolvenzgläubiger geson-
dert aufzuführen. Bei jedem Gläubiger sind die 
Anschrift sowie der Grund und der Betrag seiner 
Forderung anzugeben. Bei den absonderungsbe-
rechtigten Gläubigern sind zusätzlich der Gegen-
stand, an dem das Absonderungsrecht besteht, 
und die Höhe des mutmaßlichen Ausfalls zu be-
zeichnen; § 151 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3)	 Weiter ist anzugeben, welche Möglichkeiten der 
Aufrechnung bestehen. Die Höhe der Massever-
bindlichkeiten im Falle einer zügigen Verwertung 
des Vermögens des Schuldners ist zu schätzen.

§ 153	 Vermögensübersicht
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat auf den Zeitpunkt der 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine geordnete 

Übersicht aufzustellen, in der die Gegenstände der 
Insolvenzmasse und die Verbindlichkeiten des 
Schuldners aufgeführt und einander gegenüber-
gestellt werden. Für die Bewertung der Gegen-
stände gilt § 151 Abs. 2 entsprechend, für die Glie-
derung der Verbindlichkeiten § 152 Abs. 2 Satz 1.

(2)	 Nach der Aufstellung der Vermögensübersicht 
kann das Insolvenzgericht auf Antrag des Ver-
walters oder eines Gläubigers dem Schuldner 
aufgeben, die Vollständigkeit der Vermögens-
übersicht eidesstattlich zu versichern. Die §§ 98, 
101 Abs. 1 Satz 1, 2 gelten entsprechend.

§ 154	 Niederlegung in der Geschäftsstelle
Das Verzeichnis der Massegegenstände, das 
Gläubigerverzeichnis und die Vermögensüber-
sicht sind spätestens eine Woche vor dem 
Berichtstermin in der Geschäftsstelle zur Einsicht 
der Beteiligten niederzulegen.

§ 155	 Handels- und steuerrechtliche 
Rechnungslegung

(1)	 Handels- und steuerrechtliche Pflichten des 
Schuldners zur Buchführung und zur Rechnungs-
legung bleiben unberührt. In Bezug auf die Insol-
venzmasse hat der Insolvenzverwalter diese 
Pflichten zu erfüllen.

(2)	 Mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens be-
ginnt ein neues Geschäftsjahr. Jedoch wird die 
Zeit bis zum Berichtstermin in gesetzliche Fristen 
für die Aufstellung oder die Offenlegung eines 
Jahresabschlusses nicht eingerechnet.

(3)	 Für die Bestellung des Abschlussprüfers im Insol-
venzverfahren gilt § 318 des Handelsgesetzbuchs 
mit der Maßgabe, dass die Bestellung ausschließ-
lich durch das Registergericht auf Antrag des Ver-
walters erfolgt. Ist für das Geschäftsjahr vor der 
Eröffnung des Verfahrens bereits ein Abschluss-
prüfer bestellt, so wird die Wirksamkeit dieser 
Bestellung durch die Eröffnung nicht berührt.

Zweiter Abschnitt – Entscheidung über die 
Verwertung

§ 156	 Berichtstermin
(1)	 Im Berichtstermin hat der Insolvenzverwalter 

über die wirtschaftliche Lage des Schuldners und 
ihre Ursachen zu berichten. Er hat darzulegen, ob 
Aussichten bestehen, das Unternehmen des 
Schuldners im ganzen oder in Teilen zu erhalten, 
welche Möglichkeiten für einen Insolvenzplan 
bestehen und welche Auswirkungen jeweils für 
die Befriedigung der Gläubiger eintreten würden.

(2)	 Dem Schuldner, dem Gläubigerausschuss, dem 
Betriebsrat und dem Sprecherausschuss der lei-
tenden Angestellten ist im Berichtstermin Gele-
genheit zu geben, zu dem Bericht des Verwalters 
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InsOStellung zu nehmen. Ist der Schuldner Handels- 
oder Gewerbetreibender oder Landwirt, so kann 
auch der zuständigen amtlichen Berufsvertre-
tung der Industrie, des Handels, des Handwerks 
oder der Landwirtschaft im Termin Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben werden.

§ 157	 Entscheidung über den Fortgang des Verfahrens
Die Gläubigerversammlung beschließt im Berichts
termin, ob das Unternehmen des Schuldners still-
gelegt oder vorläufig fortgeführt werden soll. Sie 
kann den Verwalter beauftragen, einen Insol-
venzplan auszuarbeiten, und ihm das Ziel des 
Plans vorgeben. Sie kann ihre Entscheidungen in 
späteren Terminen ändern.

§ 158	 Maßnahmen vor der Entscheidung
(1)	 Will der Insolvenzverwalter vor dem Berichtster-

min das Unternehmen des Schuldners stillegen 
oder veräußern, so hat er die Zustimmung des 
Gläubigerausschusses einzuholen, wenn ein sol-
cher bestellt ist.

(2)	 Vor der Beschlussfassung des Gläubigeraus-
schusses oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist, 
vor der Stillegung oder Veräußerung des Unter-
nehmens hat der Verwalter den Schuldner zu un-
terrichten. Das Insolvenzgericht untersagt auf 
Antrag des Schuldners und nach Anhörung des 
Verwalters die Stillegung oder Veräußerung, 
wenn diese ohne eine erhebliche Verminderung 
der Insolvenzmasse bis zum Berichtstermin auf-
geschoben werden kann.

§ 159	 Verwertung der Insolvenzmasse
Nach dem Berichtstermin hat der Insolvenzver-
walter unverzüglich das zur Insolvenzmasse 
gehörende Vermögen zu verwerten, soweit die 
Beschlüsse der Gläubigerversammlung nicht ent-
gegenstehen.

§ 160	 Besonders bedeutsame Rechtshandlungen
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat die Zustimmung des 

Gläubigerausschusses einzuholen, wenn er 
Rechtshandlungen vornehmen will, die für das 
Insolvenzverfahren von besonderer Bedeutung 
sind. Ist ein Gläubigerausschuss nicht bestellt, so 
ist die Zustimmung der Gläubigerversammlung 
einzuholen. Ist die einberufene Gläubigerver-
sammlung beschlussunfähig, gilt die Zustim-
mung als erteilt; auf diese Folgen sind die Gläubi-
ger bei der Einladung zur Gläubigerversammlung 
hinzuweisen.

(2)	 Die Zustimmung nach Absatz 1 ist insbesondere 
erforderlich,
1.	 wenn das Unternehmen oder ein Betrieb, das 
Warenlager im Ganzen, ein unbeweglicher Ge-
genstand aus freier Hand, die Beteiligung des 

Schuldners an einem anderen Unternehmen, die 
der Herstellung einer dauernden Verbindung zu 
diesem Unternehmen dienen soll, oder das Recht 
auf den Bezug wiederkehrender Einkünfte veräu-
ßert werden soll;
2.	 wenn ein Darlehen aufgenommen werden 
soll, das die Insolvenzmasse erheblich belasten 
würde;
3.	 wenn ein Rechtsstreit mit erheblichem Streit-
wert anhängig gemacht oder aufgenommen, die 
Aufnahme eines solchen Rechtsstreits abgelehnt 
oder zur Beilegung oder zur Vermeidung eines 
solchen Rechtsstreits ein Vergleich oder ein 
Schiedsvertrag geschlossen werden soll.

§ 161	 Vorläufige Untersagung der Rechtshandlung
In den Fällen des § 160 hat der Insolvenzverwalter 
vor der Beschlussfassung des Gläubigerausschus-
ses oder der Gläubigerversammlung den Schuld-
ner zu unterrichten, wenn dies ohne nachteilige 
Verzögerung möglich ist. Sofern nicht die Gläubi-
gerversammlung ihre Zustimmung erteilt hat, 
kann das Insolvenzgericht auf Antrag des Schuld-
ners oder einer in § 75 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten 
Mehrzahl von Gläubigern und nach Anhörung des 
Verwalters die Vornahme der Rechtshandlung vor-
läufig untersagen und eine Gläubigerversamm-
lung einberufen, die über die Vornahme beschließt.

§ 162	 Betriebsveräußerung an besonders Interessierte
(1)	 Die Veräußerung des Unternehmens oder eines 

Betriebs ist nur mit Zustimmung der Gläubiger-
versammlung zulässig, wenn der Erwerber oder 
eine Person, die an seinem Kapital zu mindestens 
einem Fünftel beteiligt ist,
1.	 zu den Personen gehört, die dem Schuldner 
nahestehen (§ 138),
2.	 ein absonderungsberechtigter Gläubiger oder 
ein nicht nachrangiger Insolvenzgläubiger ist, 
dessen Absonderungsrechte und Forderungen 
nach der Schätzung des Insolvenzgerichts 
zusammen ein Fünftel der Summe erreichen, die 
sich aus dem Wert aller Absonderungsrechte und 
den Forderungsbeträgen aller nicht nachrangi-
gen Insolvenzgläubiger ergibt.

(2)	 Eine Person ist auch insoweit im Sinne des Absat-
zes 1 am Erwerber beteiligt, als ein von der Person 
abhängiges Unternehmen oder ein Dritter für 
Rechnung der Person oder des abhängigen Un-
ternehmens am Erwerber beteiligt ist.

§ 163	 Betriebsveräußerung unter Wert
(1)	 Auf Antrag des Schuldners oder einer in §  75 

Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Mehrzahl von Gläubi-
gern und nach Anhörung des Insolvenzverwal-
ters kann das Insolvenzgericht anordnen, dass 
die geplante Veräußerung des Unternehmens 
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oder eines Betriebs nur mit Zustimmung der 
Gläubigerversammlung zulässig ist, wenn der 
Antragsteller glaubhaft macht, dass eine Veräu-
ßerung an einen anderen Erwerber für die Insol-
venzmasse günstiger wäre.

(2)	 Sind dem Antragsteller durch den Antrag Kosten 
entstanden, so ist er berechtigt, die Erstattung die-
ser Kosten aus der Insolvenzmasse zu verlangen, 
sobald die Anordnung des Gerichts ergangen ist.

§ 164	 Wirksamkeit der Handlung
Durch einen Verstoß gegen die §§  160 bis 163 
wird die Wirksamkeit der Handlung des 
Insolvenzverwalters nicht berührt.

Dritter Abschnitt – Gegenstände mit 
Absonderungsrechten

§ 165	 Verwertung unbeweglicher Gegenstände
Der Insolvenzverwalter kann beim zuständigen 
Gericht die Zwangsversteigerung oder die 
Zwangsverwaltung eines unbeweglichen Gegen-
stands der Insolvenzmasse betreiben, auch wenn 
an dem Gegenstand ein Absonderungsrecht 
besteht.

§ 166	 Verwertung beweglicher Gegenstände
(1)	 Der Insolvenzverwalter darf eine bewegliche Sa-

che, an der ein Absonderungsrecht besteht, frei-
händig verwerten, wenn er die Sache in seinem 
Besitz hat.

(2)	 Der Verwalter darf eine Forderung, die der 
Schuldner zur Sicherung eines Anspruchs abge-
treten hat, einziehen oder in anderer Weise ver-
werten.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung
1.	 auf Gegenstände, an denen eine Sicherheit 
zugunsten des Betreibers oder des Teilnehmers 
eines Systems nach § 1 Abs. 16 des Kreditwesen-
gesetzes zur Sicherung seiner Ansprüche aus 
dem System besteht,
2.	 auf Gegenstände, an denen eine Sicherheit 
zugunsten der Zentralbank eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Union oder Vertragsstaats des 
Europäischen Wirtschaftsraums oder zugunsten 
der Europäischen Zentralbank besteht, und
3.	 auf eine Finanzsicherheit im Sinne des §  1 
Abs. 17 des Kreditwesengesetzes.

§ 167	 Unterrichtung des Gläubigers
(1)	 Ist der Insolvenzverwalter nach § 166 Abs. 1 zur 

Verwertung einer beweglichen Sache berechtigt, 
so hat er dem absonderungsberechtigten Gläubi-
ger auf dessen Verlangen Auskunft über den Zu-
stand der Sache zu erteilen. Anstelle der Aus-
kunft kann er dem Gläubiger gestatten, die 
Sache zu besichtigen.

(2)	 Ist der Verwalter nach § 166 Abs. 2 zur Einzie-
hung einer Forderung berechtigt, so hat er dem 
absonderungsberechtigten Gläubiger auf dessen 
Verlangen Auskunft über die Forderung zu ertei-
len. Anstelle der Auskunft kann er dem Gläubiger 
gestatten, Einsicht in die Bücher und Geschäfts-
papiere des Schuldners zu nehmen.

§ 168	 Mitteilung der Veräußerungsabsicht
(1)	 Bevor der Insolvenzverwalter einen Gegenstand, 

zu dessen Verwertung er nach § 166 berechtigt 
ist, an einen Dritten veräußert, hat er dem abson-
derungsberechtigten Gläubiger mitzuteilen, auf 
welche Weise der Gegenstand veräußert werden 
soll. Er hat dem Gläubiger Gelegenheit zu geben, 
binnen einer Woche auf eine andere, für den 
Gläubiger günstigere Möglichkeit der Verwer-
tung des Gegenstands hinzuweisen.

(2)	 Erfolgt ein solcher Hinweis innerhalb der Wo-
chenfrist oder rechtzeitig vor der Veräußerung, 
so hat der Verwalter die vom Gläubiger genannte 
Verwertungsmöglichkeit wahrzunehmen oder 
den Gläubiger so zu stellen, wie wenn er sie 
wahrgenommen hätte.

(3)	 Die andere Verwertungsmöglichkeit kann auch 
darin bestehen, dass der Gläubiger den Gegen-
stand selbst übernimmt. Günstiger ist eine Ver-
wertungsmöglichkeit auch dann, wenn Kosten 
eingespart werden.

§ 169	 Schutz des Gläubigers vor einer Verzögerung 
der Verwertung

Solange ein Gegenstand, zu dessen Verwertung der 
Insolvenzverwalter nach § 166 berechtigt ist, nicht 
verwertet wird, sind dem Gläubiger vom Berichts-
termin an laufend die geschuldeten Zinsen aus der 
Insolvenzmasse zu zahlen. Ist der Gläubiger schon 
vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens auf-
grund einer Anordnung nach § 21 an der Verwer-
tung des Gegenstands gehindert worden, so sind 
die geschuldeten Zinsen spätestens von dem Zeit-
punkt an zu zahlen, der drei Monate nach dieser 
Anordnung liegt. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
soweit nach der Höhe der Forderung sowie dem 
Wert und der sonstigen Belastung des Gegenstands 
nicht mit einer Befriedigung des Gläubigers aus 
dem Verwertungserlös zu rechnen ist.

§ 170	 Verteilung des Erlöses
(1)	 Nach der Verwertung einer beweglichen Sache 

oder einer Forderung durch den Insolvenzverwal-
ter sind aus dem Verwertungserlös die Kosten 
der Feststellung und der Verwertung des Gegen-
stands vorweg für die Insolvenzmasse zu entneh-
men. Aus dem verbleibenden Betrag ist unver-
züglich der absonderungsberechtigte Gläubiger 
zu befriedigen.
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InsO(2)	 Überlässt der Insolvenzverwalter einen Gegen-
stand, zu dessen Verwertung er nach § 166 be-
rechtigt ist, dem Gläubiger zur Verwertung, so 
hat dieser aus dem von ihm erzielten Verwer-
tungserlös einen Betrag in Höhe der Kosten der 
Feststellung sowie des Umsatzsteuerbetrages 
(§ 171 Abs. 2 Satz 3) vorweg an die Masse abzu-
führen.

§ 171	Berechnung des Kostenbeitrags
(1)	 Die Kosten der Feststellung umfassen die Kosten 

der tatsächlichen Feststellung des Gegenstands 
und der Feststellung der Rechte an diesem. Sie 
sind pauschal mit vier vom Hundert des Verwer-
tungserlöses anzusetzen.

(2)	 Als Kosten der Verwertung sind pauschal fünf 
vom Hundert des Verwertungserlöses anzuset-
zen. Lagen die tatsächlich entstandenen, für die 
Verwertung erforderlichen Kosten erheblich 
niedriger oder erheblich höher, so sind diese Kos-
ten anzusetzen. Führt die Verwertung zu einer 
Belastung der Masse mit Umsatzsteuer, so ist der 
Umsatzsteuerbetrag zusätzlich zu der Pauschale 
nach Satz 1 oder den tatsächlich entstandenen 
Kosten nach Satz 2 anzusetzen.

§ 172	 Sonstige Verwendung beweglicher Sachen
(1)	 Der Insolvenzverwalter darf eine bewegliche Sa-

che, zu deren Verwertung er berechtigt ist, für 
die Insolvenzmasse benutzen, wenn er den da-
durch entstehenden Wertverlust von der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens an durch laufende 
Zahlungen an den Gläubiger ausgleicht. Die Ver-
pflichtung zu Ausgleichszahlungen besteht nur, 
soweit der durch die Nutzung entstehende Wert-
verlust die Sicherung des absonderungsberech-
tigten Gläubigers beeinträchtigt.

(2)	 Der Verwalter darf eine solche Sache verbinden, 
vermischen und verarbeiten, soweit dadurch die 
Sicherung des absonderungsberechtigten Gläu-
bigers nicht beeinträchtigt wird. Setzt sich das 
Recht des Gläubigers an einer anderen Sache 
fort, so hat der Gläubiger die neue Sicherheit in-
soweit freizugeben, als sie den Wert der bisheri-
gen Sicherheit übersteigt.

§ 173	 Verwertung durch den Gläubiger
(1)	 Soweit der Insolvenzverwalter nicht zur Verwer-

tung einer beweglichen Sache oder einer Forde-
rung berechtigt ist, an denen ein Absonderungs-
recht besteht, bleibt das Recht des Gläubigers zur 
Verwertung unberührt.

(2)	 Auf Antrag des Verwalters und nach Anhörung des 
Gläubigers kann das Insolvenzgericht eine Frist be-
stimmen, innerhalb welcher der Gläubiger den Ge-
genstand zu verwerten hat. Nach Ablauf der Frist 
ist der Verwalter zur Verwertung berechtigt.

Fünfter Teil – Befriedigung der Insolvenz-
gläubiger. Einstellung des Verfahrens

Erster Abschnitt – Feststellung der Forderungen

§ 174	 Anmeldung der Forderungen
(1)	 Die Insolvenzgläubiger haben ihre Forderungen 

schriftlich beim Insolvenzverwalter anzumelden. 
Der Anmeldung sollen die Urkunden, aus denen 
sich die Forderung ergibt, in Abdruck beigefügt 
werden. Zur Vertretung des Gläubigers im Ver-
fahren nach diesem Abschnitt sind auch Perso-
nen befugt, die Inkassodienstleistungen erbrin-
gen (registrierte Personen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes).

(2)	 Bei der Anmeldung sind der Grund und der Be-
trag der Forderung anzugeben sowie die Tatsa-
chen, aus denen sich nach Einschätzung des 
Gläubigers ergibt, dass ihr eine vorsätzlich be-
gangene unerlaubte Handlung, eine vorsätzliche 
pflichtwidrige Verletzung einer gesetzlichen Un-
terhaltspflicht oder eine Steuerstraftat des 
Schuldners nach den §§ 370, 373 oder § 374 der 
Abgabenordnung zugrunde liegt.

(3)	 Die Forderungen nachrangiger Gläubiger sind 
nur anzumelden, soweit das Insolvenzgericht be-
sonders zur Anmeldung dieser Forderungen auf-
fordert. Bei der Anmeldung solcher Forderungen 
ist auf den Nachrang hinzuweisen und die dem 
Gläubiger zustehende Rangstelle zu bezeichnen.

(4)	 Die Anmeldung kann durch Übermittlung eines 
elektronischen Dokuments erfolgen, wenn der 
Insolvenzverwalter der Übermittlung elektroni-
scher Dokumente ausdrücklich zugestimmt hat. 
Als Urkunde im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 kann 
in diesem Fall auch eine elektronische Rechnung 
übermittelt werden. Auf Verlangen des In-
solvenzverwalters oder des Insolvenzgerichts 
sind Ausdrucke, Abschriften oder Originale von 
Urkunden einzureichen.

§ 175	 Tabelle
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat jede angemeldete 

Forderung mit den in § 174 Abs. 2 und 3 genann-
ten Angaben in eine Tabelle einzutragen. Die Ta-
belle ist mit den Anmeldungen sowie den beige-
fügten Urkunden innerhalb des ersten Drittels 
des Zeitraums, der zwischen dem Ablauf der An-
meldefrist und dem Prüfungstermin liegt, in der 
Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts zur Einsicht 
der Beteiligten niederzulegen.

(2)	 Hat ein Gläubiger eine Forderung aus einer vor-
sätzlich begangenen unerlaubten Handlung, aus 
einer vorsätzlich pflichtwidrig verletzten gesetzli-
chen Unterhaltspflicht oder aus einer Steuerstraf-
tat nach den §§ 370, 373 oder § 374 der Abgaben-
ordnung angemeldet, so hat das Insolvenzgericht 
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den Schuldner auf die Rechtsfolgen des §  302 
und auf die Möglichkeit des Widerspruchs hinzu
weisen.

§ 176	 Verlauf des Prüfungstermins
Im Prüfungstermin werden die angemeldeten 
Forderungen ihrem Betrag und ihrem Rang nach 
geprüft. Die Forderungen, die vom Insolvenzver-
walter, vom Schuldner oder von einem Insolvenz-
gläubiger bestritten werden, sind einzeln zu 
erörtern.

§ 177	 Nachträgliche Anmeldungen
(1)	 Im Prüfungstermin sind auch die Forderungen zu 

prüfen, die nach dem Ablauf der Anmeldefrist 
angemeldet worden sind. Widerspricht jedoch 
der Insolvenzverwalter oder ein Insolvenzgläubi-
ger dieser Prüfung oder wird eine Forderung erst 
nach dem Prüfungstermin angemeldet, so hat 
das Insolvenzgericht auf Kosten des Säumigen 
entweder einen besonderen Prüfungstermin zu 
bestimmen oder die Prüfung im schriftlichen 
Verfahren anzuordnen. Für nachträgliche Ände-
rungen der Anmeldung gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend.

(2)	 Hat das Gericht nachrangige Gläubiger nach 
§ 174 Abs. 3 zur Anmeldung ihrer Forderungen 
aufgefordert und läuft die für diese Anmeldung 
gesetzte Frist später als eine Woche vor dem Prü-
fungstermin ab, so ist auf Kosten der Insolvenz-
masse entweder ein besonderer Prüfungstermin 
zu bestimmen oder die Prüfung im schriftlichen 
Verfahren anzuordnen.

(3)	 Der besondere Prüfungstermin ist öffentlich be-
kannt zu machen. Zu dem Termin sind die Insol-
venzgläubiger, die eine Forderung angemeldet 
haben, der Verwalter und der Schuldner beson-
ders zu laden. §  74 Abs.  2 Satz 2 gilt entspre-
chend.

§ 178	 Voraussetzungen und Wirkungen der 
Feststellung

(1)	 Eine Forderung gilt als festgestellt, soweit gegen 
sie im Prüfungstermin oder im schriftlichen Ver-
fahren (§ 177) ein Widerspruch weder vom Insol-
venzverwalter noch von einem Insolvenzgläubi-
ger erhoben wird oder soweit ein erhobener 
Widerspruch beseitigt ist. Ein Widerspruch des 
Schuldners steht der Feststellung der Forderung 
nicht entgegen.

(2)	 Das Insolvenzgericht trägt für jede angemeldete 
Forderung in die Tabelle ein, inwieweit die Forde-
rung ihrem Betrag und ihrem Rang nach festge-
stellt ist oder wer der Feststellung widersprochen 
hat. Auch ein Widerspruch des Schuldners ist ein-
zutragen. Auf Wechseln und sonstigen Schuldur-

kunden ist vom Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle die Feststellung zu vermerken.

(3)	 Die Eintragung in die Tabelle wirkt für die festge-
stellten Forderungen ihrem Betrag und ihrem 
Rang nach wie ein rechtskräftiges Urteil gegen-
über dem Insolvenzverwalter und allen Insolvenz
gläubigern.

§ 179	 Streitige Forderungen
(1)	 Ist eine Forderung vom Insolvenzverwalter oder 

von einem Insolvenzgläubiger bestritten worden, 
so bleibt es dem Gläubiger überlassen, die Fest-
stellung gegen den Bestreitenden zu betreiben.

(2)	 Liegt für eine solche Forderung ein vollstreckba-
rer Schuldtitel oder ein Endurteil vor, so obliegt 
es dem Bestreitenden, den Widerspruch zu ver-
folgen.

(3)	 Das Insolvenzgericht erteilt dem Gläubiger, des-
sen Forderung bestritten worden ist, einen be-
glaubigten Auszug aus der Tabelle. Im Falle des 
Absatzes 2 erhält auch der Bestreitende einen 
solchen Auszug. Die Gläubiger, deren Forderun-
gen festgestellt worden sind, werden nicht be-
nachrichtigt; hierauf sollen die Gläubiger vor 
dem Prüfungstermin hingewiesen werden.

§ 180	 Zuständigkeit für die Feststellung
(1)	 Auf die Feststellung ist im ordentlichen Verfahren 

Klage zu erheben. Für die Klage ist das Amtsge-
richt ausschließlich zuständig, bei dem das Insol-
venzverfahren anhängig ist oder anhängig war. 
Gehört der Streitgegenstand nicht zur Zuständig-
keit der Amtsgerichte, so ist das Landgericht 
ausschließlich zuständig, zu dessen Bezirk das In-
solvenzgericht gehört.

(2)	 War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens ein Rechtsstreit über die Forderung anhän-
gig, so ist die Feststellung durch Aufnahme des 
Rechtsstreits zu betreiben.

§ 181	 Umfang der Feststellung
Die Feststellung kann nach Grund, Betrag und 
Rang der Forderung nur in der Weise begehrt 
werden, wie die Forderung in der Anmeldung 
oder im Prüfungstermin bezeichnet worden ist.

§ 182	 Streitwert
Der Wert des Streitgegenstands einer Klage auf 
Feststellung einer Forderung, deren Bestand vom 
Insolvenzverwalter oder von einem Insolvenz-
gläubiger bestritten worden ist, bestimmt sich 
nach dem Betrag, der bei der Verteilung der 
Insolvenzmasse für die Forderung zu erwarten 
ist.
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InsO§ 183	 Wirkung der Entscheidung
(1)	 Eine rechtskräftige Entscheidung, durch die eine 

Forderung festgestellt oder ein Widerspruch für 
begründet erklärt wird, wirkt gegenüber dem In-
solvenzverwalter und allen Insolvenzgläubigern.

(2)	 Der obsiegenden Partei obliegt es, beim Insolvenz-
gericht die Berichtigung der Tabelle zu beantragen.

(3)	 Haben nur einzelne Gläubiger, nicht der Verwal-
ter, den Rechtsstreit geführt, so können diese 
Gläubiger die Erstattung ihrer Kosten aus der In-
solvenzmasse insoweit verlangen, als der Masse 
durch die Entscheidung ein Vorteil erwachsen ist.

§ 184 Klage gegen einen Widerspruch des Schuldners
(1)	 Hat der Schuldner im Prüfungstermin oder im 

schriftlichen Verfahren (§ 177) eine Forderung be-
stritten, so kann der Gläubiger Klage auf Feststel-
lung der Forderung gegen den Schuldner erheben. 
War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens ein Rechtsstreit über die Forderung anhängig, 
so kann der Gläubiger diesen Rechtsstreit gegen 
den Schuldner aufnehmen.

(2)	 Liegt für eine solche Forderung ein vollstreckba-
rer Schuldtitel oder ein Endurteil vor, so obliegt 
es dem Schuldner binnen einer Frist von einem 
Monat, die mit dem Prüfungstermin oder im 
schriftlichen Verfahren mit dem Bestreiten der 
Forderung beginnt, den Widerspruch zu verfol-
gen. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist gilt ein 
Widerspruch als nicht erhoben. Das Insolvenzge-
richt erteilt dem Schuldner und dem Gläubiger, 
dessen Forderung bestritten worden ist, einen 
beglaubigten Auszug aus der Tabelle und weist 
den Schuldner auf die Folgen einer Fristversäu-
mung hin. Der Schuldner hat dem Gericht die 
Verfolgung des Anspruchs nachzuweisen.

§ 185	 Besondere Zuständigkeiten
Ist für die Feststellung einer Forderung der 
Rechtsweg zum ordentlichen Gericht nicht gege-
ben, so ist die Feststellung bei dem zuständigen 
anderen Gericht zu betreiben oder von der 
zuständigen Verwaltungsbehörde vorzunehmen. 
§ 180 Abs. 2 und die §§ 181, 183 und 184 gelten 
entsprechend. Ist die Feststellung bei einem 
anderen Gericht zu betreiben, so gilt auch § 182 
entsprechend.

§ 186	 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
(1)	 Hat der Schuldner den Prüfungstermin versäumt, 

so hat ihm das Insolvenzgericht auf Antrag die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge-
währen. § 51 Abs. 2, § 85 Abs. 2, §§ 233 bis 236 
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

(2)	 Die den Antrag auf Wiedereinsetzung betreffen-
den Schriftsätze sind dem Gläubiger zuzustellen, 
dessen Forderung nachträglich bestritten wer-

den soll. Das Bestreiten in diesen Schriftsätzen 
steht, wenn die Wiedereinsetzung erteilt wird, 
dem Bestreiten im Prüfungstermin gleich.

Zweiter Abschnitt – Verteilung

§ 187	 Befriedigung der Insolvenzgläubiger
(1)	 Mit der Befriedigung der Insolvenzgläubiger 

kann erst nach dem allgemeinen Prüfungstermin 
begonnen werden.

(2)	 Verteilungen an die Insolvenzgläubiger können 
stattfinden, sooft hinreichende Barmittel in der 
Insolvenzmasse vorhanden sind. Nachrangige In-
solvenzgläubiger sollen bei Abschlagsverteilun-
gen nicht berücksichtigt werden.

(3)	 Die Verteilungen werden vom Insolvenzverwal-
ter vorgenommen. Vor jeder Verteilung hat er die 
Zustimmung des Gläubigerausschusses einzuho-
len, wenn ein solcher bestellt ist.

§ 188	 Verteilungsverzeichnis
Vor einer Verteilung hat der Insolvenzverwalter 
ein Verzeichnis der Forderungen aufzustellen, die 
bei der Verteilung zu berücksichtigen sind. Das 
Verzeichnis ist auf der Geschäftsstelle zur Ein-
sicht der Beteiligten niederzulegen. Der Verwal-
ter zeigt dem Gericht die Summe der Forderun-
gen und den für die Verteilung verfügbaren 
Betrag aus der Insolvenzmasse an; das Gericht 
hat die angezeigte Summe der Forderungen und 
den für die Verteilung verfügbaren Betrag öffent-
lich bekannt zu machen.

§ 189	 Berücksichtigung bestrittener Forderungen
(1)	 Ein Insolvenzgläubiger, dessen Forderung nicht 

festgestellt ist und für dessen Forderung ein voll-
streckbarer Titel oder ein Endurteil nicht vorliegt, 
hat spätestens innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen nach der öffentlichen Bekannt-
machung dem Insolvenzverwalter nachzuwei-
sen, dass und für welchen Betrag die Feststel-
lungsklage erhoben oder das Verfahren in dem 
früher anhängigen Rechtsstreit aufgenommen 
ist.

(2)	 Wird der Nachweis rechtzeitig geführt, so wird 
der auf die Forderung entfallende Anteil bei der 
Verteilung zurückbehalten, solange der Rechts-
streit anhängig ist.

(3)	 Wird der Nachweis nicht rechtzeitig geführt, so 
wird die Forderung bei der Verteilung nicht be-
rücksichtigt.

§ 190	 Berücksichtigung absonderungsberechtigter 
Gläubiger

(1)	 Ein Gläubiger, der zur abgesonderten Befriedi-
gung berechtigt ist, hat spätestens innerhalb der 
in §  189 Abs.  1 vorgesehenen Ausschlussfrist 
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dem Insolvenzverwalter nachzuweisen, dass und 
für welchen Betrag er auf abgesonderte Befriedi-
gung verzichtet hat oder bei ihr ausgefallen ist. 
Wird der Nachweis nicht rechtzeitig geführt, so 
wird die Forderung bei der Verteilung nicht be-
rücksichtigt.

(2)	 Zur Berücksichtigung bei einer Abschlagsvertei-
lung genügt es, wenn der Gläubiger spätestens 
innerhalb der Ausschlussfrist dem Verwalter 
nachweist, dass die Verwertung des Gegen-
stands betrieben wird, an dem das Absonde-
rungsrecht besteht, und den Betrag des mut-
maßlichen Ausfalls glaubhaft macht. In diesem 
Fall wird der auf die Forderung entfallende Anteil 
bei der Verteilung zurückbehalten. Sind die Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 bei der Schlussver-
teilung nicht erfüllt, so wird der zurückbehaltene 
Anteil für die Schlussverteilung frei.

(3)	 Ist nur der Verwalter zur Verwertung des Gegen-
stands berechtigt, an dem das Absonderungs-
recht besteht, so sind die Absätze 1 und 2 nicht 
anzuwenden. Bei einer Abschlagsverteilung hat 
der Verwalter, wenn er den Gegenstand noch 
nicht verwertet hat, den Ausfall des Gläubigers 
zu schätzen und den auf die Forderung entfallen-
den Anteil zurückzubehalten.

§ 191	 Berücksichtigung aufschiebend bedingter 
Forderungen

(1)	 Eine aufschiebend bedingte Forderung wird bei 
einer Abschlagsverteilung mit ihrem vollen Betrag 
berücksichtigt. Der auf die Forderung entfallende 
Anteil wird bei der Verteilung zurückbehalten.

(2)	 Bei der Schlussverteilung wird eine aufschiebend 
bedingte Forderung nicht berücksichtigt, wenn 
die Möglichkeit des Eintritts der Bedingung so 
fernliegt, dass die Forderung zur Zeit der Vertei-
lung keinen Vermögenswert hat. In diesem Fall 
wird ein gemäß Absatz 1 Satz 2 zurückbehaltener 
Anteil für die Schlussverteilung frei.

§ 192	 Nachträgliche Berücksichtigung
Gläubiger, die bei einer Abschlagsverteilung 
nicht berücksichtigt worden sind und die Voraus-
setzungen der §§ 189, 190 nachträglich erfüllen, 
erhalten bei der folgenden Verteilung aus der 
restlichen Insolvenzmasse vorab einen Betrag, 
der sie mit den übrigen Gläubigern gleichstellt.

§ 193	 Änderung des Verteilungsverzeichnisses
Der Insolvenzverwalter hat die Änderungen des 
Verzeichnisses, die aufgrund der §§ 189 bis 192 
erforderlich werden, binnen drei Tagen nach 
Ablauf der in §  189 Abs.  1 vorgesehenen Aus-
schlussfrist vorzunehmen.

§ 194	 Einwendungen gegen das Verteilungsverzeichnis
(1)	 Bei einer Abschlagsverteilung sind Einwendun-

gen eines Gläubigers gegen das Verzeichnis bis 
zum Ablauf einer Woche nach dem Ende der in 
§  189 Abs.  1 vorgesehenen Ausschlussfrist bei 
dem Insolvenzgericht zu erheben.

(2)	 Eine Entscheidung des Gerichts, durch die Ein-
wendungen zurückgewiesen werden, ist dem 
Gläubiger und dem Insolvenzverwalter zuzustel-
len. Dem Gläubiger steht gegen den Beschluss 
die sofortige Beschwerde zu.

(3)	 Eine Entscheidung des Gerichts, durch die eine 
Berichtigung des Verzeichnisses angeordnet 
wird, ist dem Gläubiger und dem Verwalter zuzu-
stellen und in der Geschäftsstelle zur Einsicht der 
Beteiligten niederzulegen. Dem Verwalter und 
den Insolvenzgläubigern steht gegen den Be-
schluss die sofortige Beschwerde zu. Die Be-
schwerdefrist beginnt mit dem Tag, an dem die 
Entscheidung niedergelegt worden ist.

§ 195	 Festsetzung des Bruchteils
(1)	 Für eine Abschlagsverteilung bestimmt der Gläu-

bigerausschuss auf Vorschlag des Insolvenzver-
walters den zu zahlenden Bruchteil. Ist kein Gläubi-
gerausschuss bestellt, so bestimmt der Verwalter 
den Bruchteil.

(2)	 Der Verwalter hat den Bruchteil den berücksich-
tigten Gläubigern mitzuteilen.

§ 196	 Schlussverteilung
(1)	 Die Schlussverteilung erfolgt, sobald die Verwer-

tung der Insolvenzmasse mit Ausnahme eines 
laufenden Einkommens beendet ist.

(2)	 Die Schlussverteilung darf nur mit Zustimmung 
des Insolvenzgerichts vorgenommen werden.

§ 197	 Schlusstermin
(1)	 Bei der Zustimmung zur Schlussverteilung be-

stimmt das Insolvenzgericht den Termin für eine 
abschließende Gläubigerversammlung. Dieser 
Termin dient
1.	 zur Erörterung der Schlussrechnung des Insol-
venzverwalters,
2.	 zur Erhebung von Einwendungen gegen das 
Schlussverzeichnis und
3.	 zur Entscheidung der Gläubiger über die nicht 
verwertbaren Gegenstände der Insolvenzmasse.

(2)	 Zwischen der öffentlichen Bekanntmachung des 
Termins und dem Termin soll eine Frist von min-
destens einem Monat und höchstens zwei Mona-
ten liegen.

(3)	 Für die Entscheidung des Gerichts über Einwen-
dungen eines Gläubigers gilt § 194 Abs. 2 und 3 
entsprechend.
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InsO§ 198	 Hinterlegung zurückbehaltener Beträge
Beträge, die bei der Schlussverteilung zurückzu-
behalten sind, hat der Insolvenzverwalter für 
Rechnung der Beteiligten bei einer geeigneten 
Stelle zu hinterlegen.

§ 199	 Überschuss bei der Schlussverteilung
Können bei der Schlussverteilung die Forderun-
gen aller Insolvenzgläubiger in voller Höhe be-
richtigt werden, so hat der Insolvenzverwalter 
einen verbleibenden Überschuss dem Schuldner 
herauszugeben. Ist der Schuldner keine natürli-
che Person, so hat der Verwalter jeder am Schuld-
ner beteiligten Person den Teil des Überschusses 
herauszugeben, der ihr bei einer Abwicklung 
außerhalb des Insolvenzverfahrens zustünde.

§ 200	Aufhebung des Insolvenzverfahrens
(1)	 Sobald die Schlussverteilung vollzogen ist, be-

schließt das Insolvenzgericht die Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens.

(2)	 Der Beschluss und der Grund der Aufhebung sind 
öffentlich bekanntzumachen. Die §§ 31 bis 33 gel-
ten entsprechend.

§ 201	 Rechte der Insolvenzgläubiger nach 
Verfahrensaufhebung

(1)	 Die Insolvenzgläubiger können nach der Aufhe-
bung des Insolvenzverfahrens ihre restlichen For-
derungen gegen den Schuldner unbeschränkt 
geltend machen.

(2)	 Die Insolvenzgläubiger, deren Forderungen fest-
gestellt und nicht vom Schuldner im Prüfungster-
min bestritten worden sind, können aus der       
Eintragung in die Tabelle wie aus einem voll-
streckbaren Urteil die Zwangsvollstreckung gegen 
den Schuldner betreiben. Einer nicht bestrittenen 
Forderung steht eine Forderung gleich, bei der ein 
erhobener Widerspruch beseitigt ist. Der Antrag 
auf Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung 
aus der Tabelle kann erst nach Aufhebung des In-
solvenzverfahrens gestellt werden.

(3)	 Die Vorschriften über die Restschuldbefreiung 
bleiben unberührt.

§ 202	 Zuständigkeit bei der Vollstreckung
(1)	 Im Falle des § 201 ist das Amtsgericht, bei dem 

das Insolvenzverfahren anhängig ist oder anhän-
gig war, ausschließlich zuständig für Klagen:
1.	 auf Erteilung der Vollstreckungsklausel;
2.	 durch die nach der Erteilung der Vollstre-
ckungsklausel bestritten wird, dass die Voraus-
setzungen für die Erteilung eingetreten waren;
3.	 durch die Einwendungen geltend gemacht 
werden, die den Anspruch selbst betreffen.

(2)	 Gehört der Streitgegenstand nicht zur Zuständig-
keit der Amtsgerichte, so ist das Landgericht aus-

schließlich zuständig, zu dessen Bezirk das Insol-
venzgericht gehört.

§ 203	 Anordnung der Nachtragsverteilung
(1)	 Auf Antrag des Insolvenzverwalters oder eines 

Insolvenzgläubigers oder von Amts wegen ord-
net das Insolvenzgericht eine Nachtragsvertei-
lung an, wenn nach dem Schlusstermin
1.	 zurückbehaltene Beträge für die Verteilung 
frei werden,
2.	 Beträge, die aus der Insolvenzmasse gezahlt 
sind, zurückfließen oder
3.	 Gegenstände der Masse ermittelt werden.

(2)	 Die Aufhebung des Verfahrens steht der Anord-
nung einer Nachtragsverteilung nicht entgegen.

(3)	 Das Gericht kann von der Anordnung absehen 
und den zur Verfügung stehenden Betrag oder 
den ermittelten Gegenstand dem Schuldner 
überlassen, wenn dies mit Rücksicht auf die Ge-
ringfügigkeit des Betrags oder den geringen 
Wert des Gegenstands und die Kosten einer 
Nachtragsverteilung angemessen erscheint. Es 
kann die Anordnung davon abhängig machen, 
dass ein Geldbetrag vorgeschossen wird, der die 
Kosten der Nachtragsverteilung deckt.

§ 204	Rechtsmittel
(1)	 Der Beschluss, durch den der Antrag auf Nach-

tragsverteilung abgelehnt wird, ist dem Antrag-
steller zuzustellen. Gegen den Beschluss steht 
dem Antragsteller die sofortige Beschwerde zu.

(2)	 Der Beschluss, durch den eine Nachtragsvertei-
lung angeordnet wird, ist dem Insolvenzverwal-
ter, dem Schuldner und, wenn ein Gläubiger die 
Verteilung beantragt hatte, diesem Gläubiger 
zuzustellen. Gegen den Beschluss steht dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu.

§ 205	 Vollzug der Nachtragsverteilung
Nach der Anordnung der Nachtragsverteilung 
hat der Insolvenzverwalter den zur Verfügung 
stehenden Betrag oder den Erlös aus der Verwer-
tung des ermittelten Gegenstands aufgrund des 
Schlussverzeichnisses zu verteilen. Er hat dem 
Insolvenzgericht Rechnung zu legen.

§ 206	Ausschluss von Massegläubigern
Massegläubiger, deren Ansprüche dem Insolvenz
verwalter
1.	 bei einer Abschlagsverteilung erst nach der 
Festsetzung des Bruchteils,
2.	 bei der Schlussverteilung erst nach der Beendi-
gung des Schlusstermins oder
3.	 bei einer Nachtragsverteilung erst nach der 
öffentlichen Bekanntmachung
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bekannt geworden sind, können Befriedigung 
nur aus den Mitteln verlangen, die nach der Ver-
teilung in der Insolvenzmasse verbleiben.

Dritter Abschnitt – Einstellung des Verfahrens

§ 207	 Einstellung mangels Masse
(1)	 Stellt sich nach der Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens heraus, dass die Insolvenzmasse nicht 
ausreicht, um die Kosten des Verfahrens zu de-
cken, so stellt das Insolvenzgericht das Verfahren 
ein. Die Einstellung unterbleibt, wenn ein ausrei-
chender Geldbetrag vorgeschossen wird oder die 
Kosten nach § 4a gestundet werden; § 26 Abs. 3 
gilt entsprechend.

(2)	 Vor der Einstellung sind die Gläubigerversamm-
lung, der Insolvenzverwalter und die Massegläu-
biger zu hören.

(3)	 Soweit Barmittel in der Masse vorhanden sind, 
hat der Verwalter vor der Einstellung die Kosten 
des Verfahrens, von diesen zuerst die Auslagen, 
nach dem Verhältnis ihrer Beträge zu berichti-
gen. Zur Verwertung von Massegegenständen ist 
er nicht mehr verpflichtet.

§ 208	Anzeige der Masseunzulänglichkeit
(1)	 Sind die Kosten des Insolvenzverfahrens gedeckt, 

reicht die Insolvenzmasse jedoch nicht aus, um 
die fälligen sonstigen Masseverbindlichkeiten zu 
erfüllen, so hat der Insolvenzverwalter dem Insol-
venzgericht anzuzeigen, dass Masseunzuläng-
lichkeit vorliegt. Gleiches gilt, wenn die Masse 
voraussichtlich nicht ausreichen wird, um die be-
stehenden sonstigen Masseverbindlichkeiten im 
Zeitpunkt der Fälligkeit zu erfüllen.

(2)	 Das Gericht hat die Anzeige der Masseunzuläng-
lichkeit öffentlich bekannt zu machen. Den Mas-
segläubigern ist sie besonders zuzustellen.

(3)	 Die Pflicht des Verwalters zur Verwaltung und 
zur Verwertung der Masse besteht auch nach der 
Anzeige der Masseunzulänglichkeit fort.

§ 209	Befriedigung der Massegläubiger
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat die Masseverbind-

lichkeiten nach folgender Rangordnung zu be-
richtigen, bei gleichem Rang nach dem Verhält-
nis ihrer Beträge:
1.	 die Kosten des Insolvenzverfahrens;
2.	 die Masseverbindlichkeiten, die nach der 
Anzeige der Masseunzulänglichkeit begründet 
worden sind, ohne zu den Kosten des Verfahrens 
zu gehören;
3.	 die übrigen Masseverbindlichkeiten, unter die-
sen zuletzt der nach den §§ 100, 101 Abs. 1 Satz 3 
bewilligte Unterhalt.

(2)	 Als Masseverbindlichkeiten im Sinne des Absat-
zes 1 Nr. 2 gelten auch die Verbindlichkeiten

1.	 aus einem gegenseitigen Vertrag, dessen 
Erfüllung der Verwalter gewählt hat, nachdem er 
die Masseunzulänglichkeit angezeigt hatte;
2.	 aus einem Dauerschuldverhältnis für die Zeit 
nach dem ersten Termin, zu dem der Verwalter 
nach der Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
kündigen konnte;
3.	 aus einem Dauerschuldverhältnis, soweit der 
Verwalter nach der Anzeige der Masseunzuläng-
lichkeit für die Insolvenzmasse die Gegenleis-
tung in Anspruch genommen hat.

§ 210	 Vollstreckungsverbot
Sobald der Insolvenzverwalter die Masseunzu-
länglichkeit angezeigt hat, ist die Vollstreckung 
wegen einer Masseverbindlichkeit im Sinne des 
§ 209 Abs. 1 Nr. 3 unzulässig.

§ 210a	 Insolvenzplan bei Masseunzulänglichkeit 
Bei Anzeige der Masseunzulänglichkeit gelten 
die Vorschriften über den Insolvenzplan mit der 
Maßgabe, dass 
1.	 an die Stelle der nicht nachrangigen Insolvenz-
gläubiger die Massegläubiger mit dem Rang des 
§ 209 Absatz 1 Nummer 3 treten und 
2. an die Stelle der nachrangigen Insolvenzgläubiger 
die nicht nachrangigen Insolvenzgläubiger treten.

§ 211	 Einstellung nach Anzeige der Masseunzuläng-
lichkeit

(1)	 Sobald der Insolvenzverwalter die Insolvenz-
masse nach Maßgabe des §  209 verteilt hat, 
stellt das Insolvenzgericht das Insolvenzverfah-
ren ein.

(2)	 Der Verwalter hat für seine Tätigkeit nach der An-
zeige der Masseunzulänglichkeit gesondert Rech-
nung zu legen.

(3)	 Werden nach der Einstellung des Verfahrens Ge-
genstände der Insolvenzmasse ermittelt, so ord-
net das Gericht auf Antrag des Verwalters oder 
eines Massegläubigers oder von Amts wegen 
eine Nachtragsverteilung an. § 203 Abs. 3 und 
die §§ 204 und 205 gelten entsprechend.

§ 212	 Einstellung wegen Wegfalls des 
Eröffnungsgrunds

Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des 
Schuldners einzustellen, wenn gewährleistet ist, 
dass nach der Einstellung beim Schuldner weder 
Zahlungsunfähigkeit noch drohende Zahlungs-
unfähigkeit noch, soweit die Überschuldung 
Grund für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
ist, Überschuldung vorliegt. Der Antrag ist nur 
zulässig, wenn das Fehlen der Eröffnungsgründe 
glaubhaft gemacht wird.
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InsO§ 213	 Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger
(1)	 Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuld-

ners einzustellen, wenn er nach Ablauf der An-
meldefrist die Zustimmung aller Insolvenzgläu-
biger beibringt, die Forderungen angemeldet 
haben. Bei Gläubigern, deren Forderungen vom 
Schuldner oder vom Insolvenzverwalter bestrit-
ten werden, und bei absonderungsberechtigten 
Gläubigern entscheidet das Insolvenzgericht 
nach freiem Ermessen, inwieweit es einer Zu-
stimmung dieser Gläubiger oder einer Sicher-
heitsleistung gegenüber ihnen bedarf.

(2)	 Das Verfahren kann auf Antrag des Schuldners 
vor dem Ablauf der Anmeldefrist eingestellt wer-
den, wenn außer den Gläubigern, deren Zustim-
mung der Schuldner beibringt, andere Gläubiger 
nicht bekannt sind.

§ 214	 Verfahren bei der Einstellung
(1)	 Der Antrag auf Einstellung des Insolvenzverfah-

rens nach § 212 oder § 213 ist öffentlich bekannt-
zumachen. Er ist in der Geschäftsstelle zur Ein-
sicht der Beteiligten niederzulegen; im Falle des 
§  213 sind die zustimmenden Erklärungen der 
Gläubiger beizufügen. Die Insolvenzgläubiger 
können binnen einer Woche nach der öffentli-
chen Bekanntmachung schriftlich Widerspruch 
gegen den Antrag erheben.

(2)	 Das Insolvenzgericht beschließt über die Einstel-
lung nach Anhörung des Antragstellers, des Insol-
venzverwalters und des Gläubigerausschusses, 
wenn ein solcher bestellt ist. Im Falle eines Wider-
spruchs ist auch der widersprechende Gläubiger 
zu hören.

(3)	 Vor der Einstellung hat der Verwalter die unstrei-
tigen Masseansprüche zu berichtigen und für die 
streitigen Sicherheit zu leisten.

§ 215	 Bekanntmachung und Wirkungen der 
Einstellung

(1)	 Der Beschluss, durch den das Insolvenzverfahren 
nach § 207, 211, 212 oder 213 eingestellt wird, und 
der Grund der Einstellung sind öffentlich be-
kannt zu machen. Der Schuldner, der Insolvenz-
verwalter und die Mitglieder des Gläubigeraus-
schusses sind vorab über den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Einstellung (§ 9 Abs. 1 Satz 
3) zu unterrichten. § 200 Abs. 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(2)	 Mit der Einstellung des Insolvenzverfahrens er-
hält der Schuldner das Recht zurück, über die In-
solvenzmasse frei zu verfügen. Die §§ 201, 202 
gelten entsprechend.

§ 216	 Rechtsmittel
(1)	 Wird das Insolvenzverfahren nach § 207, 212 oder 

213 eingestellt, so steht jedem Insolvenzgläubi-

ger und, wenn die Einstellung nach § 207 erfolgt, 
dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu.

(2)	 Wird ein Antrag nach § 212 oder § 213 abgelehnt, 
so steht dem Schuldner die sofortige Beschwerde 
zu.

Sechster Teil – Insolvenzplan

Erster Abschnitt – Aufstellung des Plans

§ 217	 Grundsatz
(1)	 Die Befriedigung der absonderungsberechtigten 

Gläubiger und der Insolvenzgläubiger, die Ver-
wertung der Insolvenzmasse und deren Vertei-
lung an die Beteiligten sowie die Verfahrensab-
wicklung und die Haftung des Schuldners nach 
der Beendigung des Insolvenzverfahrens können 
in einem Insolvenzplan abweichend von den Vor-
schriften dieses Gesetzes geregelt werden. Ist der 
Schuldner keine natürliche Person, so können 
auch die Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte der 
am Schuldner beteiligten Personen in den Plan 
einbezogen werden.

(2)	 Der Insolvenzplan kann ferner die Rechte der In-
haber von Insolvenzforderungen gestalten, die 
diesen aus einer von einem verbundenen Unter-
nehmen im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes als 
Bürge, Mitschuldner oder aufgrund einer ander-
weitig übernommenen Haftung oder an Gegen-
ständen des Vermögens dieses Unternehmens 
(gruppeninterne Drittsicherheit) zustehen.

§ 218	 Vorlage des Insolvenzplans
(1)	 Zur Vorlage eines Insolvenzplans an das Insolvenz

gericht sind der Insolvenzverwalter und der 
Schuldner berechtigt. Die Vorlage durch den 
Schuldner kann mit dem Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens verbunden werden. Ein 
Plan, der erst nach dem Schlusstermin beim Ge-
richt eingeht, wird nicht berücksichtigt.

(2)	 Hat die Gläubigerversammlung den Verwalter 
beauftragt, einen Insolvenzplan auszuarbeiten, 
so hat der Verwalter den Plan binnen angemes-
sener Frist dem Gericht vorzulegen.

(3)	 Bei der Aufstellung des Plans durch den Verwalter 
wirken der Gläubigerausschuss, wenn ein solcher 
bestellt ist, der Betriebsrat, der Sprecheraus-
schuss der leitenden Angestellten und der 
Schuldner beratend mit.

§ 219	 Gliederung des Plans
Der Insolvenzplan besteht aus dem darstellen-
den Teil und dem gestaltenden Teil. Ihm sind die 
in den §§ 229 und 230 genannten Anlagen beizu-
fügen.
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§ 220	 Darstellender Teil
(1)	 Im darstellenden Teil des Insolvenzplans wird be-

schrieben, welche Maßnahmen nach der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens getroffen worden 
sind oder noch getroffen werden sollen, um die 
Grundlagen für die geplante Gestaltung der 
Rechte der Beteiligten zu schaffen.

(2)	 Der darstellende Teil muss alle sonstigen Anga-
ben zu den Grundlagen und den Auswirkungen 
des Plans enthalten, die für die Entscheidung der 
Beteiligten über die Zustimmung zum Plan und 
für dessen gerichtliche Bestätigung erheblich 
sind. Er enthält insbesondere eine Vergleichs-
rechnung, in der die Auswirkungen des Plans auf 
die voraussichtliche Befriedigung der Gläubiger 
dargestellt werden. Sieht der Plan eine Fortfüh-
rung des Unternehmens vor, ist für die Ermitt-
lung der voraussichtlichen Befriedigung ohne 
Plan in der Regel zu unterstellen, dass das Unter-
nehmen fortgeführt wird. Dies gilt nicht, wenn 
ein Verkauf des Unternehmens oder eine ander-
weitige Fortführung aussichtslos ist.

(3)	 Sieht der Insolvenzplan Eingriffe in die Rechte 
von Insolvenzgläubigern aus gruppeninternen 
Drittsicherheiten (§ 217 Absatz 2) vor, sind in die 
Darstellung auch die Verhältnisse des die Sicher-
heit gewährenden verbundenen Unternehmens 
und die Auswirkungen des Plans auf dieses Un-
ternehmen einzubeziehen.

§ 221	 Gestaltender Teil
Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans wird 
festgelegt, wie die Rechtsstellung der Beteiligten 
durch den Plan geändert werden soll. Der Insol-
venzverwalter kann durch den Plan bevollmäch-
tigt werden, die zur Umsetzung notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen und offensichtliche 
Fehler des Plans zu berichtigen.

§ 222	 Bildung von Gruppen
(1)	 Bei der Festlegung der Rechte der Beteiligten 

im Insolvenzplan sind Gruppen zu bilden, so-
weit Beteiligte mit unterschiedlicher Rechts-
stellung betroffen sind. Es ist zu unterscheiden 
zwischen
1. den absonderungsberechtigten Gläubigern, 
wenn durch den Plan in deren Rechte eingegrif-
fen wird;
2. den nicht nachrangigen Insolvenzgläubigern;
3. den einzelnen Rangklassen der nachrangigen 
Insolvenzgläubiger, soweit deren Forderungen 
nicht nach § 225 als erlassen gelten sollen;
4. den am Schuldner beteiligten Personen, wenn 
deren Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte in den 
Plan einbezogen werden;
5. den Inhabern von Rechten aus gruppeninter-
nen Drittsicherheiten.

(2)	 Aus den Beteiligten mit gleicher Rechtsstellung 
können Gruppen gebildet werden, in denen Be-
teiligte mit gleichartigen wirtschaftlichen Inte
ressen zusammengefasst werden. Die Gruppen 
müssen sachgerecht voneinander abgegrenzt 
werden. Die Kriterien für die Abgrenzung sind im 
Plan anzugeben.

(3)	 Die Arbeitnehmer sollen eine besondere Gruppe 
bilden, wenn sie als Insolvenzgläubiger mit nicht 
unerheblichen Forderungen beteiligt sind. Für 
Kleingläubiger und geringfügig beteiligte An-
teilsinhaber mit einer Beteiligung am Haftkapital 
von weniger als einem Prozent oder weniger als 
1.000 Euro können besondere Gruppen gebildet 
werden.

§ 223	 Rechte der Absonderungsberechtigten
(1)	 Ist im Insolvenzplan nichts anderes bestimmt, so 

wird das Recht der absonderungsberechtigten 
Gläubiger zur Befriedigung aus den Gegenstän-
den, an denen Absonderungsrechte bestehen, 
vom Plan nicht berührt. Eine abweichende Be-
stimmung ist hinsichtlich der Finanzsicherheiten 
im Sinne von § 1 Abs. 17 des Kreditwesengesetzes 
sowie der Sicherheiten ausgeschlossen, die
1.	 dem Betreiber oder dem Teilnehmer eines Sys-
tems nach § 1 Abs. 16 des Kreditwesengesetzes 
zur Sicherung seiner Ansprüche aus dem System 
oder
2.	 der Zentralbank eines Mitgliedstaats der Euro-
päischen Union oder der Europäischen Zentral-
bank gestellt wurden.

(2)	 Soweit im Plan eine abweichende Regelung ge-
troffen wird, ist im gestaltenden Teil für die ab-
sonderungsberechtigten Gläubiger anzugeben, 
um welchen Bruchteil die Rechte gekürzt, für wel-
chen Zeitraum sie gestundet oder welchen sonsti-
gen Regelungen sie unterworfen werden sollen.

§ 223a Gruppeninterne Drittsicherheiten
Ist im Insolvenzplan nichts anderes bestimmt, so 
wird das Recht eines Insolvenzgläubigers aus 
einer gruppeninternen Drittsicherheit (§ 217 Ab-
satz 2) durch den Insolvenzplan nicht berührt. 
Wird eine Regelung getroffen, ist der Eingriff 
angemessen zu entschädigen. § 223 Absatz 1 Satz 
2 und Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 224	 Rechte der Insolvenzgläubiger
Für die nicht nachrangigen Gläubiger ist im 
gestaltenden Teil des Insolvenzplans anzugeben, 
um welchen Bruchteil die Forderungen gekürzt, 
für welchen Zeitraum sie gestundet, wie sie gesi-
chert oder welchen sonstigen Regelungen sie 
unterworfen werden sollen.
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InsO§ 225	 Rechte der nachrangigen Insolvenzgläubiger
(1)	 Die Forderungen nachrangiger Insolvenzgläubi-

ger gelten, wenn im Insolvenzplan nichts ande-
res bestimmt ist, als erlassen.

(2)	 Soweit im Plan eine abweichende Regelung ge-
troffen wird, sind im gestaltenden Teil für jede 
Gruppe der nachrangigen Gläubiger die in § 224 
vorgeschriebenen Angaben zu machen.

(3)	 Die Haftung des Schuldners nach der Beendi-
gung des Insolvenzverfahrens für Geldstrafen 
und die diesen in § 39 Abs. 1 Nr. 3 gleichgestell-
ten Verbindlichkeiten kann durch einen Plan we-
der ausgeschlossen noch eingeschränkt werden.

§ 225a	 Rechte der Anteilsinhaber 
(1)	 Die Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte der am 

Schuldner beteiligten Personen bleiben vom In-
solvenzplan unberührt, es sei denn, dass der Plan 
etwas anderes bestimmt. 

(2)	 Im gestaltenden Teil des Plans kann vorgesehen 
werden, dass Forderungen von Gläubigern in An-
teils- oder Mitgliedschaftsrechte am Schuldner 
umgewandelt werden. Eine Umwandlung gegen 
den Willen der betroffenen Gläubiger ist ausge-
schlossen. Insbesondere kann der Plan eine Kapi-
talherabsetzung oder -erhöhung, die Leistung 
von Sacheinlagen, den Ausschluss von Bezugs-
rechten oder die Zahlung von Abfindungen an 
ausscheidende Anteilsinhaber vorsehen. 

(3)	 Im Plan kann jede Regelung getroffen werden, 
die gesellschaftsrechtlich zulässig ist, insbeson-
dere die Fortsetzung einer aufgelösten Gesell-
schaft oder die Übertragung von Anteils- oder 
Mitgliedschaftsrechten. 

(4)	 Maßnahmen nach Absatz 2 oder 3 berechtigen 
nicht zum Rücktritt oder zur Kündigung von Ver-
trägen, an denen der Schuldner beteiligt ist. Sie 
führen auch nicht zu einer anderweitigen Been-
digung der Verträge. Entgegenstehende vertrag-
liche Vereinbarungen sind unwirksam. Von den 
Sätzen 1 und 2 bleiben Vereinbarungen unbe-
rührt, welche an eine Pflichtverletzung des 
Schuldners anknüpfen, sofern sich diese nicht 
darin erschöpft, dass eine Maßnahme nach Ab-
satz 2 oder 3 in Aussicht genommen oder durch-
geführt wird.

(5)	 Stellt eine Maßnahme nach Absatz 2 oder 3 für 
eine am Schuldner beteiligte Person einen wich-
tigen Grund zum Austritt aus der juristischen 
Person oder Gesellschaft ohne Rechtspersönlich-
keit dar und wird von diesem Austrittsrecht Ge-
brauch gemacht, so ist für die Bestimmung der 
Höhe eines etwaigen Abfindungsanspruches die 
Vermögenslage maßgeblich, die sich bei einer 
Abwicklung des Schuldners eingestellt hätte. Die 
Auszahlung des Abfindungsanspruches kann zur 
Vermeidung einer unangemessenen Belastung 

der Finanzlage des Schuldners über einen Zeit-
raum von bis zu drei Jahren gestundet werden. 
Nicht ausgezahlte Abfindungsguthaben sind zu 
verzinsen.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 5 Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähigen Personengesellschaft“ 
ersetzt werden. 

§ 226	 Gleichbehandlung der Beteiligten
(1)	 Innerhalb jeder Gruppe sind allen Beteiligten 

gleiche Rechte anzubieten.
(2)	 Eine unterschiedliche Behandlung der Beteiligten 

einer Gruppe ist nur mit Zustimmung aller be-
troffenen Beteiligten zulässig. In diesem Fall ist 
dem Insolvenzplan die zustimmende Erklärung 
eines jeden betroffenen Beteiligten beizufügen.

(3)	 Jedes Abkommen des Insolvenzverwalters, des 
Schuldners oder anderer Personen mit einzelnen 
Beteiligten, durch das diesen für ihr Verhalten bei 
Abstimmungen oder sonst im Zusammenhang 
mit dem Insolvenzverfahren ein nicht im Plan vor-
gesehener Vorteil gewährt wird, ist nichtig.

§ 227	 Haftung des Schuldners
(1)	 Ist im Insolvenzplan nichts anderes bestimmt, so 

wird der Schuldner mit der im gestaltenden Teil 
vorgesehenen Befriedigung der Insolvenzgläubi-
ger von seinen restlichen Verbindlichkeiten ge-
genüber diesen Gläubigern befreit.

(2)	 Ist der Schuldner eine Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit oder eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, so gilt Absatz 1 entsprechend für die 
persönliche Haftung der Gesellschafter.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfä-
hige Personengesellschaft“ ersetzt werden. 

§ 228	 Änderung sachenrechtlicher Verhältnisse
Sollen Rechte an Gegenständen begründet, geän-
dert, übertragen oder aufgehoben werden, so 
können die erforderlichen Willenserklärungen der 
Beteiligten in den gestaltenden Teil des Insolvenz-
plans aufgenommen werden. Sind im Grundbuch 
eingetragene Rechte an einem Grundstück oder 
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an eingetragenen Rechten betroffen, so sind diese 
Rechte unter Beachtung des § 28 der Grundbuch-
ordnung genau zu bezeichnen. Für Rechte, die im 
Schiffsregister, im Schiffsbauregister oder im 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen einge-
tragen sind, gilt Satz 2 entsprechend.

§ 229	 Vermögensübersicht. Ergebnis- und Finanzplan
Sollen die Gläubiger aus den Erträgen des vom 
Schuldner oder von einem Dritten fortgeführten 
Unternehmens befriedigt werden, so ist dem 
Insolvenzplan eine Vermögensübersicht beizufü-
gen, in der die Vermögensgegenstände und die 
Verbindlichkeiten, die sich bei einem Wirksam-
werden des Plans gegenüberstünden, mit ihren 
Werten aufgeführt werden. Ergänzend ist darzu-
stellen, welche Aufwendungen und Erträge für 
den Zeitraum, während dessen die Gläubiger 
befriedigt werden sollen, zu erwarten sind und 
durch welche Abfolge von Einnahmen und Aus-
gaben die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens 
während dieses Zeitraums gewährleistet werden 
soll. Dabei sind auch die Gläubiger zu berücksich-
tigen, die zwar ihre Forderungen nicht angemel-
det haben, jedoch bei der Ausarbeitung des Plans 
bekannt sind.

§ 230	 Weitere Anlagen
(1)	 Ist im Insolvenzplan vorgesehen, dass der Schuld-

ner sein Unternehmen fortführt, und ist der 
Schuldner eine natürliche Person, so ist dem Plan 
die Erklärung des Schuldners beizufügen, dass er 
zur Fortführung des Unternehmens auf der 
Grundlage des Plans bereit ist. Ist der Schuldner 
eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien, so ist 
dem Plan eine entsprechende Erklärung der Per-
sonen beizufügen, die nach dem Plan persönlich 
haftende Gesellschafter des Unternehmens sein 
sollen. Die Erklärung des Schuldners nach Satz 1 
ist nicht erforderlich, wenn dieser selbst den Plan 
vorlegt.

(2)	 Sollen Gläubiger Anteils- oder Mitgliedschafts-
rechte oder Beteiligungen an einer juristischen 
Person, einem nicht rechtsfähigen Verein oder ei-
ner Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit über-
nehmen, so ist dem Plan die zustimmende Erklä-
rung eines jeden dieser Gläubiger beizufügen.

(3)	 Hat ein Dritter für den Fall der Bestätigung des 
Plans Verpflichtungen gegenüber den Gläubi-
gern übernommen, so ist dem Plan die Erklärung 
des Dritten beizufügen.

(4)	 Sieht der Insolvenzplan Eingriffe in die Rechte 
von Gläubigern aus gruppeninternen Drittsicher-
heiten vor, so ist dem Plan die Zustimmung des 
verbundenen Unternehmens beizufügen, das die 
Sicherheit gestellt hat.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Satz 2 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden. In Abs. 2 werden die Wörter „Gesell-
schaft ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die 
Wörter „rechtsfähigen Personengesell-
schaft“ ersetzt werden.

§ 231	 Zurückweisung des Plans
(1)	 Das Insolvenzgericht weist den Insolvenzplan 

von Amts wegen zurück,
1.	 wenn die Vorschriften über das Recht zur Vor-
lage und den Inhalt des Plans, insbesondere zur 
Bildung von Gruppen, nicht beachtet sind und 
der Vorlegende den Mangel nicht beheben kann 
oder innerhalb einer angemessenen, vom Gericht 
gesetzten Frist nicht behebt,
2.	 wenn ein vom Schuldner vorgelegter Plan 
offensichtlich keine Aussicht auf Annahme durch 
die Beteiligten oder auf Bestätigung durch das 
Gericht hat oder
3.	 wenn die Ansprüche, die den Beteiligten nach 
dem gestaltenden Teil eines vom Schuldner vor-
gelegten Plans zustehen, offensichtlich nicht 
erfüllt werden können.
Die Entscheidung des Gerichts soll innerhalb von 
zwei Wochen nach Vorlage des Plans erfolgen.

(2)	 Hatte der Schuldner in dem Insolvenzverfahren 
bereits einen Plan vorgelegt, der von den Betei-
ligten abgelehnt, vom Gericht nicht bestätigt 
oder vom Schuldner nach der öffentlichen Be-
kanntmachung des Erörterungstermins zurück-
gezogen worden ist, so hat das Gericht einen 
neuen Plan des Schuldners zurückzuweisen, 
wenn der Insolvenzverwalter mit Zustimmung 
des Gläubigerausschusses, wenn ein solcher be-
stellt ist, die Zurückweisung beantragt.

(3)	 Gegen den Beschluss, durch den der Plan zurück-
gewiesen wird, steht dem Vorlegenden die sofor-
tige Beschwerde zu.

§ 232	 Stellungnahmen zum Plan
(1)	 Wird der Insolvenzplan nicht zurückgewiesen, so 

leitet das Insolvenzgericht ihn zur Stellungnahme, 
insbesondere zur Vergleichsrechnung, zu:
1.	 dem Gläubigerausschuss, wenn ein solcher 
bestellt ist, dem Betriebsrat und dem Sprecher-
ausschuss der leitenden Angestellten;
2.	 dem Schuldner, wenn der Insolvenzverwalter 
den Plan vorgelegt hat;
3. dem Verwalter, wenn der Schuldner den Plan 
vorgelegt hat.
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InsO(2)	 Das Gericht kann auch der für den Schuldner zu-
ständigen amtlichen Berufsvertretung der Indus-
trie, des Handels, des Handwerks oder der Land-
wirtschaft oder anderen sachkundigen Stellen 
Gelegenheit zur Äußerung geben.

(3)	 Das Gericht bestimmt eine Frist für die Abgabe 
der Stellungnahmen. Die Frist soll zwei Wochen 
nicht überschreiten.

(4)	 Das Gericht kann den in Absatz 1 und 2 Genann-
ten den Plan bereits vor der Entscheidung nach 
§ 231 zur Stellungnahme zuleiten. Enthält eine 
daraufhin eingehende Stellungnahme neuen Tat-
sachenvortrag, auf den das Gericht eine Zurück-
weisungsentscheidung stützen will, hat das Ge-
richt die Stellungnahme dem Planvorleger und 
den anderen nach Absatz 1 zur Stellungnahme 
Berechtigen zur Stellungnahme binnen einer Frist 
von höchstens einer Woche zuzuleiten.

§ 233	 Aussetzung von Verwertung und Verteilung
Soweit die Durchführung eines vorgelegten Insol-
venzplans durch die Fortsetzung der Verwertung 
und Verteilung der Insolvenzmasse gefährdet 
würde, ordnet das Insolvenzgericht auf Antrag 
des Schuldners oder des Insolvenzverwalters die 
Aussetzung der Verwertung und Verteilung an. 
Das Gericht sieht von der Aussetzung ab oder 
hebt sie auf, soweit mit ihr die Gefahr erhebli-
cher Nachteile für die Masse verbunden ist oder 
soweit der Verwalter mit Zustimmung des Gläu-
bigerausschusses oder der Gläubigerversamm-
lung die Fortsetzung der Verwertung und Vertei-
lung beantragt.

§ 234	 Niederlegung des Plans
Der Insolvenzplan ist mit seinen Anlagen und den 
eingegangenen Stellungnahmen in der Geschäfts-
stelle zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen.

Zweiter Abschnitt – Annahme und Bestätigung 
des Plans

§ 235	 Erörterungs- und Abstimmungstermin
(1)	 Das Insolvenzgericht bestimmt einen Termin, in 

dem der Insolvenzplan und das Stimmrecht der 
Beteiligten erörtert werden und anschließend 
über den Plan abgestimmt wird (Erörterungs- 
und Abstimmungstermin). Der Termin soll nicht 
über einen Monat hinaus angesetzt werden. Er 
kann gleichzeitig mit der Einholung der Stellung-
nahmen nach § 232 anberaumt werden.

(2)	 Der Erörterungs- und Abstimmungstermin ist öf-
fentlich bekanntzumachen. Dabei ist darauf hin-
zuweisen, dass der Plan und die eingegangenen 
Stellungnahmen in der Geschäftsstelle eingese-
hen werden können. § 74 Abs. 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(3)	 Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen ange-
meldet haben, die absonderungsberechtigten 
Gläubiger, der Insolvenzverwalter, der Schuldner, 
der Betriebsrat und der Sprecherausschuss der 
leitenden Angestellten sind besonders zu laden. 
Mit der Ladung ist ein Abdruck des Plans oder 
eine Zusammenfassung seines wesentlichen In-
halts, die der Vorlegende auf Aufforderung ein-
zureichen hat, zu übersenden. Sind die Anteils- 
oder Mitgliedschaftsrechte der am Schuldner 
beteiligten Personen in den Plan einbezogen, so 
sind auch diese Personen gemäß den Sätzen 1 
und 2 zu laden; dies gilt nicht für Aktionäre oder 
Kommanditaktionäre. Für börsennotierte Gesell-
schaften findet § 121 Absatz 4a des Aktiengeset-
zes entsprechende Anwendung; sie haben eine 
Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts des 
Plans über ihre Internetseite zugänglich zu ma-
chen. § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 236	 Verbindung mit dem Prüfungstermin
Der Erörterungs- und Abstimmungstermin darf 
nicht vor dem Prüfungstermin stattfinden. Beide 
Termine können jedoch verbunden werden.

§ 237	 Stimmrecht der Insolvenzgläubiger
(1)	 Für das Stimmrecht der Insolvenzgläubiger bei 

der Abstimmung über den Insolvenzplan gilt § 77 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 Nr. 1 entsprechend. Ab-
sonderungsberechtigte Gläubiger sind nur inso-
weit zur Abstimmung als Insolvenzgläubiger be-
rechtigt, als ihnen der Schuldner auch persönlich 
haftet und sie auf die abgesonderte Befriedigung 
verzichten oder bei ihr ausfallen; solange der 
Ausfall nicht feststeht, sind sie mit dem mut-
maßlichen Ausfall zu berücksichtigen.

(2)	 Gläubiger, deren Forderungen durch den Plan nicht 
beeinträchtigt werden, haben kein Stimmrecht.

§ 238	 Stimmrecht der absonderungsberechtigten 
Gläubiger

(1)	 Soweit im Insolvenzplan auch die Rechtsstellung 
absonderungsberechtigter Gläubiger geregelt 
wird, sind im Termin die Rechte dieser Gläubiger 
einzeln zu erörtern. Ein Stimmrecht gewähren 
die Absonderungsrechte, die weder vom Insol-
venzverwalter noch von einem absonderungsbe-
rechtigten Gläubiger noch von einem Insolvenz-
gläubiger bestritten werden. Für das Stimmrecht 
bei streitigen, aufschiebend bedingten oder nicht 
fälligen Rechten gelten die §§  41, 77 Abs.  2, 3 
Nr. 1 entsprechend.

(2)	 § 237 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 238a	 Stimmrecht der Anteilsinhaber 
(1)	 Das Stimmrecht der Anteilsinhaber des Schuld-

ners bestimmt sich allein nach deren Beteiligung 
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am gezeichneten Kapital oder Vermögen des 
Schuldners. Stimmrechtsbeschränkungen, 
Sonder- oder Mehrstimmrechte bleiben außer 
Betracht. 

(2)	 § 237 Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 238b	 Stimmrecht der Berechtigten aus gruppenin-
ternen Drittsicherheiten

Sieht der Plan Eingriffe in Rechte aus gruppenin-
ternen Drittsicherheiten vor, richtet sich das 
Stimmrecht nach dem Befriedigungsbeitrag, der 
aus der Geltendmachung der Rechte aus der 
Drittsicherheit mutmaßlich zu erwarten ist.

§ 239	 Stimmliste
Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle hält in 
einem Verzeichnis fest, welche Stimmrechte den 
Beteiligten nach dem Ergebnis der Erörterung im 
Termin zustehen.

§ 240	Änderung des Plans
Der Vorlegende ist berechtigt, einzelne Regelun-
gen des Insolvenzplans aufgrund der Erörterung 
im Termin inhaltlich zu ändern. Über den geän-
derten Plan kann noch in demselben Termin 
abgestimmt werden.

§ 241	 Gesonderter Abstimmungstermin
(1)	 Das Insolvenzgericht kann einen gesonderten Ter-

min zur Abstimmung über den Insolvenzplan be-
stimmen. In diesem Fall soll der Zeitraum zwischen 
dem Erörterungstermin und dem Abstimmungs-
termin nicht mehr als einen Monat betragen.

(2)	 Zum Abstimmungstermin sind die stimmberech-
tigten Beteiligten und der Schuldner zu laden. 
Dies gilt nicht für Aktionäre oder Kommanditak-
tionäre. Für diese reicht es aus, den Termin öf-
fentlich bekannt zu machen. Für börsennotierte 
Gesellschaften findet § 121 Absatz 4a des Aktien-
gesetzes entsprechende Anwendung. Im Fall ei-
ner Änderung des Plans ist auf die Änderung be-
sonders hinzuweisen.

§ 242	 Schriftliche Abstimmung
(1)	 Ist ein gesonderter Abstimmungstermin be-

stimmt, so kann das Stimmrecht schriftlich aus-
geübt werden.

(2)	 Das Insolvenzgericht übersendet den stimmbe-
rechtigten Beteiligten nach dem Erörterungster-
min den Stimmzettel und teilt ihnen dabei ihr 
Stimmrecht mit. Die schriftliche Stimmabgabe 
wird nur berücksichtigt, wenn sie dem Gericht 
spätestens am Tag vor dem Abstimmungstermin 
zugegangen ist; darauf ist bei der Übersendung 
des Stimmzettels hinzuweisen.

§ 243	 Abstimmung in Gruppen
Jede Gruppe der stimmberechtigten Beteiligten 
stimmt gesondert über den Insolvenzplan ab.

§ 244	Erforderliche Mehrheiten
(1)	 Zur Annahme des Insolvenzplans durch die Gläu-

biger ist erforderlich, dass in jeder Gruppe
1.	 die Mehrheit der abstimmenden Gläubiger 
dem Plan zustimmt und
2.	 die Summe der Ansprüche der zustimmenden 
Gläubiger mehr als die Hälfte der Summe der 
Ansprüche der abstimmenden Gläubiger beträgt.

(2)	 Gläubiger, denen ein Recht gemeinschaftlich zu-
steht oder deren Rechte bis zum Eintritt des Er-
öffnungsgrunds ein einheitliches Recht gebildet 
haben, werden bei der Abstimmung als ein Gläu-
biger gerechnet. Entsprechendes gilt, wenn an 
einem Recht ein Pfandrecht oder ein Nießbrauch 
besteht.

(3)	 Für die am Schuldner beteiligten Personen gilt 
Absatz 1 Nummer 2 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle der Summe der Ansprü-
che die Summe der Beteiligungen tritt.

§ 245	 Obstruktionsverbot 
(1)	 Auch wenn die erforderlichen Mehrheiten nicht 

erreicht worden sind, gilt die Zustimmung einer 
Abstimmungsgruppe als erteilt, wenn
1.	 die Angehörigen dieser Gruppe durch den 
Insolvenzplan voraussichtlich nicht schlechter 
gestellt werden, als sie ohne einen Plan stünden,
2.	 die Angehörigen dieser Gruppe angemessen an 
dem wirtschaftlichen Wert beteiligt werden, der 
auf der Grundlage des Plans den Beteiligten 
zufließen soll, und
3.	 die Mehrheit der abstimmenden Gruppen dem 
Plan mit den erforderlichen Mehrheiten zuge-
stimmt hat.

(2)	 Für eine Gruppe der Gläubiger liegt eine ange-
messene Beteiligung im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 2 vor, wenn nach dem Plan 
1.	 kein anderer Gläubiger wirtschaftliche Werte 
erhält, die den vollen Betrag seines Anspruchs 
übersteigen, 
2.	 weder ein Gläubiger, der ohne einen Plan mit 
Nachrang gegenüber den Gläubigern der Gruppe 
zu befriedigen wäre, noch der Schuldner oder 
eine an ihm beteiligte Person einen durch Leis-
tung in das Vermögen des Schuldners nicht voll-
ständig ausgeglichenen wirtschaftlichen Wert 
erhält und 
3.	 kein Gläubiger, der ohne einen Plan gleichran-
gig mit den Gläubigern der Gruppe zu befriedi-
gen wäre, bessergestellt wird als diese Gläubiger.
Handelt es sich bei dem Schuldner um eine natür-
liche Person, deren Mitwirkung bei der Fortfüh-
rung des Unternehmens infolge besonderer, in 
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InsOder Person des Schuldners liegender Umstände 
unerlässlich ist, um den Planmehrwert zu ver-
wirklichen, und hat sich der Schuldner im Plan zur 
Fortführung des Unternehmens sowie dazu ver-
pflichtet, die wirtschaftlichen Werte, die er erhält 
oder behält, zu übertragen, wenn seine Mitwir-
kung aus von ihm zu vertretenen Gründen vor 
Ablauf von fünf Jahren oder einer kürzeren, für 
den Planvollzug vorgesehenen Frist endet, kann 
eine angemessene Beteiligung der Gläubiger-
gruppe auch dann vorliegen, wenn der Schuldner 
in Abweichung von Satz 1 Nummer 2 wirtschaftli-
che Werte erhält. Satz 2 gilt entsprechend für an 
der Geschäftsführung beteiligte Inhaber von 
Anteils- oder Mitgliedschaftsrechten.

(2a)	 Wird die erforderliche Mehrheit in der nach § 222 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 zu bildenden Gruppe 
nicht erreicht, gelten die Absätze 1 und 2 für diese 
Gruppe nur, wenn die für den Eingriff vorgese-
hene Entschädigung die Inhaber der Rechte aus 
der gruppeninternen Drittsicherheit für den zu 
erleidenden Rechtsverlust angemessen entschä-
digt.

(3)	 Für eine Gruppe der Anteilsinhaber liegt eine an-
gemessene Beteiligung im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 2 vor, wenn nach dem Plan 
1.	 kein Gläubiger wirtschaftliche Werte erhält, 
die den vollen Betrag seines Anspruchs überstei-
gen, und 
2.	 kein Anteilsinhaber, der ohne einen Plan den 
Anteilsinhabern der Gruppe gleichgestellt wäre, 
bessergestellt wird als diese.

§ 245a	 Schlechterstellung bei natürlichen Personen
Ist der Schuldner eine natürliche Person, ist für 
die Prüfung einer voraussichtlichen Schlechter-
stellung nach § 245 Absatz 1 Nummer 1 im Zwei-
fel davon auszugehen, dass die Einkommens-, 
Vermögens- und Familienverhältnisse des 
Schuldners zum Zeitpunkt der Abstimmung über 
den Insolvenzplan für die Verfahrensdauer und 
den Zeitraum, in dem die Insolvenzgläubiger ihre 
restlichen Forderungen gegen den Schuldner 
unbeschränkt geltend machen können, maßgeb-
lich bleiben. Hat der Schuldner einen zulässigen 
Antrag auf Restschuldbefreiung gestellt, ist im 
Zweifel zudem anzunehmen, dass die Rest-
schuldbefreiung zum Ablauf der Abtretungsfrist 
des § 287 Absatz 2 erteilt wird.

§ 246	Zustimmung nachrangiger Insolvenzgläubiger
Für die Annahme des Insolvenzplans durch die 
nachrangigen Insolvenzgläubiger gelten ergän-
zend folgende Bestimmungen:
1.	 Die Zustimmung der Gruppen mit einem Rang 
hinter § 39 Abs. 1 Nr. 3 gilt als erteilt, wenn kein 

Insolvenzgläubiger durch den Plan besser gestellt 
wird als die Gläubiger dieser Gruppen.
2. Beteiligt sich kein Gläubiger einer Gruppe an 
der Abstimmung, so gilt die Zustimmung der 
Gruppe als erteilt.

§ 246a	Zustimmung der Anteilsinhaber 
Beteiligt sich keines der Mitglieder einer Gruppe 
der Anteilsinhaber an der Abstimmung, so gilt 
die Zustimmung der Gruppe als erteilt. 

§ 247	 Zustimmung des Schuldners
(1)	 Die Zustimmung des Schuldners zum Plan gilt als 

erteilt, wenn der Schuldner dem Plan nicht spä-
testens im Abstimmungstermin schriftlich wider
spricht.

(2)	 Ein Widerspruch ist im Rahmen des Absatzes 1 
unbeachtlich, wenn
1.	 der Schuldner durch den Plan voraussichtlich 
nicht schlechter gestellt wird, als er ohne einen 
Plan stünde, und
2.	 kein Gläubiger einen wirtschaftlichen Wert 
erhält, der den vollen Betrag seines Anspruchs 
übersteigt.

§ 248	Gerichtliche Bestätigung
(1)	 Nach der Annahme des Insolvenzplans durch die 

Beteiligten (§§  244 bis 246a) und der Zustim-
mung des Schuldners bedarf der Plan der Bestäti-
gung durch das Insolvenzgericht.

(2)	 Das Gericht soll vor der Entscheidung über die 
Bestätigung den Insolvenzverwalter, den Gläubi-
gerausschuss, wenn ein solcher bestellt ist, und 
den Schuldner hören.

§ 248a	Gerichtliche Bestätigung einer 
Planberichtigung

(1)	 Eine Berichtigung des Insolvenzplans durch den 
Insolvenzverwalter nach § 221 Satz 2 bedarf der 
Bestätigung durch das Insolvenzgericht.

(2)	 Das Gericht soll vor der Entscheidung über die Be-
stätigung den Insolvenzverwalter, den Gläubiger
ausschuss, wenn ein solcher bestellt ist, die Gläu-
biger und die Anteilsinhaber, sofern ihre Rechte 
betroffen sind, sowie den Schuldner hören.

(3)	 Die Bestätigung ist auf Antrag zu versagen, wenn 
ein Beteiligter durch die mit der Berichtigung 
einhergehende Planänderung voraussichtlich 
schlechtergestellt wird, als er nach den mit dem 
Plan beabsichtigten Wirkungen stünde.

(4)	 Gegen den Beschluss, durch den die Berichtigung 
bestätigt oder versagt wird, steht den in Absatz 2 
genannten Gläubigern und Anteilsinhabern so-
wie dem Verwalter die sofortige Beschwerde zu. 
§ 253 Absatz 4 gilt entsprechend.
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§ 249	Bedingter Plan
Ist im Insolvenzplan vorgesehen, dass vor der 
Bestätigung bestimmte Leistungen erbracht 
oder andere Maßnahmen verwirklicht werden 
sollen, so darf der Plan nur bestätigt werden, 
wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind. Die 
Bestätigung ist von Amts wegen zu versagen, 
wenn die Voraussetzungen auch nach Ablauf 
einer angemessenen, vom Insolvenzgericht 
gesetzten Frist nicht erfüllt sind.

§ 250	 Verstoß gegen Verfahrensvorschriften
Die Bestätigung ist von Amts wegen zu versagen,
1.	 wenn die Vorschriften über den Inhalt und die 
verfahrensmäßige Behandlung des Insolvenz-
plans sowie über die Annahme durch die Betei-
ligten und die Zustimmung des Schuldners in 
einem wesentlichen Punkt nicht beachtet wor-
den sind und der Mangel nicht behoben werden 
kann oder
2.	 wenn die Annahme des Plans unlauter, insbe-
sondere durch Begünstigung eines Beteiligten, 
herbeigeführt worden ist.

§ 251	 Minderheitenschutz
(1)	 Auf Antrag eines Gläubigers oder, wenn der 

Schuldner keine natürliche Person ist, einer am 
Schuldner beteiligten Person ist die Bestätigung 
des Insolvenzplans zu versagen, wenn 
1.	 der Antragsteller dem Plan spätestens im 
Abstimmungstermin schriftlich oder zu Protokoll 
widersprochen hat und 
2.	 der Antragsteller durch den Plan voraussicht-
lich schlechtergestellt wird, als er ohne einen 
Plan stünde; ist der Schuldner eine natürliche 
Person, gilt § 245a entsprechend. 

(2)	 Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Antragstel-
ler spätestens im Abstimmungstermin glaubhaft 
macht, dass er durch den Plan voraussichtlich 
schlechtergestellt wird. 

(3)	 Der Antrag ist abzuweisen, wenn im gestalten-
den Teil des Plans Mittel für den Fall bereitge-
stellt werden, dass ein Beteiligter eine Schlech-
terstellung nachweist. Ob der Beteiligte einen 
Ausgleich aus diesen Mitteln erhält, ist außer-
halb des Insolvenzverfahrens zu klären.

§ 252	 Bekanntgabe der Entscheidung
(1)	 Der Beschluss, durch den der Insolvenzplan be-

stätigt oder seine Bestätigung versagt wird, ist 
im Abstimmungstermin oder in einem alsbald zu 
bestimmenden besonderen Termin zu verkün-
den. § 74 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2)	 Wird der Plan bestätigt, so ist den Insolvenzgläu-
bigern, die Forderungen angemeldet haben, und 
den absonderungsberechtigten Gläubigern unter 
Hinweis auf die Bestätigung ein Abdruck des 

Plans oder eine Zusammenfassung seines we-
sentlichen Inhalts zu übersenden. Sind die An-
teils- oder Mitgliedschaftsrechte der am Schuld-
ner beteiligten Personen in den Plan einbezogen, 
so sind auch diesen die Unterlagen zu übersen-
den; dies gilt nicht für Aktionäre oder Kommandi-
taktionäre. Die Übersendung eines Abdrucks des 
Plans oder eine Zusammenfassung seines we-
sentlichen Inhalts nach Satz 1 und 2 kann unter-
bleiben, wenn ein Abdruck des Plans mit der La-
dung nach § 235 Absatz 2 Satz 2 übersendet und 
der Plan unverändert angenommen wurde. § 8 
Absatz 3 gilt entsprechend. Börsennotierte Gesell-
schaften haben eine Zusammenfassung des we-
sentlichen Inhalts des Plans über ihre Internet-
seite zugänglich zu machen.

§ 253	 Rechtsmittel
(1)	 Gegen den Beschluss, durch den der Insolvenz-

plan bestätigt oder durch den die Bestätigung 
versagt wird, steht den Gläubigern, dem Schuld-
ner und, wenn dieser keine natürliche Person ist, 
den am Schuldner beteiligten Personen die sofor-
tige Beschwerde zu. 

(2)	 Die sofortige Beschwerde gegen die Bestätigung 
ist nur zulässig, wenn der Beschwerdeführer 
1.	 dem Plan spätestens im Abstimmungstermin 
schriftlich oder zu Protokoll widersprochen hat, 
2.	 gegen den Plan gestimmt hat und 
3.	 glaubhaft macht, dass er durch den Plan we-
sentlich schlechtergestellt wird, als er ohne einen 
Plan stünde, und dass dieser Nachteil nicht durch 
eine Zahlung aus den in § 251 Absatz 3 genannten 
Mitteln ausgeglichen werden kann; ist der 
Schuldner eine natürliche Person, gilt § 245a ent-
sprechend. 

(3)	 Absatz 2 Nummer 1 und 2 gilt nur, wenn in der 
öffentlichen Bekanntmachung des Termins 
(§ 235 Absatz 2) und in den Ladungen zum Ter-
min (§ 235 Absatz 3) auf die Notwendigkeit des 
Widerspruchs und der Ablehnung des Plans be-
sonders hingewiesen wurde.

(4)	 Auf Antrag des Insolvenzverwalters weist das 
Landgericht die Beschwerde unverzüglich zurück, 
wenn das alsbaldige Wirksamwerden des Insol-
venzplans vorrangig erscheint, weil die Nachteile 
einer Verzögerung des Planvollzugs nach freier 
Überzeugung des Gerichts die Nachteile für den 
Beschwerdeführer überwiegen; ein Abhilfever-
fahren nach § 572 Absatz 1 Satz 1 der Zivilprozess-
ordnung findet nicht statt. Dies gilt nicht, wenn 
ein besonders schwerer Rechtsverstoß vorliegt. 
Weist das Gericht die Beschwerde nach Satz 1 zu-
rück, ist dem Beschwerdeführer aus der Masse 
der Schaden zu ersetzen, der ihm durch den Plan-
vollzug entsteht; die Rückgängigmachung der 
Wirkungen des Insolvenzplans kann nicht als 
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InsOSchadensersatz verlangt werden. Für Klagen, mit 
denen Schadensersatzansprüche nach Satz 3 gel-
tend gemacht werden, ist das Landgericht aus-
schließlich zuständig, das die sofortige Be-
schwerde zurückgewiesen hat.

Dritter Abschnitt – Wirkungen des bestätigten 
Plans. Überwachung der Planerfüllung

§ 254	 Allgemeine Wirkungen des Plans
(1)	 Mit der Rechtskraft der Bestätigung des Insolvenz-

plans treten die im gestaltenden Teil festgeleg-
ten Wirkungen für und gegen alle Beteiligten ein. 

(2)	 Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen Mit-
schuldner und Bürgen des Schuldners sowie die 
Rechte dieser Gläubiger an Gegenständen, die 
nicht zur Insolvenzmasse gehören, oder aus einer 
Vormerkung, die sich auf solche Gegenstände 
bezieht, werden mit Ausnahme der nach § 223a 
gestalteten Rechte aus gruppeninternen Drittsi-
cherheiten (§ 217 Absatz 2) durch den Plan nicht 
berührt. Der Schuldner wird jedoch durch den 
Plan gegenüber dem Mitschuldner, dem Bürgen 
oder anderen Rückgriffsberechtigten in gleicher 
Weise befreit wie gegenüber dem Gläubiger.

(3)	 Ist ein Gläubiger weitergehend befriedigt wor-
den, als er nach dem Plan zu beanspruchen hat, 
so begründet dies keine Pflicht zur Rückgewähr 
des Erlangten.

(4)	 Werden Forderungen von Gläubigern in Anteils- 
oder Mitgliedschaftsrechte am Schuldner umge-
wandelt, kann der Schuldner nach der gerichtli-
chen Bestätigung keine Ansprüche wegen einer 
Überbewertung der Forderungen im Plan gegen 
die bisherigen Gläubiger geltend machen.

§ 254a	 Rechte an Gegenständen. Sonstige Wirkun-
gen des Plans 

(1)	 Wenn Rechte an Gegenständen begründet, ge-
ändert, übertragen oder aufgehoben oder Ge-
schäftsanteile an einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung abgetreten werden sollen, 
gelten die in den Insolvenzplan aufgenommenen 
Willenserklärungen der Beteiligten als in der vor-
geschriebenen Form abgegeben. 

(2)	 Wenn die Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte der 
am Schuldner beteiligten Personen in den Plan 
einbezogen sind (§ 225a), gelten die in den Plan 
aufgenommenen Beschlüsse der Anteilsinhaber 
oder sonstigen Willenserklärungen der Beteilig-
ten als in der vorgeschriebenen Form abgegeben. 
Gesellschaftsrechtlich erforderliche Ladungen, 
Bekanntmachungen und sonstige Maßnahmen 
zur Vorbereitung von Beschlüssen der Anteilsin-
haber gelten als in der vorgeschriebenen Form 
bewirkt. Der Insolvenzverwalter ist berechtigt, 

die erforderlichen Anmeldungen beim jeweiligen 
Registergericht vorzunehmen. 

(3)	 Entsprechendes gilt für die in den Plan aufgenom-
menen Verpflichtungserklärungen, die einer 
Maßnahme nach Absatz 1 oder 2 zugrunde liegen. 

§ 254b	 Wirkung für alle Beteiligten
Die §§ 254 und 254a gelten auch für Insolvenz-
gläubiger, die ihre Forderungen nicht angemel-
det haben, und für Beteiligte, die dem Insolvenz-
plan widersprochen haben.

§ 255	 Wiederauflebensklausel
(1)	 Sind aufgrund des gestaltenden Teils des Insol-

venzplans Forderungen von Insolvenzgläubigern 
gestundet oder teilweise erlassen worden, so 
wird die Stundung oder der Erlass für den Gläubi-
ger hinfällig, gegenüber dem der Schuldner mit 
der Erfüllung des Plans erheblich in Rückstand 
gerät. Ein erheblicher Rückstand ist erst anzu-
nehmen, wenn der Schuldner eine fällige Ver-
bindlichkeit nicht bezahlt hat, obwohl der Gläu-
biger ihn schriftlich gemahnt und ihm dabei eine 
mindestens zweiwöchige Nachfrist gesetzt hat.

(2)	 Wird vor vollständiger Erfüllung des Plans über 
das Vermögen des Schuldners ein neues Insol-
venzverfahren eröffnet, so ist die Stundung oder 
der Erlass für alle Insolvenzgläubiger hinfällig.

(3)	 Im Plan kann etwas anderes vorgesehen werden. 
Jedoch kann von Absatz 1 nicht zum Nachteil des 
Schuldners abgewichen werden.

§ 256	 Streitige Forderungen. Ausfallforderungen
(1)	 Ist eine Forderung im Prüfungstermin bestritten 

worden oder steht die Höhe der Ausfallforderung 
eines absonderungsberechtigten Gläubigers 
noch nicht fest, so ist ein Rückstand mit der Erfül-
lung des Insolvenzplans im Sinne des § 255 Abs. 1 
nicht anzunehmen, wenn der Schuldner die For-
derung bis zur endgültigen Feststellung ihrer 
Höhe in dem Ausmaß berücksichtigt, das der Ent-
scheidung des Insolvenzgerichts über das Stimm-
recht des Gläubigers bei der Abstimmung über 
den Plan entspricht. Ist keine Entscheidung über 
das Stimmrecht getroffen worden, so hat das Ge-
richt auf Antrag des Schuldners oder des Gläubi-
gers nachträglich festzustellen, in welchem Aus-
maß der Schuldner vorläufig die Forderung zu 
berücksichtigen hat.

(2)	 Ergibt die endgültige Feststellung, dass der 
Schuldner zu wenig gezahlt hat, so hat er das 
Fehlende nachzuzahlen. Ein erheblicher Rück-
stand mit der Erfüllung des Plans ist erst anzu-
nehmen, wenn der Schuldner das Fehlende nicht 
nachzahlt, obwohl der Gläubiger ihn schriftlich 
gemahnt und ihm dabei eine mindestens zwei-
wöchige Nachfrist gesetzt hat.
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(3)	 Ergibt die endgültige Feststellung, dass der 
Schuldner zu viel gezahlt hat, so kann er den 
Mehrbetrag nur insoweit zurückfordern, als die-
ser auch den nicht fälligen Teil der Forderung 
übersteigt, die dem Gläubiger nach dem Insol-
venzplan zusteht.

§ 257	 Vollstreckung aus dem Plan
(1)	 Aus dem rechtskräftig bestätigten Insolvenzplan 

in Verbindung mit der Eintragung in die Tabelle 
können die Insolvenzgläubiger, deren Forderungen 
festgestellt und nicht vom Schuldner im Prü-
fungstermin bestritten worden sind, wie aus ei-
nem vollstreckbaren Urteil die Zwangsvollstre-
ckung gegen den Schuldner betreiben. Einer nicht 
bestrittenen Forderung steht eine Forderung 
gleich, bei der ein erhobener Widerspruch besei-
tigt ist. § 202 gilt entsprechend.

(2)	 Gleiches gilt für die Zwangsvollstreckung gegen 
einen Dritten, der durch eine dem Insolvenz
gericht eingereichte schriftliche Erklärung für die 
Erfüllung des Plans neben dem Schuldner ohne 
Vorbehalt der Einrede der Vorausklage Verpflich-
tungen übernommen hat.

(3)	 Macht ein Gläubiger die Rechte geltend, die ihm 
im Falle eines erheblichen Rückstands des Schuld-
ners mit der Erfüllung des Plans zustehen, so hat 
er zur Erteilung der Vollstreckungsklausel für 
diese Rechte und zur Durchführung der Vollstre-
ckung die Mahnung und den Ablauf der Nachfrist 
glaubhaft zu machen, jedoch keinen weiteren Be-
weis für den Rückstand des Schuldners zu führen.

§ 258	 Aufhebung des Insolvenzverfahrens
(1)	 Sobald die Bestätigung des Insolvenzplans 

rechtskräftig ist und der Insolvenzplan nicht et-
was anderes vorsieht, beschließt das Insolvenz-
gericht die Aufhebung des Insolvenzverfahrens.

(2)	 Vor der Aufhebung hat der Verwalter die unstrei-
tigen fälligen Masseansprüche zu berichtigen 
und für die streitigen oder nicht fälligen Sicher-
heit zu leisten. Für die nicht fälligen Massean-
sprüche kann auch ein Finanzplan vorgelegt wer-
den, aus dem sich ergibt, dass ihre Erfüllung 
gewährleistet ist.

(3)	 Der Beschluss enthält den Zeitpunkt der Aufhe-
bung, der frühestens zwei Tage nach der Be-
schlussfassung liegen soll. Der Beschluss und der 
Grund der Aufhebung sind öffentlich bekanntzu-
machen. Der Schuldner, der Insolvenzverwalter 
und die Mitglieder des Gläubigerausschusses 
sind vorab über den Zeitpunkt der Aufhebung zu 
unterrichten. Die §§  31 bis 33 gelten entspre-
chend. Ist der Zeitpunkt der Aufhebung nicht an-
gegeben, wird die Aufhebung wirksam, sobald 
nach dem Tag der Veröffentlichung zwei weitere 
Tage verstrichen sind.

§ 259	 Wirkungen der Aufhebung
(1)	 Mit der Aufhebung des Insolvenzverfahrens erlö-

schen die Ämter des Insolvenzverwalters und der 
Mitglieder des Gläubigerausschusses. Der Schuld-
ner erhält das Recht zurück, über die Insolvenz-
masse frei zu verfügen.

(2)	 Die Vorschriften über die Überwachung der Plan-
erfüllung bleiben unberührt.

(3)	 Einen anhängigen Rechtsstreit, der die Insolvenz
anfechtung zum Gegenstand hat, kann der Ver-
walter auch nach der Aufhebung des Verfahrens 
fortführen, wenn dies im gestaltenden Teil des 
Plans vorgesehen ist. In diesem Fall wird der 
Rechtsstreit für Rechnung des Schuldners ge-
führt, wenn im Plan keine abweichende Rege-
lung getroffen wird.

§ 259a	 Vollstreckungsschutz 
(1)	 Gefährden nach der Aufhebung des Verfahrens 

Zwangsvollstreckungen einzelner Insolvenzgläu-
biger, die ihre Forderungen bis zum Abstim-
mungstermin nicht angemeldet haben, die 
Durchführung des Insolvenzplans, kann das In-
solvenzgericht auf Antrag des Schuldners eine 
Maßnahme der Zwangsvollstreckung ganz oder 
teilweise aufheben oder längstens für drei Jahre 
untersagen. Der Antrag ist nur zulässig, wenn der 
Schuldner die tatsächlichen Behauptungen, die 
die Gefährdung begründen, glaubhaft macht. 

(2)	 Ist die Gefährdung glaubhaft gemacht, kann das 
Gericht die Zwangsvollstreckung auch einstwei-
len einstellen. 

(3)	 Das Gericht hebt seinen Beschluss auf Antrag auf 
oder ändert ihn ab, wenn dies mit Rücksicht auf 
eine Änderung der Sachlage geboten ist.

§ 259b	 Besondere Verjährungsfrist 
(1)	 Die Forderung eines Insolvenzgläubigers, die 

nicht bis zum Abstimmungstermin angemeldet 
worden ist, verjährt in einem Jahr. 

(2)	 Die Verjährungsfrist beginnt, wenn die Forde-
rung fällig und der Beschluss rechtskräftig ist, 
durch den der Insolvenzplan bestätigt wurde. 

(3)	 Die Absätze 1 und 2 sind nur anzuwenden, wenn 
dadurch die Verjährung einer Forderung früher 
vollendet wird als bei Anwendung der ansonsten 
geltenden Verjährungsvorschriften. 

(4)	 Die Verjährung einer Forderung eines Insolvenz-
gläubigers ist gehemmt, solange wegen Vollstre-
ckungsschutzes nach §  259a nicht vollstreckt 
werden darf. Die Hemmung endet drei Monate 
nach Beendigung des Vollstreckungsschutzes.

§ 260	Überwachung der Planerfüllung
(1)	 Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans kann 

vorgesehen werden, dass die Erfüllung des Plans 
überwacht wird.
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InsO(2)	 Im Falle des Absatzes 1 wird nach der Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens überwacht, ob die An-
sprüche erfüllt werden, die den Gläubigern nach 
dem gestaltenden Teil gegen den Schuldner zuste-
hen.

(3)	 Wenn dies im gestaltenden Teil vorgesehen ist, 
erstreckt sich die Überwachung auf die Erfüllung 
der Ansprüche, die den Gläubigern nach dem ge-
staltenden Teil gegen eine juristische Person oder 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit zustehen, 
die nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
gegründet worden ist, um das Unternehmen oder 
einen Betrieb des Schuldners zu übernehmen und 
weiterzuführen (Übernahmegesellschaft).

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 3 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfä-
hige Personengesellschaft“ ersetzt werden. 

§ 261	 Aufgaben und Befugnisse des 
Insolvenzverwalters

(1)	 Die Überwachung ist Aufgabe des Insolvenzver-
walters. Die Ämter des Verwalters und der Mit-
glieder des Gläubigerausschusses und die Aufsicht 
des Insolvenzgerichts bestehen insoweit fort. § 22 
Abs. 3 gilt entsprechend.

(2)	 Während der Zeit der Überwachung hat der Ver-
walter dem Gläubigerausschuss, wenn ein sol-
cher bestellt ist, und dem Gericht jährlich über 
den jeweiligen Stand und die weiteren Aussich-
ten der Erfüllung des Insolvenzplans zu berichten. 
Unberührt bleibt das Recht des Gläubigeraus-
schusses und des Gerichts, jederzeit einzelne Aus-
künfte oder einen Zwischenbericht zu verlangen.

§ 262	 Anzeigepflicht des Insolvenzverwalters
Stellt der Insolvenzverwalter fest, dass Ansprü-
che, deren Erfüllung überwacht wird, nicht erfüllt 
werden oder nicht erfüllt werden können, so hat 
er dies unverzüglich dem Gläubigerausschuss 
und dem Insolvenzgericht anzuzeigen. Ist ein 
Gläubigerausschuss nicht bestellt, so hat der Ver-
walter an dessen Stelle alle Gläubiger zu unter-
richten, denen nach dem gestaltenden Teil des 
Insolvenzplans Ansprüche gegen den Schuldner 
oder die Übernahmegesellschaft zustehen.

§ 263	 Zustimmungsbedürftige Geschäfte
Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans kann vor-
gesehen werden, dass bestimmte Rechtsgeschäfte 
des Schuldners oder der Übernahmegesellschaft 
während der Zeit der Überwachung nur wirksam 

sind, wenn der Insolvenzverwalter ihnen zustimmt. 
§ 81 Abs. 1 und § 82 gelten entsprechend.

§ 264	Kreditrahmen
(1)	 Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans kann 

vorgesehen werden, dass die Insolvenzgläubiger 
nachrangig sind gegenüber Gläubigern mit For-
derungen aus Darlehen und sonstigen Krediten, 
die der Schuldner oder die Übernahmegesell-
schaft während der Zeit der Überwachung auf-
nimmt oder die ein Massegläubiger in die Zeit 
der Überwachung hinein stehen lässt. In diesem 
Fall ist zugleich ein Gesamtbetrag für derartige 
Kredite festzulegen (Kreditrahmen). Dieser darf 
den Wert der Vermögensgegenstände nicht 
übersteigen, die in der Vermögensübersicht des 
Plans (§ 229 Satz 1) aufgeführt sind.

(2)	 Der Nachrang der Insolvenzgläubiger gemäß Ab-
satz 1 besteht nur gegenüber Gläubigern, mit de-
nen vereinbart wird, dass und in welcher Höhe 
der von ihnen gewährte Kredit nach Hauptforde-
rung, Zinsen und Kosten innerhalb des Kreditrah-
mens liegt, und gegenüber denen der Insolvenz-
verwalter diese Vereinbarung schriftlich bestätigt.

(3)	 § 39 Abs. 1 Nr. 5 bleibt unberührt.

§ 265	 Nachrang von Neugläubigern
Gegenüber den Gläubigern mit Forderungen aus 
Krediten, die nach Maßgabe des §  264 aufge-
nommen oder stehen gelassen werden, sind 
nachrangig auch die Gläubiger mit sonstigen ver-
traglichen Ansprüchen, die während der Zeit der 
Überwachung begründet werden. Als solche 
Ansprüche gelten auch die Ansprüche aus einem 
vor der Überwachung vertraglich begründeten 
Dauerschuldverhältnis für die Zeit nach dem ers-
ten Termin, zu dem der Gläubiger nach Beginn 
der Überwachung kündigen konnte.

§ 266	Berücksichtigung des Nachrangs
(1)	 Der Nachrang der Insolvenzgläubiger und der in 

§ 265 bezeichneten Gläubiger wird nur in einem 
Insolvenzverfahren berücksichtigt, das vor der 
Aufhebung der Überwachung eröffnet wird.

(2)	 In diesem neuen Insolvenzverfahren gehen diese 
Gläubiger den übrigen nachrangigen Gläubigern 
im Range vor.

§ 267	 Bekanntmachung der Überwachung
(1)	 Wird die Erfüllung des Insolvenzplans überwacht, 

so ist dies zusammen mit dem Beschluss über die 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens öffentlich 
bekanntzumachen.

(2)	 Ebenso ist bekanntzumachen:
1.	 im Falle des § 260 Abs. 3 die Erstreckung der 
Überwachung auf die Übernahmegesellschaft;
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2.	 im Falle des § 263, welche Rechtsgeschäfte an 
die Zustimmung des Insolvenzverwalters gebun-
den werden;
3.	 im Falle des § 264, in welcher Höhe ein Kre-
ditrahmen vorgesehen ist.

(3)	 § 31 gilt entsprechend. Soweit im Falle des § 263 
das Recht zur Verfügung über ein Grundstück, ein 
eingetragenes Schiff, Schiffsbauwerk oder Luft-
fahrzeug, ein Recht an einem solchen Gegenstand 
oder ein Recht an einem solchen Recht beschränkt 
wird, gelten die §§ 32 und 33 entsprechend.

§ 268	Aufhebung der Überwachung
(1)	 Das Insolvenzgericht beschließt die Aufhebung 

der Überwachung,
1.	 wenn die Ansprüche, deren Erfüllung über-
wacht wird, erfüllt sind oder die Erfüllung dieser 
Ansprüche gewährleistet ist oder
2.	 wenn seit der Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens drei Jahre verstrichen sind und kein Antrag 
auf Eröffnung eines neuen Insolvenzverfahrens 
vorliegt.

(2)	 Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
§ 267 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 269	Kosten der Überwachung
	 Die Kosten der Überwachung trägt der Schuld-

ner. Im Falle des § 260 Abs. 3 trägt die Übernah-
megesellschaft die durch ihre Überwachung ent-
stehenden Kosten.

Siebter Teil – Koordinierung der Verfahren 
von Schuldnern, die derselben Unterneh-
mensgruppe angehören

Erster Abschnitt – Allgemeine Bestimmungen

§ 269a  Zusammenarbeit der Insolvenzverwalter
	 Die Insolvenzverwalter gruppenangehöriger 

Schuldner sind untereinander zur Unterrichtung 
und Zusammenarbeit verpflichtet, soweit hier-
durch nicht die Interessen der Beteiligten des 
Verfahrens beeinträchtigt werden, für das sie be-
stellt sind. Insbesondere haben sie auf Anforde-
rung unverzüglich alle Informationen mitzutei-
len, die für das andere Verfahren von Bedeutung 
sein können.

§ 269b	 Zusammenarbeit der Gerichte
	 Werden die Insolvenzverfahren über das Vermö-

gen von gruppenangehörigen Schuldnern bei 
verschiedenen Insolvenzgerichten geführt, 
sind die Gerichte zur Zusammenarbeit und ins-
besondere zum Austausch der Informationen 
verpflichtet, die für das andere Verfahren von Be-
deutung sein können. Dies gilt insbesondere für:

	 1.	 die Anordnung von Sicherungsmaßnahmen,

	 2.	 die Eröffnung des Verfahrens,
	 3.	 die Bestellung eines Insolvenzverwalters,
	 4.	wesentliche verfahrensleitende Entscheidungen,
	 5.	 den Umfang der Insolvenzmasse und
	 6.	die Vorlage von Insolvenzplänen sowie sons-

tige Maßnahmen zur Beendigung des Insolvenz-
verfahrens.

§ 269c	 Zusammenarbeit der Gläubigerausschüsse
(1)	 Auf Antrag eines Gläubigerausschusses, der in ei-

nem Verfahren über das Vermögen eines grup-
penangehörigen Schuldners bestellt ist, kann das 
Gericht des Gruppen-Gerichtsstands nach Anhö-
rung der anderen Gläubigerausschüsse einen 
Gruppen-Gläubigerausschuss einsetzen. Jeder 
Gläubigerausschuss oder vorläufige Gläubigeraus-
schuss eines gruppenangehörigen Schuldners, der 
nicht von offensichtlich untergeordneter Bedeu-
tung für die gesamte Unternehmensgruppe ist, 
stellt ein Mitglied des Gruppen-Gläubigeraus-
schusses. Ein weiteres Mitglied dieses Ausschusses 
wird aus dem Kreis der Vertreter der Arbeitneh-
mer bestimmt.

(2)	 Der Gruppen-Gläubigerausschuss unterstützt die 
Insolvenzverwalter und die Gläubigerausschüsse 
in den einzelnen Verfahren, um eine abge-
stimmte Abwicklung dieser Verfahren zu erleich-
tern. Die §§ 70 bis 73 gelten entsprechend. Hin-
sichtlich der Vergütung gilt die Tätigkeit als 
Mitglied im Gruppen-Gläubigerausschuss als Tä-
tigkeit in dem Gläubigerausschuss, den das Mit-
glied im Gruppen-Gläubigerausschuss vertritt.

(3)	 Dem Gläubigerausschuss steht in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 ein vorläufiger Gläubigerausschuss 
gleich.

Zweiter Abschnitt – Koordinationsverfahren

§ 269d	  Koordinationsgericht
(1)	 Wird über die Vermögen von gruppenangehöri-

gen Schuldnern die Eröffnung von Insolvenzver-
fahren beantragt oder wurden solche Verfahren 
eröffnet, kann das für die Eröffnung von Grup-
pen-Folgeverfahren zuständige Gericht (Koordi-
nationsgericht) auf Antrag ein Koordinationsver-
fahren einleiten.

(2)	 Antragsberechtigt ist jeder gruppenangehörige 
Schuldner. § 3a Absatz 3 findet entsprechende An-
wendung. Antragsberechtigt ist auch jeder Gläu-
bigerausschuss oder vorläufige Gläubigeraus-
schuss eines gruppenangehörigen Schuldners auf 
der Grundlage eines einstimmigen Beschlusses.

§ 269e	 Verfahrenskoordinator
(1)	 Das Koordinationsgericht bestellt eine von den 

gruppenangehörigen Schuldnern und deren 
Gläubigern unabhängige Person zum Verfah-
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InsOrenskoordinator. Die zu bestellende Person soll 
von den Insolvenzverwaltern und Sachwaltern 
der gruppenangehörigen Schuldner unabhängig 
sein. Die Bestellung eines gruppenangehörigen 
Schuldners ist ausgeschlossen.

(2)	 Vor der Bestellung des Verfahrenskoordinators gibt 
das Koordinationsgericht einem bestellten Grup-
pen-Gläubigerausschuss Gelegenheit, sich zu der 
Person des Verfahrenskoordinators und den an 
ihn zu stellenden Anforderungen zu äußern.

§ 269f	  Aufgaben und Rechtsstellung des 
Verfahrenskoordinators

(1)	 Der Verfahrenskoordinator hat für eine abge-
stimmte Abwicklung der Verfahren über die grup-
penangehörigen Schuldner zu sorgen, soweit dies 
im Interesse der Gläubiger liegt. Zu diesem Zweck 
kann er insbesondere einen Koordinationsplan 
vorlegen. Er kann diesen in den jeweiligen Gläubi-
gerversammlungen erläutern oder durch eine von 
ihm bevollmächtigte Person erläutern lassen.

(2)	 Die Insolvenzverwalter und vorläufigen Insolvenz
verwalter der gruppenangehörigen Schuldner 
sind zur Zusammenarbeit mit dem Verfahrens
koordinator verpflichtet. Sie haben ihm auf Auf-
forderung insbesondere die Informationen mit-
zuteilen, die er für eine zweckentsprechende 
Ausübung seiner Tätigkeit benötigt.

(3)	 Soweit in diesem Teil nichts anderes bestimmt 
ist, gelten für die Bestellung des Verfahrenskoor-
dinators, für die Aufsicht durch das Insolvenzge-
richt sowie für die Haftung und Vergütung § 27 
Absatz 2 Nummer 4 und die §§ 56 bis 60, 62 bis 
65 entsprechend.

§ 269g	 Vergütung des Verfahrenskoordinators
(1)	 Der Verfahrenskoordinator hat Anspruch auf 

Vergütung für seine Tätigkeit und auf Erstattung 
angemessener Auslagen. Der Regelsatz der Ver-
gütung wird nach dem Wert der zusammenge-
fassten Insolvenzmassen der in das Koordinati-
onsverfahren einbezogenen Verfahren über 
gruppenangehörige Schuldner berechnet. Dem 
Umfang und der Schwierigkeit der Koordinati-
onsaufgabe wird durch Abweichungen vom Re-
gelsatz Rechnung getragen. Die §§  64 und 65 
gelten entsprechend.

(2)	 Die Vergütung des Verfahrenskoordinators ist 
anteilig aus den Insolvenzmassen der gruppen-
angehörigen Schuldner zu berichtigen, wobei im 
Zweifel das Verhältnis des Werts der einzelnen 
Massen zueinander maßgebend ist.

§ 269h	 Koordinationsplan
(1) 	 Zur abgestimmten Abwicklung der Insolvenzver-

fahren über das Vermögen von gruppenangehö-
rigen Schuldnern können der Verfahrenskoordi-

nator und, wenn ein solcher noch nicht bestellt 
ist, die Insolvenzverwalter der gruppenangehöri-
gen Schuldner gemeinsam dem Koordinations-
gericht einen Koordinationsplan zur Bestätigung 
vorlegen. Der Koordinationsplan bedarf der Zu-
stimmung eines bestellten Gruppen-Gläubiger-
ausschusses. Das Gericht weist den Plan von 
Amts wegen zurück, wenn die Vorschriften 
über das Recht zur Vorlage, den Inhalt des Plans 
oder über die verfahrensmäßige Behandlung 
nicht beachtet worden sind und die Vorlegenden 
den Mangel nicht beheben können oder inner-
halb einer angemessenen vom Gericht gesetzten 
Frist nicht beheben.

(2)	 In dem Koordinationsplan können alle Maßnahmen 
beschrieben werden, die für eine abgestimmte Ab-
wicklung der Verfahren sachdienlich sind. Insbeson-
dere kann der Plan Vorschläge enthalten:

	 1.	 zur Wiederherstellung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der einzelnen gruppenange-
hörigen Schuldner und der Unternehmens-
gruppe,

	 2.	 zur Beilegung gruppeninterner Streitigkeiten,
	 3.	 zu vertraglichen Vereinbarungen zwischen 

den Insolvenzverwaltern.
(3)	 Gegen den Beschluss, durch den die Bestätigung 

des Koordinationsplans versagt wird, steht je-
dem Vorlegenden die sofortige Beschwerde zu. 
Die übrigen Vorlegenden sind in dem Verfahren 
zuzuziehen.

§ 269i	  Abweichungen vom Koordinationsplan
(1)	 Der Insolvenzverwalter eines gruppenangehöri-

gen Schuldners hat im Berichtstermin den Koor-
dinationsplan zu erläutern, wenn dies nicht durch 
den Verfahrenskoordinator oder eine von diesem 
bevollmächtigte Person erfolgt. Der Insolvenzver-
walter hat im Anschluss an die Erläuterung zu 
begründen, von welchen im Plan beschriebenen 
Maßnahmen er abweichen will. Liegt zum Zeit-
punkt des Berichtstermins noch kein Koordinati-
onsplan vor, so kommt der Insolvenzverwalter 
seinen Pflichten nach den Sätzen 1 und 2 in einer 
Gläubigerversammlung nach, für die das Insol-
venzgericht alsbald einen Termin bestimmt.

(2)	 Auf Beschluss der Gläubigerversammlung ist der 
Koordinationsplan einem vom Insolvenzverwal-
ter auszuarbeitenden Insolvenzplan zugrunde zu 
legen.

Achter Teil – Eigenverwaltung

§ 270	 Grundsatz
(1)	 Der Schuldner ist berechtigt, unter der Aufsicht 

eines Sachwalters die Insolvenzmasse zu verwal-
ten und über sie zu verfügen, wenn das Insolvenz
gericht in dem Beschluss über die Eröffnung des 
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Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung anord-
net. Für das Verfahren gelten die allgemeinen 
Vorschriften, soweit in diesem Teil nichts anderes 
bestimmt ist.

(2)	 Die Vorschriften dieses Teils sind auf Verbrau-
cherinsolvenzverfahren nach § 304 nicht anzu-
wenden.

§ 270a	 Antrag; Eigenverwaltungsplanung
(1)	 Der Schuldner fügt dem Antrag auf Anordnung 

der Eigenverwaltung eine Eigenverwaltungspla-
nung bei, welche umfasst:
1.	 einen Finanzplan, der den Zeitraum von sechs 
Monaten abdeckt und eine fundierte Darstellung 
der Finanzierungsquellen enthält, durch welche 
die Fortführung des gewöhnlichen Geschäftsbe-
triebes und die Deckung der Kosten des Verfahrens 
in diesem Zeitraum sichergestellt werden soll,
2.	 ein Konzept für die Durchführung des Insol-
venzverfahrens, welches auf Grundlage einer 
Darstellung von Art, Ausmaß und Ursachen der 
Krise das Ziel der Eigenverwaltung und die Maß-
nahmen beschreibt, welche zur Erreichung des 
Ziels in Aussicht genommen werden,
3.	 eine Darstellung des Stands von Verhandlun-
gen mit Gläubigern, den am Schuldner beteilig-
ten Personen und Dritten zu den in Aussicht 
genommenen Maßnahmen,
4.	eine Darstellung der Vorkehrungen, die der 
Schuldner getroffen hat, um seine Fähigkeit si-
cherzustellen, insolvenzrechtliche Pflichten zu 
erfüllen, und
5.	 eine begründete Darstellung etwaiger Mehr- 
oder Minderkosten, die im Rahmen der Eigenver-
waltung im Vergleich zu einem Regelverfahren 
und im Verhältnis zur Insolvenzmasse voraus-
sichtlich anfallen werden.

(2)	 Des Weiteren hat der Schuldner zu erklären,
1.	 ob, in welchem Umfang und gegenüber wel-
chen Gläubigern er sich mit der Erfüllung von 
Verbindlichkeiten aus Arbeitsverhältnissen, Pen-
sionszusagen oder dem Steuerschuldverhältnis, 
gegenüber Sozialversicherungsträgern oder Lie-
feranten in Verzug befindet,
2.	 ob und in welchen Verfahren zu seinen Guns-
ten innerhalb der letzten drei Jahre vor dem 
Antrag Vollstreckungs- oder Verwertungssperren 
nach diesem Gesetz oder nach dem Unterneh-
mensstabilisierungs- und -restrukturierungsge-
setz angeordnet wurden und

	 3.	 ob er für die letzten drei Geschäftsjahre seinen 
Offenlegungspflichten, insbesondere nach den 
§§ 325 bis 328 oder 339 des Handelsgesetzbuchs 
nachgekommen ist.

§ 270b	Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung
(1)	 Das Gericht bestellt einen vorläufigen Sachwal-

ter, auf den die §§ 274 und 275 anzuwenden sind 
(vorläufige Eigenverwaltung), wenn
1.	 die Eigenverwaltungsplanung des Schuldners 
vollständig und schlüssig ist und
2.	 keine Umstände bekannt sind, aus denen sich 
ergibt, dass die Eigenverwaltungsplanung in we-
sentlichen Punkten auf unzutreffenden Tatsa-
chen beruht.
Weist die Eigenverwaltungsplanung behebbare 
Mängel auf, kann das Gericht die vorläufige 
Eigenverwaltung einstweilen anordnen; in die-
sem Fall setzt es dem Schuldner eine Frist zur 
Nachbesserung, die 20 Tage nicht übersteigt.

(2)	 Sind nach dem gemäß § 270a Absatz 1 Nummer 1 
übermittelten Finanzplan die Kosten der Eigen-
verwaltung und der Fortführung des gewöhnli-
chen Geschäftsbetriebs nicht gedeckt, überstei-
gen die nach §  270a Absatz  1 Nummer  5 
ausgewiesenen voraussichtlichen Kosten der Ei-
genverwaltung in wesentlicher Weise die voraus-
sichtlichen Kosten des Regelverfahrens oder sind 
Umstände bekannt, aus denen sich ergibt, dass
1.	 Zahlungsrückstände gegenüber Arbeitneh-
mern oder erhebliche Zahlungsrückstände ge-
genüber den weiteren in § 270a Absatz 2 Num-
mer 1 genannten Gläubigern bestehen,
2.	 zugunsten des Schuldners in den letzten drei 
Jahren vor der Stellung des Antrags Vollstre-
ckungs- oder Verwertungssperren nach diesem 
Gesetz oder nach dem Unternehmensstabilisie-
rungs- und -restrukturierungsgesetz angeordnet 
worden sind oder
3.	 der Schuldner in einem der letzten drei Jahre 
vor der Antragstellung gegen die Offenlegungs-
verpflichtungen, insbesondere nach den §§ 325 
bis 328 oder 339 des Handelsgesetzbuchs versto-
ßen hat,
erfolgt die Bestellung des vorläufigen Sachwal-
ters nur, wenn trotz dieser Umstände zu erwar-
ten ist, dass der Schuldner bereit und in der Lage 
ist, seine Geschäftsführung an den Interessen 
der Gläubiger auszurichten.

(3)	 Einem vorläufigen Gläubigerausschuss ist vor Er-
lass der Entscheidung nach Absatz 2 Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. Ohne Äußerung des 
Gläubigerausschusses darf eine Entscheidung nur 
ergehen, wenn seit der Antragstellung zwei 
Werktage vergangen sind oder wenn offensicht-
lich mit nachteiligen Veränderungen der Vermö-
genslage des Schuldners zu rechnen ist, die sich 
nicht anders als durch Bestellung eines vorläufi-
gen Insolvenzverwalters abwenden lassen. An ei-
nen die vorläufige Eigenverwaltung unterstüt-
zenden einstimmigen Beschluss des vorläufigen 
Gläubigerausschusses ist das Gericht gebunden. 
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InsOStimmt der vorläufige Gläubigerausschuss ein-
stimmig gegen die vorläufige Eigenverwaltung, 
unterbleibt die Anordnung.

(4)	 Bestellt das Gericht einen vorläufigen Insolvenz-
verwalter, sind die Gründe hierfür schriftlich dar-
zulegen. § 27 Absatz 2 Nummer 4 gilt entspre-
chend.

§ 270c	 Vorläufiges Eigenverwaltungsverfahren
(1)	 Das Gericht kann den vorläufigen Sachwalter be-

auftragten, Bericht zu erstatten über
1.	 die vom Schuldner vorgelegten Eigenverwal-
tungsplanung, insbesondere, ob diese von den 
erkannten und erkennbaren tatsächlichen Gege-
benheiten ausgeht, schlüssig ist und durchführ-
bar erscheint,
2.	 die Vollständigkeit und Geeignetheit der Rech-
nungslegung und Buchführung als Grundlage für 
die Eigenverwaltungsplanung, insbesondere für 
die Finanzplanung,
3.	 das Bestehen von Haftungsansprüchen des 
Schuldners gegen amtierende oder ehemalige 
Mitglieder der Organe.

(2)	 Der Schuldner hat dem Gericht und dem vorläufi-
gen Sachwalter unverzüglich wesentliche Ände-
rungen mitzuteilen, welche die Eigenverwal-
tungsplanung betreffen.

(3)	 Das Gericht kann vorläufige Maßnahmen nach 
§ 21 Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1a, 3 bis 5 an-
ordnen. Ordnet das Gericht die vorläufige Eigen-
verwaltung nach § 270b Absatz 1 Satz 2 an, kann 
es zudem anordnen, dass Verfügungen des 
Schuldners der Zustimmung durch den vorläufi-
gen Sachwalter bedürfen.

(4)	 Auf Antrag des Schuldners hat das Gericht anzu-
ordnen, dass der Schuldner Masseverbindlichkei-
ten begründet. Soll sich die Ermächtigung auf Ver-
bindlichkeiten erstrecken, die im Finanzplan nicht 
berücksichtigt sind, bedarf dies einer besonderen 
Begründung. § 55 Absatz 2 gilt entsprechend.

(5) 	 Hat der Schuldner den Eröffnungsantrag bei dro-
hender Zahlungsunfähigkeit gestellt und die Ei-
genverwaltung beantragt, sieht das Gericht je-
doch die Voraussetzungen der Eigenverwaltung 
als nicht gegeben an, so hat es seine Bedenken 
dem Schuldner mitzuteilen und diesem Gelegen-
heit zu geben, den Eröffnungsantrag vor der Ent-
scheidung über die Eröffnung zurückzunehmen.

§ 270d	Vorbereitung einer Sanierung; Schutzschirm
(1)	 Hat der Schuldner mit dem Antrag eine mit Grün-

den versehene Bescheinigung eines in Insolvenz-
sachen erfahrenen Steuerberaters, Wirtschafts-
prüfers oder Rechtsanwalts oder einer Person mit 
vergleichbarer Qualifikation vorgelegt, aus der 
sich ergibt, dass drohende Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung, aber keine Zahlungsunfä-

higkeit vorliegt und die angestrebte Sanierung 
nicht offensichtlich aussichtslos ist, so bestimmt 
das Insolvenzgericht auf Antrag des Schuldners 
eine Frist zur Vorlage eines Insolvenzplans. Die 
Frist darf höchstens drei Monate betragen.

(2)	 Der Aussteller der Bescheinigung nach Absatz 1 
darf nicht zum vorläufigen Sachwalter bestellt 
werden. Der Schuldner kann dem Gericht Vor-
schläge für die Person des vorläufigen Sachwal-
ters unterbreiten. Das Gericht kann von einem 
Vorschlag des Schuldners nur abweichen, wenn 
die vorgeschlagene Person offensichtlich für die 
Übernahme des Amtes nicht geeignet ist; dies ist 
vom Gericht schriftlich zu begründen.

(3)	 Das Gericht hat Maßnahmen nach § 21 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 anzuordnen, wenn der Schuld-
ner dies beantragt.

(4)	 Der Schuldner oder der vorläufige Sachwalter ha-
ben dem Gericht den Eintritt der Zahlungsunfä-
higkeit unverzüglich anzuzeigen. Nach Aufhe-
bung der Anordnung nach Absatz 1 oder nach 
Ablauf der Frist entscheidet das Gericht über die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens.

§ 270e	 Aufhebung der vorläufigen Eigenverwaltung
(1)	 Die vorläufige Eigenverwaltung wird durch Be-

stellung eines vorläufigen Insolvenzverwalters 
aufgehoben, wenn
1.	 der Schuldner in schwerwiegender Weise 
gegen insolvenzrechtliche Pflichten verstößt oder 
sich auf sonstige Weise zeigt, dass er nicht bereit 
oder in der Lage ist, seine Geschäftsführung am 
Interesse der Gläubiger auszurichten, insbeson-
dere wenn sich erweist, dass
a) der Schuldner die Eigenverwaltungsplanung in 
wesentlichen Punkten auf unzutreffende Tatsa-
chen gestützt hat oder seinen Pflichten nach 
§ 270c Absatz 2 nicht nachkommt,
b) die Rechnungslegung und Buchführung so 
unvollständig oder mangelhaft sind, dass sie 
keine Beurteilung der Eigenverwaltungsplanung, 
insbesondere des Finanzplans, ermöglichen,
c) Haftungsansprüche des Schuldners gegen 
amtierende oder ehemalige Mitglieder seiner 
Organe bestehen, deren Durchsetzung in der 
Eigenverwaltung erschwert werden könnte,
2.	 Mängel der Eigenverwaltungsplanung nicht 
innerhalb der gemäß §  270b Absatz 1 Satz 2 
gesetzten Frist behoben werden,
3.	 die Erreichung des Eigenverwaltungsziels, ins-
besondere eine angestrebte Sanierung sich als 
aussichtslos erweist,
4.	der vorläufige Sachwalter dies mit Zustim-
mung des vorläufigen Gläubigerausschusses 
oder der vorläufige Gläubigerausschuss dies 
beantragt,
5. der Schuldner dies beantragt.
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(2)	 Die vorläufige Eigenverwaltung wird durch Bestel-
lung eines vorläufigen Insolvenzverwalters zudem 
aufgehoben, wenn ein absonderungsberechtigter 
Gläubiger oder Insolvenzgläubiger die Aufhebung 
beantragt und glaubhaft macht, dass die Voraus-
setzungen für eine Anordnung der vorläufigen Ei-
genverwaltung nicht vorliegen und ihm durch die 
Eigenverwaltung erhebliche Nachteile drohen. 
Vor der Entscheidung über den Antrag ist der 
Schuldner zu hören. Gegen die Entscheidung steht 
dem Gläubiger und dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu.

(3)	 Zum vorläufigen Insolvenzverwalter kann der 
bisherige vorläufige Sachwalter bestellt werden.

(4)	 Dem vorläufigen Gläubigerausschuss ist vor Er-
lass der Entscheidung nach Absatz 1 Nummer 1 
oder 3 Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
§ 270b Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Bestellt 
das Gericht einen vorläufigen Insolvenzverwal-
ter, sind die Gründe hierfür schriftlich darzule-
gen. § 27 Absatz 2 Nummer 4 gilt entsprechend.

§ 270f	  Anordnung der Eigenverwaltung
(1)	 Die Eigenverwaltung wird auf Antrag des Schuld-

ners angeordnet, es sei denn, eine vorläufige Ei-
genverwaltung wäre nach § 270b nicht anzuord-
nen oder nach § 270e aufzuheben.

(2)	 Anstelle eines Insolvenzverwalters wird ein Sach-
walter bestellt. Die Forderungen der Insolvenz-
gläubiger sind beim Sachwalter anzumelden. Die 
§§ 32 und 33 sind nicht anzuwenden.

(3)	 § 270b Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 ist entspre-
chend anzuwenden.

§ 270g	 Eigenverwaltung bei gruppenangehörigen 
Schuldnern

	 Wird die Eigenverwaltung oder die vorläufige Ei-
genverwaltung bei einem gruppenangehörigen 
Schuldner angeordnet, unterliegt der Schuldner 
den Kooperationspflichten des § 1269a. Dem ei-
genverwaltenden Schuldner stehen nach Verfah-
renseröffnung die Antragsrechte nach § 13a Ab-
satz 1, § 13d Absatz 2 und § 1269d Absatz 2 Satz 2 
zu.

§ 271	 Nachträgliche Anordnung
Beantragt die Gläubigerversammlung mit der in 
§  76 Absatz 2 genannten Mehrheit und der 
Mehrheit der abstimmenden Gläubiger die 
Eigenverwaltung, so ordnet das Gericht diese an, 
sofern der Schuldner zustimmt. Zum Sachwalter 
kann der bisherige Insolvenzverwalter bestellt 
werden.

§ 272	 Aufhebung der Anordnung
(1)	 Das Insolvenzgericht hebt die Anordnung der Ei-

genverwaltung auf, wenn

	 1.	 der Schuldner in schwerwiegender Weise ge-
gen insolvenzrechtliche Pflichten verstößt oder 
sich auf sonstige Weise zeigt, dass er nicht bereit 
oder in der Lage ist, seine Geschäftsführung am 
Interesse der Gläubiger auszurichten; dies gilt 
auch dann, wenn sich erweist, dass

	 a) der Schuldner die Eigenverwaltungsplanung in 
wesentlichen Punkten auf unzutreffende Tatsa-
chen gestützt hat,

	 b) die Rechnungslegung und Buchführung so un-
vollständig oder mangelhaft sind, dass sie keine 
Beurteilung der Eigenverwaltungsplanung, ins-
besondere des Finanzplans, ermöglichen,

	 c) Haftungsansprüche des Schuldners gegen am-
tierende oder ehemalige Mitglieder des vertre-
tungsberechtigten Organs bestehen, deren 
Durchsetzung in der Eigenverwaltung erschwert 
werden könnte,
2.	 die Erreichung des Eigenverwaltungsziels, ins-
besondere eine angestrebte Sanierung sich als 
aussichtslos erweist,
3.	 dies von der Gläubigerversammlung mit der in 
§ 76 Absatz 2 genannten Mehrheit und der Mehr-
heit der abstimmenden Gläubiger beantragt wird,
4.	dies von einem absonderungsberechtigten 
Gläubiger oder von einem Insolvenzgläubiger 
beantragt wird, die Voraussetzungen der Anord-
nung der Eigenverwaltung des § 270f Absatz 1 in 
Verbindung mit § 270b Absatz 1 Satz 1 weggefal-
len sind und dem Antragsteller durch die Eigen-
verwaltung erhebliche Nachteile drohen,
5.	 dies vom Schuldner beantragt wird.

(2)	 Der Antrag eines Gläubigers ist nur zulässig, 
wenn die in Absatz 1 Nummer 4 genannten Vo
raussetzungen glaubhaft gemacht werden. Vor 
der Entscheidung über den Antrag ist der Schuld-
ner zu hören. Gegen die Entscheidung steht dem 
Gläubiger und dem Schuldner die sofortige Be-
schwerde zu.

(3)	 Zum Insolvenzverwalter kann der bisherige Sach-
walter bestellt werden.

§ 273	 Öffentliche Bekanntmachung
Der Beschluss des Insolvenzgerichts, durch den 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens die 
Eigenverwaltung angeordnet oder die Anordnung 
aufgehoben wird, ist öffentlich bekannt zu 
machen.

§ 274	 Rechtsstellung des Sachwalters
(1)	 Für die Bestellung des Sachwalters, für die Auf-

sicht des Insolvenzgerichts sowie für die Haftung 
und die Vergütung des Sachwalters gelten § 27 
Absatz 2 Nummer 4, §  54 Nummer 2 und die 
§§ 56 bis 60, 62 bis 65 entsprechend.

(2)	 Der Sachwalter hat die wirtschaftliche Lage des 
Schuldners zu prüfen und die Geschäftsführung 
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InsOsowie die Ausgaben für die Lebensführung zu 
überwachen. Das Gericht kann anordnen, dass 
der Sachwalter den Schuldner im Rahmen der In-
solvenzgeldvorfinanzierung, der insolvenzrecht-
lichen Buchführung und der Verhandlungen mit 
Kunden und Lieferanten unterstützen kann. § 22 
Abs. 3 gilt entsprechend.

(3)	 Stellt der Sachwalter Umstände fest, die erwar-
ten lassen, dass die Fortsetzung der Eigenverwal-
tung zu Nachteilen für die Gläubiger führen wird, 
so hat er dies unverzüglich dem Gläubigeraus-
schuss und dem Insolvenzgericht anzuzeigen. Ist 
ein Gläubigerausschuss nicht bestellt, so hat der 
Sachwalter an dessen Stelle die Insolvenzgläubi-
ger, die Forderungen angemeldet haben, und die 
absonderungsberechtigten Gläubiger zu unter-
richten.

§ 275	 Mitwirkung des Sachwalters
(1)	 Verbindlichkeiten, die nicht zum gewöhnlichen 

Geschäftsbetrieb gehören, soll der Schuldner nur 
mit Zustimmung des Sachwalters eingehen. 
Auch Verbindlichkeiten, die zum gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb gehören, soll er nicht eingehen, 
wenn der Sachwalter widerspricht.

(2)	 Der Sachwalter kann vom Schuldner verlangen, 
dass alle eingehenden Gelder nur vom Sachwal-
ter entgegengenommen und Zahlungen nur vom 
Sachwalter geleistet werden.

§ 276	 Mitwirkung des Gläubigerausschusses
Der Schuldner hat die Zustimmung des Gläubi-
gerausschusses einzuholen, wenn er Rechts-
handlungen vornehmen will, die für das Insol-
venzverfahren von besonderer Bedeutung sind. 
§ 160 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, § 161 Satz 2 und § 164 
gelten entsprechend.

§ 276a	 Mitwirkung der Überwachungsorgane 
(1)	 Ist der Schuldner eine juristische Person oder 

eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, so 
haben der Aufsichtsrat, die Gesellschafterver-
sammlung oder entsprechende Organe keinen 
Einfluss auf die Geschäftsführung des Schuld-
ners. Die Abberufung und Neubestellung von 
Mitgliedern der Geschäftsleitung ist nur wirk-
sam, wenn der Sachwalter zustimmt. Die Zustim-
mung ist zu erteilen, wenn die Maßnahme nicht 
zu Nachteilen für die Gläubiger führt.

(2)	 Ist der Schuldner als juristische Person verfasst, 
so haften auch die Mitglieder des Vertretungsor-
gans nach Maßgabe der §§ 60 bis 62. Bei einer 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit gilt dies 
für die zur Vertretung der Gesellschaft ermäch-
tigten Gesellschafter. Ist kein zur Vertretung der 
Gesellschaft ermächtigter Gesellschafter eine 
natürliche Person, gilt dies für die organschaftli-

chen Vertreter der zur Vertretung ermächtigten 
Gesellschafter. Satz 3 gilt sinngemäß, wenn es 
sich bei den organschaftlichen Vertretern um Ge-
sellschaften ohne Rechtspersönlichkeit handelt, 
bei denen keine natürliche Person zur organ-
schaftlichen Vertretung ermächtigt ist, oder 
wenn sich die Verbindung von Gesellschaften in 
dieser Art fortsetzt.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 finden im Zeitraum zwischen 
der Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung 
oder der Anordnung vorläufiger Maßnahmen 
nach § 270c Absatz 3 und der Verfahrenseröff-
nung entsprechende Anwendung.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ und in 
Abs. 2 Satz 2 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähigen Personengesellschaft“ so-
wie in Abs. 2 Satz 4 die Wörter „Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die Wör-
ter „rechtsfähige Personengesellschaften“ 
ersetzt werden. 

§ 277	 Anordnung der Zustimmungsbedürftigkeit
(1)	 Auf Antrag der Gläubigerversammlung ordnet 

das Insolvenzgericht an, dass bestimmte Rechts-
geschäfte des Schuldners nur wirksam sind, wenn 
der Sachwalter ihnen zustimmt. § 81 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und § 82 gelten entsprechend. Stimmt der 
Sachwalter der Begründung einer Masseverbind-
lichkeit zu, so gilt § 61 entsprechend.

(2)	 Die Anordnung kann auch auf den Antrag eines 
absonderungsberechtigten Gläubigers oder ei-
nes Insolvenzgläubigers ergehen, wenn sie un-
aufschiebbar erforderlich ist, um Nachteile für 
die Gläubiger zu vermeiden. Der Antrag ist nur 
zulässig, wenn diese Voraussetzung der Anord-
nung glaubhaft gemacht wird.

(3)	 Die Anordnung ist öffentlich bekanntzumachen. 
§ 31 gilt entsprechend. Soweit das Recht zur Ver-
fügung über ein Grundstück, ein eingetragenes 
Schiff, Schiffsbauwerk oder Luftfahrzeug, ein 
Recht an einem solchen Gegenstand oder ein 
Recht an einem solchen Recht beschränkt wird, 
gelten die §§ 32 und 33 entsprechend.

§ 278	 Mittel zur Lebensführung des Schuldners
(1)	 Der Schuldner ist berechtigt, für sich und die in 

§ 100 Abs. 2 Satz 2 genannten Familienangehöri-
gen aus der Insolvenzmasse die Mittel zu entneh-
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men, die unter Berücksichtigung der bisherigen 
Lebensverhältnisse des Schuldners eine beschei-
dene Lebensführung gestatten.

(2)	 Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gilt 
Absatz 1 entsprechend für die vertretungsberech-
tigten persönlich haftenden Gesellschafter des 
Schuldners.

§ 279	 Gegenseitige Verträge
Die Vorschriften über die Erfüllung der Rechtsge-
schäfte und die Mitwirkung des Betriebsrats 
(§§ 103 bis 128) gelten mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle des Insolvenzverwalters der Schuldner 
tritt. Der Schuldner soll seine Rechte nach diesen 
Vorschriften im Einvernehmen mit dem Sachwal-
ter ausüben. Die Rechte nach den §§ 120, 122 und 
126 kann er wirksam nur mit Zustimmung des 
Sachwalters ausüben.

§ 280	 Haftung. Insolvenzanfechtung
Nur der Sachwalter kann die Haftung nach den 
§§  92 und 93 für die Insolvenzmasse geltend 
machen und Rechtshandlungen nach den §§ 129 
bis 147 anfechten.

§ 281	 Unterrichtung der Gläubiger
(1)	 Das Verzeichnis der Massegegenstände, das 

Gläubigerverzeichnis und die Vermögensüber-
sicht (§§ 151 bis 153) hat der Schuldner zu erstel-
len. Der Sachwalter hat die Verzeichnisse und die 
Vermögensübersicht zu prüfen und jeweils 
schriftlich zu erklären, ob nach dem Ergebnis sei-
ner Prüfung Einwendungen zu erheben sind.

(2)	 Im Berichtstermin hat der Schuldner den Bericht 
zu erstatten. Der Sachwalter hat zu dem Bericht 
Stellung zu nehmen.

(3)	 Zur Rechnungslegung (§§ 66, 155) ist der Schuld-
ner verpflichtet. Für die Schlussrechnung des 
Schuldners gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

§ 282	 Verwertung von Sicherungsgut
(1)	 Das Recht des Insolvenzverwalters zur Verwer-

tung von Gegenständen, an denen Absonde-
rungsrechte bestehen, steht dem Schuldner zu. 
Kosten der Feststellung der Gegenstände und der 
Rechte an diesen werden jedoch nicht erhoben. 
Als Kosten der Verwertung können nur die tat-
sächlich entstandenen, für die Verwertung erfor-
derlichen Kosten und der Umsatzsteuerbetrag 
angesetzt werden.

(2)	 Der Schuldner soll sein Verwertungsrecht im Ein-
vernehmen mit dem Sachwalter ausüben.

§ 283	 Befriedigung der Insolvenzgläubiger
(1)	 Bei der Prüfung der Forderungen können außer 

den Insolvenzgläubigern der Schuldner und der 
Sachwalter angemeldete Forderungen bestrei-

ten. Eine Forderung, die ein Insolvenzgläubiger, 
der Schuldner oder der Sachwalter bestritten hat, 
gilt nicht als festgestellt.

(2)	 Die Verteilungen werden vom Schuldner vorge-
nommen. Der Sachwalter hat die Verteilungsver-
zeichnisse zu prüfen und jeweils schriftlich zu er-
klären, ob nach dem Ergebnis seiner Prüfung 
Einwendungen zu erheben sind.

§ 284	 Insolvenzplan
(1)	 Ein Auftrag der Gläubigerversammlung zur Aus-

arbeitung eines Insolvenzplans ist an den Sach-
walter oder an den Schuldner zu richten. Der vor-
läufige Gläubigerausschuss kann einen Auftrag 
zur Ausarbeitung eines Insolvenzplans an den 
vorläufigen Sachwalter oder den Schuldner rich-
ten. Wird der Auftrag an den Schuldner gerichtet, 
so wirkt der vorläufige Sachwalter oder der Sach-
walter beratend mit.

(2)	 Eine Überwachung der Planerfüllung ist Aufgabe 
des Sachwalters.

§ 285	 Masseunzulänglichkeit
Masseunzulänglichkeit ist vom Sachwalter dem 
Insolvenzgericht anzuzeigen.

Neunter Teil – Restschuldbefreiung

§ 286	 Grundsatz
	 Ist der Schuldner eine natürliche Person, so wird 

er nach Maßgabe der §§ 287 bis 303a von den im 
Insolvenzverfahren nicht erfüllten Verbindlich-
keiten gegenüber den Insolvenzgläubigern be-
freit. 

§ 287	 Antrag des Schuldners
(1)	 Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des 

Schuldners voraus, der mit seinem Antrag auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens verbunden 
werden soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, 
so ist er innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Hinweis gemäß § 20 Abs. 2 zu stellen. Der Schuld-
ner hat dem Antrag eine Erklärung beizufügen, 
ob ein Fall des § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
oder 2 vorliegt. Die Richtigkeit und Vollständig-
keit der Erklärung nach Satz 3 hat der Schuldner 
zu versichern.

(2)	 Dem Antrag ist die Erklärung des Schuldners bei-
zufügen, dass dieser seine pfändbaren Forderun-
gen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder 
auf an deren Stelle tretende laufende Bezüge für 
den Zeitraum von drei Jahren nach der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens (Abtretungsfrist) an ei-
nen vom Gericht zu bestimmenden Treuhänder 
abtritt. Ist dem Schuldner auf Grundlage eines 
nach dem 30. September 2020 gestellten An-
trags bereits einmal Restschuldbefreiung erteilt 
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InsOworden, so beträgt die Abtretungsfrist in einem 
erneuten Verfahren fünf Jahre; der Schuldner hat 
dem Antrag eine entsprechende Abtretungser-
klärung beizufügen. 

(3)	 Vereinbarungen des Schuldners sind insoweit 
unwirksam, als sie die Abtretungserklärung nach 
Absatz 2 vereiteln oder beeinträchtigen würden.

(4) 	 Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen ange-
meldet haben, sind bis zum Schlusstermin zu 
dem Antrag des Schuldners zu hören.

§ 287a	 Entscheidung des Insolvenzgerichts
(1)	 Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zulässig, 

so stellt das Insolvenzgericht durch Beschluss 
fest, dass der Schuldner Restschuldbefreiung er-
langt, wenn er den Obliegenheiten nach den 
§§ 295 und 295a  nachkommt und die Vorausset-
zungen für eine Versagung nach den §§ 290, 297 
bis 298 nicht vorliegen. Der Beschluss ist öffent-
lich bekannt zu machen. Gegen den Beschluss 
steht dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu.

(2)	 Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist unzuläs-
sig, wenn
1.	 dem Schuldner in den letzten elf  Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag Restschuldbefrei-
ung erteilt oder wenn ihm die Restschuldbefrei-
ung in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach 
diesem Antrag nach § 297 versagt worden ist 
oder
2.	 dem Schuldner in den letzten drei Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag Restschuldbefrei-
ung nach § 290 Absatz 1 Nummer 5, 6 oder 7 oder 
nach § 296 versagt worden ist; dies gilt auch im 
Falle des § 297a, wenn die nachträgliche Versa-
gung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 Nummer 5, 
6 oder 7 gestützt worden ist.
In diesen Fällen hat das Gericht dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, den Eröffnungsantrag vor 
der Entscheidung über die Eröffnung zurückzu-
nehmen.

§ 287b	 Erwerbsobliegenheit des Schuldners
Ab Beginn der Abtretungsfrist bis zur Beendi-
gung des Insolvenzverfahrens obliegt es dem 
Schuldner, eine angemessene Erwerbstätigkeit 
auszuüben und, wenn er ohne Beschäftigung ist, 
sich um eine solche zu bemühen und keine 
zumutbare Tätigkeit abzulehnen.

§ 288	 Bestimmung des Treuhänders
Der Schuldner und die Gläubiger können dem 
Insolvenzgericht als Treuhänder eine für den 
jeweiligen Einzelfall geeignete natürliche Person 
vorschlagen. Wenn noch keine Entscheidung 

über die Restschuldbefreiung ergangen ist, 
bestimmt das Gericht zusammen mit der Ent-
scheidung, mit der es die Aufhebung oder die 
Einstellung des Insolvenzverfahrens wegen Mas-
seunzulänglichkeit beschließt, den Treuhänder, 
auf den die pfändbaren Bezüge des Schuldners 
nach Maßgabe der Abtretungserklärung (§ 287 
Absatz 2) übergehen.

§ 289	 Einstellung des Insolvenzverfahrens
Im Fall der Einstellung des Insolvenzverfahrens 
kann Restschuldbefreiung nur erteilt werden, 
wenn nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
die Insolvenzmasse nach § 209 verteilt worden 
ist und die Einstellung nach § 211 erfolgt.

§ 290	 Versagung der Restschuldbefreiung
(1)	 Die Restschuldbefreiung ist durch Beschluss zu 

versagen, wenn dies von einem Insolvenzgläubi-
ger, der seine Forderung angemeldet hat, bean-
tragt worden ist und wenn
1.	 der Schuldner in den letzten fünf Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag wegen einer Straf-
tat nach den §§  283 bis 283c des Strafgesetz-
buchs rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mehr 
als 90 Tagessätzen oder einer Freiheitsstrafe von 
mehr als drei Monaten verurteilt worden ist,
2.	 der Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
nach diesem Antrag vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig schriftlich unrichtige oder unvollständige Anga-
ben über seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
gemacht hat, um einen Kredit zu erhalten, Leistun-
gen aus öffentlichen Mitteln zu beziehen oder Leis-
tungen an öffentliche Kassen zu vermeiden,
3.	 (weggefallen)
4.	der Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag vorsätzlich oder grob 
fahrlässig die Befriedigung der Insolvenzgläubiger 
dadurch beeinträchtigt hat, dass er unangemes-
sene Verbindlichkeiten begründet oder Vermögen 
verschwendet oder ohne Aussicht auf eine Besse-
rung seiner wirtschaftlichen Lage die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens verzögert hat,
5.	 der Schuldner Auskunfts- oder Mitwirkungs-
pflichten nach diesem Gesetz vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt hat,
6.	der Schuldner in der nach § 287 Absatz 1 Satz 3 
vorzulegenden Erklärung und in den nach § 305 
Absatz 1 Nummer 3 vorzulegenden Verzeichnissen 
seines Vermögens und seines Einkommens, seiner 
Gläubiger und der gegen ihn gerichteten Forde-
rungen vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige 
oder unvollständige Angaben gemacht hat,
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7.	 der Schuldner seine Erwerbsobliegenheit nach 
§ 287b verletzt und dadurch die Befriedigung der 
Insolvenzgläubiger beeinträchtigt; dies gilt nicht, 
wenn den Schuldner kein Verschulden trifft; 
§ 296 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2)	 Der Antrag des Gläubigers kann bis zum Schluss-
termin oder bis zur Entscheidung nach § 211 Ab-
satz 1 schriftlich gestellt werden; er ist nur zuläs-
sig, wenn ein Versagungsgrund glaubhaft 
gemacht wird. Die Entscheidung über den Versa-
gungsantrag erfolgt nach dem gemäß Satz 1 
maßgeblichen Zeitpunkt.

(3)	 Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und 
jedem Insolvenzgläubiger, der die Versagung der 
Restschuldbefreiung beantragt hat, die sofortige 
Beschwerde zu. Der Beschluss ist öffentlich be-
kannt zu machen.

§ 291	 (weggefallen)

§ 292	 Rechtsstellung des Treuhänders
(1)	 Der Treuhänder hat den zur Zahlung der Bezüge 

Verpflichteten über die Abtretung zu unterrich-
ten. Er hat die Beträge, die er durch die Abtretung 
erlangt, und sonstige Leistungen des Schuldners 
oder Dritter von seinem Vermögen getrennt zu 
halten und einmal jährlich aufgrund des Schluss-
verzeichnisses an die Insolvenzgläubiger zu ver-
teilen, sofern die nach § 4a gestundeten Verfah-
renskosten abzüglich der Kosten für die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts berichtigt sind. 
§ 36 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 gilt entsprechend. Der 
Treuhänder kann die Verteilung längstens bis 
zum Ende der Abtretungsfrist aussetzen, wenn 
dies angesichts der Geringfügigkeit der zu vertei-
lenden Beträge angemessen erscheint; er hat 
dies dem Gericht einmal jährlich unter Angabe 
der Höhe der erlangten Beträge mitzuteilen.

(2)	 Die Gläubigerversammlung kann dem Treuhänder 
zusätzlich die Aufgabe übertragen, die Erfüllung 
der Obliegenheiten des Schuldners zu überwachen. 
In diesem Fall hat der Treuhänder die Gläubiger un-
verzüglich zu benachrichtigen, wenn er einen Ver-
stoß gegen diese Obliegenheiten feststellt. Der 
Treuhänder ist nur zur Überwachung verpflichtet, 
soweit die ihm dafür zustehende zusätzliche Ver-
gütung gedeckt ist oder vorgeschossen wird.

(3)	 Der Treuhänder hat bei der Beendigung seines 
Amtes dem Insolvenzgericht Rechnung zu legen. 
Die §§ 58 und 59 gelten entsprechend, § 59 je-
doch mit der Maßgabe, dass die Entlassung auch 
wegen anderer Entlassungsgründe als der fehlen-
den Unabhängigkeit von jedem Insolvenzgläubi-
ger beantragt werden kann und dass die sofor-
tige Beschwerde jedem Insolvenzgläubiger 
zusteht.

§ 293	 Vergütung des Treuhänders
(1)	 Der Treuhänder hat Anspruch auf Vergütung für 

seine Tätigkeit und auf Erstattung angemessener 
Auslagen.
Dabei ist dem Zeitaufwand des Treuhänders und 
dem Umfang seiner Tätigkeit Rechnung zu tragen.

(2)	 § 63 Abs. 2 sowie die §§ 64 und 65 gelten ent-
sprechend.

§ 294	 Gleichbehandlung der Gläubiger
(1)	 Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenz-

gläubiger in das Vermögen des Schuldners sind 
in dem Zeitraum zwischen Beendigung des Insol-
venzverfahrens und dem Ende der Abtretungs-
frist nicht zulässig.

(2)	 Jedes Abkommen des Schuldners oder anderer 
Personen mit einzelnen Insolvenzgläubigern, 
durch das diesen ein Sondervorteil verschafft 
wird, ist nichtig.

(3)	 Eine Aufrechnung gegen die Forderung auf die 
Bezüge, die von der Abtretungserklärung erfasst 
werden, ist nicht zulässig.

§ 295	 Obliegenheiten des Schuldners
Dem Schuldner obliegt es, in dem Zeitraum zwi-
schen Beendigung des Insolvenzverfahrens und 
dem Ende der Abtretungsfrist
1.	 eine angemessene Erwerbstätigkeit auszu-
üben und, wenn er ohne Beschäftigung ist, sich 
um eine solche zu bemühen und keine zumut-
bare Tätigkeit abzulehnen;
2.	 Vermögen, das er von Todes wegen oder mit 
Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht oder durch 
Schenkung erwirbt, zur Hälfte des Wertes sowie 
Vermögen, das er als Gewinn in einer Lotterie, 
Ausspielung oder in einem anderen Spiel mit 
Gewinnmöglichkeit erwirbt, zum vollen Wert an 
den Treuhänder herauszugeben; von der Heraus-
gabepflicht sind gebräuchliche Gelegenheitsge-
schenke und Gewinne von geringem Wert ausge-
nommen;
3.	 jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der 
Beschäftigungsstelle unverzüglich dem Insolven-
zgericht und dem Treuhänder anzuzeigen, keine 
von der Abtretungserklärung erfassten Bezüge 
und kein von Nummer 2 erfasstes Vermögen zu 
verheimlichen und dem Gericht und dem Treu-
händer auf Verlangen Auskunft über seine Er-
werbstätigkeit oder seine Bemühungen um eine 
solche sowie über seine Bezüge und sein Vermö-
gen zu erteilen;
4.	Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenz-
gläubiger nur an den Treuhänder zu leisten und 
keinem Insolvenzgläubiger einen Sondervorteil 
zu verschaffen;
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InsO5.	 keine unangemessenen Verbindlichkeiten im 
Sinne des § 290 Absatz 1 Nummer 4 zu begrün-
den.
Auf Antrag des Schuldners stellt das Insolvenzge-
richt fest, ob ein Vermögenserwerb nach Satz 1 
Nummer 2 von der Herausgabeobliegenheit aus-
genommen ist.  

§ 295a	 Obliegenheiten des Schuldners bei selbssttän-
diger Tätigkeit

(1)	 Soweit der Schuldner eine selbstständige Tätig-
keit ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubi-
ger durch Zahlungen an den Treuhänder so zu 
stellen, als wenn er ein angemessenes Dienstver-
hältnis eingegangen wäre. Die Zahlungen sind 
kalenderjährlich bis zum 31. Januar des Folgejah-
res zu leisten. 

(2)	  Auf Antrag des Schuldners stellt das Gericht den 
Betrag fest, der den Bezügen aus dem nach Ab-
satz 1 zugrunde zu legenden Dienstverhältnis 
entspricht. Der Schuldner hat die Höhe der Be-
züge, die er aus einem angemessenen Dienstver-
hältnis erzielen könnte, glaubhaft zu machen. 
Der Treuhänder und die Insolvenzgläubiger sind 
vor der Entscheidung anzuhören. Gegen die Ent-
scheidung steht dem Schuldner und jedem Insol-
venzgläubiger die sofortige Beschwerde zu. 

§ 296	 Verstoß gegen Obliegenheiten
(1)	 Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe-

freiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
wenn der Schuldner in dem Zeitraum zwischen 
Beendigung des Insolvenzverfahrens und dem 
Ende der Abtretungsfrist eine seiner Obliegen-
heiten verletzt und dadurch die Befriedigung der 
Insolvenzgläubiger beeinträchtigt; dies gilt nicht, 
wenn den Schuldner kein Verschulden trifft; im 
Fall des § 295 Satz 1 Nummer 5 bleibt einfache 
Fahrlässigkeit außer Betracht. Der Antrag kann 
nur binnen eines Jahres nach dem Zeitpunkt ge-
stellt werden, in dem die Obliegenheitsverlet-
zung dem Gläubiger bekanntgeworden ist. Er ist 
nur zulässig, wenn die Voraussetzungen der 
Sätze 1 und 2 glaubhaft gemacht werden. 

(2)	 Vor der Entscheidung über den Antrag sind der 
Treuhänder, der Schuldner und die Insolvenz-
gläubiger zu hören. Der Schuldner hat über die 
Erfüllung seiner Obliegenheiten Auskunft zu er-
teilen und, wenn es der Gläubiger beantragt, die 
Richtigkeit dieser Auskunft an Eides statt zu ver-
sichern. Gibt er die Auskunft oder die eidesstattli-
che Versicherung ohne hinreichende Entschuldi-
gung nicht innerhalb der ihm gesetzten Frist ab 
oder erscheint er trotz ordnungsgemäßer Ladung 
ohne hinreichende Entschuldigung nicht zu einem 
Termin, den das Gericht für die Erteilung der Aus-
kunft oder die eidesstattliche Versicherung anbe-

raumt hat, so ist die Restschuldbefreiung zu versa-
gen.

(3)	 Gegen die Entscheidung steht dem Antragsteller 
und dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. 
Die Versagung der Restschuldbefreiung ist öf-
fentlich bekanntzumachen.

§ 297	 Insolvenzstraftaten
(1)	 Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe-

freiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
wenn der Schuldner in dem Zeitraum zwischen 
Schlusstermin und Aufhebung des Insolvenzver-
fahrens oder in dem Zeitraum zwischen Beendi-
gung des Insolvenzverfahrens und dem Ende der 
Abtretungsfrist wegen einer Straftat nach den 
§§ 283 bis 283c des Strafgesetzbuchs rechtskräf-
tig zu einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessät-
zen oder einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten verurteilt wird.

(2)	 § 296 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 3 gilt entspre-
chend.

§ 297a	 Nachträglich bekannt gewordene Versa-
gungsgründe

(1)	 Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe-
freiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
wenn sich nach dem Schlusstermin oder im Falle 
des § 211 nach der Einstellung herausstellt, dass 
ein Versagungsgrund nach § 290 Absatz 1 vorge-
legen hat. Der Antrag kann nur binnen sechs Mo-
naten nach dem Zeitpunkt gestellt werden, zu 
dem der Versagungsgrund dem Gläubiger be-
kannt geworden ist. Er ist nur zulässig, wenn 
glaubhaft gemacht wird, dass die Voraussetzun-
gen der Sätze 1 und 2 vorliegen und dass der 
Gläubiger bis zu dem gemäß Satz 1 maßgebli-
chen Zeitpunkt keine Kenntnis von ihnen hatte.

(2)	 § 296 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 298	 Deckung der Mindestvergütung des Treu
händers

(1)	 Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe-
freiung auf Antrag des Treuhänders, wenn die an 
diesen abgeführten Beträge für das vorangegan-
gene Jahr seiner Tätigkeit die Mindestvergütung 
nicht decken und der Schuldner den fehlenden 
Betrag nicht einzahlt, obwohl ihn der Treuhänder 
schriftlich zur Zahlung binnen einer Frist von 
mindestens zwei Wochen aufgefordert und ihn 
dabei auf die Möglichkeit der Versagung der 
Restschuldbefreiung hingewiesen hat. Dies gilt 
nicht, wenn die Kosten des Insolvenzverfahrens 
nach § 4a gestundet wurden.

(2)	 Vor der Entscheidung ist der Schuldner zu hören. 
Die Versagung unterbleibt, wenn der Schuldner 
binnen zwei Wochen nach Aufforderung durch 
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das Gericht den fehlenden Betrag einzahlt oder 
ihm dieser entsprechend § 4a gestundet wird.

(3)	 § 296 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 299	Vorzeitige Beendigung
Wird die Restschuldbefreiung nach den §§ 296, 
297, 297a oder 298 versagt, so enden die Abtre-
tungsfrist, das Amt des Treuhänders und die 
Beschränkung der Rechte der Gläubiger mit der 
Rechtskraft der Entscheidung.

§ 300	Entscheidung über die Restschuldbefreiung
(1)	 Das Insolvenzgericht entscheidet nach dem regu-

lären Ablauf der Abtretungsfrist über die Ertei-
lung der Restschuldbefreiung. Der Beschluss er-
geht nach Anhörung der Insolvenzgläubiger, des 
Insolvenzverwalters oder Treuhänders und des 
Schuldners. Eine nach Satz 1 erteilte Restschuld-
befreiung gilt als mit Ablauf der Abtretungsfrist 
erteilt. 

(2) 	 Wurden im Insolvenzverfahren keine Forderun-
gen angemeldet oder sind die Insolvenzforderun-
gen befriedigt worden und hat der Schuldner die 
Kosten des Verfahrens und die sonstigen Masse-
verbindlichkeiten berichtigt, so entscheidet das 
Gericht auf Antrag des Schuldners schon vor Ab-
lauf der Abtretungsfrist über die Erteilung der 
Restschuldbefreiung. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Satz 1 ist vom Schuldner glaubhaft zu machen. 
Wird die Restschuldbefreiung nach Satz 1 erteilt, 
so gelten die § 299 und § 300a entsprechend. 

(3)	 Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe-
freiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
wenn die Voraussetzungen des § 290 Absatz 1, 
des § 296 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3, des § 297 
oder des § 297a vorliegen, oder auf Antrag des 
Treuhänders, wenn die Voraussetzungen des 
§ 298 vorliegen.

(4)	 Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und 
jedem Insolvenzgläubiger, der bei der Anhörung 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 die Versagung der 
Restschuldbefreiung beantragt oder der das 
Nichtvorliegen der Voraussetzungen einer vor-
zeitigen Restschuldbefreiung nach Absatz 2 gel-
tend gemacht hat, die sofortige Beschwerde zu.  

§ 300a	Neuerwerb im laufenden Insolvenzverfahren
(1)	 Wird dem Schuldner Restschuldbefreiung erteilt, 

gehört das Vermögen, das der Schuldner nach 
Ende der Abtretungsfrist oder nach Eintritt der 
Voraussetzungen des § 300 Absatz 2 Satz 1 er-
wirbt, nicht mehr zur Insolvenzmasse. Satz 1 gilt 
nicht für Vermögensbestandteile, die aufgrund 
einer Anfechtung des Insolvenzverwalters zur In-
solvenzmasse zurückgewährt werden oder die 

aufgrund eines vom Insolvenzverwalter geführ-
ten Rechtsstreits oder aufgrund Verwertungs-
handlungen des Insolvenzverwalters zur Insol-
venzmasse gehören. 

(2)	 Bis zur rechtskräftigen Erteilung der Restschuld-
befreiung hat der Verwalter den Neuerwerb, der 
dem Schuldner zusteht, treuhänderisch zu ver-
einnahmen und zu verwalten. Nach rechtskräfti-
ger Erteilung der Restschuldbefreiung findet die 
Vorschrift des § 89 keine Anwendung. Der Insol-
venzverwalter hat bei Rechtskraft der Erteilung 
der Restschuldbefreiung dem Schuldner den 
Neuerwerb herauszugeben und über die Verwal-
tung des Neuerwerbs Rechnung zu legen.

(3)	 Der Insolvenzverwalter hat für seine Tätigkeit 
nach Absatz 2, sofern Restschuldbefreiung 
rechtskräftig erteilt wird, gegenüber dem 
Schuldner Anspruch auf Vergütung und auf Er-
stattung angemessener Auslagen. § 293 gilt ent-
sprechend.

§ 301	 Wirkung der Restschuldbefreiung
(1)	 Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so wirkt sie 

gegen alle Insolvenzgläubiger. Dies gilt auch für 
Gläubiger, die ihre Forderungen nicht angemel-
det haben.

(2)	 Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen Mit-
schuldner und Bürgen des Schuldners sowie die 
Rechte dieser Gläubiger aus einer zu ihrer Siche-
rung eingetragenen Vormerkung oder aus einem 
Recht, das im Insolvenzverfahren zur abgeson-
derten Befriedigung berechtigt, werden durch 
die Restschuldbefreiung nicht berührt. Der 
Schuldner wird jedoch gegenüber dem Mit-
schuldner, dem Bürgen oder anderen Rückgriffs-
berechtigten in gleicher Weise befreit wie gegen-
über den Insolvenzgläubigern.

(3)	 Wird ein Gläubiger befriedigt, obwohl er auf 
Grund der Restschuldbefreiung keine Befriedi-
gung zu beanspruchen hat, so begründet dies 
keine Pflicht zur Rückgewähr des Erlangten.

(4)	 Ein allein aufgrund der Insolvenz des Schuldners 
erlassenes Verbot, eine gewerbliche, geschäftli-
che, handwerkliche oder freiberufliche Tätigkeit 
aufzunehmen oder auszuüben, tritt mit Rechts-
kraft der Erteilung der Restschuldbefreiung au-
ßer Kraft. Satz 1 gilt nicht für die Versagung und 
die Aufhebung einer Zulassung zu einer erlaub-
nispflichtigen Tätigkeit.  

§ 302	 Ausgenommene Forderungen
Von der Erteilung der Restschuldbefreiung wer-
den nicht berührt:
1.	 Verbindlichkeiten des Schuldners aus einer 
vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung, 
aus rückständigem gesetzlichen Unterhalt, den 
der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig nicht 
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InsOgewährt hat, oder aus einem Steuerschuldver-
hältnis, sofern der Schuldner im Zusammenhang 
damit wegen einer Steuerstraftat nach den 
§§  370, 373 oder §  374 der Abgabenordnung 
rechtskräftig verurteilt worden ist; der Gläubiger 
hat die entsprechende Forderung unter Angabe 
dieses Rechtsgrundes nach § 174 Absatz 2 anzu-
melden;
2.	 Geldstrafen und die diesen in § 39 Abs. 1 Nr. 3 
gleichgestellten Verbindlichkeiten des Schuldners;
3.	 Verbindlichkeiten aus zinslosen Darlehen, die 
dem Schuldner zur Begleichung der Kosten des 
Insolvenzverfahrens gewährt wurden.

§ 303	 Widerruf der Restschuldbefreiung
(1)	 Auf Antrag eines Insolvenzgläubigers widerruft 

das Insolvenzgericht die Erteilung der Rest-
schuldbefreiung, wenn
1.	 sich nachträglich herausstellt, dass der Schuld-
ner eine seiner Obliegenheiten vorsätzlich ver-
letzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenz-
gläubiger erheblich beeinträchtigt hat,
2.	 sich nachträglich herausstellt, dass der Schuld-
ner während der Abtretungsfrist nach Maßgabe 
von §  297 Absatz 1 verurteilt worden ist, oder 
wenn der Schuldner erst nach Erteilung der Rest-
schuldbefreiung wegen einer bis zum Ende der 
Abtretungsfrist begangenen Straftat nach Maß-
gabe von § 297 Absatz 1 verurteilt wird oder
3.	 der Schuldner nach Erteilung der Restschuld-
befreiung Auskunfts- oder Mitwirkungspflichten 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat, die 
ihm nach diesem Gesetz während des Insolvenz-
verfahrens obliegen.

(2)	 Der Antrag des Gläubigers ist nur zulässig, wenn 
er innerhalb eines Jahres nach der Rechtskraft 
der Entscheidung über die Restschuldbefreiung 
gestellt wird; ein Widerruf nach Absatz 1 Num-
mer 3 kann bis zu sechs Monate nach rechtskräf-
tiger Aufhebung des Insolvenzverfahrens bean-
tragt werden. Der Gläubiger hat die Vorausset-
zungen des Widerrufsgrundes glaubhaft zu ma-
chen. In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 hat 
der Gläubiger zudem glaubhaft zu machen, dass 
er bis zur Rechtskraft der Entscheidung keine 
Kenntnis vom Widerrufsgrund hatte.

(3)	 Vor der Entscheidung sind der Schuldner und in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 3 auch der 
Treuhänder oder Insolvenzverwalter zu hören. Ge-
gen die Entscheidung steht dem Antragsteller und 
dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Die 
Entscheidung, durch welche die Restschuldbefrei-
ung widerrufen wird, ist öffentlich bekannt zu ma-
chen.

§ 303a	 Eintragung in das Schuldnerverzeichnis
Das Insolvenzgericht ordnet die Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis nach § 882b der Zivilpro-
zessordnung an. Eingetragen werden Schuldner,
1.	 denen die Restschuldbefreiung nach den 
§§ 290, 296, 297 oder 297a oder auf Antrag eines 
Insolvenzgläubigers nach § 300 Absatz 3 versagt 
worden ist,
2.	 deren Restschuldbefreiung widerrufen wor-
den ist.
Es übermittelt die Anordnung unverzüglich elek-
tronisch dem zentralen Vollstreckungsgericht 
nach § 882h Absatz 1 der Zivilprozessordnung. 
§ 882c Absatz 2 und 3 der Zivilprozessordnung 
gilt entsprechend.

Zehnter Teil 
– Verbraucherinsolvenzverfahren

§ 304	Grundsatz
(1)	 Ist der Schuldner eine natürliche Person, die keine 

selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit ausübt 
oder ausgeübt hat, so gelten für das Verfahren die 
allgemeinen Vorschriften, soweit in diesem Teil 
nichts anderes bestimmt ist. Hat der Schuldner 
eine selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit aus-
geübt, so findet Satz 1 Anwendung, wenn seine 
Vermögensverhältnisse überschaubar sind und 
gegen ihn keine Forderungen aus Arbeitsverhält-
nissen bestehen.

(2)	 Überschaubar sind die Vermögensverhältnisse 
im Sinne von Absatz 1 Satz 2 nur, wenn der 
Schuldner zu dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt 
wird, weniger als 20 Gläubiger hat.

§ 305	 Eröffnungsantrag des Schuldners
(1)	 Mit dem schriftlich einzureichenden Antrag auf 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder unver-
züglich nach diesem Antrag hat der Schuldner 
vorzulegen:
1.	 eine Bescheinigung, die von einer geeigneten 
Person oder Stelle auf der Grundlage persönli-
cher Beratung und eingehender Prüfung der Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse des 
Schuldners ausgestellt ist und aus der sich ergibt, 
dass eine außergerichtliche Einigung mit den 
Gläubigern über die Schuldenbereinigung auf 
der Grundlage eines Plans innerhalb der letzten 
sechs Monate vor dem Eröffnungsantrag erfolg-
los versucht worden ist; der Plan ist beizufügen 
und die wesentlichen Gründe für sein Scheitern 
sind darzulegen; die Länder können bestimmen, 
welche Personen oder Stellen als geeignet anzu-
sehen sind;
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2.	 den Antrag auf Erteilung von Restschuldbe-
freiung (§  287) oder die Erklärung, dass Rest-
schuldbefreiung nicht beantragt werden soll;
3.	 ein Verzeichnis des vorhandenen Vermögens 
und des Einkommens (Vermögensverzeichnis), 
eine Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts 
dieses Verzeichnisses (Vermögensübersicht), ein 
Verzeichnis der Gläubiger und ein Verzeichnis 
der gegen ihn gerichteten Forderungen; den Ver-
zeichnissen und der Vermögensübersicht ist die 
Erklärung beizufügen, dass die enthaltenen 
Angaben richtig und vollständig sind;
4.	einen Schuldenbereinigungsplan; dieser kann 
alle Regelungen enthalten, die unter Berücksichti-
gung der Gläubigerinteressen sowie der Vermö-
gens-, Einkommens- und Familienverhältnisse des 
Schuldners geeignet sind, zu einer angemessenen 
Schuldenbereinigung zu führen; in den Plan ist 
aufzunehmen, ob und inwieweit Bürgschaften, 
Pfandrechte und andere Sicherheiten der Gläubi-
ger vom Plan berührt werden sollen.

(2)	 In dem Verzeichnis der Forderungen nach Absatz 1 
Nr. 3 kann auch auf beigefügte Forderungsaufstel-
lungen der Gläubiger Bezug genommen werden. 
Auf Aufforderung des Schuldners sind die Gläubi-
ger verpflichtet, auf ihre Kosten dem Schuldner 
zur Vorbereitung des Forderungsverzeichnisses 
eine schriftliche Aufstellung ihrer gegen diesen 
gerichteten Forderungen zu erteilen; insbeson-
dere haben sie ihm die Höhe ihrer Forderungen 
und deren Aufgliederung in Hauptforderung, Zin-
sen und Kosten anzugeben. Die Aufforderung des 
Schuldners muss einen Hinweis auf einen bereits 
bei Gericht eingereichten oder in naher Zukunft 
beabsichtigten Antrag auf Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens enthalten.

(3)	 Hat der Schuldner die amtlichen Formulare nach 
Absatz 5 nicht vollständig ausgefüllt abgegeben, 
fordert ihn das Insolvenzgericht auf, das Fehlende 
unverzüglich zu ergänzen. Kommt der Schuldner 
dieser Aufforderung nicht binnen eines Monats 
nach, so gilt sein Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens als zurückgenommen. Im Falle des 
§ 306 Abs. 3 Satz 3 beträgt die Frist drei Monate. 

(4)	 Der Schuldner kann sich vor dem Insolvenzge-
richt von einer geeigneten Person oder einem 
Angehörigen einer als geeignet anerkannten 
Stelle im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 vertreten las-
sen. Für die Vertretung des Gläubigers gilt § 174 
Abs. 1 Satz 3 entsprechend.

(5)	 Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Vereinfachung des Verbraucherinsolvenzverfah-
rens für die Beteiligten Formulare für die nach Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 4 vorzulegenden Bescheini-
gungen, Anträge und Verzeichnisse einzuführen. 

Soweit nach Satz 1 Formulare eingeführt sind, 
muss sich der Schuldner ihrer bedienen. Für Ver-
fahren bei Gerichten, die die Verfahren maschinell 
bearbeiten und für Verfahren bei Gerichten, die die 
Verfahren nicht maschinell bearbeiten, können 
unterschiedliche Formulare eingeführt werden.

§ 305a	 Scheitern der außergerichtlichen 
Schuldenbereinigung

Der Versuch, eine außergerichtliche Einigung mit 
den Gläubigern über die Schuldenbereinigung 
herbeizuführen, gilt als gescheitert, wenn ein 
Gläubiger die Zwangsvollstreckung betreibt, 
nachdem die Verhandlungen über die außerge-
richtliche Schuldenbereinigung aufgenommen 
wurden.

§ 306	Ruhen des Verfahrens
(1)	 Das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens ruht bis zur Entschei-
dung über den Schuldenbereinigungsplan. Die-
ser Zeitraum soll drei Monate nicht überschrei-
ten. Das Gericht ordnet nach Anhörung des 
Schuldners die Fortsetzung des Verfahrens über 
den Eröffnungsantrag an, wenn nach seiner 
freien Überzeugung der Schuldenbereinigungs-
plan voraussichtlich nicht angenommen wird.

(2)	 Absatz 1 steht der Anordnung von Sicherungs-
maßnahmen nicht entgegen. Ruht das Verfah-
ren, so hat der Schuldner in der für die Zustellung 
erforderlichen Zahl Abschriften des Schuldenbe-
reinigungsplans und der Vermögensübersicht 
innerhalb von zwei Wochen nach Aufforderung 
durch das Gericht nachzureichen. § 305 Abs. 3 
Satz 2 gilt entsprechend.

(3)	 Beantragt ein Gläubiger die Eröffnung des Ver-
fahrens, so hat das Insolvenzgericht vor der Ent-
scheidung über die Eröffnung dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, ebenfalls einen Antrag zu 
stellen. Stellt der Schuldner einen Antrag, so gilt 
Absatz 1 auch für den Antrag des Gläubigers. In 
diesem Fall hat der Schuldner zunächst eine au-
ßergerichtliche Einigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 
zu versuchen.

§ 307	 Zustellung an die Gläubiger
(1)	 Das Insolvenzgericht stellt den vom Schuldner 

genannten Gläubigern den Schuldenbereini-
gungsplan sowie die Vermögensübersicht zu und 
fordert die Gläubiger zugleich auf, binnen einer 
Notfrist von einem Monat zu den in § 305 Abs. 1 
Nr.  3 genannten Verzeichnissen und zu dem 
Schuldenbereinigungsplan Stellung zu nehmen; 
die Gläubiger sind darauf hinzuweisen, dass die 
Verzeichnisse beim Insolvenzgericht zur Einsicht 
niedergelegt sind. Zugleich ist jedem Gläubiger 
mit ausdrücklichem Hinweis auf die Rechtsfolgen 



141

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

InsOdes § 308 Abs. 3 Satz 2 Gelegenheit zu geben, 
binnen der Frist nach Satz 1 die Angaben über 
seine Forderungen in dem beim Insolvenzgericht 
zur Einsicht niedergelegten Forderungsverzeich-
nis zu überprüfen und erforderlichenfalls zu er-
gänzen. Auf die Zustellung nach Satz 1 ist §  8 
Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 2 und 3 nicht anzuwenden.

(2)	 Geht binnen der Frist nach Absatz 1 Satz 1 bei Ge-
richt die Stellungnahme eines Gläubigers nicht 
ein, so gilt dies als Einverständnis mit dem Schul-
denbereinigungsplan. Darauf ist in der Aufforde-
rung hinzuweisen.

(3)	 Nach Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 1 ist dem 
Schuldner Gelegenheit zu geben, den Schulden-
bereinigungsplan binnen einer vom Gericht zu 
bestimmenden Frist zu ändern oder zu ergänzen, 
wenn dies aufgrund der Stellungnahme eines 
Gläubigers erforderlich oder zur Förderung einer 
einverständlichen Schuldenbereinigung sinnvoll 
erscheint. Die Änderungen oder Ergänzungen 
sind den Gläubigern zuzustellen, soweit dies er-
forderlich ist. Absatz 1 Satz 1, 3 und Absatz 2 gel-
ten entsprechend.

§ 308	Annahme des Schuldenbereinigungsplans
(1)	 Hat kein Gläubiger Einwendungen gegen den 

Schuldenbereinigungsplan erhoben oder wird 
die Zustimmung nach § 309 ersetzt, so gilt der 
Schuldenbereinigungsplan als angenommen; 
das Insolvenzgericht stellt dies durch Beschluss 
fest. Der Schuldenbereinigungsplan hat die Wir-
kung eines Vergleichs im Sinne des § 794 Abs. 1 
Nr.  1 der Zivilprozessordnung. Den Gläubigern 
und dem Schuldner ist eine Ausfertigung des 
Schuldenbereinigungsplans und des Beschlusses 
nach Satz 1 zuzustellen.

(2)	 Die Anträge auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens und auf Erteilung von Restschuldbefreiung 
gelten als zurückgenommen.

(3)	 Soweit Forderungen in dem Verzeichnis des 
Schuldners nicht enthalten sind und auch nicht 
nachträglich bei dem Zustandekommen des 
Schuldenbereinigungsplans berücksichtigt wor-
den sind, können die Gläubiger von dem Schuld-
ner Erfüllung verlangen. Dies gilt nicht, soweit 
ein Gläubiger die Angaben über seine Forderung 
in dem beim Insolvenzgericht zur Einsicht nieder-
gelegten Forderungsverzeichnis nicht innerhalb 
der gesetzten Frist ergänzt hat, obwohl ihm der 
Schuldenbereinigungsplan übersandt wurde und 
die Forderung vor dem Ablauf der Frist entstan-
den war; insoweit erlischt die Forderung.

§ 309	Ersetzung der Zustimmung
(1)	 Hat dem Schuldenbereinigungsplan mehr als die 

Hälfte der benannten Gläubiger zugestimmt und 
beträgt die Summe der Ansprüche der zustim-

menden Gläubiger mehr als die Hälfte der Summe 
der Ansprüche der benannten Gläubiger, so er-
setzt das Insolvenzgericht auf Antrag eines Gläubi-
gers oder des Schuldners die Einwendungen eines 
Gläubigers gegen den Schuldenbereinigungsplan 
durch eine Zustimmung. Dies gilt nicht, wenn
1.	 der Gläubiger, der Einwendungen erhoben 
hat, im Verhältnis zu den übrigen Gläubigern 
nicht angemessen beteiligt wird oder
2.	 dieser Gläubiger durch den Schuldenbereini-
gungsplan voraussichtlich wirtschaftlich schlech-
tergestellt wird, als er bei Durchführung des Ver-
fahrens über die Anträge auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens und Erteilung von Rest-
schuldbefreiung stünde; hierbei ist im Zweifel 
zugrunde zu legen, dass die Einkommens-, Ver-
mögens- und Familienverhältnisse des Schuld-
ners zum Zeitpunkt des Antrags nach Satz 1 wäh-
rend der gesamten Dauer des Verfahrens 
maßgeblich bleiben.

(2)	 Vor der Entscheidung ist der Gläubiger zu hören. 
Die Gründe, die gemäß Absatz 1 Satz 2 einer Er-
setzung seiner Einwendungen durch eine Zu-
stimmung entgegenstehen, hat er glaubhaft zu 
machen. Gegen den Beschluss stehen dem An-
tragsteller und dem Gläubiger, dessen Zustim-
mung ersetzt wird, die sofortige Beschwerde zu. 
§ 4a Abs. 2 gilt entsprechend.

(3)	 Macht ein Gläubiger Tatsachen glaubhaft, aus de-
nen sich ernsthafte Zweifel ergeben, ob eine vom 
Schuldner angegebene Forderung besteht oder 
sich auf einen höheren oder niedrigeren Betrag 
richtet als angegeben, und hängt vom Ausgang 
des Streits ab, ob der Gläubiger im Verhältnis zu 
den übrigen Gläubigern angemessen beteiligt 
wird (Absatz 1 Satz 2 Nr. 1), so kann die Zustim-
mung dieses Gläubigers nicht ersetzt werden.

§ 310	 Kosten
Die Gläubiger haben gegen den Schuldner keinen 
Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihnen im 
Zusammenhang mit dem Schuldenbereinigungs-
plan entstehen.

§ 311	 Aufnahme des Verfahrens über den 
Eröffnungsantrag

Werden Einwendungen gegen den Schuldenbe-
reinigungsplan erhoben, die nicht gemäß § 309 
durch gerichtliche Zustimmung ersetzt werden, 
so wird das Verfahren über den Eröffnungsan-
trag von Amts wegen wieder aufgenommen.

§ 312 (weggefallen)

§ 313 (weggefallen)

§ 314 (weggefallen)
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Elfter Teil – Besondere Arten des 
Insolvenzverfahrens

Erster Abschnitt – Nachlassinsolvenzverfahren

§ 315	 Örtliche Zuständigkeit
Für das Insolvenzverfahren über einen Nachlass 
ist ausschließlich das Insolvenzgericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Erblasser zur Zeit 
seines Todes seinen allgemeinen Gerichtsstand 
hatte. Lag der Mittelpunkt einer selbstständigen 
wirtschaftlichen Tätigkeit des Erblassers an einem 
anderen Ort, so ist ausschließlich das Insolvenz
gericht zuständig, in dessen Bezirk dieser Ort liegt.

§ 316	 Zulässigkeit der Eröffnung
(1)	 Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird nicht 

dadurch ausgeschlossen, dass der Erbe die Erb-
schaft noch nicht angenommen hat oder dass er 
für die Nachlassverbindlichkeiten unbeschränkt 
haftet.

(2)	 Sind mehrere Erben vorhanden, so ist die Eröff-
nung des Verfahrens auch nach der Teilung des 
Nachlasses zulässig.

(3)	 Über einen Erbteil findet ein Insolvenzverfahren 
nicht statt.

§ 317	 Antragsberechtigte
(1)	 Zum Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens über einen Nachlass ist jeder Erbe, der Nach-
lassverwalter sowie ein anderer Nachlasspfleger, 
ein Testamentsvollstrecker, dem die Verwaltung 
des Nachlasses zusteht, und jeder Nachlassgläu-
biger berechtigt.

(2)	 Wird der Antrag nicht von allen Erben gestellt, so 
ist er zulässig, wenn der Eröffnungsgrund glaub-
haft gemacht wird. Das Insolvenzgericht hat die 
übrigen Erben zu hören.

(3)	 Steht die Verwaltung des Nachlasses einem Tes-
tamentsvollstrecker zu, so ist, wenn der Erbe die 
Eröffnung beantragt, der Testamentsvollstre-
cker, wenn der Testamentsvollstrecker den An-
trag stellt, der Erbe zu hören.

§ 318	 Antragsrecht beim Gesamtgut
(1)	 Gehört der Nachlass zum Gesamtgut einer Güter-

gemeinschaft, so kann sowohl der Ehegatte, der 
Erbe ist, als auch der Ehegatte, der nicht Erbe ist, 
aber das Gesamtgut allein oder mit seinem Ehe-
gatten gemeinschaftlich verwaltet, die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über den Nachlass bean-
tragen. Die Zustimmung des anderen Ehegatten 
ist nicht erforderlich. Die Ehegatten behalten das 
Antragsrecht, wenn die Gütergemeinschaft endet.

(2)	 Wird der Antrag nicht von beiden Ehegatten ge-
stellt, so ist er zulässig, wenn der Eröffnungs-

grund glaubhaft gemacht wird. Das Insolvenzge-
richt hat den anderen Ehegatten zu hören.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten für Lebenspartner ent-
sprechend.

§ 319	 Antragsfrist
Der Antrag eines Nachlassgläubigers auf Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens ist unzulässig, 
wenn seit der Annahme der Erbschaft zwei Jahre 
verstrichen sind.

§ 320	 Eröffnungsgründe
Gründe für die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens über einen Nachlass sind die Zahlungsunfä-
higkeit und die Überschuldung. Beantragt der 
Erbe, der Nachlassverwalter oder ein anderer 
Nachlasspfleger oder ein Testamentsvollstrecker 
die Eröffnung des Verfahrens, so ist auch die dro-
hende Zahlungsunfähigkeit Eröffnungsgrund.

§ 321	 Zwangsvollstreckung nach Erbfall
Maßnahmen der Zwangsvollstreckung in den 
Nachlass, die nach dem Eintritt des Erbfalls er-
folgt sind, gewähren kein Recht zur abgesonder-
ten Befriedigung.

§ 322	 Anfechtbare Rechtshandlungen des Erben
Hat der Erbe vor der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens aus dem Nachlass Pflichtteilsansprüche, 
Vermächtnisse oder Auflagen erfüllt, so ist diese 
Rechtshandlung in gleicher Weise anfechtbar 
wie eine unentgeltliche Leistung des Erben.

§ 323	 Aufwendungen des Erben
Dem Erben steht wegen der Aufwendungen, die 
ihm nach den §§  1978, 1979 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs aus dem Nachlass zu ersetzen sind, 
ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu.

§ 324	 Masseverbindlichkeiten
(1)	 Masseverbindlichkeiten sind außer den in den 

§§ 54, 55 bezeichneten Verbindlichkeiten:
1.	 die Aufwendungen, die dem Erben nach den 
§§ 1978, 1979 des Bürgerlichen Gesetzbuchs aus 
dem Nachlass zu ersetzen sind;
2.	 die Kosten der Beerdigung des Erblassers;
3.	 die im Falle der Todeserklärung des Erblassers 
dem Nachlass zur Last fallenden Kosten des Ver-
fahrens;
4.	die Kosten der Eröffnung einer Verfügung des 
Erblassers von Todes wegen, der gerichtlichen Si-
cherung des Nachlasses, einer Nachlasspflegschaft, 
des Aufgebots der Nachlassgläubiger und der 
Inventarerrichtung;
5.	 die Verbindlichkeiten aus den von einem 
Nachlasspfleger oder einem Testamentsvollstre-
cker vorgenommenen Rechtsgeschäften;
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InsO6.	die Verbindlichkeiten, die für den Erben gegen-
über einem Nachlasspfleger, einem Testaments-
vollstrecker oder einem Erben, der die Erbschaft 
ausgeschlagen hat, aus der Geschäftsführung 
dieser Personen entstanden sind, soweit die 
Nachlaßgläubiger verpflichtet wären, wenn die 
bezeichneten Personen die Geschäfte für sie zu 
besorgen gehabt hätten.

(2)	 Im Falle der Masseunzulänglichkeit haben die in 
Absatz 1 bezeichneten Verbindlichkeiten den 
Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 3.

§ 325	 Nachlassverbindlichkeiten
Im Insolvenzverfahren über einen Nachlass kön-
nen nur die Nachlassverbindlichkeiten geltend 
gemacht werden.

§ 326	 Ansprüche des Erben
(1)	 Der Erbe kann die ihm gegen den Erblasser zuste-

henden Ansprüche geltend machen.
(2)	 Hat der Erbe eine Nachlassverbindlichkeit erfüllt, 

so tritt er, soweit nicht die Erfüllung nach § 1979 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs als für Rechnung 
des Nachlasses erfolgt gilt, an die Stelle des Gläu-
bigers, es sei denn, dass er für die Nachlassver-
bindlichkeiten unbeschränkt haftet.

(3)	 Haftet der Erbe einem einzelnen Gläubiger ge-
genüber unbeschränkt, so kann er dessen Forde-
rung für den Fall geltend machen, dass der Gläu-
biger sie nicht geltend macht.

§ 327	 Nachrangige Verbindlichkeiten
(1)	 Im Rang nach den in § 39 bezeichneten Verbind-

lichkeiten und in folgender Rangfolge, bei glei-
chem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge, 
werden erfüllt:
1.	 die Verbindlichkeiten gegenüber Pflichtteils-
berechtigten;
2.	 die Verbindlichkeiten aus den vom Erblasser 
angeordneten Vermächtnissen und Auflagen;
3.	 (weggefallen)

(2)	 Ein Vermächtnis, durch welches das Recht des 
Bedachten auf den Pflichtteil nach §  2307 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ausgeschlossen wird, 
steht, soweit es den Pflichtteil nicht übersteigt, 
im Rang den Pflichtteilsrechten gleich. Hat der 
Erblasser durch Verfügung von Todes wegen an-
geordnet, dass ein Vermächtnis oder eine Auf-
lage vor einem anderen Vermächtnis oder einer 
anderen Auflage erfüllt werden soll, so hat das 
Vermächtnis oder die Auflage den Vorrang.

(3)	 Eine Verbindlichkeit, deren Gläubiger im Wege 
des Aufgebotsverfahrens ausgeschlossen ist oder 
nach § 1974 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einem 
ausgeschlossenen Gläubiger gleichsteht, wird 
erst nach den in § 39 bezeichneten Verbindlich-
keiten und, soweit sie zu den in Absatz 1 bezeich-

neten Verbindlichkeiten gehört, erst nach den 
Verbindlichkeiten erfüllt, mit denen sie ohne die 
Beschränkung gleichen Rang hätte. Im Übrigen 
wird durch die Beschränkungen an der Rangord-
nung nichts geändert.

§ 328	 Zurückgewährte Gegenstände
(1)	 Was infolge der Anfechtung einer vom Erblasser 

oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechts-
handlung zur Insolvenzmasse zurückgewährt 
wird, darf nicht zur Erfüllung der in § 327 Abs. 1 
bezeichneten Verbindlichkeiten verwendet werden.

(2)	 Was der Erbe aufgrund der §§ 1978 bis 1980 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Masse zu ersetzen 
hat, kann von den Gläubigern, die im Wege des 
Aufgebotsverfahrens ausgeschlossen sind oder 
nach § 1974 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einem 
ausgeschlossenen Gläubiger gleichstehen, nur in-
soweit beansprucht werden, als der Erbe auch nach 
den Vorschriften über die Herausgabe einer unge-
rechtfertigten Bereicherung ersatzpflichtig wäre.

§ 329	 Nacherbfolge
Die §§ 323, 324 Abs. 1 Nr. 1 und § 326 Abs. 2, 3 
gelten für den Vorerben auch nach dem Eintritt 
der Nacherbfolge.

§ 330	 Erbschaftskauf
(1)	 Hat der Erbe die Erbschaft verkauft, so tritt für 

das Insolvenzverfahren der Käufer an seine 
Stelle.

(2)	 Der Erbe ist wegen einer Nachlassverbindlichkeit, 
die im Verhältnis zwischen ihm und dem Käufer 
diesem zur Last fällt, wie ein Nachlassgläubiger 
zum Antrag auf Eröffnung des Verfahrens be-
rechtigt. Das gleiche Recht steht ihm auch wegen 
einer anderen Nachlassverbindlichkeit zu, es sei 
denn, dass er unbeschränkt haftet oder dass eine 
Nachlassverwaltung angeordnet ist. Die §§ 323, 
324 Abs. 1 Nr. 1 und § 326 gelten für den Erben 
auch nach dem Verkauf der Erbschaft.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für den 
Fall, dass jemand eine durch Vertrag erworbene 
Erbschaft verkauft oder sich in sonstiger Weise 
zur Veräußerung einer ihm angefallenen oder 
anderweitig von ihm erworbenen Erbschaft ver-
pflichtet hat.

§ 331	 Gleichzeitige Insolvenz des Erben 
(1)	 Im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 

Erben gelten, wenn auch über den Nachlass das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder wenn eine 
Nachlassverwaltung angeordnet ist, die §§  52, 
190, 192, 198, 237 Abs. 1 Satz 2 entsprechend für 
Nachlassgläubiger, denen gegenüber der Erbe 
unbeschränkt haftet.
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(2)	 Gleiches gilt, wenn ein Ehegatte der Erbe ist und 
der Nachlass zum Gesamtgut gehört, das vom 
anderen Ehegatten allein verwaltet wird, auch 
im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
anderen Ehegatten und, wenn das Gesamtgut 
von den Ehegatten gemeinschaftlich verwaltet 
wird, auch im Insolvenzverfahren über das Ge-
samtgut und im Insolvenzverfahren über das 
sonstige Vermögen des Ehegatten, der nicht Erbe 
ist. Satz 1 gilt für Lebenspartner entsprechend.

Zweiter Abschnitt – Insolvenzverfahren über 
das Gesamtgut einer fortgesetzten 
Gütergemeinschaft

§ 332	 Verweisung auf das Nachlassinsolvenzverfah-
ren

(1)	 Im Falle der fortgesetzten Gütergemeinschaft 
gelten die §§ 315 bis 331 entsprechend für das In-
solvenzverfahren über das Gesamtgut.

(2)	 Insolvenzgläubiger sind nur die Gläubiger, deren 
Forderungen schon zur Zeit des Eintritts der fort-
gesetzten Gütergemeinschaft als Gesamtguts-
verbindlichkeiten bestanden.

(3)	 Die anteilsberechtigten Abkömmlinge sind nicht 
berechtigt, die Eröffnung des Verfahrens zu be-
antragen. Sie sind jedoch vom Insolvenzgericht 
zu einem Eröffnungsantrag zu hören.

Dritter Abschnitt – Insolvenzverfahren über das 
gemeinschaftlich verwaltete Gesamtgut einer 
Gütergemeinschaft

§ 333	 Antragsrecht. Eröffnungsgründe
(1)	 Zum Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens über das Gesamtgut einer Gütergemein-
schaft, das von den Ehegatten gemeinschaftlich 
verwaltet wird, ist jeder Gläubiger berechtigt, der 
die Erfüllung einer Verbindlichkeit aus dem 
Gesamtgut verlangen kann.

(2)	 Antragsberechtigt ist auch jeder Ehegatte. Wird 
der Antrag nicht von beiden Ehegatten gestellt, 
so ist er zulässig, wenn die Zahlungsunfähigkeit 
des Gesamtguts glaubhaft gemacht wird; das 
Insolvenzgericht hat den anderen Ehegatten zu 
hören. Wird der Antrag von beiden Ehegatten 
gestellt, so ist auch die drohende Zahlungsunfä-
higkeit Eröffnungsgrund.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten für Lebenspartner ent-
sprechend.

§ 334	 Persönliche Haftung der Ehegatten
(1)	 Die persönliche Haftung der Ehegatten oder Le-

benspartner für die Verbindlichkeiten, deren Er-
füllung aus dem Gesamtgut verlangt werden 
kann, kann während der Dauer des Insolvenzver-

fahrens nur vom Insolvenzverwalter oder vom 
Sachwalter geltend gemacht werden.

(2)	 Im Falle eines Insolvenzplans gilt für die persönli-
che Haftung der Ehegatten oder Lebenspartner 
§ 227 Abs. 1 entsprechend.

Zwölfter Teil – Internationales 
Insolvenzrecht

Erster Abschnitt – Allgemeine Vorschriften

§ 335	 Grundsatz
Das Insolvenzverfahren und seine Wirkungen 
unterliegen, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
dem Recht des Staats, in dem das Verfahren er-
öffnet worden ist.

§ 336	 Vertrag über einen unbeweglichen Gegenstand
Die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 
einen Vertrag, der ein dingliches Recht an einem 
unbeweglichen Gegenstand oder ein Recht zur 
Nutzung eines unbeweglichen Gegenstandes 
betrifft, unterliegen dem Recht des Staats, in dem 
der Gegenstand belegen ist. Bei einem im Schiffs-
register, Schiffsbauregister oder Register für 
Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragenen 
Gegenstand ist das Recht des Staats maßgebend, 
unter dessen Aufsicht das Register geführt wird.

§ 337	 Arbeitsverhältnis
Die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf ein 
Arbeitsverhältnis unterliegen dem Recht, das nach 
der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht (Rom I) (ABl. L 177 vom 4.7.2008, S. 
6) für das Arbeitsverhältnis maßgebend ist.

§ 338	 Aufrechnung
Das Recht eines Insolvenzgläubigers zur Aufrech-
nung wird von der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens nicht berührt, wenn er nach dem für die 
Forderung des Schuldners maßgebenden Recht 
zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
zur Aufrechnung berechtigt ist.

§ 339	 Insolvenzanfechtung
Eine Rechtshandlung kann angefochten werden, 
wenn die Voraussetzungen der Insolvenzanfech-
tung nach dem Recht des Staats der Verfah-
renseröffnung erfüllt sind, es sei denn, der 
Anfechtungsgegner weist nach, dass für die 
Rechtshandlung das Recht eines anderen Staats 
maßgebend und die Rechtshandlung nach die-
sem Recht in keiner Weise angreifbar ist.
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InsO§ 340	Organisierte Märkte. Pensionsgeschäfte
(1)	 Die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf die 

Rechte und Pflichten der Teilnehmer an einem 
organisierten Markt nach §  2 Absatz 11 des Wert-
papierhandelsgesetzes unterliegen dem Recht 
des Staats, das für diesen Markt gilt.

(2)	 Die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf Pen-
sionsgeschäfte im Sinne des § 340b des Handels-
gesetzbuchs sowie auf Schuldumwandlungsver-
träge und Aufrechnungsvereinbarungen unter-
liegen dem Recht des Staats, das für diese Ver-
träge maßgebend ist.

(3)	 Für die Teilnehmer an einem System im Sinne 
von § 1 Abs. 16 des Kreditwesengesetzes gilt Ab-
satz 1 entsprechend.

§ 341	 Ausübung von Gläubigerrechten
(1)	 Jeder Gläubiger kann seine Forderungen im 

Hauptinsolvenzverfahren und in jedem Sekun-
därinsolvenzverfahren anmelden.

(2)	 Der Insolvenzverwalter ist berechtigt, eine in dem 
Verfahren, für das er bestellt ist, angemeldete 
Forderung in einem anderen Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Schuldners anzumelden. 
Das Recht des Gläubigers, die Anmeldung abzu-
lehnen oder zurückzunehmen, bleibt unberührt.

(3)	 Der Verwalter gilt als bevollmächtigt, das Stimm-
recht aus einer Forderung, die in dem Verfahren, 
für das er bestellt ist, angemeldet worden ist, in 
einem anderen Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen des Schuldners auszuüben, sofern der 
Gläubiger keine anderweitige Bestimmung trifft.

§ 342	 Herausgabepflicht. Anrechnung
(1)	 Erlangt ein Insolvenzgläubiger durch Zwangsvoll-

streckung, durch eine Leistung des Schuldners oder 
in sonstiger Weise etwas auf Kosten der Insolvenz-
masse aus dem Vermögen, das nicht im Staat der 
Verfahrenseröffnung belegen ist, so hat er das Er-
langte dem Insolvenzverwalter herauszugeben. 
Die Vorschriften über die Rechtsfolgen einer unge-
rechtfertigten Bereicherung gelten entsprechend.

(2)	 Der Insolvenzgläubiger darf behalten, was er in ei-
nem Insolvenzverfahren erlangt hat, das in einem 
anderen Staat eröffnet worden ist. Er wird jedoch 
bei den Verteilungen erst berücksichtigt, wenn die 
übrigen Gläubiger mit ihm gleichgestellt sind.

(3)	 Der Insolvenzgläubiger hat auf Verlangen des In-
solvenzverwalters Auskunft über das Erlangte zu 
geben.

Zweiter Abschnitt – Ausländisches 
Insolvenzverfahren

§ 343	 Anerkennung
(1)	 Die Eröffnung eines ausländischen Insolvenzver-

fahrens wird anerkannt. Dies gilt nicht,

1.	 wenn die Gerichte des Staats der Verfahrens-
eröffnung nach deutschem Recht nicht zustän-
dig sind;
2.	 soweit die Anerkennung zu einem Ergebnis 
führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des 
deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist, 
insbesondere soweit sie mit den Grundrechten 
unvereinbar ist.

(2)	 Absatz 1 gilt entsprechend für Sicherungsmaß-
nahmen, die nach dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens getroffen werden, sowie für 
Entscheidungen, die zur Durchführung oder Be-
endigung des anerkannten Insolvenzverfahrens 
ergangen sind.

§ 344	 Sicherungsmaßnahmen
(1)	 Wurde im Ausland vor Eröffnung eines Hauptin-

solvenzverfahrens ein vorläufiger Verwalter be-
stellt, so kann auf seinen Antrag das zuständige 
Insolvenzgericht die Maßnahmen nach § 21 an-
ordnen, die zur Sicherung des von einem inländi-
schen Sekundärinsolvenzverfahren erfassten 
Vermögens erforderlich erscheinen.

(2)	 Gegen den Beschluss steht auch dem vorläufigen 
Verwalter die sofortige Beschwerde zu.

§ 345	 Öffentliche Bekanntmachung
(1)	 Sind die Voraussetzungen für die Anerkennung 

der Verfahrenseröffnung gegeben, so hat das In-
solvenzgericht auf Antrag des ausländischen In-
solvenzverwalters den wesentlichen Inhalt der 
Entscheidung über die Verfahrenseröffnung und 
der Entscheidung über die Bestellung des Insol-
venzverwalters im Inland bekannt zu machen. 
§ 9 Abs. 1 und 2 und § 30 Abs. 1 gelten entspre-
chend. Ist die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
bekannt gemacht worden, so ist die Beendigung 
in gleicher Weise bekannt zu machen.

(2)	 Hat der Schuldner im Inland eine Niederlassung, 
so erfolgt die öffentliche Bekanntmachung von 
Amts wegen. Der Insolvenzverwalter oder ein 
ständiger Vertreter nach § 13e Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 
des Handelsgesetzbuchs unterrichtet das nach 
§ 348 Abs. 1 zuständige Insolvenzgericht.

(3)	 Der Antrag ist nur zulässig, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dass die tatsächlichen Vorausset-
zungen für die Anerkennung der Verfahrenseröff-
nung vorliegen. Dem Verwalter ist eine Ausferti-
gung des Beschlusses, durch den die Bekanntma-
chung angeordnet wird, zu erteilen. Gegen die 
Entscheidung des Insolvenzgerichts, mit der die 
öffentliche Bekanntmachung abgelehnt wird, 
steht dem ausländischen Verwalter die sofortige 
Beschwerde zu.
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§ 346	Grundbuch
(1)	 Wird durch die Verfahrenseröffnung oder durch 

Anordnung von Sicherungsmaßnahmen nach 
§ 343 Abs. 2 oder § 344 Abs. 1 die Verfügungsbe-
fugnis des Schuldners eingeschränkt, so hat das 
Insolvenzgericht auf Antrag des ausländischen 
Insolvenzverwalters das Grundbuchamt zu ersu-
chen, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens und 
die Art der Einschränkung der Verfügungsbefug-
nis des Schuldners in das Grundbuch einzutragen:
1.	 bei Grundstücken, als deren Eigentümer der 
Schuldner eingetragen ist;
2.	 bei den für den Schuldner eingetragenen Rech-
ten an Grundstücken und an eingetragenen Rech-
ten, wenn nach der Art des Rechts und den 
Umständen zu befürchten ist, dass ohne die Eintra-
gung die Insolvenzgläubiger benachteiligt würden.

(2)	 Der Antrag nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn 
glaubhaft gemacht wird, dass die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Anerkennung der Ver-
fahrenseröffnung vorliegen. Gegen die Entschei-
dung des Insolvenzgerichts steht dem ausländi-
schen Verwalter die sofortige Beschwerde zu. Für 
die Löschung der Eintragung gilt § 32 Abs. 3 Satz 
1 entsprechend.

(3)	 Für die Eintragung der Verfahrenseröffnung in 
das Schiffsregister, das Schiffsbauregister und 
das Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 347	 Nachweis der Verwalterbestellung. 
Unterrichtung des Gerichts

(1)	 Der ausländische Insolvenzverwalter weist seine 
Bestellung durch eine beglaubigte Abschrift der 
Entscheidung, durch die er bestellt worden ist, 
oder durch eine andere von der zuständigen 
Stelle ausgestellte Bescheinigung nach. Das In-
solvenzgericht kann eine Übersetzung verlangen, 
die von einer hierzu im Staat der Verfahrenser-
öffnung befugten Person zu beglaubigen ist.

(2)	 Der ausländische Insolvenzverwalter, der einen 
Antrag nach den §§ 344 bis 346 gestellt hat, un-
terrichtet das Insolvenzgericht über alle wesent-
lichen Änderungen in dem ausländischen Ver-
fahren und über alle ihm bekannten weiteren 
ausländischen Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen des Schuldners.

§ 348	 Zuständiges Insolvenzgericht. Zusammenar-
beit der Insolvenzgerichte

(1)	 Für die Entscheidungen nach den §§ 344 bis 346 
ist ausschließlich das Insolvenzgericht zuständig, 
in dessen Bezirk die Niederlassung oder, wenn 
eine Niederlassung fehlt, Vermögen des Schuld-
ners belegen ist. § 3 Absatz 3 gilt entsprechend.

(2)	 Sind die Voraussetzungen für die Anerkennung ei-
nes ausländischen Insolvenzverfahrens gegeben 

oder soll geklärt werden, ob die Voraussetzungen 
vorliegen, so kann das Insolvenzgericht mit dem 
ausländischen Insolvenzgericht zusammenarbei-
ten, insbesondere Informationen weitergeben, die 
für das ausländische Verfahren von Bedeutung sind.

(3)	 Die Landesregierungen werden ermächtigt, zur 
sachdienlichen Förderung oder schnelleren Erle-
digung der Verfahren durch Rechtsverordnung 
die Entscheidungen nach den §§ 344 bis 346 für 
die Bezirke mehrerer Insolvenzgerichte einem 
von diesen zuzuweisen. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigungen auf die Landesjus-
tizverwaltungen übertragen.

(4)	 Die Länder können vereinbaren, dass die Ent-
scheidungen nach den §§ 344 bis 346 für meh-
rere Länder den Gerichten eines Landes zugewie-
sen werden. Geht ein Antrag nach den §§ 344 bis 
346 bei einem unzuständigen Gericht ein, so lei-
tet dieses den Antrag unverzüglich an das zu-
ständige Gericht weiter und unterrichtet hierü-
ber den Antragsteller.

§ 349	Verfügungen über unbewegliche Gegenstände
(1)	 Hat der Schuldner über einen Gegenstand der In-

solvenzmasse, der im Inland im Grundbuch, Schiffs-
register, Schiffsbauregister oder Register für Pfand-
rechte an Luftfahrzeugen eingetragen ist, oder 
über ein Recht an einem solchen Gegenstand ver-
fügt, so sind die §§ 878, 892, 893 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, § 3 Abs. 3, §§ 16, 17 des Gesetzes über 
Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbau-
werken und § 5 Abs. 3, §§ 16, 17 des Gesetzes über 
Rechte an Luftfahrzeugen anzuwenden.

(2)	 Ist zur Sicherung eines Anspruchs im Inland eine 
Vormerkung im Grundbuch, Schiffsregister, 
Schiffsbauregister oder Register für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen eingetragen, so bleibt § 106 un-
berührt.

§ 350	 Leistung an den Schuldner
Ist im Inland zur Erfüllung einer Verbindlichkeit 
an den Schuldner geleistet worden, obwohl die 
Verbindlichkeit zur Insolvenzmasse des ausländi-
schen Insolvenzverfahrens zu erfüllen war, so 
wird der Leistende befreit, wenn er zur Zeit der 
Leistung die Eröffnung des Verfahrens nicht 
kannte. Hat er vor der öffentlichen Bekanntma-
chung nach §  345 geleistet, so wird vermutet, 
dass er die Eröffnung nicht kannte.

§ 351	 Dingliche Rechte
(1)	 Das Recht eines Dritten an einem Gegenstand der 

Insolvenzmasse, der zur Zeit der Eröffnung des 
ausländischen Insolvenzverfahrens im Inland bele-
gen war, und das nach inländischem Recht einen 
Anspruch auf Aussonderung oder auf ab geson-
derte Befriedigung gewährt, wird von der Eröff-
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InsOnung des ausländischen Insolvenzverfahrens nicht 
berührt.

(2)	 Die Wirkungen des ausländischen Insolvenzver-
fahrens auf Rechte des Schuldners an unbewegli-
chen Gegenständen, die im Inland belegen sind, 
bestimmen sich, unbeschadet des § 336 Satz 2, 
nach deutschem Recht.

§ 352	 Unterbrechung und Aufnahme eines 
Rechtsstreits

(1)	 Durch die Eröffnung des ausländischen Insolvenz-
verfahrens wird ein Rechtsstreit unterbrochen, der 
zur Zeit der Eröffnung anhängig ist und die Insol-
venzmasse betrifft. Die Unterbrechung dauert an, 
bis der Rechtsstreit von einer Person aufgenom-
men wird, die nach dem Recht des Staats der Ver-
fahrenseröffnung zur Fortführung des Rechts-
streits berechtigt ist, oder bis das Insolvenzverfah-
ren beendet ist.

(2)	 Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die Verwal-
tungs- und Verfügungsbefugnis über das Vermö-
gen des Schuldners durch die Anordnung von Si-
cherungsmaßnahmen nach §  343 Abs.  2 auf 
einen vorläufigen Insolvenzverwalter übergeht.

§ 353	 Vollstreckbarkeit ausländischer Entscheidungen
(1)	 Aus einer Entscheidung, die in dem ausländi-

schen Insolvenzverfahren ergeht, findet die 
Zwangsvollstreckung nur statt, wenn ihre Zuläs-
sigkeit durch ein Vollstreckungsurteil ausgespro-
chen ist. § 722 Abs. 2 und § 723 Abs. 1 der Zivil-
prozessordnung gelten entsprechend.

(2)	 Für die in § 343 Abs. 2 genannten Sicherungs-
maßnahmen gilt Absatz 1 entsprechend.

Dritter Abschnitt – Partikularverfahren über 
das Inlandsvermögen

§ 354	 Voraussetzungen des Partikularverfahrens
(1)	 Ist die Zuständigkeit eines deutschen Gerichts 

zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über 
das gesamte Vermögen des Schuldners nicht ge-
geben, hat der Schuldner jedoch im Inland eine 
Niederlassung oder sonstiges Vermögen, so ist 
auf Antrag eines Gläubigers ein besonderes 
Insolvenzverfahren über das inländische Vermö-
gen des Schuldners (Partikularverfahren) zulässig.

(2)	 Hat der Schuldner im Inland keine Niederlassung, 
so ist der Antrag eines Gläubigers auf Eröffnung 
eines Partikularverfahrens nur zulässig, wenn 
dieser ein besonderes Interesse an der Eröffnung 
des Verfahrens hat, insbesondere, wenn er in ei-
nem ausländischen Verfahren voraussichtlich er
heblich schlechter stehen wird als in einem inlän-
dischen Verfahren. Das besondere Interesse ist 
vom Antragsteller glaubhaft zu machen.

(3)	 Für das Verfahren ist ausschließlich das In-
solvenzgericht zuständig, in dessen Bezirk die 
Niederlassung oder, wenn eine Niederlassung 
fehlt, Vermögen des Schuldners belegen ist. § 3 
Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 355	 Restschuldbefreiung. Insolvenzplan
(1)	 Im Partikularverfahren sind die Vorschriften über 

die Restschuldbefreiung nicht anzuwenden.
(2)	 Ein Insolvenzplan, in dem eine Stundung, ein Er-

lass oder sonstige Einschränkungen der Rechte 
der Gläubiger vorgesehen sind, kann in diesem 
Verfahren nur bestätigt werden, wenn alle be-
troffenen Gläubiger dem Plan zugestimmt haben.

§ 356	 Sekundärinsolvenzverfahren
(1)	 Die Anerkennung eines ausländischen Hauptin-

solvenzverfahrens schließt ein Sekundärinsolvenz
verfahren über das inländische Vermögen nicht 
aus. Für das Sekundärinsolvenzverfahren gelten 
ergänzend die §§ 357 und 358.

(2)	 Zum Antrag auf Eröffnung des Sekundärinsol-
venzverfahrens ist auch der ausländische Insol-
venzverwalter berechtigt.

(3)	 Das Verfahren wird eröffnet, ohne dass ein Eröff-
nungsgrund festgestellt werden muss.

§ 357	 Zusammenarbeit der Insolvenzverwalter
(1)	 Der Insolvenzverwalter hat dem ausländischen Ver-

walter unverzüglich alle Umstände mitzuteilen, die 
für die Durchführung des ausländischen Verfah-
rens Bedeutung haben können. Er hat dem auslän-
dischen Verwalter Gelegenheit zu geben, Vor-
schläge für die Verwertung oder sonstige 
Verwendung des inländischen Vermögens zu un-
terbreiten.

(2)	 Der ausländische Verwalter ist berechtigt, an den 
Gläubigerversammlungen teilzunehmen.

(3)	 Ein Insolvenzplan ist dem ausländischen Verwalter 
zur Stellungnahme zuzuleiten. Der ausländische 
Verwalter ist berechtigt, selbst einen Plan vorzule-
gen. § 218 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 358	 Überschuss bei der Schlussverteilung
Können bei der Schlussverteilung im Sekundärin-
solvenzverfahren alle Forderungen in voller Höhe 
berichtigt werden, so hat der Insolvenzverwalter 
einen verbleibenden Überschuss dem ausländi-
schen Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens 
herauszugeben.

Dreizehnter Teil – Inkrafttreten

§ 359	 Verweisung auf das Einführungsgesetz
Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, der 
durch das Einführungsgesetz zur Insolvenzord-
nung bestimmt wird.
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Gesetz zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und zur Begren-
zung der Organhaftung bei einer durch die COVID-19-Pandemie bedingten Insolvenz 

(COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz – COVInsAG)

Vom 27. März 2020 (BGBl. I 2020, S. 569),  
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15. Februar 2021 (BGBl. 2021, S. 237)

§ 1	 Aussetzung der Insolvenzantragspflicht
(1)	 Die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags 

nach § 15a der Insolvenzordnung und nach § 42 
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist bis 
zum 30. September 2020 ausgesetzt. Dies gilt 
nicht, wenn die Insolvenzreife nicht auf den Fol-
gen der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus (CO-
VID-19-Pandemie) beruht oder wenn keine Aus-
sichten darauf bestehen, eine bestehende 
Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. War der 
Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht zahlungs-
unfähig, wird vermutet, dass die Insolvenzreife 
auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
beruht und Aussichten darauf bestehen, eine be-
stehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. Ist 
der Schuldner eine natürliche Person, so ist § 290 
Absatz 1 Nummer 4 der Insolvenzordnung mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass auf die Verzöge-
rung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens im 
Zeitraum zwischen dem 1. März 2020 und dem 
30. September 2020 keine Versagung der Rest-
schuldbefreiung gestützt werden kann. Die Sätze 
2 und 3 gelten entsprechend.

(2)	 Vom 1. Oktober 2020 bis 31. Dezember 2020 ist 
allein die Pflicht zur Stellung des Insolvenzantra-
ges wegen Überschuldung nach Maßgabe des 
Absatzes 1 ausgesetzt.

(3) 	 Vom 1. Januar 2021 bis zum 30. April 2021 ist die 
Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach 
Maßgabe des Absatzes 1 für die Geschäftsleiter 
solcher Schuldner ausgesetzt, die im Zeitraum 
vom 1. November 2020 bis zum 28. Februar 2021 
einen Antrag auf die Gewährung finanzieller Hil-
feleistungen im Rahmen staatlicher Hilfspro-
gramme zur Abmilderung der Folgen der COVID-
19-Pandemie gestellt haben. War eine 
Antragstellung aus rechtlichen oder tatsächli-
chen Gründen innerhalb des Zeitraums nicht 
möglich, gilt Satz 1 auch für Schuldner, die nach 
den Bedingungen des staatlichen Hilfspro-
gramms in den Kreis der Antragsberechtigten 
fallen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn offen-
sichtlich keine Aussicht auf Erlangung der Hilfe-
leistung besteht oder die erlangbare Hilfeleis-
tung für die Beseitigung der Insolvenzreife 
unzureichend ist.

Kommentar:
Durch das Gesetz zur Verlängerung der Aus-
setzung der Insolvenzantragspflicht und 
des Anfechtungsschutzes für pandemiebe-
dingte Stundungen sowie zur Verlängerung 
der Steuererklärungsfrist in beratenen Fäl-
len und der zinsfreien Karenzzeit für den 
Veranlagungszeitraum 2019 (BGBl. I 2021, S. 
237) wurde mit Wirkung zum 1. Februar 2021 
der Abs. 3 geändert.

§ 2	 Folgen der Aussetzung
(1)	 Soweit nach § 1 Absatz 1 die Pflicht zur Stellung 

eines Insolvenzantrags ausgesetzt ist,
1. gelten Zahlungen, die im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang erfolgen, insbesondere solche Zah-
lungen, die der Aufrechterhaltung oder Wiederauf-
nahme des Geschäftsbetriebes oder der Umset-
zung eines Sanierungskonzepts dienen, als mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters im Sinne des § 64 Satz 2 des Geset-
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, des § 92 Absatz 2 Satz 2 des Aktiengeset-
zes, des § 130a Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung 
mit § 177a Satz 1, des Handelsgesetzbuchs und des 
§ 9 Satz 2 des Genossenschaftsgesetzes vereinbar;
2. gilt die bis zum 30. September 2023 erfolgende 
Rückgewähr eines im Aussetzungszeitraum ge-
währten neuen Kredits sowie die im Aussetzungs-
zeitraum erfolgte Bestellung von Sicherheiten zur 
Absicherung solcher Kredite als nicht gläubigerbe-
nachteiligend; dies gilt auch für die Rückgewähr 
von Gesellschafterdarlehen und Zahlungen auf 
Forderungen aus Rechtshandlungen, die einem sol-
chen Darlehen wirtschaftlich entsprechen, nicht 
aber deren Besicherung; § 39 Absatz 1 Nummer 5 
und § 44a der Insolvenzordnung finden insoweit in 
Insolvenzverfahren über das Vermögen des Schuld-
ners, die bis zum 30. September 2023 beantragt 
wurden, keine Anwendung;
3. sind Kreditgewährungen und Besicherungen 
im Aussetzungszeitraum nicht als sittenwidriger 
Beitrag zur Insolvenzverschleppung anzusehen; 
4. sind Rechtshandlungen, die dem anderen Teil 
eine Sicherung oder Befriedigung gewährt oder 
ermöglicht haben, die dieser in der Art und zu der 
Zeit beanspruchen konnte, in einem späteren 
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Insolvenzverfahren nicht anfechtbar; dies gilt 
nicht, wenn dem anderen Teil bekannt war, dass 
die Sanierungs- und Finanzierungsbemühungen 
des Schuldners nicht zur Beseitigung einer einge-
tretenen Zahlungsunfähigkeit geeignet gewesen 
sind. Entsprechendes gilt für
a) Leistungen an Erfüllungs statt oder erfüllungs-
halber;
b) Zahlungen durch einen Dritten auf Anweisung 
des Schuldners;
c) die Bestellung einer anderen als der ursprüng-
lich vereinbarten Sicherheit, wenn diese nicht 
werthaltiger ist;
d) die Verkürzung von Zahlungszielen;
5. gelten die bis zum 31. März 2022 erfolgten Zah-
lungen auf Forderungen aufgrund von bis zum 
28. Februar 2021 gewährten Stundungen als 
nicht gläubigerbenachteiligend, sofern über das 
Vermögen des Schuldners ein Insolvenzverfah-
ren bis zum Ablauf des 18. Februar 2021 noch 
nicht eröffnet worden ist.

(2)	 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 gilt auch für Unterneh-
men, die keiner Antragspflicht unterliegen, so-
wie für Schuldner, die weder zahlungsunfähig 
noch überschuldet sind.

(3)	 Absatz 1 Nummer 2 und 3 gilt im Fall von Krediten, 
die von der Kreditanstalt für Wiederaufbau und ih-
ren Finanzierungspartnern oder von anderen Insti-
tutionen im Rahmen staatlicher Hilfsprogramme 
anlässlich der COVID-19-Pandemie gewährt wer-
den, auch dann, wenn der Kredit nach dem Ende 
des Aussetzungszeitraums gewährt oder besichert 
wird, und unbefristet für deren Rückgewähr. 

(4)	 Soweit nach § 1 Absatz 2 die Pflicht zur Stellung 
eines Insolvenzantrages ausgesetzt ist und keine 
Zahlungsunfähigkeit vorliegt, ist Absatz 1 an-
wendbar. Absatz 2 findet entsprechende Anwen-
dung. Absatz 3 bleibt unberührt. 

(5)	 Ist die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags 
nach § 1 Absatz 3 ausgesetzt, gelten die Absätze 1 
bis 3 entsprechend, jedoch Absatz 1 Nummer 1 nur 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der darin ge-
nannten Vorschriften § 15b Absatz 1 bis 3 der Insol-
venzordnung tritt.

Kommentar:
Durch das Gesetz zur Verlängerung der Aus-
setzung der Insolvenzantragspflicht und des 
Anfechtungsschutzes für pandemiebe-
dingte Stundungen sowie zur Verlängerung 
der Steuererklärungsfrist in beratenen Fäl-
len und der zinsfreien Karenzzeit für den 
Veranlagungszeitraum 2019 (BGBl. I 2021, 
S.  237) wurde mit Wirkung zum 1. Januar 
2021 der Abs. 5 geändert sowie mit Wirkung 
zum 19. Februar 2021 die Abs. 1 und 2.

§ 3	 Eröffnungsgrund bei Gläubigerinsolvenzanträgen
Bei zwischen dem 28. März 2020 und dem 
28. Juni 2020 gestellten Gläubigerinsolvenzan-
trägen setzt die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens voraus, dass der Eröffnungsgrund bereits 
am 1. März 2020 vorlag.

§ 4	 Prognosezeitraum für die Überschuldungsprüfung
Abweichend von § 19 Absatz 2 Satz 1 der Insolvenz
ordnung ist zwischen dem 1. Januar 2021 und dem 
31. Dezember 2021 anstelle des Zeitraums von 
zwölf Monaten ein Zeitraum von vier Monaten 
zugrunde zu legen, wenn die Überschuldung des 
Schuldners auf die COVID-19-Pandemie zurück- 
zuführen ist. Dies wird vermutet, wenn
1.	 der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht zah-
lungsunfähig war,
2.	 der Schuldner in dem letzten, vor dem 1. Januar 
2020 abgeschlossenen Geschäftsjahr ein positi-
ves Ergebnis aus der gewöhnlichen Geschäftstä-
tigkeit erwirtschaftet hat und
3.	 der Umsatz aus der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit im Kalenderjahr 2020 im Vergleich zum 
Vorjahr um mehr als 30 vom Hundert eingebro-
chen ist.

§ 5	 Anwendung des bisherigen Rechts
(1) 	 Auf Eigenverwaltungsverfahren, die zwischen 

dem 1. Januar 2021 und dem 31. Dezember 2021 
beantragt werden, sind, soweit in den folgenden 
Absätzen und § 6 nichts anderes bestimmt ist, 
die §§ 270 bis 285 der Insolvenzordnung in der bis 
zum 31. Dezember 2020 geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden, wenn die Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung des Schuldners auf die CO-
VID-19-Pandemie zurückzuführen ist.

(2) 	 Die Insolvenzreife gilt als auf die COVID-19-Pan-
demie zurückführbar, wenn der Schuldner eine 
von einem in Insolvenzsachen erfahrenen Steu-
erberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechtsanwalt 
oder einer Person mit vergleichbarer Qualifika-
tion ausgestellte Bescheinigung vorlegt, aus der 
sich ergibt, dass
1. der Schuldner am 31. Dezember 2019 weder 
zahlungsunfähig noch überschuldet war,
2. der Schuldner in dem letzten vor dem 1. Januar 
2020 abgeschlossenen Geschäftsjahr ein positi-
ves Ergebnis aus der gewöhnlichen Geschäftstä-
tigkeit erwirtschaftet hat und
3. der Umsatz aus der gewöhnlichen Geschäftstä-
tigkeit im Kalenderjahr 2020 im Vergleich zum 
Vorjahr um mehr als 30 Prozent eingebrochen ist.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die nach Satz 1 
Nummer 2 und 3 zu bescheinigenden Vorausset-
zungen zwar nicht oder nicht vollständig vorlie-
gen, aus der Bescheinigung jedoch hervorgeht, 
dass aufgrund von Besonderheiten, die im 
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Schuldner oder in der Branche, der er angehört, 
begründet sind oder aufgrund sonstiger 
Umstände oder Verhältnisse, dennoch davon aus-
gegangen werden kann, dass die Insolvenzreife 
auf die COVID-19-Pandemie zurückzuführen ist.

(3) 	 Die Insolvenzreife gilt auch als auf die COVID-
19-Pandemie zurückführbar, wenn der Schuldner 
im Eröffnungsantrag darlegt, dass keine Ver-
bindlichkeiten bestehen, die am 31. Dezember 
2019 bereits fällig und zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht bestritten waren. Die Erklärung zur Richtig-
keit und Vollständigkeit der Angaben nach § 13 
Absatz 1 Satz 7 der Insolvenzordnung muss sich 
auch auf die Angaben nach Satz 1 beziehen.

(4) 	 Erlangt das Gericht Kenntnis davon, dass die Zah-
lungsunfähigkeit oder Überschuldung des Schuld-
ners nicht auf die Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie zurückzuführen ist, kann es auch 
aus diesem Grund

	 1.	 anstelle des vorläufigen Sachwalters einen 
vorläufigen Insolvenzverwalter bestellen,

	 2.	 die Anordnung nach § 270b Absatz 1 der Insol-
venzordnung in der bis zum 31. Dezember 2020 
geltenden Fassung vor Ablauf der Frist aufheben, 
oder

	 3.	 die Anordnung der Eigenverwaltung aufhe-
ben.

(5) 	 Ordnet das Gericht die vorläufige Eigenverwal-
tung oder Eigenverwaltung an, kann es zugleich 
anordnen, dass Verfügungen des Schuldners der 
Zustimmung durch den vorläufigen Sachwalter 
oder den Sachwalter bedürfen.

(6) 	 Die Annahme von Nachteilen für die Gläubiger 
kann nicht allein darauf gestützt werden, dass 
der Schuldner keine Vorkehrungen zur Sicher-
stellung seiner Fähigkeit zur Erfüllung insolvenz-
rechtlicher Pflichten getroffen hat.

(7) 	 Ordnet das Gericht die vorläufige Eigenverwal-
tung oder Eigenverwaltung an, so ist die Insol-
venzrechtliche Vergütungsverordnung in der bis 
zum 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzu-
wenden. Dies gilt auch, wenn die vorläufige Ei-
genverwaltung oder Eigenverwaltung aufgeho-
ben wird.

§ 6	 Erleichterter Zugang zum Schutzschirmverfahren 
Die Zahlungsunfähigkeit eines Schuldners steht 
der Anwendung des § 270b der Insolvenzord-
nung in der bis zum 31. Dezember 2020 gelten-
den Fassung bei einem zwischen dem 1. Januar 
2021 und dem 31. Dezember 2021 gestellten Insol-
venzantrag nicht entgegen, wenn in der Beschei-
nigung nach § 270b Absatz 1 Satz 3 der Insolvenz-
ordnung in der bis zum 31. Dezember 2020 
geltenden Fassung auch bestätigt wird, dass 
1. 	der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht zah-
lungsunfähig war, 

2. 	der Schuldner in dem letzten, vor dem 
1. Januar 2020 abgeschlossenen Geschäftsjahr 
ein positives Ergebnis aus der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit erwirtschaftet hat und
3. 	der Umsatz aus der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit im Kalenderjahr 2020 im Vergleich 
zum Vorjahr um mehr als 30 Prozent eingebro-
chen ist.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die nach Satz 1 
Nummer 2 und 3 zu bescheinigenden Voraus-
setzungen zwar nicht oder nicht vollständig 
vorliegen, aus der Bescheinigung jedoch her-
vorgeht, dass aufgrund von Besonderheiten, die 
im Schuldner oder in der Branche, der er ange-
hört, begründet sind oder aufgrund sonstiger 
Umstände oder Verhältnisse, dennoch davon 
ausgegangen werden kann, dass die Zahlungs-
unfähigkeit auf die COVID-19-Pandemie zurück-
zuführen ist. § 5 Absatz 7 gilt entsprechend.

§ 7 	 Sicherstellung der Gläubigergleichbehandlung 
bei Stützungsmaßnahmen anlässlich der 
COVID-19-Pandemie
Der Umstand, dass Forderungen im Zusam-
menhang mit staatlichen Leistungen stehen, 
die im Rahmen von staatlichen Programmen 
zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
gewährt wurden, ist für sich allein kein geeig-
netes Kriterium für die Einbeziehung in den 
Restrukturierungsplan nach § 8 des Unterneh-
mensstabilisierungs- und -restrukturierungsge-
setzes oder die Abgrenzung der Gruppen nach 
§  9 des Unternehmensstabilisierungs- und 
-restrukturierungsgesetzes oder § 222 der Insol-
venzordnung. Staatliche Leistungen im Sinne 
von Satz 1 sind sämtliche Finanzhilfen ein-
schließlich der Gewährung von Darlehen und 
die Übernahme einer Bürgschaft, einer Garan-
tie oder eine sonstige Übernahme des Ausfallri-
sikos bezüglich von Forderungen Dritter, die 
durch öffentliche Anstalten, Körperschaften 
oder Rechtsträgern öffentlicher Sondervermö-
gen sowie im Mehrheitsbesitz des Bundes, der 
Länder oder der Kommunen stehenden Rechts-
träger gewährt werden. Soweit im Rahmen 
einer staatlichen Leistung das Ausfallrisiko 
übernommen worden ist, ist die besicherte For-
derung als eine Forderung anzusehen, die nach 
Satz 1 im Zusammenhang mit staatlichen Leis-
tungen steht.
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AufbhG 
2021

Auszug aus dem Aufbauhilfegesetz 2021 (AufbhG 2021) 

Vom 10. September 2021 (BGBl. I 2021, S. 4149)

Artikel 7  
Gesetz zur vorübergehenden Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen 
und Hochwassern im Juli 2021

§ 1	 Aussetzung der Insolvenzantragspflicht
Beruht der Eintritt einer Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung auf den Auswirkungen der 
Starkregenfälle oder des Hochwassers im Juli 
2021, so ist die nach § 15a der Insolvenzordnung 
und § 42 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bestehende Pflicht zur Stellung eines Insolvenz-
antrags ausgesetzt, solange die Antragspflichti-
gen ernsthafte Finanzierungs- oder Sanierungs-
verhandlungen führen und solange dadurch 
begründete Aussichten auf Sanierung bestehen. 
Die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags ist 
längstens bis zum 31. Januar 2022 ausgesetzt.

§ 2	 Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
längstens bis zum 30. April 2022 zu verlängern, 
wenn dies aufgrund fortbestehender Nachfrage 
nach verfügbaren öffentlichen Hilfen, aufgrund 
andauernder Finanzierungs- oder Sanierungsver-
handlungen oder aufgrund sonstiger Umstände 
geboten erscheint.
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Art. 102	 Durchführung der Verordnung (EG)  
Nr. 1346/2000 über Insolvenzverfahren

§ 1	 Örtliche Zuständigkeit
(1)	 Kommt in einem Insolvenzverfahren den deut-

schen Gerichten nach Artikel 3 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 
2000 über Insolvenzverfahren (ABl. EG Nr. L 160 
S. 1) die internationale Zuständigkeit zu, ohne 
dass nach § 3 der Insolvenzordnung ein inländi-
scher Gerichtsstand begründet wäre, so ist das 
Insolvenzgericht ausschließlich zuständig, in des-
sen Bezirk der Schuldner den Mittelpunkt seiner 
hauptsächlichen Interessen hat.

(2)	 Besteht eine Zuständigkeit der deutschen Ge-
richte nach Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr.  1346/2000, so ist ausschließlich das Insol-
venzgericht zuständig, in dessen Bezirk die Nie-
derlassung des Schuldners liegt. § 3 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung gilt entsprechend.

(3)	 Unbeschadet der Zuständigkeit nach den Absät-
zen 1 und 2 ist für Entscheidungen oder sonstige 
Maßnahmen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1346/2000 jedes inländische Insolvenzgericht 
zuständig, in dessen Bezirk Vermögen des 
Schuldners belegen ist. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, zur sachdienlichen Förde-
rung oder schnelleren Erledigung der Verfahren 
durch Rechtsverordnung die Entscheidungen 
oder Maßnahmen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1346/2000 für die Bezirke mehrerer Insolvenz-
gerichte einem von diesen zuzuweisen. Die Lan-
desregierungen können die Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen.

§ 2	 Begründung des Eröffnungsbeschlusses
Ist anzunehmen, dass sich Vermögen des Schuld-
ners in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union befindet, sollen im Eröffnungsbe-
schluss die tatsächlichen Feststellungen und 
rechtlichen Erwägungen kurz dargestellt wer-
den, aus denen sich eine Zuständigkeit nach Arti-
kel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 für die 
deutschen Gerichte ergibt.

§ 3	 Vermeidung von Kompetenzkonflikten
(1)	 Hat das Gericht eines anderen Mitgliedstaats der 

Europäischen Union ein Hauptinsolvenzverfah-
ren eröffnet, so ist, solange dieses Insolvenzver-
fahren anhängig ist, ein bei einem inländischen 
Insolvenzgericht gestellter Antrag auf Eröffnung 

eines solchen Verfahrens über das zur Insolvenz-
masse gehörende Vermögen unzulässig. Ein ent-
gegen Satz 1 eröffnetes Verfahren darf nicht fort-
gesetzt werden. Gegen die Eröffnung des 
inländischen Verfahrens ist auch der Verwalter 
des ausländischen Hauptinsolvenzverfahrens be-
schwerdebefugt.

(2)	 Hat das Gericht eines Mitgliedstaats der Europä-
ischen Union die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens abgelehnt, weil nach Artikel 3 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 die deutschen 
Gerichte zuständig seien, so darf ein deutsches 
Insolvenzgericht die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens nicht ablehnen, weil die Gerichte des 
anderen Mitgliedstaats zuständig seien.

§ 4	 Einstellung des Insolvenzverfahrens zugunsten 
der Gerichte eines anderen Mitgliedstaats

(1)	 Darf das Insolvenzgericht ein bereits eröffnetes 
Insolvenzverfahren nach § 3 Abs. 1 nicht fortset-
zen, so stellt es von Amts wegen das Verfahren 
zugunsten der Gerichte des anderen Mitglied-
staats der Europäischen Union ein. Das Insolvenz
gericht soll vor der Einstellung den Insolvenzver-
walter, den Gläubigerausschuss, wenn ein 
solcher bestellt ist, und den Schuldner hören. 
Wird das Insolvenzverfahren eingestellt, so ist 
jeder Insolvenzgläubiger beschwerdebefugt.

(2)	 Wirkungen des Insolvenzverfahrens, die vor des-
sen Einstellung bereits eingetreten und nicht auf 
die Dauer dieses Verfahrens beschränkt sind, 
bleiben auch dann bestehen, wenn sie Wirkun-
gen eines in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union eröffneten Insolvenzverfah-
rens widersprechen, die sich nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1346/2000 auf das Inland erstre-
cken. Dies gilt auch für Rechtshandlungen, die 
während des eingestellten Verfahrens vom Insol-
venzverwalter oder ihm gegenüber in Ausübung 
seines Amtes vorgenommen worden sind.

(3)	 Vor der Einstellung nach Absatz 1 hat das Insol-
venzgericht das Gericht des anderen Mitglied-
staats der Europäischen Union, bei dem das Ver-
fahren anhängig ist, über die bevorstehende 
Einstellung zu unterrichten; dabei soll angegeben 
werden, wie die Eröffnung des einzustellenden 
Verfahrens bekannt gemacht wurde, in welchen 
öffentlichen Büchern und Registern die Eröff-
nung eingetragen und wer Insolvenzverwalter 
ist. In dem Einstellungsbeschluss ist das Gericht 
des anderen Mitgliedstaats zu bezeichnen, zu 

Auszug aus dem Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung (EGInsO)
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dessen Gunsten das Verfahren eingestellt wird. 
Diesem Gericht ist eine Ausfertigung des Einstel-
lungsbeschlusses zu übersenden. § 215 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung ist nicht anzuwenden.

§ 5	 Öffentliche Bekanntmachung
(1)	 Der Antrag auf öffentliche Bekanntmachung des 

wesentlichen Inhalts der Entscheidungen nach 
Artikel 21 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 
ist an das nach § 1 zuständige Gericht zu richten. 
Das Gericht kann eine Übersetzung verlangen, 
die von einer hierzu in einem der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union befugten Person zu be-
glaubigen ist. § 9 Abs. 1 und 2 und § 30 Abs. 1 der 
Insolvenzordnung gelten entsprechend.

(2)	 Besitzt der Schuldner im Inland eine Niederlas-
sung, so erfolgt die öffentliche Bekanntmachung 
nach Absatz 1 von Amts wegen. Ist die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens bekannt gemacht wor-
den, so ist die Beendigung in gleicher Weise be-
kannt zu machen.

§ 6	 Eintragung in öffentliche Bücher und Register
(1)	 Der Antrag auf Eintragung nach Artikel 22 der 

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 ist an das nach 
§ 1 zuständige Gericht zu richten. Dieses ersucht 
die Register führende Stelle um Eintragung, 
wenn nach dem Recht des Staats, in dem das 
Hauptinsolvenzverfahren eröffnet wurde, die 
Verfahrenseröffnung ebenfalls eingetragen 
wird. § 32 Abs. 2 Satz 2 der Insolvenzordnung fin-
det keine Anwendung.

(2)	 Die Form und der Inhalt der Eintragung richten 
sich nach deutschem Recht. Kennt das Recht des 
Staats der Verfahrenseröffnung Eintragungen, 
die dem deutschen Recht unbekannt sind, so hat 
das Insolvenzgericht eine Eintragung zu wählen, 
die der des Staats der Verfahrenseröffnung am 
nächsten kommt.

(3)	 Geht der Antrag nach Absatz 1 oder nach §  5 
Abs. 1 bei einem unzuständigen Gericht ein, so 
leitet dieses den Antrag unverzüglich an das zu-
ständige Gericht weiter und unterrichtet hierü-
ber den Antragsteller.

§ 7	 Rechtsmittel
Gegen die Entscheidung des Insolvenzgerichts 
nach § 5 oder § 6 findet die sofortige Beschwerde 
statt. Die §§ 574 bis 577 der Zivilprozessordnung 
gelten entsprechend.

§ 8	 Vollstreckung aus der Eröffnungsentscheidung
(1)	 Ist der Verwalter eines Hauptinsolvenzverfahrens 

nach dem Recht des Staats der Verfahrenseröff-
nung befugt, aufgrund der Entscheidung über die 
Verfahrenseröffnung die Herausgabe der Sachen, 
die sich im Gewahrsam des Schuldners befinden, 

im Wege der Zwangsvollstreckung durchzuset-
zen, so gilt für die Vollstreckbarerklärung im In-
land Artikel 25 Abs. 1 Unterabs. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1346/2000. Für die Verwertung von Ge-
genständen der Insolvenzmasse im Wege der 
Zwangsvollstreckung gilt Satz 1 entsprechend.

(2)	 § 6 Abs. 3 findet entsprechend Anwendung.

§ 9	 Insolvenzplan
Sieht ein Insolvenzplan eine Stundung, einen 
Erlass oder sonstige Einschränkungen der Rechte 
der Gläubiger vor, so darf er vom Insolvenzge-
richt nur bestätigt werden, wenn alle betroffe-
nen Gläubiger dem Plan zugestimmt haben.

§ 10	 Aussetzung der Verwertung
Wird auf Antrag des Verwalters des Hauptinsol-
venzverfahrens nach Artikel 33 der Verordnung 
(EG) Nr. 1346/2000 in einem inländischen Sekun-
därinsolvenzverfahren die Verwertung eines Ge-
genstandes ausgesetzt, an dem ein Absonde-
rungsrecht besteht, so sind dem Gläubiger 
laufend die geschuldeten Zinsen aus der Insol-
venzmasse zu zahlen.

§ 11	 Unterrichtung der Gläubiger
Neben dem Eröffnungsbeschluss ist den Gläubi-
gern, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ihren gewöhnlichen Aufent-
halt, Wohnsitz oder Sitz haben, ein Hinweis 
zuzustellen, mit dem sie über die Folgen einer 
nachträglichen Forderungsanmeldung nach 
§ 177 der Insolvenzordnung unterrichtet werden. 
§ 8 der Insolvenzordnung gilt entsprechend. 

Art. 102a	 Insolvenzverwalter aus anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union

Angehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum und Personen, die in einem dieser Staaten 
ihre berufliche Niederlassung haben, können das 
Verfahren zur Aufnahme in eine von dem Insol-
venzgericht geführte Vorauswahlliste für Insol-
venzverwalter über eine einheitliche Stelle nach 
den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensge-
setzes abwickeln. Über Anträge auf Aufnahme in 
eine Vorauswahlliste ist in diesen Fällen inner-
halb einer Frist von drei Monaten zu entscheiden. 
§ 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes gilt entsprechend. 
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Art. 102b	 Durchführung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012

§ 1	 Ausfallbestimmungen von zentralen 
Gegenparteien

(1)	 Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens hindert 
nicht
1. die Durchführung der nach Artikel 48 Absatz 2, 
4, 5 Satz 3 und Absatz 6 Satz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, 
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregis-
ter (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) gebotenen Maß-
nahmen zur Verwaltung, Glattstellung und sons-
tigen Abwicklung von Kundenpositionen und 
Eigenhandelspositionen des Clearingmitglieds,
2. die Durchführung der nach Artikel 48 Absatz 4 
bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 gebote-
nen Maßnahmen der Übertragung von Kunden-
positionen sowie
3. die nach Artikel 48 Absatz 7 der Verordnung 
(EU) Nr.  648/2012 gebotene Verwendung und 
Rückgewähr von Kundensicherheiten. 

(2)	 Absatz 1 gilt entsprechend für die Anordnung von 
Sicherungsmaßnahmen nach § 21 der Insolvenz-
ordnung.

§ 2	 Unanfechtbarkeit
Die nach § 1 zulässigen Maßnahmen unterliegen 
nicht der Insolvenzanfechtung.

Art. 102c	� Durchführung der Verordnung (EU) 
2015/848 über Insolvenzverfahren

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

§ 1	 Örtliche Zuständigkeit; Verordnungsermächtigung
(1)	 Kommt in einem Insolvenzverfahren den deut-

schen Gerichten nach Artikel 3 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2015/848 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Mai 2015 über 
Insolvenzverfahren (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 19; 
L 349 vom 21.12.2016, S. 6), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2017/353 (ABl. L 57 vom 3.3.2017, 
S. 19) geändert worden ist, die internationale Zu-
ständigkeit zu, ohne dass nach § 3 der Insolvenz-
ordnung ein Gerichtsstand begründet wäre, so 
ist das Insolvenzgericht ausschließlich örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Schuldner den Mit-
telpunkt seiner hauptsächlichen Interessen hat. 

(2)	 Besteht eine Zuständigkeit der deutschen Ge-
richte nach Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2015/848, so ist das Insolvenzgericht ausschließ-
lich örtlich zuständig, in dessen Bezirk die Nieder-
lassung des Schuldners liegt. § 3 Absatz 2 der In-
solvenzordnung gilt entsprechend. 

(3)	 Unbeschadet der Zuständigkeiten nach diesem 
Artikel ist für Entscheidungen oder sonstige 
Maßnahmen nach der Verordnung (EU) 2015/848 
jedes Insolvenzgericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk sich Vermögen des Schuldners befindet. 
Zur sachdienlichen Förderung oder schnelleren 
Erledigung von Verfahren nach der Verordnung 
(EU) 2015/848 werden die Landesregierungen er-
mächtigt, diese Verfahren durch Rechtsverord-
nung für die Bezirke mehrerer Insolvenzgerichte 
einem von diesen zuzuweisen. Die Landesregie-
rungen können die Ermächtigung auf die Landes-
justizverwaltungen übertragen. 

§ 2	 Vermeidung von Kompetenzkonflikten
(1)	 Hat das Gericht eines anderen Mitgliedstaats der 

Europäischen Union ein Hauptinsolvenzverfah-
ren eröffnet, so ist, solange dieses Insolvenzver-
fahren anhängig ist, ein bei einem deutschen In-
solvenzgericht gestellter Antrag auf Eröffnung 
eines solchen Verfahrens über das zur Insolvenz-
masse gehörende Vermögen unzulässig. Ein ent-
gegen Satz 1 eröffnetes Verfahren ist nach Maß-
gabe der Artikel 34 bis 52 der Verordnung (EU) 
2015/848 als Sekundärinsolvenzverfahren fortzu-
führen, wenn eine Zuständigkeit der deutschen 
Gerichte nach Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2015/848 besteht; liegen die Voraussetzun-
gen für eine Fortführung nicht vor, ist es einzu-
stellen. 

(2) 	 Hat das Gericht eines Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens abgelehnt, weil nach Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2015/848 die deutschen Gerichte 
zuständig seien, so darf ein deutsches Insolvenz-
gericht die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
nicht mit der Begründung ablehnen, dass die Ge-
richte des anderen Mitgliedstaats zuständig seien. 

§ 3	� Einstellung des Insolvenzverfahrens zugunsten 
eines anderen Mitgliedstaats

(1)	 Vor der Einstellung eines bereits eröffneten In-
solvenzverfahrens nach § 2 Absatz 1 Satz 2 soll 
das Insolvenzgericht den Insolvenzverwalter, den 
Gläubigerausschuss, wenn ein solcher bestellt 
ist, und den Schuldner hören. Wird das Insolvenz-
verfahren eingestellt, so ist jeder Insolvenzgläu-
biger beschwerdebefugt. 

(2)	 Wirkungen des Insolvenzverfahrens, die vor des-
sen Einstellung bereits eingetreten und nicht auf 
die Dauer dieses Verfahrens beschränkt sind, blei-
ben auch dann bestehen, wenn sie Wirkungen 
eines in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union eröffneten Insolvenzverfahrens wi-
dersprechen, die sich nach der Verordnung (EU) 
2015/848 auf die Bundesrepublik Deutschland er-
strecken. Dies gilt auch für Rechtshandlungen, 
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die während des eingestellten Verfahrens vom 
Insolvenzverwalter oder ihm gegenüber in Aus-
übung seines Amtes vorgenommen worden sind. 

(3)	 Vor der Einstellung nach § 2 Absatz 1 Satz 2 hat 
das Insolvenzgericht das Gericht des anderen 
Mitgliedstaats der Europäischen Union, bei dem 
das Verfahren anhängig ist, und den Insolvenz-
verwalter, der in dem anderen Mitgliedstaat be-
stellt wurde, über die bevorstehende Einstellung 
zu unterrichten. Dabei soll angegeben werden, 
wie die Eröffnung des einzustellenden Verfah-
rens bekannt gemacht wurde, in welchen öffent-
lichen Büchern und Registern die Eröffnung ein-
getragen wurde und wer Insolvenzverwalter ist. 
In dem Einstellungsbeschluss ist das Gericht des 
anderen Mitgliedstaats zu bezeichnen, zu dessen 
Gunsten das Verfahren eingestellt wird. Diesem 
Gericht ist eine Ausfertigung des Einstellungsbe-
schlusses zu übersenden. § 215 Absatz 2 der In-
solvenzordnung ist nicht anzuwenden. 

§ 4	 Rechtsmittel nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 
2015/848

	 Unbeschadet des §  21 Absatz 1 Satz 2 und des 
§ 34 der Insolvenzordnung steht dem Schuldner 
und jedem Gläubiger gegen die Entscheidung 
über die Eröffnung des Hauptinsolvenzverfah-
rens nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2015/848 die sofortige Beschwerde zu, wenn 
nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2015/848 das Fehlen der internationalen Zustän-
digkeit für die Eröffnung eines Hauptinsolvenz-
verfahrens gerügt werden soll. Die §§ 574 bis 577 
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend, 
wobei die Entscheidung über die Beschwerde ge-
mäß § 6 Absatz 3 der Insolvenzordnung erst mit 
Rechtskraft wirksam wird.

§ 5	 Zusätzliche Angaben im Eröffnungsantrag des 
Schuldners

	 Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass auch die in-
ternationale Zuständigkeit eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Union für die Eröff-
nung eines Hauptinsolvenzverfahrens nach 
Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/848 
begründet sein könnte, so soll der Eröffnungsan-
trag des Schuldners auch folgende Angaben ent-
halten: 

	 1. seit wann der Sitz, die Hauptniederlassung 
oder der gewöhnliche Aufenthalt an dem im An-
trag genannten Ort besteht,

	 2. Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass der 
Schuldner gewöhnlich der Verwaltung seiner In-
teressen in der Bundesrepublik Deutschland 
nachgeht,

	 3. in welchen anderen Mitgliedstaaten sich Gläu-
biger oder wesentliche Teile des Vermögens 

befinden oder wesentliche Teile der Tätigkeit 
ausgeübt werden und

	 4. ob bereits in einem anderen Mitgliedstaat ein 
Eröffnungsantrag gestellt oder ein Hauptinsol-
venzverfahren eröffnet wurde.

	 Satz 1 findet keine Anwendung auf die im Ver-
braucherinsolvenzverfahren nach § 305 Absatz 1 
der Insolvenzordnung zu stellenden Anträge. 

§ 6	 Örtliche Zuständigkeit für Annexklagen
(1)	 Kommt den deutschen Gerichten infolge der Er-

öffnung eines Insolvenzverfahrens die Zustän-
digkeit für Klagen nach Artikel 6 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2015/848 zu, ohne dass sich aus 
anderen Vorschriften eine örtliche Zuständigkeit 
ergibt, so wird der Gerichtsstand durch den Sitz 
des Insolvenzgerichts bestimmt. 

(2)	 Für Klagen nach Artikel 6 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2015/848, die nach Artikel 6 Absatz 2 
der Verordnung in Zusammenhang mit einer an-
deren zivil- oder handelsrechtlichen Klage gegen 
denselben Beklagten stehen, ist auch das Gericht 
örtlich zuständig, das für die andere zivil- oder 
handelsrechtliche Klage zuständig ist. 

§ 7	 Öffentliche Bekanntmachung
(1)	 Der Antrag auf öffentliche Bekanntmachung 

nach Artikel 28 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2015/848 ist an das nach § 1 Absatz 2 zuständige 
Gericht zu richten. 

(2)	 Der Antrag auf öffentliche Bekanntmachung 
nach Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2015/848 ist an das Insolvenzgericht zu richten, 
in dessen Bezirk sich der wesentliche Teil des 
Vermögens des Schuldners befindet. Hat der 
Schuldner in der Bundesrepublik Deutschland 
kein Vermögen, so kann der Antrag bei jedem In-
solvenzgericht gestellt werden. 

(3)	 Das Gericht kann eine Übersetzung des Antrags 
verlangen, die von einer hierzu in einem der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union befugten 
Person zu beglaubigen ist. § 9 Absatz 1 und 2 und 
§ 30 Absatz 1 der Insolvenzordnung gelten ent-
sprechend. Ist die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens bekannt gemacht worden, so ist dessen Be-
endigung in gleicher Weise von Amts wegen 
bekannt zu machen. 

(4)	 Geht der Antrag nach Absatz 1 bei einem unzu-
ständigen Gericht ein, so leitet dieses den Antrag 
unverzüglich an das zuständige Gericht weiter 
und unterrichtet den Antragsteller hierüber. 

§ 8	 Eintragung in öffentliche Bücher und Register
(1)	 Der Antrag auf Eintragung nach Artikel 29 Ab-

satz 1 der Verordnung (EU) 2015/848 ist an das 
nach § 1 Absatz 2 zuständige Gericht zu richten. 
Er soll mit dem Antrag nach Artikel 28 Absatz 1 
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der Verordnung (EU) 2015/848 verbunden wer-
den. Das Gericht ersucht die registerführende 
Stelle um Eintragung. § 32 Absatz 2 Satz 2 der In-
solvenzordnung findet keine Anwendung. 

(2)	 Der Antrag auf Eintragung nach Artikel 29 Absatz 2 
der Verordnung (EU) 2015/848 ist an das nach § 7 
Absatz 2 zuständige Gericht zu richten. Er soll mit 
dem Antrag nach Artikel 28 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2015/848 verbunden werden. 

(3)	 Die Form und der Inhalt der Eintragung richten 
sich nach deutschem Recht. Kennt das Recht des 
Mitgliedstaats der Europäischen Union, in dem 
das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, Ein-
tragungen, die dem deutschen Recht unbekannt 
sind, so hat das Insolvenzgericht eine Eintragung 
zu wählen, die der des Mitgliedstaats der Verfah-
renseröffnung am nächsten kommt. 

(4)	 § 7 Absatz 4 gilt entsprechend. 

§ 9	 Rechtsmittel gegen eine Entscheidung nach § 7 
oder § 8

	 Gegen die Entscheidung des Insolvenzgerichts 
nach § 7 oder § 8 findet die sofortige Beschwerde 
statt. Die §§ 574 bis 577 der Zivilprozessordnung 
gelten entsprechend, wobei die Entscheidung 
über die Beschwerde gemäß § 6 Absatz 3 der In-
solvenzordnung erst mit Rechtskraft wirksam 
wird. 

§ 10	 Vollstreckung aus der Eröffnungsentscheidung
	 Ist der Verwalter eines Hauptinsolvenzverfah-

rens nach dem Recht des Mitgliedstaats der Eu-
ropäischen Union, in dem das Insolvenzverfah-
ren eröffnet worden ist, befugt, aufgrund der 
Entscheidung über die Verfahrenseröffnung die 
Herausgabe der Sachen, die sich im Gewahrsam 
des Schuldners befinden, im Wege der Zwangs-
vollstreckung durchzusetzen, so gilt für die Voll-
streckung in der Bundesrepublik Deutschland 
Artikel 32 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verord-
nung (EU) 2015/848. Für die Verwertung von Ge-
genständen der Insolvenzmasse im Wege der 
Zwangsvollstreckung gilt Satz 1 entsprechend. 

Teil 2 Sekundärinsolvenzverfahren

Abschnitt 1 Hauptinsolvenzverfahren in der 
Bundesrepublik Deutschland

§ 11	 Voraussetzungen für die Abgabe der Zusicherung
(1)	 Soll in einem in der Bundesrepublik Deutschland 

anhängigen Insolvenzverfahren eine Zusiche-
rung nach Artikel 36 der Verordnung (EU) 
2015/848 abgegeben werden, hat der Insolvenz-
verwalter zuvor die Zustimmung des Gläubiger-
ausschusses oder des vorläufigen Gläubigeraus-
schusses nach § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a der 

Insolvenzordnung einzuholen, sofern ein solcher 
bestellt ist. 

(2)	 Hat das Insolvenzgericht die Eigenverwaltung 
angeordnet, gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 12	 Öffentliche Bekanntmachung der Zusicherung
	 Der Insolvenzverwalter hat die öffentliche Be-

kanntmachung der Zusicherung sowie den Ter-
min und das Verfahren zu deren Billigung zu ver-
anlassen. Den bekannten lokalen Gläubigern ist 
die Zusicherung durch den Insolvenzverwalter 
besonders zuzustellen; § 8 Absatz 3 Satz 2 und 3 
der Insolvenzordnung gilt entsprechend. 

§ 13	 Benachrichtigung über die beabsichtigte Verteilung
	 Für die Benachrichtigung nach Artikel 36 Absatz 7 

Satz 1 der Verordnung (EU) 2015/848 gilt §  12 
Satz 2 entsprechend. 

§ 14	 Haftung des Insolvenzverwalters bei einer 
Zusicherung

	 Für die Haftung des Insolvenzverwalters nach Ar-
tikel 36 Absatz 10 der Verordnung (EU) 2015/848 
in einem in der Bundesrepublik Deutschland an-
hängigen Insolvenzverfahren gilt § 92 der Insol-
venzordnung entsprechend. 

Abschnitt 2 Hauptinsolvenzverfahren in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union

§ 15	 Insolvenzplan
Sieht ein Insolvenzplan in einem in der Bundesre-
publik Deutschland eröffneten Sekundärinsol-
venzverfahren eine Stundung, einen Erlass oder 
sonstige Einschränkungen der Rechte der Gläubi-
ger vor, so darf er vom Insolvenzgericht nur 
bestätigt werden, wenn alle betroffenen Gläubi-
ger dem Insolvenzplan zugestimmt haben. Satz 1 
gilt nicht für Planregelungen, mit denen in Abson-
derungsrechte eingegriffen wird. 

§ 16	 Aussetzung der Verwertung
Wird auf Antrag des Verwalters des Hauptinsol-
venzverfahrens nach Artikel 46 der Verordnung 
(EU) 2015/848 in einem in der Bundesrepublik 
Deutschland eröffneten Sekundärinsolvenzverfah-
ren die Verwertung eines Gegenstandes ausge-
setzt, an dem ein Absonderungsrecht besteht, so 
sind dem Gläubiger laufend die geschuldeten Zin-
sen aus der Insolvenzmasse zu zahlen. 

§ 17	 Abstimmung über die Zusicherung
(1)	 Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens 

führt die Abstimmung über die Zusicherung 
nach Artikel 36 der Verordnung (EU) 2015/848 
durch. Die §§ 222, 243, 244 Absatz 1 und 2 sowie 
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die §§ 245 und 246 der Insolvenzordnung gelten 
entsprechend. 

(2)	 Im Rahmen der Unterrichtung nach Artikel 36 
Absatz 5 Satz 4 der Verordnung (EU) 2015/848 
informiert der Verwalter des Hauptinsolvenzver-
fahrens die lokalen Gläubiger, welche Fernkom-
munikationsmittel bei der Abstimmung zulässig 
sind und welche Gruppen für die Abstimmung 
gebildet wurden. Er hat ferner darauf hinzuweisen, 
dass diese Gläubiger bei der Anmeldung ihrer 
Forderungen Urkunden beifügen sollen, aus de-
nen sich ergibt, dass sie lokale Gläubiger im 
Sinne von Artikel 2 Nummer 11 der Verordnung 
(EU) 2015/848 sind. 

§ 18	 Stimmrecht bei der Abstimmung über die 
Zusicherung

(1)	 Der Inhaber einer zur Teilnahme an der Abstim-
mung über die Zusicherung angemeldeten Forde-
rung gilt vorbehaltlich des Satzes 2 auch dann als 
stimmberechtigt, wenn der Verwalter des Haupt-
insolvenzverfahrens oder ein anderer lokaler Gläu-
biger bestreitet, dass die Forderung besteht oder 
dass es sich um die Forderung eines lokalen Gläu-
bigers handelt. Hängt das Abstimmungsergebnis 
von Stimmen ab, die auf bestrittene Forderungen 
entfallen, kann der Verwalter oder der bestrei-
tende lokale Gläubiger bei dem nach § 1 Absatz 2 
zuständigen Gericht eine Entscheidung über das 
Stimmrecht erwirken, das durch die bestrittenen 
Forderungen oder eines Teils davon gewährt wird; 
§ 77 Absatz 2 Satz 2 der Insolvenzordnung gilt ent-
sprechend. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für auf-
schiebend bedingte Forderungen. § 237 Absatz 1 
Satz 2 der Insolvenzordnung gilt entsprechend. 

(2)	 Im Rahmen des Verfahrens über eine Zusiche-
rung gilt die Bundesagentur für Arbeit als lokaler 
Gläubiger nach Artikel 36 Absatz 11 der Verord-
nung (EU) 2015/848. 

§ 19	 Unterrichtung über das Ergebnis der Abstimmung
Für die Unterrichtung nach Artikel 36 Absatz 5 
Satz 4 der Verordnung (EU) 2015/848 gilt §  12 
Satz 2 entsprechend. 

§ 20	Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen über die 
Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens

(1)	 Wird unter Hinweis auf die Zusicherung die Er-
öffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
nach Artikel 38 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2015/848 abgelehnt, so steht dem Antragsteller 
die sofortige Beschwerde zu. Die §§ 574 bis 577 
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend, 
wobei die Entscheidung über die Beschwerde ge-
mäß § 6 Absatz 3 der Insolvenzordnung erst mit 
Rechtskraft wirksam wird. 

(2)	 Wird in der Bundesrepublik Deutschland ein Se-
kundärinsolvenzverfahren eröffnet, ist der 
Rechtsbehelf nach Artikel 39 der Verordnung 
(EU) 2015/848 als sofortige Beschwerde zu be-
handeln. Die §§ 574 bis 577 der Zivilprozessord-
nung gelten entsprechend, wobei die Entschei-
dung über die Beschwerde gemäß § 6 Absatz 3 
der Insolvenzordnung erst mit Rechtskraft wirk-
sam wird. 

Abschnitt 3 Maßnahmen zur Einhaltung einer 
Zusicherung

§ 21	 Rechtsbehelfe und Anträge nach Artikel 36 der 
Verordnung (EU) 2015/848

(1)	 Für Entscheidungen über Anträge nach Artikel 36 
Absatz 7 Satz 2 oder Absatz 8 der Verordnung (EU) 
2015/848 ist das Insolvenzgericht ausschließlich 
örtlich zuständig, bei dem das Hauptinsolvenzver-
fahren anhängig ist. Der Antrag nach Artikel 36 
Absatz 7 Satz 2 der Verordnung (EU) 2015/848 
muss binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei 
dem Insolvenzgericht gestellt werden. Die Notfrist 
beginnt mit der Zustellung der Benachrichtigung 
über die beabsichtigte Verteilung. 

(2)	 Für die Entscheidung über Anträge nach Arti-
kel 36 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2015/848 ist 
das Gericht nach § 1 Absatz 2 zuständig. 

(3)	 Unbeschadet des § 58 Absatz 2 Satz 3 der Insol-
venzordnung entscheidet das Gericht durch un-
anfechtbaren Beschluss. 

Teil 3 Insolvenzverfahren über das  
Vermögen von Mitgliedern einer 
Unternehmensgruppe

§ 22	 Eingeschränkte Anwendbarkeit des § 56b und 
der §§ 269a bis 269i der Insolvenzordnung

(1)	 Gehören Unternehmen einer Unternehmens-
gruppe im Sinne von § 3e der Insolvenzordnung 
auch einer Unternehmensgruppe im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 13 der Verordnung (EU) 
2015/848 an, 
1.	findet §  269a der Insolvenzordnung keine 
Anwendung, soweit Artikel 56 der Verordnung 
(EU) 2015/848 anzuwenden ist,
2. finden § 56b Absatz 1 und § 269b der Insol-
venzordnung keine Anwendung, soweit Artikel 
57 der Verordnung (EU) 2015/848 anzuwenden 
ist.

(2)	 Gehören Unternehmen einer Unternehmens-
gruppe im Sinne von § 3e der Insolvenzordnung 
auch einer Unternehmensgruppe im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 13 der Verordnung (EU) 
2015/848 an, ist die Einleitung eines Koordinati-
onsverfahrens nach den §§ 269d bis 269i der In-
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solvenzordnung ausgeschlossen, wenn die 
Durchführung des Koordinationsverfahrens die 
Wirksamkeit eines Gruppen-Koordinationsver-
fahrens nach den Artikeln 61 bis 77 der Verord-
nung (EU) 2015/848 beeinträchtigen würde. 

§ 23	 Beteiligung der Gläubiger
(1)	 Beabsichtigt der Verwalter, die Einleitung eines 

Gruppen-Koordinationsverfahrens nach Arti-
kel 61 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/848 zu 
beantragen und ist die Durchführung eines sol-
chen Verfahrens von besonderer Bedeutung für 
das Insolvenzverfahren, hat er die Zustimmung 
nach den §§ 160 und 161 der Insolvenzordnung 
einzuholen. Dem Gläubigerausschuss sind die in 
Artikel 61 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2015/848 
genannten Unterlagen vorzulegen. 

(2)	 Absatz 1 gilt entsprechend 
1. für die Erklärung eines Einwands nach Arti-
kel 64 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2015/848 gegen die Einbeziehung des Verfahrens 
in das Gruppen-Koordinationsverfahren,
2. für den Antrag auf Einbeziehung des Verfah-
rens in ein bereits eröffnetes Gruppen-Koordina-
tionsverfahren nach Artikel 69 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2015/848 sowie
3. für die Zustimmungserklärung zu einem ent-
sprechenden Antrag eines Verwalters, der in 
einem Verfahren über das Vermögen eines ande-
ren gruppenangehörigen Unternehmens bestellt 
wurde (Artikel 69 Absatz 2 Buchstabe b der Ver-
ordnung (EU) 2015/848).

§ 24	 Aussetzung der Verwertung
§ 16 gilt entsprechend bei der Aussetzung 
1. der Verwertung auf Antrag des Verwalters 
eines anderen gruppenangehörigen Unterneh-
mens nach Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2015/848 und
2. des Verfahrens auf Antrag des Koordinators 
nach Artikel 72 Absatz 2 Buchstabe e der Verord-
nung (EU) 2015/848.

§ 25	 Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nach 
Artikel 69 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2015/848

	 Gegen die Entscheidung des Koordinators nach 
Artikel  69 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2015/848 ist die Erinnerung statthaft. § 573 der 
Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 

§ 26	Rechtsmittel gegen die Kostenentscheidung 
nach Artikel 77 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2015/848
Gegen die Entscheidung über die Kosten des 
Gruppen-Koordinationsverfahrens nach Arti-
kel 77 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2015/848 ist 
die sofortige Beschwerde statthaft. Die §§ 574 

bis 577 der Zivilprozessordnung gelten entspre-
chend, wobei die Entscheidung über die 
Beschwerde gemäß § 6 Absatz 3 der Insolvenz-
ordnung erst mit Rechtskraft wirksam wird.

Art. 103	 Anwendung des bisherigen Rechts
Auf Konkurs-, Vergleichs- und Gesamtvollstre-
ckungsverfahren, die vor dem 1. Januar 1999 
beantragt worden sind, und deren Wirkungen 
sind weiter die bisherigen gesetzlichen Vorschrif-
ten anzuwenden. Gleiches gilt für Anschlusskon-
kursverfahren, bei denen der dem Verfahren 
vorausgehende Vergleichsantrag vor dem 
1. Januar 1999 gestellt worden ist.

Art. 103a	 Überleitungsvorschrift
Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Dezember 
2001 eröffnet worden sind, sind die bis dahin gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften weiter anzu-
wenden.

Art. 103b	 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie 2002/47/EG vom 
6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten und 
zur Änderung des Hypothekenbankgesetzes 
und anderer Gesetze

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 9. April 2004 
eröffnet worden sind, sind die bis dahin geltenden 
gesetzlichen Vorschriften weiter anzuwenden.

Art. 103c	 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Vereinfachung des Insolvenzverfahrens

(1)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes zur Vereinfachung des Insol-
venzverfahrens vom 13. April 2007 (BGBl. I S. 509) 
am 1. Juli 2007 eröffnet worden sind, sind mit 
Ausnahme der §§ 8 und 9 der Insolvenzordnung 
und der Verordnung zu öffentlichen Bekanntma-
chungen in Insolvenzverfahren im Internet die 
bis dahin geltenden gesetzlichen Vorschriften 
weiter anzuwenden. In solchen Insolvenzverfah-
ren erfolgen alle durch das Gericht vorzuneh-
menden öffentlichen Bekanntmachungen unbe-
schadet von Absatz 2 nur nach Maßgabe des § 9 
der Insolvenzordnung. § 188 Satz 3 der Insolvenz-
ordnung ist auch auf Insolvenzverfahren anzu-
wenden, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts 
vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840) am 18. 
Dezember 2007 eröffnet worden sind.

(2)	 Die öffentliche Bekanntmachung kann bis zum 
31. Dezember 2008 zusätzlich zu der elektroni-
schen Bekanntmachung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 der 
Insolvenzordnung in einem am Wohnort oder 
Sitz des Schuldners periodisch erscheinenden 
Blatt erfolgen; die Veröffentlichung kann aus-
zugsweise geschehen. Für den Eintritt der 
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Wirkungen der Bekanntmachung ist ausschließ-
lich die Bekanntmachung im Internet nach § 9 
Abs. 1 Satz 1 der Insolvenzordnung maßgebend.

Art. 103d	 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Modernisierung des GmbH-Rechts und zur 
Bekämpfung von Missbräuchen

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes vom 23. Oktober 2008 (BGBl. I 
S. 2026) am 1. November 2008 eröffnet worden 
sind, sind die bis dahin geltenden gesetzlichen 
Vorschriften weiter anzuwenden. Im Rahmen 
von nach dem 1. November 2008 eröffneten 
Insolvenzverfahren sind auf vor dem 1. Novem-
ber 2008 vorgenommene Rechtshandlungen die 
bis dahin geltenden Vorschriften der Insolvenz-
ordnung über die Anfechtung von Rechtshand-
lungen anzuwenden, soweit die Rechtshandlun-
gen nach dem bisherigen Recht der Anfechtung 
entzogen oder in geringerem Umfang unterwor-
fen sind.

Art. 103e	 Überleitungsvorschrift zum Haushalts
begleitgesetz 2011

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Januar 
2011 beantragt worden sind, sind die bis dahin 
geltenden Vorschriften weiter anzuwenden.

Art. 103f	 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Änderung des § 522 der Zivilprozessordnung

Für Entscheidungen über die sofortige Beschwerde 
nach § 6 der Insolvenzordnung, bei denen die Frist 
des § 575 der Zivilprozessordnung am 27. Oktober 
2011 noch nicht abgelaufen ist, ist die Insolvenz-
ordnung in der bis zum 27. Oktober 2011 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden. Für Entscheidungen 
über die sofortige Beschwerde nach Artikel 102 § 7 
Satz 1 des Einführungsgesetzes zur Insolvenzord-
nung gilt Satz 1 entsprechend.

Art. 103g	 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
weiteren Erleichterung der Sanierung von 
Unternehmen 

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. März 2012 
beantragt worden sind, sind die bis dahin gelten-
den Vorschriften weiter anzuwenden. §  18 
Absatz 1 Nummer 2 des Rechtspflegergesetzes in 
der ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung ist 
nur auf Insolvenzverfahren anzuwenden, die ab 
dem 1. Januar 2013 beantragt werden.

Art. 103h	 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Verkürzung des Restschuldbefreiungs
verfahrens und zur Stärkung der 
Gläubigerrechte

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 2014 
beantragt worden sind, sind vorbehaltlich der 

Sätze 2 und 3 die bis dahin geltenden gesetzli-
chen Vorschriften weiter anzuwenden. Auf Insol-
venzverfahren nach den §§ 304 bis 314 der Insol-
venzordnung in der vor dem 1. Juli 2014 geltenden 
Fassung, die vor diesem Datum beantragt wor-
den sind, sind auch die §§ 217 bis 269 der Insol-
venzordnung anzuwenden. §  63 Absatz 3 und 
§ 65 der Insolvenzordnung in der ab dem 19. Juli 
2013 geltenden Fassung sind auf Insolvenzver-
fahren, die ab dem 19. Juli 2013 beantragt worden 
sind, anzuwenden.

Art. 103i	 Überleitungsvorschrift zum Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetz

§ 22a Absatz 1 der Insolvenzordnung in der Fas-
sung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 1245) ist erstmals auf 
Verfahren anzuwenden, deren Eröffnung nach 
dem 31. Dezember 2015 beantragt worden ist. 

Art. 103j	� Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Verbesserung der Rechtssicherheit bei 
Anfechtungen nach der Insolvenzordnung 
und nach dem Anfechtungsgesetz

(1) 	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 5. April 2017 
eröffnet worden sind, sind vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 die bis dahin geltenden Vorschriften 
weiter anzuwenden. 

(2) 	 Im Rahmen einer Insolvenzanfechtung entstan-
dene Ansprüche auf Zinsen oder die Herausgabe 
von Nutzungen unterliegen vor dem 5. April 2017 
den bis dahin geltenden Vorschriften. Für die Zeit 
ab dem 5. April 2017 ist auf diese Ansprüche § 143 
Absatz 1 Satz 3 der Insolvenzordnung in der ab 
dem 5. April 2017 geltenden Fassung anzuwenden.

Art. 103k	 Überleitungsvorschrift zu Artikel 2 des 
Gesetzes zur weiteren Verkürzung des 
Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschrif-
ten im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins- und Stiftungsrecht sowie im 
Miet- und Pachtrecht

(1)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Oktober 
2020 beantragt worden sind, sind vorbehaltlich 
des Absatzes 2 die bis dahin geltenden Vorschrif-
ten weiter anzuwenden. 

(2) 	 Auf Insolvenzverfahren, die im Zeitraum vom 
17. Dezember 2019 bis einschließlich 30. Septem-
ber 2020 beantragt worden sind, verkürzt sich 
die Abtretungsfrist im Sinne des § 287 Absatz 2 
der Insolvenzordnung für jeden vollen Monat, 
der seit dem 16. Juli 2019 bis zur Stellung des In-
solvenzantrages vergangen ist, um denselben 
Zeitraum. Demgemäß beträgt die Abtretungs-
frist: 
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Datum der Stellung des 
Insolvenzantrages: 

Abtretungs-
frist

zwischen dem 17. Dezember 
2019 und 16. Januar 2020

fünf Jahre und 
sieben Monate

zwischen dem 17. Januar 2020 
und 16. Februar 2020

fünf Jahre und 
sechs Monate

zwischen dem 17. Februar 
2020 und 16. März 2020

fünf Jahre und 
fünf Monate

zwischen dem 17. März 2020 
und 16. April 2020

fünf Jahre und 
vier Monate

zwischen dem 17. April 2020 
und 16. Mai 2020

fünf Jahre und 
drei Monate

zwischen dem 17. Mai 2020 
und 16. Juni 2020

fünf Jahre und 
zwei Monate

zwischen dem 17. Juni 2020 
und 16. Juli 2020

fünf Jahre und 
ein Monat

zwischen dem 17. Juli 2020 
und 16. August 2020

fünf Jahre

zwischen dem 17. August 2020 
und 16. September 2020

vier Jahre und 
elf Monate

zwischen dem 17. September 
2020 und 30. September 2020

vier Jahre und 
zehn Monate

In Verfahren nach Satz 1 ist eine in der Abtretungs-
erklärung erklärte, anderslautende Abtretungs-
frist insoweit unbeachtlich. 

(3)	 Wurde dem Schuldner letztmalig nach den bis 
einschließlich 30. September 2020 geltenden 
Vorschriften eine Restschuldbefreiung erteilt, so 
ist § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Insolven-
zordnung in der bis einschließlich 30. September 
2020 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

(4)	 Wird ein Antrag auf Eröffnung eines Verbrau-
cherinsolvenzverfahrens zwischen dem 31. De-
zember 2020 und dem 30. Juni 2021 gestellt, ge-
nügt die vom Schuldner vorzulegende 
Bescheinigung auch dann den in § 305 Absatz 1 
Nummer 1 der Insolvenzordnung genannten An-
forderungen, wenn sich aus ihr ergibt, dass eine 
außergerichtliche Einigung mit den Gläubigern 
über die Schuldenbereinigung auf der Grundlage 
eines Plans innerhalb der letzten zwölf Monate 
vor dem Eröffnungsantrag erfolglos versucht 
worden ist.  

Art. 103l	 Überleitungsvorschrift zu Artikel 6 des 
Gesetzes zur weiteren Verkürzung des 
Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschrif-
ten im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins- und Stiftungsrecht sowie im 
Miet- und Pachtrecht

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 31. Dezem-
ber 2020 beantragt worden sind, sind die bis 
dahin geltenden Vorschriften weiter anzuwen-
den.  

Art. 103m	Überleitungsvorschrift zum Sanierungs- 
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsge-
setz 

	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Januar 
2021 beantragt worden sind, sind die bis dahin 
geltenden Vorschriften weiter anzuwenden. 
§ 15b der Insolvenzordnung in der Fassung des 
Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwick-
lungsgesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 3256) ist erstmals auf Zahlungen anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2020 vorgenommen 
worden sind. Auf Zahlungen, die vor dem 1. Ja-
nuar 2021 vorgenommen worden sind, sind die 
bis zum 31. Dezember 2020 geltenden gesetzli-
chen Vorschriften weiterhin anzuwenden.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
wurden mit Wirkung zum 18. August 2021 
die Sätze 2 und 3 neu hinzugefügt. 

Art. 104	 Anwendung des neuen Rechts
In einem Insolvenzverfahren, das nach dem 
31.  Dezember 1998 beantragt wird, gelten die 
Insolvenzordnung und dieses Gesetz auch für 
Rechtsverhältnisse und Rechte, die vor dem 
1. Januar 1999 begründet worden sind.

Art. 105	 Finanztermingeschäfte
(1)	 War für Finanzleistungen, die einen Markt- oder 

Börsenpreis haben, eine bestimmte Zeit oder 
eine bestimmte Frist vereinbart und tritt die Zeit 
oder der Ablauf der Frist erst nach der Eröffnung 
eines Konkursverfahrens ein, so kann nicht die 
Erfüllung verlangt, sondern nur eine Forderung 
wegen der Nichterfüllung geltend gemacht wer-
den. Als Finanzleistungen gelten insbesondere
1.  die Lieferung von Edelmetallen,
2. die Lieferung von Wertpapieren oder vergleich-
baren Rechten, soweit nicht der Erwerb einer 
Beteiligung an einem Unternehmen zur Herstel-
lung einer dauernden Verbindung zu diesem 
Unternehmen beabsichtigt ist,
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3. Geldleistungen, die in ausländischer Währung 
oder in einer Rechnungseinheit zu erbringen sind,
4. Geldleistungen, deren Höhe unmittelbar oder 
mittelbar durch den Kurs einer ausländischen 
Währung oder einer Rechnungseinheit, durch den 
Zinssatz von Forderungen oder durch den Preis 
anderer Güter oder Leistungen bestimmt wird,
5. Optionen und andere Rechte auf Lieferungen 
oder Geldleistungen im Sinne der Nummern 1 
bis 4. Sind Geschäfte über Finanzleistungen in 
einem Rahmenvertrag zusammengefasst, für 
den vereinbart ist, dass er bei Vertragsverletzun-
gen nur einheitlich beendet werden kann, so gilt 
die Gesamtheit dieser Geschäfte als ein gegen-
seitiger Vertrag.

(2)	 Die Forderung wegen der Nichterfüllung richtet 
sich auf den Unterschied zwischen dem verein-
barten Preis und dem Markt- oder Börsenpreis, 
der am zweiten Werktag nach der Eröffnung des 
Verfahrens am Erfüllungsort für einen Vertrag 
mit der vereinbarten Erfüllungszeit maßgeblich 
ist. Der andere Teil kann eine solche Forderung 
nur als Konkursgläubiger geltend machen.

(3)	 Die in den Absätzen 1 und 2 für den Fall der Eröff-
nung eines Konkursverfahrens getroffenen Rege-
lungen gelten entsprechend für den Fall der 
Eröffnung eines Vergleichs- oder Gesamtvollstre-
ckungsverfahrens.

Art. 105a	� Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur 
Änderung der Insolvenzordnung und zur 
Änderung des Gesetzes, betreffend die 
Einführung der Zivilprozessordnung

(1)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 10. Juni 2016 
beantragt worden sind, ist § 104 der Insolvenz-
ordnung in der bis dahin geltenden Fassung an-
zuwenden. 

(2)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 29. Dezem-
ber 2016 beantragt worden sind, ist § 104 der In-
solvenzordnung in der bis dahin geltenden Fas-
sung anzuwenden. 

Art. 106	 Insolvenzanfechtung
Die Vorschriften der Insolvenzordnung über die 
Anfechtung von Rechtshandlungen sind auf die 
vor dem 1. Januar 1999 vorgenommenen Rechts-
handlungen nur anzuwenden, soweit diese nicht 
nach dem bisherigen Recht der Anfechtung entzo-
gen oder in geringerem Umfang unterworfen sind.

Art. 107	 Evaluierungsvorschrift zum Gesetz zur 
Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens und zur Stärkung der Gläubigerrechte

(1)	 Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen 
Bundestag bis zum 30. Juni 2018, in wie vielen 
Fällen bereits nach drei Jahren eine Restschuld-
befreiung erteilt werden konnte. Der Bericht hat 

auch Angaben über die Höhe der im Insolvenz- 
und Restschuldbefreiungsverfahren erzielten Be-
friedigungsquoten zu enthalten.

(2)	 Sofern sich aus dem Bericht die Notwendigkeit 
gesetzgeberischer Maßnahmen ergibt, soll die 
Bundesregierung diese vorschlagen.

Art. 107a	 Evaluationsvorschrift zum Gesetz zur weite-
ren Verkürzung des Restschuldbefreiungs-
verfahrens und zur Anpassung pandemiebe-
dingter Vorschriften im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungs-
recht sowie im Miet- und Pachtrecht

(1)	 Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen 
Bundestag bis zum 30. Juni 2024, wie sich die 
Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens 
auf das Antrags-, Zahlungs- und Wirtschaftsver-
halten von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ausgewirkt hat. Der Bericht geht auch auf etwa-
ige Hindernisse ein, die von den bestehenden 
Möglichkeiten der Speicherung insolvenzbezoge-
ner Informationen durch Auskunfteien für einen 
wirtschaftlichen Neustart nach Erteilung der 
Restschuldbefreiung ausgehen. 

(2)	 Sofern sich aus dem Bericht die Notwendigkeit 
gesetzgeberischer Maßnahmen ergibt, soll die 
Bundesregierung diese vorschlagen.  

Art. 108	 Fortbestand der Vollstreckungsbeschränkung
(1)	 Bei der Zwangsvollstreckung gegen einen Schuld-

ner, über dessen Vermögen ein Gesamtvollstre-
ckungsverfahren durchgeführt worden ist, ist 
auch nach dem 31. Dezember 1998 die Vollstre-
ckungsbeschränkung des § 18 Abs. 2 Satz 3 der 
Gesamtvollstreckungsordnung zu beachten.

(2)	 Wird über das Vermögen eines solchen Schuld-
ners nach den Vorschriften der Insolvenzordnung 
ein Insolvenzverfahren eröffnet, so sind die For-
derungen, die der Vollstreckungsbeschränkung 
unterliegen, im Rang nach den in § 39 Abs. 1 der 
Insolvenzordnung bezeichneten Forderungen zu 
berichtigen.

Art. 109	 Schuldverschreibungen
Soweit den Inhabern von Schuldverschreibun-
gen, die vor dem 1. Januar 1963 von anderen Kre-
ditinstituten als Hypothekenbanken ausgegeben 
worden sind, nach Vorschriften des Landesrechts 
in Verbindung mit § 17 Abs. 1 des Einführungsge-
setzes zur Konkursordnung ein Vorrecht bei der 
Befriedigung aus Hypotheken, Reallasten oder 
Darlehen des Kreditinstituts zusteht, ist dieses 
Vorrecht auch in künftigen Insolvenzverfahren 
zu beachten.
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Art. 110	 Inkrafttreten
(1)	 Die Insolvenzordnung und dieses Gesetz treten, 

soweit nichts anderes bestimmt ist, am 1. Januar 
1999 in Kraft.

(2)	 § 2 Abs. 2 und § 7 Abs. 3 der Insolvenzordnung 
sowie die Ermächtigung der Länder in §  305 
Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzordnung treten am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Gleiches gilt für 
§ 65 der Insolvenzordnung und für § 21 Abs. 2 
Nr. 1, § 73 Abs. 2, § 274 Abs. 1, § 293 Abs. 2 und 
§ 313 der Insolvenzordnung, soweit sie § 65 der 
Insolvenzordnung für entsprechend anwendbar 
erklären.

(3)	 Artikel 2 Nr. 9 dieses Gesetzes, soweit darin die 
Aufhebung von §  2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
über die Auflösung und Löschung von Gesell-
schaften und Genossenschaften angeordnet 
wird, Artikel 22, Artikel 24 Nr. 2, Artikel 32 Nr. 3, 
Artikel 48 Nr. 4, Artikel 54 Nr. 4 und Artikel 85 
Nr. 1 und 2 Buchstabe e, Artikel 87 Nr. 8 Buch-
stabe d und Artikel 105 dieses Gesetzes treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen 
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Teil 1 – Krisenfrüherkennung und 
-management

§ 1	 Krisenfrüherkennung und Krisenmanagement 
bei haftungsbeschränkten Unternehmensträgern

(1)	 Die Mitglieder des zur Geschäftsführung berufe-
nen Organs einer juristischen Person (Geschäfts-
leiter) wachen fortlaufend über Entwicklungen, 
welche den Fortbestand der juristischen Person 
gefährden können. Erkennen sie solche Entwick-
lungen, ergreifen sie geeignete Gegenmaßnahmen 
und erstatten den zur Überwachung der Ge-
schäftsleitung berufenen Organen (Überwa-
chungsorganen) unverzüglich Bericht. Berühren 
die zu ergreifenden Maßnahmen die Zuständig-
keiten anderer Organe, wirken die Geschäftsleiter 
unverzüglich auf deren Befassung hin.

(2)	 Bei Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit im 
Sinne von § 15a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 der 
Insolvenzordnung gilt Absatz 1 entsprechend für 
die Geschäftsleiter der zur Geschäftsführung be-
rufenen Gesellschafter.

(3)	 Weitergehende Pflichten, die sich aus anderen 
Gesetzen ergeben, bleiben unberührt.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfä-
hige Personengesellschaften“ ersetzt werden.

Teil 2 – Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsrahmen

Kapitel 1 – Restrukturierungsplan

Abschnitt 1 – Gestaltung von Rechtsverhältnissen

§ 2	 Gestaltbare Rechtsverhältnisse
(1)	 Auf der Grundlage eines Restrukturierungsplans 

können gestaltet werden:
1.	Forderungen, die gegen eine restrukturie-
rungsfähige Person (Schuldner) begründet sind 
(Restrukturierungsforderungen), und
2.	die an Gegenständen des schuldnerischen Ver-
mögens bestehenden Rechte, die im Falle der 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens zur Abson-
derung berechtigen würden, es sei denn, es han-
delt sich bei ihnen um Finanzsicherheiten im 
Sinne des § 1 Ab satz 17 des Kreditwesengesetzes 
oder um Sicherheiten, die dem Betreiber eines 
Systems nach § 1 Absatz 16 des Kreditwesenge-
setzes zur Absicherung seiner Ansprüche aus 
dem System oder der Zentralbank eines 

Mitgliedstaats der Europäischen Union oder der 
Europäischen Zentralbank gestellt wurden 
(Absonderungsanwartschaften).

(2)	 Beruhen Restrukturierungsforderungen oder Ab-
sonderungsanwartschaften auf einem mehrsei-
tigen Rechtsverhältnis zwischen dem Schuldner 
und mehreren Gläubigern, so sind auch Einzelbe-
stimmungen in diesem Rechtsverhältnis durch 
den Restrukturierungsplan gestaltbar. Satz 1 gilt 
auch für die Bedingungen von Schuldtiteln im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 3 des Wertpa-
pierhandelsgesetzes und von Verträgen, die zu 
gleichlautenden Bedingungen mit einer Vielzahl 
von Gläubigern geschlossen wurden. Beruhen 
Restrukturierungsforderungen oder Absonde-
rungsanwartschaften auf unterschiedlichen 
Rechtsverhältnissen und haben die Inhaber der 
Forderungen oder Anwartschaften untereinan-
der und mit dem Schuldner Vereinbarungen über 
die Durchsetzung der gegenüber diesem beste-
henden Forderungen oder Anwartschaften und 
das relative Rangverhältnis der aus der Durchset-
zung resultierenden Erlöse getroffen, so sind 
auch die Bedingungen dieser Vereinbarung 
durch den Plan gestaltbar.

(3)	 Ist der Schuldner eine juristische Person oder 
eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, 
können auch die Anteils- oder Mitgliedschafts-
rechte der an dem Schuldner beteiligten Perso-
nen durch den Restrukturierungsplan gestaltet, 
sonstige gesellschaftsrechtlich zulässige Rege-
lungen getroffen sowie Anteils- und Mitglied-
schaftsrechte übertragen werden.

(4)	 Der Restrukturierungsplan kann auch die Rechte 
der Inhaber von Restrukturierungsforderungen 
gestalten, die diesen aus einer von einem verbun-
denen Unternehmen im Sinne des § 15 des Akti-
engesetzes als Bürge, Mitschuldner oder auf-
grund einer anderweitig übernommenen 
Haftung oder an Gegenständen des Vermögens 
dieses Unternehmens zustehen (gruppeninterne 
Drittsicherheit); der Eingriff ist durch eine ange-
messene Entschädigung zu kompensieren. Satz 1 
Halbsatz 2 gilt entsprechend für eine Beschrän-
kung der persönlichen Haftung eines persönlich 
haftenden Gesellschafters eines als Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit verfassten Schuldners.

(5)	 Maßgeblich für die Absätze 1 bis 4 sind die 
Rechtsverhältnisse zum Zeitpunkt der Unterbrei-
tung des Planangebots (§  17), im Falle einer 
Abstimmung im gerichtlichen Planabstim-
mungsverfahren (§§ 45) zum Zeitpunkt der An-
tragstellung. Erwirkt der Schuldner vorher eine 
Stabilisierungsanordnung (§  49), tritt an die 
Stelle des Planangebots oder des Antrags der 
Zeitpunkt der Erstanordnung.
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Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 3 und 4 Satz 2 die Wörter „Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden.

§ 3	 Bedingte und nicht fällige Restrukturierungsfor-
derungen; Forderungen aus gegenseitigen 
Verträgen

(1)	 Restrukturierungsforderungen sind auch dann 
gestaltbar, wenn sie bedingt oder noch nicht fällig 
sind.

(2)	 Restrukturierungsforderungen aus gegenseiti-
gen Verträgen sind nur insoweit gestaltbar, als 
die dem anderen Teil obliegende Leistung bereits 
erbracht ist.

§ 4	 Ausgenommene Rechtsverhältnisse
Einer Gestaltung durch einen Restrukturierungs-
plan sind unzugänglich:
1.	Forderungen von Arbeitnehmern aus oder im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis, ein-
schließlich der Rechte aus Zusagen auf betriebli-
che Altersversorgung,
2.	Forderungen aus vorsätzlich begangenen 
unerlaubten Handlungen und
3.	Forderungen nach § 39 Absatz 1 Nummer 3 der 
Insolvenzordnung.
Handelt es sich bei dem Schuldner um eine 
natürliche Person, gilt dies auch für Forderungen 
und Absonderungsanwartschaften, die mit des-
sen unternehmerischer Tätigkeit in keinem 
Zusammenhang stehen.

Abschnitt 2 – Anforderungen an den 
Restrukturierungsplan

§ 5	 Gliederung des Restrukturierungsplans
Der Restrukturierungsplan besteht aus einem 
darstellenden und einem gestaltenden Teil. Er 
enthält mindestens die nach der Anlage zu die-
sem Gesetz erforderlichen Angaben. Dem 
Restrukturierungsplan sind die nach den §§ 14 
und 15 erforderlichen Anlagen beizufügen.

§ 6	 Darstellender Teil
(1)	 Der darstellende Teil beschreibt die Grundlagen 

und die Auswirkungen des Restrukturierungs-
plans. Der darstellende Teil enthält alle Angaben, 
die für die Entscheidung der von dem Plan Be-
troffenen über die Zustimmung zum Plan und 
für dessen gerichtliche Bestätigung erheblich 
sind, einschließlich der Krisenursachen und der 

zur Krisenbewältigung vorzunehmenden Maß-
nahmen. Soweit Restrukturierungsmaßnahmen 
vorgesehen sind, die nicht über den gestaltenden 
Teil des Plans umgesetzt werden können oder 
sollen, sind sie im darstellenden Teil gesondert 
hervorzuheben.

(2)	 Der darstellende Teil enthält insbesondere eine 
Vergleichsrechnung, in der die Auswirkungen 
des Restrukturierungsplans auf die Befriedi-
gungsaussichten der Planbetroffenen dargestellt 
werden. Sieht der Plan eine Fortführung des Un-
ternehmens vor, ist für die Ermittlung der Befrie-
digungsaussichten ohne Plan zu unterstellen, 
dass das Unternehmen fortgeführt wird. Dies gilt 
nicht, wenn ein Verkauf des Unternehmens oder 
eine anderweitige Fortführung aussichtslos ist.

(3)	 Sieht der Restrukturierungsplan Eingriffe in die 
Rechte von Gläubigern aus gruppeninternen 
Drittsicherheiten (§ 2 Absatz 4) vor, sind in die 
Darstellung auch die Verhältnisse des die Sicher-
heit gewährenden verbundenen Unternehmens 
und die Auswirkungen des Plans auf dieses Un-
ternehmen einzubeziehen.

§ 7	 Gestaltender Teil
(1)	 Der gestaltende Teil des Restrukturierungsplans 

legt fest, wie die Rechtsstellung der Inhaber der 
Restrukturierungsforderungen, der Absonde-
rungsanwartschaften, der Rechte aus gruppenin-
ternen Drittsicherheiten und der Anteilsoder 
Mitgliedschaftsrechte (Planbetroffenen) durch 
den Plan geändert werden soll.

(2)	 Soweit Restrukturierungsforderungen oder Ab-
sonderungsanwartschaften gestaltet werden, ist 
zu bestimmen, um welchen Bruchteil diese ge-
kürzt, für welchen Zeitraum sie gestundet, wie 
sie gesichert und welchen sonstigen Regelungen 
sie unterworfen werden sollen. Satz 1 gilt ent-
sprechend für die Gestaltung der Rechte aus 
gruppeninternen Drittsicherheiten (§  2 Ab-
satz 4).

(3)	 Soweit vertragliche Nebenbestimmungen oder 
Vereinbarungen nach § 2 Absatz 2 gestaltet wer-
den, legt der gestaltende Teil fest, wie diese ab-
geändert werden sollen.

(4)	 Restrukturierungsforderungen können auch in 
Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte an dem 
Schuldner umgewandelt werden. Eine Umwand-
lung gegen den Willen der betroffenen Gläubiger 
ist ausgeschlossen. Insbeondere kann der Plan 
eine Kapitalherabsetzung oder -erhöhung, die 
Leistung von Sacheinlagen, den Ausschluss von 
Bezugsrechten oder die Zahlung von Abfindun-
gen an ausscheidende an dem Schuldner betei-
ligte Personen vorsehen. Der Plan kann vorsehen, 
dass Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte übertra-
gen werden. Im Übrigen kann jede Regelung 



166

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

getroffen werden, die gesellschaftsrechtlich zu-
lässig ist. § 225a Absatz 4 und 5 der Insolvenzord-
nung ist entsprechend anzuwenden.

§ 8	 Auswahl der Planbetroffenen
Die Auswahl der Planbetroffenen hat nach sach-
gerechten Kriterien zu erfolgen, die im darstel-
lenden Teil des Plans anzugeben und zu erläu-
tern sind. Die Auswahl ist sachgerecht, wenn
1.	die nicht einbezogenen Forderungen auch in 
einem Insolvenzverfahren voraussichtlich voll-
ständig erfüllt würden,
2.	die in der Auswahl angelegte Differenzierung 
nach der Art der zu bewältigenden wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten des Schuldners und den 
Umständen angemessen erscheint, insbeson-
dere wenn ausschließlich Finanzverbindlichkei-
ten und die zu deren Sicherung bestellten Sicher-
heiten gestaltet werden oder die Forderungen 
von Kleingläubigern, insbesondere Verbrau-
chern, Klein- und Kleinstunternehmen oder mitt-
leren Unternehmen, unberührt bleiben oder
3.	mit Ausnahme der in § 4 genannten Forderun-
gen sämtliche Forderungen einbezogen werden.

§ 9	 Einteilung der Planbetroffenen in Gruppen
(1)	 Bei der Festlegung der Rechte der Planbetroffe-

nen im Restrukturierungsplan sind Gruppen zu 
bilden, soweit Planbetroffene mit unterschiedli-
cher Rechtsstellung betroffen sind. Es ist zu un-
terscheiden zwischen
1.	den Inhabern von Absonderungsanwartschaften,
2.	den Inhabern von Forderungen, die im Falle der 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens als nicht 
nachrangige Insolvenzforderungen geltend zu 
machen wären, nebst darauf entfallender Zinsen 
und Säumniszuschläge (einfache Restrukturie-
rungsgläubiger),
3.	den Inhabern von Forderungen, die im Falle der 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach § 39 
Absatz 1 Nummer 4, 5 oder Absatz 2 der Insolven-
zordnung als nachrangige Insolvenzforderungen 
anzumelden wären (nachrangige Restrukturie-
rungsgläubiger), wobei für jede Rangklasse eine 
Gruppe zu bilden ist und
4.	den Inhabern von Anteils- oder Mitgliedschafts-
rechten.
Sieht der gestaltende Teil des Restrukturierungs-
plans Eingriffe in die Rechte von Gläubigern aus 
gruppeninternen Drittsicherheiten vor, bilden 
die davon betroffenen Gläubiger eigenständige 
Gruppen.

(2)	 Die Gruppen können nach Maßgabe wirtschaftli-
cher Interessen in weitere Gruppen unterteilt 
werden. Sie müssen sachgerecht voneinander 
abgegrenzt werden. Die Kriterien für die Abgren-
zung sind im Plan anzugeben. Kleingläubiger 

sind im Rahmen der nach Absatz 1 zu bildenden 
Gruppen zu eigenständigen Gruppen zusam-
menzufassen.

§ 10	 Gleichbehandlung von Planbetroffenen
(1)	 Innerhalb jeder Gruppe sind allen Planbetroffe-

nen gleiche Rechte anzubieten.
(2)	 Eine unterschiedliche Behandlung der Planbetrof-

fenen in einer Gruppe ist nur mit Zustimmung 
aller Planbetroffenen, zu deren Lasten die unter-
schiedliche Behandlung geht, zulässig. In diesem 
Fall ist dem Restrukturierungsplan die zustim-
mende Erklärung einer jeden Planbetroffenen, zu 
deren Lasten die unterschiedliche Behandlung 
geht, beizufügen.

(3)	 Jedes Abkommen des Schuldners oder Dritter mit 
einzelnen Planbetroffenen, durch das diesen für 
ihr Verhalten bei Abstimmungen oder sonst im 
Zusammenhang mit dem Restrukturierungsver-
fahren ein nicht im Plan vorgesehener Vorteil ge-
währt wird, ist nichtig.

§ 11	 Haftung des Schuldners
Ist im Restrukturierungsplan nichts anderes be-
stimmt, wird der Schuldner mit der im gestalten-
den Teil vorgesehenen Befriedigung der Gläubi-
ger von seinen restlichen Verbindlichkeiten 
gegenüber diesen aus den in den Plan einbezo-
genen Restrukturierungsforderungen und Ab-
sonderungsanwartschaften befreit. Handelt es 
sich bei dem Schuldner um eine Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit oder eine Komman-
ditgesellschaft auf Aktien, so gilt Satz 1 entspre-
chend für die persönliche Haftung der unbe-
schränkt haftenden Gesellschafter.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 die 
Wörter „Gesellschaft ohne Rechtspersön-
lichkeit“ durch die Wörter „rechtsfähige 
Personengesellschaft“ ersetzt werden.

§ 12	 Neue Finanzierung
Im Restrukturierungsplan können Regelungen 
zur Zusage von Darlehen oder sonstigen Krediten 
aufgenommen werden, die zur Finanzierung der 
Restrukturierung auf der Grundlage des Plans 
erforderlich sind (neue Finanzierung). Als neue 
Finanzierung gilt auch deren Besicherung.

§ 13	 Änderung sachenrechtlicher Verhältnisse
Sollen Rechte an Gegenständen begründet, 
geändert, übertragen oder aufgehoben werden, 
so können die erforderlichen Willenserklärungen 
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der Beteiligten in den gestaltenden Teil des 
Restrukturierungsplans aufgenommen werden. 
Sind im Grundbuch eingetragene Rechte an 
einem Grundstück oder an eingetragenen Rech-
ten betroffen, so sind diese Rechte unter Beach-
tung des § 28 der Grundbuchordnung genau zu 
bezeichnen. Für Rechte, die im Schiffsregister, im 
Schiffsbauregister oder im Register für Pfand-
rechte an Luftfahrzeugen eingetragen sind, gilt 
Satz 2 entsprechend.

§ 14	 Erklärung zur Bestandsfähigkeit; Vermögens-
übersicht; Ergebnis- und Finanzplan

(1)	 Dem Restrukturierungsplan ist eine begründete 
Erklärung zu den Aussichten darauf beizufügen, 
dass die drohende Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners durch den Plan beseitigt wird und 
dass die Bestandsfähigkeit des Schuldners si-
cher- oder wiederhergestellt wird.

(2)	 Dem Restrukturierungsplan ist eine Vermögens-
übersicht beizufügen, in der die Vermögensge-
genstände und die Verbindlichkeiten, die sich bei 
Wirksamwerden des Plans gegenüberstünden, 
mit ihren Werten aufgeführt sind. Zudem ist auf-
zuführen, welche Aufwendungen und Erträge für 
den Zeitraum, während dessen die Gläubiger be-
friedigt werden sollen, zu erwarten sind und 
durch welche Abfolge von Einnahmen und Ausga-
ben die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens 
während dieses Zeitraums gewährleistet werden 
soll. Dabei sind neben den Restrukturierungsforde-
rungen auch die vom Plan unberührt bleibenden 
Forderungen sowie die künftig nach dem Plan zu 
begründenden Forderungen zu berücksichtigen.

§ 15	 Weitere beizufügende Erklärungen
(1)	 Handelt es sich bei dem Schuldner um eine Ge-

sellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, so ist dem 
Restrukturierungsplan eine Erklärung der Perso-
nen beizufügen, die nach dem Plan persönlich 
haftende Gesellschafter des Unternehmens sein 
sollen, dass sie zur Fortführung des Unterneh-
mens auf der Grundlage des Plans bereit sind.

(2)	 Sollen Gläubiger Anteils- oder Mitgliedschafts-
rechte oder Beteiligungen an einer juristischen 
Person, einem nicht rechtsfähigen Verein oder 
einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit 
übernehmen, so ist dem Restrukturierungsplan 
die Zustimmungserklärung eines jeden dieser 
Gläubiger beizufügen.

(3)	 Hat ein Dritter für den Fall der Bestätigung des 
Restrukturierungsplans Verpflichtungen gegen-
über den Gläubigern übernommen, so ist dem 
Plan die Erklärung des Dritten beizufügen.

(4)	 Sieht der Restrukturierungsplan Eingriffe in die 
Rechte von Gläubigern aus gruppeninternen 

Drittsicherheiten vor, so ist dem Plan die Zustim-
mung des verbundenen Unternehmens beizufü-
gen, das die Sicherheit gestellt hat.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 und 2 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden.

§ 16	 Checkliste für Restrukturierungspläne
Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz macht eine Checkliste für 
Restrukturierungspläne bekannt, welche an die 
Bedürfnisse von kleinen und mittleren Unterneh-
men angepasst ist. Die Checkliste wird auf der 
Internetseite www.bmjv.bund.de veröffentlicht.

Abschnitt 3 – Planabstimmung

Unterabschnitt 1 – Planangebot und Planannahme

§ 17	 Planangebot
(1)	 Das an die Planbetroffenen gerichtete Angebot 

des Schuldners, den Restrukturierungsplan anzu-
nehmen (Planangebot), hat den deutlichen Hin-
weis darauf zu enthalten, dass der Plan im Fall 
seiner mehrheitlichen Annahme und gerichtli-
chen Bestätigung auch gegenüber Planbetroffe-
nen wirksam wird, die das Angebot nicht anneh-
men. Dem Planangebot ist der vollständige 
Restrukturierungsplan nebst Anlagen sowie eine 
Darstellung der bereits angefallenen und der 
noch zu erwartenden Kosten des Restrukturie-
rungsverfahrens einschließlich der Vergütung 
des Restrukturierungsbeauftragten beizufügen.

(2)	 Aus dem Planangebot muss hervorgehen, mit 
welchen Forderungen oder Rechten der jeweilige 
Planbetroffene in den Restrukturierungsplan ein-
bezogen ist, welchen Gruppen der Planbetrof-
fene zugeordnet ist und welche Stimmrechte die 
ihm zustehenden Forderungen und Rechte ge-
währen.

(3)	 Hat der Schuldner vor Abgabe des Planangebots 
nicht allen Planbetroffenen Gelegenheit zur ge-
meinschaftlichen Erörterung des Plans oder des 
Restrukturierungskonzepts gegeben, das durch 
den Plan umgesetzt werden soll, hat das Planan-
gebot den Hinweis darauf zu enthalten, dass auf 
Verlangen einer oder mehrerer Planbetroffener 
eine Versammlung der Planbetroffenen zwecks 
Erörterung des Plans abgehalten wird.
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(4)	 Sofern im Verhältnis zu einzelnen Planbetroffe-
nen nichts anderes vereinbart ist, unterliegt das 
Planangebot der Schriftform. Bestimmt der 
Schuldner im Planangebot keine andere Form, un-
terliegt auch die Planannahme der Schriftform.

§ 18	 Auslegung des Planangebots
Im Zweifel ist anzunehmen, dass das Planange-
bot unter der Bedingung steht, dass sämtliche 
Planbetroffene zustimmen oder dass der Plan 
gerichtlich bestätigt wird.

§ 19	 Annahmefrist
Für die Annahme des Restrukturierungsplans 
setzt der Schuldner eine Frist. Die Frist beträgt 
mindestens 14 Tage. Sie kann kürzer sein, wenn 
dem Plan ein Restrukturierungskonzept zugrunde 
liegt, das allen Planbetroffenen seit mindestens 
14 Tagen in Textform zugänglich gemacht ist.

§ 20	Abstimmung im Rahmen einer Versammlung 
der Planbetroffenen

(1)	 Der Schuldner kann den Restrukturierungsplan 
im Rahmen einer Versammlung der Planbetrof-
fenen zur Abstimmung stellen. Die Einberufung 
erfolgt schriftlich. Die Einberufungsfrist beträgt 
14 Tage. Räumt der Schuldner die Möglichkeit ei-
ner elektronischen Teilnahme ein, beträgt die 
Frist sieben Tage. Der Einberufung ist der voll-
ständige Restrukturierungsplan nebst Anlagen 
beizufügen.

(2)	 Das Planangebot kann vorsehen, dass Planbe-
troffene auch ohne Anwesenheit an dem Ver-
sammlungsort teilnehmen und sämtliche oder 
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im 
Wege elektronischer Kommunikation ausüben 
können (elektronische Teilnahme).

(3)	 Den Vorsitz der Versammlung führt der Schuld-
ner. Er hat jedem Planbetroffenen auf Verlangen 
Auskunft über den Restrukturierungsplan und 
die für die sachgemäße Beurteilung des Plans re-
levanten Verhältnisse sowie im Fall des § 2 Ab-
satz 4 Satz 1 jeder betroffenen Tochtergesell-
schaft zu erteilen. Planbetroffene haben das 
Recht, Vorschläge zur Abänderung des Plans zu 
unterbreiten. Die Vorschläge sind dem Schuldner 
mindestens einen Tag vor dem Beginn der Ver-
sammlung in Textform zugänglich zu machen.

(4)	 In der Versammlung kann auch dann über den 
Plan abgestimmt werden, wenn dieser aufgrund 
der Erörterungen in der Versammlung inhaltlich 
in einzelnen Punkten abgeändert wird.

(5)	 Jede Gruppe der Planbetroffenen stimmt geson-
dert ab. Im Übrigen legt der Schuldner die Moda-
litäten der Abstimmung fest. Üben Planbetrof-
fene ihr Stimmrecht elektronisch aus, ist diesen 
der Zugang der elektronisch abgegebenen 

Stimme elektronisch zu bestätigen. Die Stimmab-
gabe ist auch ohne Teilnahme an der Versamm-
lung bis zum Ende der Abstimmung möglich.

§ 21	 Erörterung des Restrukturierungsplans
(1)	 Findet eine Abstimmung im Rahmen einer Ver-

sammlung der Planbetroffenen nicht statt, ist 
unter den Voraussetzungen des § 17 Absatz 3 auf 
Verlangen eines Planbetroffenen eine Versamm-
lung der Planbetroffenen zur Erörterung des 
Plans abzuhalten.

(2)	 Die Einberufung erfolgt schriftlich. Die Frist zur 
Einberufung beträgt mindestens 14 Tage. Räumt 
der Schuldner die Möglichkeit einer elektroni-
schen Teilnahme ein, beträgt die Frist sieben 
Tage.

(3)	 § 20 Absatz 3 gilt entsprechend.
(4)	 Findet die Versammlung nach Ablauf einer zur 

Planannahme gesetzten Frist statt, verlängert 
sich diese bis zum Ablauf des Tags der Versamm-
lung oder bis zu dem Termin, den der Schuldner 
bis zum Ende der Versammlung bestimmt. Hatte 
sich ein Planbetroffener bereits zum Planange-
bot erklärt, entfällt die Bindung an diese Erklä-
rung, wenn er sich binnen der verlängerten Frist 
erneut erklärt.

§ 22	 Dokumentation der Abstimmung
(1)	 Der Schuldner dokumentiert den Ablauf des 

Plananahmeverfahrens und hält das Ergebnis der 
Abstimmung nach Ablauf der Annahmefrist oder 
nach Durchführung der Abstimmung unverzüg-
lich schriftlich fest. Ist die Auswahl der Planbe-
troffenen, deren Einteilung in Gruppen oder die 
Zuweisung von Stimmrechten streitig geworden, 
ist dies in der Dokumentation zu vermerken.

(2)	 Die Dokumentation ist den Planbetroffenen un-
verzüglich zugänglich zu machen.

§ 23	 Gerichtliches Planabstimmungsverfahren
Der Schuldner kann den Restrukturierungsplan 
in einem gerichtlichen Verfahren zur Abstim-
mung stellen, welches nach den §§ 45 und 46 
durchzuführen ist; die §§ 17 bis 22 finden in die-
sem Fall keine Anwendung.

Unterabschnitt 2 Stimmrecht und erforderliche 
Mehrheiten

§ 24	 Stimmrecht
(1)	 Das Stimmrecht richtet sich

1.	bei Restrukturierungsforderungen nach deren 
Betrag, soweit sich aus Absatz 2 nichts anders 
ergibt,
2.	bei Absonderungsanwartschaften und grup-
peninternen Drittsicherheiten nach deren Wert, 
und
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3.	bei Anteils- oder Mitgliedschaftsrechten nach 
dem Anteil am gezeichneten Kapital oder Ver-
mögen des Schuldners; Stimmrechtsbeschrän-
kungen, Sonder- oder Mehrstimmrechte bleiben 
außer Betracht.

(2)	 Für Zwecke der Bestimmung des Stimmrechts, 
das Restrukturierungsforderungen gewähren, 
werden angesetzt:
1.	bedingte Forderungen mit dem ihnen unter 
Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit des 
Bedingungseintritts zukommenden Wert;
2.	unverzinsliche Forderungen mit dem Betrag, 
der sich in Anwendung des §  41 Absatz 2 der 
Insolvenzordnung durch Abzinsung auf den Tag 
der Planvorlage ergibt;
3.	Forderungen, die auf Geldbeträge unbestimm-
ter Höhe gerichtet oder in ausländischer Wäh-
rung oder einer Rechnungseinheit ausgedrückt 
sind, mit dem nach § 45 der Insolvenzordnung zu 
bestimmenden Wert;
4.	auf wiederkehrende Leistungen gerichtete For-
derungen mit dem nach Maßgabe des § 46 der 
Insolvenzordnung bestimmten Wert.

(3)	 Durch Absonderungsanwartschaften oder grup-
peninterne Drittsicherheiten gesicherte Forderun-
gen vermitteln in einer Gruppe von Restrukturie-
rungsgläubigern nur insoweit ein Stimmrecht, 
wie der Schuldner für die gesicherten Forderun-
gen auch persönlich haftet und der Inhaber der 
Absonderungsanwartschaft auf diese verzichtet 
oder mit einer abgesonderten Befriedigung aus-
fallen würde. Solange der Ausfall nicht feststeht, 
ist die Forderung mit dem mutmaßlichen Ausfall 
zu berücksichtigen.

(4)	 Ist das auf eine Forderung oder ein Recht entfal-
lende Stimmrecht streitig, kann der Schuldner 
der Abstimmung das Stimmrecht zugrunde le-
gen, das er den Planbetroffenen zugewiesen hat. 
In der Dokumentation der Abstimmung vermerkt 
er, dass, inwieweit und aus welchem Grund das 
Stimmrecht streitig ist.

§ 25	 Erforderliche Mehrheiten
(1)	 Zur Annahme des Restrukturierungsplans ist erfor-

derlich, dass in jeder Gruppe auf die dem Plan zu-
stimmenden Gruppenmitglieder mindestens drei 
Viertel der Stimmrechte in dieser Gruppe entfallen.

(2)	 Planbetroffene, denen eine Forderung oder ein 
Recht gemeinschaftlich zusteht, werden bei der 
Abstimmung als ein Planbetroffener behandelt. 
Entsprechendes gilt, wenn an einem Recht ein 
Pfandrecht oder ein Nießbrauch besteht.

§ 26	Gruppenübergreifende Mehrheitsentscheidung
(1)	 Wird in einer Gruppe die nach § 25 erforderliche 

Mehrheit nicht erreicht, gilt die Zustimmung 
dieser Gruppe als erteilt, wenn

1.	die Mitglieder dieser Gruppe durch den 
Restrukturierungsplan voraussichtlich nicht 
schlechter gestellt werden, als sie ohne einen 
Plan stünden,
2.	die Mitglieder dieser Gruppe angemessen an 
dem wirtschaftlichen Wert beteiligt werden, der 
auf der Grundlage des Plans den Planbetroffenen 
zufließen soll (Planwert), und
3.	die Mehrheit der abstimmenden Gruppen dem 
Plan mit den erforderlichen Mehrheiten zuge-
stimmt hat; wurden lediglich zwei Gruppen 
gebildet, genügt die Zustimmung der anderen 
Gruppe; die zustimmenden Gruppen dürfen 
nicht ausschließlich durch Anteilsinhaber oder 
nachrangige Restrukturierungsgläubiger gebil-
det sein.

(2)	 Wird die nach § 25 erforderliche Mehrheit in ei-
ner Gruppe nicht erreicht, die nach § 11 Absatz 1 
Satz 3 zu bilden ist, so gelten Absatz 1, § 27 Ab-
satz 1 und § 28 für diese Gruppe nur, wenn die 
vorgesehene Entschädigung die Inhaber der 
Rechte aus der gruppeninternen Drittsicherheit 
für den zu erleidenden Rechtsverlust oder den 
Verlust der Haftung des persönlich haftenden 
Gesellschafters angemessen entschädigt.

§ 27	 Absolute Priorität
(1)	 Eine Gruppe von Gläubigern ist angemessen am 

Planwert beteiligt, wenn
1.	kein anderer planbetroffener Gläubiger wirt-
schaftliche Werte erhält, die den vollen Betrag 
seines Anspruchs übersteigen,
2.	weder ein planbetroffener Gläubiger, der ohne 
einen Plan in einem Insolvenzverfahren mit 
Nachrang gegenüber den Gläubigern der Gruppe 
zu befriedigen wäre, noch der Schuldner oder 
eine an dem Schuldner beteiligte Person einen 
nicht durch Leistung in das Vermögen des 
Schuldners vollständig ausgeglichenen wirt-
schaftlichen Wert erhält und
3.	kein planbetroffener Gläubiger, der in einem 
Insolvenzverfahren gleichrangig mit den Gläubi-
gern der Gruppe zu befriedigen wäre, besserge-
stellt wird als diese Gläubiger.

(2)	 Für eine Gruppe der an dem Schuldner beteilig-
ten Personen liegt eine angemessene Beteili-
gung am Planwert vor, wenn nach dem Plan
1.	kein planbetroffener Gläubiger wirtschaftliche 
Werte erhält, die den vollen Betrag seines An-
spruchs übersteigen, und
2.	vorbehaltlich des § 28 Absatz 2 Nummer 1 keine 
an dem Schuldner beteiligte Person, die ohne 
Plan den Mitgliedern der Gruppe gleichgestellt 
wäre, einen wirtschaftlichen Wert behält.
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§ 28	 Durchbrechung der absoluten Priorität
(1)	 Der angemessenen Beteiligung einer Gruppe von 

planbetroffenen Gläubigern am Planwert steht 
es nicht entgegen, wenn eine von § 27 Absatz 1 
Nummer 3 abweichende Regelung nach der Art 
der zu bewältigenden wirtschaftlichen Schwierig-
keiten und nach den Umständen sachgerecht ist. 
Eine von § 27 Absatz 1 Nummer 3 abweichende 
Regelung ist nicht sachgerecht, wenn auf die 
überstimmte Gruppe mehr als die Hälfte der 
Stimmrechte der Gläubiger der betroffenen 
Rangklasse entfällt.

(2)	 Einer angemessenen Beteiligung einer Gruppe 
von planbetroffenen Gläubigern am Planwert 
steht es nicht entgegen, wenn der Schuldner 
oder eine an dem Schuldner beteiligte Person 
entgegen § 27 Absatz 1 Nummer 2 am Unterneh-
mensvermögen beteiligt bleibt, sofern
1.	die Mitwirkung des Schuldners oder der an 
dem Schuldner beteiligten Person an der Fort-
führung des Unternehmens infolge besonderer, 
in seiner Person liegender Umstände unerlässlich 
ist, um den Planwert zu verwirklichen, und sich 
der Schuldner oder die an dem Schuldner betei-
ligte Person im Plan zu der erforderlichen Mitwir-
kung sowie zur Übertragung der wirtschaftlichen 
Werte für den Fall verpflichtet, dass seine Mit-
wirkung aus von ihm zu vertretenen Gründen vor 
dem Ablauf von fünf Jahren oder einer kürzeren, 
für den Planvollzug vorgesehenen Frist endet 
oder
2.	die Eingriffe in die Rechte der Gläubiger gering-
fügig sind, insbesondere weil die Rechte nicht 
gekürzt werden und deren Fälligkeiten um nicht 
mehr als 18 Monate verschoben werden.

Kapitel 2 – Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsinstrumente

Abschnitt 1 – Allgemeine Bestimmungen

Unterabschnitt 1 – Instrumente des Stabilisierungs- 
und Restrukturierungsrahmens; Verfahren

§ 29	Instrumente des Stabilisierungs- und Restruktu-
rierungsrahmens

(1)	 Zur nachhaltigen Beseitigung einer drohenden 
Zahlungsunfähigkeit im Sinne des § 18 Absatz 2 
der Insolvenzordnung können folgende Verfah-
renshilfen des Stabilisierungs- und Restrukturie-
rungsrahmens (Instrumente) in Anspruch ge-
nommen werden.

(2)	 Instrumente des Stabilisierungs- und Restruktu-
rierungsrahmens im Sinne des Absatzes 1 sind:
1.	die Durchführung eines gerichtlichen Planab-
stimmungsverfahrens (gerichtliche Planabstim-
mung),

2.	die gerichtliche Vorprüfung von Fragen, die für 
die Bestätigung des Restrukturierungsplans 
erheblich sind (Vorprüfung),
3.	die gerichtliche Anordnung von Regelungen 
zur Einschränkung von Maßnahmen der indivi-
duellen Rechtsdurchsetzung (Stabilisierung) und
4.	die gerichtliche Bestätigung eines Restruktu-
rierungsplans (Planbestätigung).

(3)	 Soweit sich aus den Bestimmungen dieses Geset-
zes nichts Abweichendes ergibt, kann der Schuld-
ner die Instrumente des Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsrahmens unabhängig vonei-
nander in Anspruch nehmen.

§ 30	Restrukturierungsfähigkeit
(1)	 Die Instrumente des Stabilisierungs- und Re-

strukturierungsrahmens können vorbehaltlich 
des Absatzes 2 von jedem insolvenzfähigen 
Schuldner in Anspruch genommen werden. Für 
natürliche Personen gilt dies nur, soweit sie un-
ternehmerisch tätig sind.

(2)	 Die Bestimmungen dieses Kapitels sind auf Un-
ternehmen der Finanzbranche im Sinne des § 1 
Absatz 19 des Kreditwesengesetzes nicht anzu-
wenden.

§ 31	 Anzeige des Restrukturierungsvorhabens
(1)	 Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 

Instrumente des Stabilisierungs- und Restruktu-
rierungsrahmens ist die Anzeige des Restruktu-
rierungsvorhabens bei dem zuständigen Restruk-
turierungsgericht.

(2)	 Der Anzeige ist beizufügen:
1.	der Entwurf eines Restrukturierungsplans 
oder, sofern ein solcher nach dem Stand des 
angezeigten Vorhabens noch nicht ausgearbei-
tet und ausgehandelt werden konnte, ein Kon-
zept für die Restrukturierung, welches auf 
Grundlage einer Darstellung von Art, Ausmaß 
und Ursachen der Krise das Ziel der Restrukturie-
rung (Restrukturierungsziel) sowie die Maßnah-
men beschreibt, welche zur Erreichung des 
Restrukturierungsziels in Aussicht genommen 
werden,
2.	eine Darstellung des Stands von Verhandlun-
gen mit Gläubigern, an dem Schuldner beteilig-
ten Personen und Dritten zu den in Aussicht ge-
nommenen Maßnahmen und
3.	eine Darstellung der Vorkehrungen, welche der 
Schuldner getroffen hat, um seine Fähigkeit 
sicherzustellen, seine Pflichten nach diesem Ge-
setz zu erfüllen.
Der Schuldner hat bei der Anzeige zudem anzu-
geben, ob die Rechte von Verbrauchern oder von 
mittleren, kleinen oder Kleinstunternehmen 
berührt werden sollen, insbesondere, weil deren 
Forderungen oder Absonderungsanwartschaften 



171

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

StaRUG

durch einen Restrukturierungsplan gestaltet 
oder die Durchsetzung dieser Forderungen durch 
eine Stabilisierungsanordnung vorübergehend 
gesperrt werden sollen. Anzugeben ist auch, ob 
damit zu rechnen ist, dass das Restrukturierungs-
ziel nur gegen den Widerstand einer nach Maß-
gabe des § 9 zu bildenden Gruppe durchgesetzt 
werden kann. Des Weiteren sind frühere Restruk-
turierungssachen unter Angabe des befassten 
Gerichts und Aktenzeichens anzugeben.

(3)	 Mit der Anzeige wird die Restrukturierungssache 
rechtshängig.

(4)	 Die Anzeige verliert ihre Wirkung, wenn
1.	der Schuldner die Anzeige zurücknimmt,
2.	die Entscheidung über die Planbestätigung 
rechtskräftig wird,
3.	das Gericht die Restrukturierungssache nach 
§ 33 aufhebt oder
4.	seit der Anzeige sechs Monate oder, sofern der 
Schuldner die Anzeige zuvor erneuert hat, zwölf 
Monate vergangen sind.

§ 32	 Pflichten des Schuldners
(1)	 Der Schuldner betreibt die Restrukturierungssa-

che mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Sanierungsgeschäftsführers und wahrt 
dabei die Interessen der Gesamtheit der Gläubi-
ger. Insbesondere unterlässt er Maßnahmen, wel-
che sich mit dem Restrukturierungsziel nicht ver-
einbaren lassen oder welche die Erfolgsaussichten 
der in Aussicht genommenen Restrukturierung 
gefährden. Mit dem Restrukturierungsziel ist es in 
der Regel nicht vereinbar, Forderungen zu beglei-
chen oder zu besichern, die durch den Restruktu-
rierungsplan gestaltet werden sollen.

(2)	 Der Schuldner teilt dem Gericht jede wesentliche 
Änderung mit, welche den Gegenstand des ange-
zeigten Restrukturierungsvorhabens und die 
Darstellung des Verhandlungsstands betrifft. 
Hat der Schuldner eine Stabilisierungsanord-
nung nach § 49 erwirkt, teilt er auch unverzüg-
lich wesentliche Änderungen mit, welche die Re-
strukturierungsplanung betreffen. Ist ein 
Restrukturierungsbeauftragter bestellt, beste-
hen die Pflichten nach Satz 1 und 2 auch gegen-
über dem Restrukturierungsbeauftragten.

(3)	 Während der Rechtshängigkeit der Restrukturie-
rungssache ist der Schuldner verpflichtet, dem 
Restrukturierungsgericht den Eintritt einer Zah-
lungsunfähigkeit im Sinne des § 17 Absatz 2 der 
Insolvenzordnung unverzüglich anzuzeigen. 
Handelt es sich bei dem Schuldner um eine juris-
tische Person oder um eine Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit, für deren Verbindlichkei-
ten keine natürliche Person als unmittelbarer 
oder mittelbarer Gesellschafter haftet, steht der 
Zahlungsunfähigkeit eine Überschuldung im 

Sinne des § 19 Absatz 2 der Insolvenzordnung 
gleich.

(4)	 Der Schuldner ist verpflichtet, dem Gericht un-
verzüglich anzuzeigen, wenn das Restrukturie-
rungsvorhaben keine Aussicht auf Umsetzung 
hat, insbesondere, wenn infolge der erkennbar 
gewordenen ernsthaften und endgültigen Ab-
lehnung des vorgelegten Restrukturierungsplans 
durch Planbetroffene nicht davon ausgegangen 
werden kann, dass die für eine Planannahme 
erforderlichen Mehrheiten erreicht werden kön-
nen.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 3 Satz 2 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden.

§ 33	 Aufhebung der Restrukturierungssache
(1)	 Das Restrukturierungsgericht hebt die Restruktu-

rierungssache von Amts wegen auf, wenn
1.	der Schuldner einen Insolvenzantrag stellt oder 
über das Vermögen des Schuldners ein Insolven-
zverfahren eröffnet ist,
2.	das Restrukturierungsgericht für die Restruk-
turierungssache unzuständig ist und der Schuld-
ner innerhalb einer vom Restrukturierungsge-
richt gesetzten Frist keinen Verweisungsantrag 
gestellt oder die Anzeige zurückgenommen hat, 
oder
3.	der Schuldner in schwerwiegender Weise ge-
gen seine Pflichten zur Mitwirkung und Aus-
kunftserteilung gegenüber dem Gericht oder 
einem Restrukturierungsbeauftragten verstößt.

(2)	 Das Gericht hebt die Restrukturierungssache fer-
ner auf, wenn
1.	der Schuldner seine Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung nach § 32 Absatz 3 angezeigt hat 
oder andere Umstände bekannt sind, aus denen 
sich ergibt, dass der Schuldner insolvenzreif ist; 
von einer Aufhebung der Restrukturierungssache 
kann abgesehen werden, wenn die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens mit Blick auf den 
erreichten Stand in der Restrukturierungssache 
offensichtlich nicht im Interesse der Gesamtheit 
der Gläubiger liegen würde; von einer Aufhe-
bung kann auch abgesehen werden, wenn die 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung aus 
der Kündigung oder sonstigen Fälligstellung 
einer Forderung resultiert, die nach dem ange-
zeigten Restrukturierungskonzept einer Gestal-
tung durch den Plan unterworfen werden soll, 
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sofern die Erreichung des Restrukturierungsziels 
überwiegend wahrscheinlich ist,
2.	sich aufgrund einer Anzeige nach § 32 Absatz 4 
oder aus sonstigen Umständen ergibt, dass das 
angezeigte Restrukturierungsvorhaben keine 
Aussicht auf Umsetzung hat,
3.	ihm Umstände bekannt sind, aus denen sich 
ergibt, dass der Schuldner in schwerwiegender 
Weise gegen die ihm nach §  32 obliegenden 
Pflichten verstoßen hat, oder
4.	in einer früheren Restrukturierungssache
a) der Schuldner eine Stabilisierungsanordnung 
oder eine Planbestätigung erwirkt hat oder
b)	 eine Aufhebung nach Nummer 3 oder nach 
Absatz 1 Nummer 3 erfolgt ist.
Satz 1 Nummer 4 ist nicht anwendbar, wenn der 
Anlass für die frühere Restrukturierungssache 
infolge einer nachhaltigen Sanierung bewältigt 
wurde. Sind seit dem Ende des Anordnungszeit-
raums oder der Entscheidung über den Antrag 
auf Planbestätigung in der früheren Restruktu-
rierungssache weniger als drei Jahre vergangen, 
ist im Zweifel anzunehmen, dass eine nachhal-
tige Sanierung nicht erfolgt ist. Der Inanspruch-
nahme von Instrumenten des Restrukturierungs-
rahmens steht ein in Eigenverwaltung geführtes 
Insolvenzverfahren gleich.

(3)	 Eine Aufhebung der Restrukturierungssache un-
terbleibt, solange das Gericht von einer Aufhe-
bung einer Stabilisierungsanordnung gemäß 
§ 59 Absatz 3 abgesehen hat.

(4)	 Gegen die Aufhebung der Restrukturierungssa-
che nach den Absätzen 1 bis 3 steht dem Schuld-
ner die sofortige Beschwerde zu.

§ 34	 Restrukturierungsgericht; Verordnungsermäch-
tigung

(1)	 Für Entscheidungen in Restrukturierungssachen 
ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk ein Oberlan-
desgericht seinen Sitz hat, als Restrukturierungs-
gericht für den Bezirk des Oberlandesgerichts aus-
schließlich zuständig. Ist dieses Amtsgericht nicht 
für Regelinsolvenzsachen zuständig, so ist das 
Amtsgericht zuständig, das für Regelinsolvenzsa-
chen am Sitz des Oberlandesgerichts zuständig ist.

(2)	 Die Landesregierungen werden ermächtigt, zur 
sachdienlichen Förderung oder schnelleren Erle-
digung von Restrukturierungssachen durch 
Rechtsverordnung
1.	 innerhalb eines Bezirks die Zuständigkeit eines 
anderen, für Regelinsolvenzsachen zuständigen 
Amtsgerichts zu bestimmen oder
2.	die Zuständigkeit eines Restrukturierungsge-
richts innerhalb eines Landes zusätzlich auf den 
Bezirk eines oder mehrerer weiterer Oberlandes-
gerichte zu erstrecken.

Die Landesregierungen können die Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf die Landesjus-
tizverwaltungen übertragen. Mehrere Länder 
können die Errichtung gemeinsamer Abteilun-
gen eines Amtsgerichts für Restrukturierungssa-
chen oder die Ausdehnung von Gerichtsbezirken 
für Restrukturierungssachen über die Landes-
grenzen hinaus vereinbaren.

§ 35	 Örtliche Zuständigkeit
Örtlich zuständig ist ausschließlich das Restruk-
turierungsgericht, in dessen Bezirk der Schuldner 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. Liegt der 
Mittelpunkt einer wirtschaftlichen Tätigkeit des 
Schuldners an einem anderen Ort, so ist aus-
schließlich das Restrukturierungsgericht zustän-
dig, in dessen Bezirk dieser Ort liegt.

§ 36	Einheitliche Zuständigkeit
Für alle Entscheidungen und Maßnahmen in der 
Restrukturierungssache ist die Abteilung zustän-
dig, die für die erste Entscheidung zuständig war.

§ 37	 Gruppen-Gerichtsstand
(1)	 Auf Antrag eines Schuldners, der einer Unterneh-

mensgruppe im Sinne des § 3e der Insolvenzord-
nung angehört (gruppenangehöriger Schuldner), 
erklärt sich das angerufene Restrukturierungsge-
richt für Restrukturierungssachen anderer grup-
penangehöriger Schuldner (Gruppen-Folgever-
fahren) für zuständig, wenn dieser Schuldner 
einen zulässigen Antrag in der Restrukturie-
rungssache gestellt hat und er nicht offensicht-
lich von untergeordneter Bedeutung für die ge-
samte Unternehmensgruppe ist.

(2)	 § 3a Absatz 1 Satz 2 bis 4, Absatz 2, § 3b, § 3c Ab-
satz 1, § 3d Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und 
§ 13a der Insolvenzordnung gelten entsprechend.

(3)	 Auf Antrag des Schuldners erklärt sich unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 das für Grup-
pen-Folgeverfahren in Restrukturierungssachen 
zuständige Gericht als Insolvenzgericht auch für 
Gruppen-Folgeverfahren in Insolvenzsachen 
nach § 3a Absatz 1 der Insolvenzordnung für zu-
ständig.

§ 38	 Anwendbarkeit der Zivilprozessordnung
Für Verfahren in Restrukturierungssachen gel-
ten, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, die Vorschriften der Zivilprozessord-
nung entsprechend. § 128a der Zivilprozessord-
nung gilt mit der Maßgabe, dass bei Versamm-
lungen und Terminen die Beteiligten in der 
Ladung auf die Verpflichtung hinzuweisen sind, 
wissentliche Ton- und Bildaufzeichnungen zu 
unterlassen und durch geeignete Maßnahmen 
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sicherzustellen, dass Dritte die Ton- und Bild-
übertragung nicht wahrnehmen können.

§ 39	Verfahrensgrundsätze
(1)	 Das Restrukturierungsgericht hat von Amts wegen 

alle Umstände zu ermitteln, die für das Verfahren 
in der Restrukturierungssache von Bedeutung 
sind, soweit in diesem Gesetz nichts Abweichen-
des bestimmt ist. Es kann zu diesem Zweck insbe-
sondere Zeugen und Sachverständige vernehmen.

(2)	 Der Schuldner hat dem Restrukturierungsgericht 
die Auskünfte zu erteilen, die zur Entscheidung 
über seine Anträge erforderlich sind, und es auch 
sonst bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unter-
stützen.

(3)	 Die Entscheidungen des Restrukturierungsge-
richts können ohne mündliche Verhandlung er-
gehen. Findet eine mündliche Verhandlung statt, 
so ist § 227 Absatz 3 Satz 1 der Zivilprozessord-
nung nicht anzuwenden.

§ 40	Rechtsmittel
(1)	 Die Entscheidungen des Restrukturierungsge-

richts unterliegen nur in den Fällen einem 
Rechtsmittel, in denen dieses Gesetz die sofor-
tige Beschwerde vorsieht. Die sofortige Be-
schwerde ist bei dem Restrukturierungsgericht 
einzulegen.

(2)	 Die Beschwerdefrist beginnt mit der Verkündung 
der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkün-
det wird, mit deren Zustellung.

(3)	 Die Entscheidung über die Beschwerde wird erst 
mit der Rechtskraft wirksam. Das Beschwerdege-
richt kann jedoch die sofortige Wirksamkeit der 
Entscheidung anordnen.

§ 41	 Zustellungen
(1)	 Zustellungen erfolgen von Amts wegen, ohne 

dass es einer Beglaubigung des zuzustellenden 
Schriftstücks bedarf. Sie können dadurch bewirkt 
werden, dass das Schriftstück unter der Anschrift 
des Zustellungsadressaten zur Post gegeben 
wird; § 184 Absatz 2 Satz 1, 2 und 4 der Zivilprozess-
ordnung gilt entsprechend. Soll die Zustellung 
im Inland bewirkt werden, gilt das Schriftstück 
drei Tage nach Aufgabe zur Post als zugestellt.

(2)	 An Personen, deren Aufenthalt unbekannt ist, 
wird nicht zugestellt. Haben sie einen zur Entge-
gennahme von Zustellungen berechtigten Ver-
treter, so wird dem Vertreter zugestellt.

(3)	 Beauftragt das Gericht den Schuldner mit der Zu-
stellung, erfolgt diese nach Maßgabe der §§ 191 
bis 194 der Zivilprozessordnung.

Unterabschnitt 2 – Restrukturierungsrecht

§ 42	 Anzeige von Zahlungsunfähigkeit und Über-
schuldung; Strafvorschrift

(1)	 Während der Rechtshängigkeit der Restrukturie-
rungssache ruht die Antragspflicht nach §  15a 
Absatz 1 bis 3 der Insolvenzordnung und § 42 Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Die An-
tragspflichtigen sind jedoch verpflichtet, dem 
Restrukturierungsgericht den Eintritt einer Zah-
lungsunfähigkeit im Sinne des § 17 Absatz 2 der 
Insolvenzordnung oder einer Überschuldung im 
Sinne des §  19 Absatz 2 der Insolvenzordnung 
ohne schuldhaftes Zögern anzuzeigen.

(2)	 Die Stellung eines den Anforderungen des § 15a 
der Insolvenzordnung genügenden Insolvenzan-
trags gilt als rechtzeitige Erfüllung der Anzeige-
pflicht nach Absatz 1 Satz 2.

(3)	 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen Absatz 1 
Satz 2 den Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder 
der Überschuldung nicht oder nicht rechtzeitig 
anzeigt. Handelt der Täter fahrlässig, ist die Stra-
fe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstra-
fe. Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf 
Vereine und Stiftungen, für die die Pflicht nach 
Absatz 1 Satz 1 gilt.

(4)	 Wenn die Anzeige der Restrukturierungssache 
nach § 31 Absatz 4 ihre Wirkung verliert, leben die 
nach Absatz 1 Satz 1 ruhenden Antragspflichten 
wieder auf.

§ 43	 Pflichten und Haftung der Organe
(1) 	 Handelt es sich bei dem Schuldner um eine juris-

tische Person oder um eine Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit im Sinne des § 15a Absatz 1 
Satz 3, Absatz 2 der Insolvenzordnung, wirken 
dessen Geschäftsleiter darauf hin, dass der 
Schuldner die Restrukturierungssache mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters betreibt und die Interessen der 
Gesamtheit der Gläubiger wahrt. Für die Verlet-
zung dieser Pflicht haften sie dem Schuldner in 
Höhe des den Gläubigern entstandenen Scha-
dens, es sei denn sie haben die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten.

(2) 	 Ein Verzicht des Schuldners auf Ansprüche nach 
Absatz 1 Satz 2 oder ein Vergleich über diese An-
sprüche ist unwirksam, soweit der Ersatz zur Be-
friedigung der Gläubiger erforderlich ist. Dies gilt 
nicht, wenn sich der Ersatzpflichtige zur Abwen-
dung eines Insolvenzverfahrens über sein Ver-
mögen mit seinen Gläubigern vergleicht, wenn 
die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan geregelt 
wird oder wenn für den Ersatzberechtigten ein 
Insolvenzverwalter handelt.
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(3) 	 Ansprüche nach Absatz 1 Satz 2 verjähren in fünf 
Jahren. Ist der Schuldner zum Zeitpunkt der 
Pflichtverletzung eine börsennotierte Gesell-
schaft, verjähren die Ansprüche in zehn Jahren.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden.

§ 44	Verbot von Lösungsklauseln
(1)	 Die Rechtshängigkeit der Restrukturierungssa-

che oder die Inanspruchnahme von Instrumen-
ten des Stabilisierungs- und Restrukturierungs-
rahmens durch den Schuldner sind ohne 
Weiteres keinen Grund
1.	 für die Beendigung von Vertragsverhältnissen, 
an denen der Schuldner beteiligt ist,
2.	für die Fälligstellung von Leistungen oder
3.	für ein Recht des anderen Teils, die diesem 
obliegende Leistung zu verweigern oder die 
Anpassung oder anderweitige Gestaltung des 
Vertrags zu verlangen.
Sie berühren ohne Weiteres auch nicht die Wirk-
samkeit des Vertrags.

(2)	 Absatz 1 entgegenstehende Vereinbarungen sind 
unwirksam.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Geschäfte nach 
§ 104 Absatz 1 der Insolvenzordnung und Verein-
barungen über das Liquidationsnetting nach § 104 
Absatz 3 und 4 der Insolvenzordnung und Finanzsi-
cherheiten im Sinne von § 1 Absatz 17 des Kredit-
wesengesetzes. Dies gilt auch für Geschäfte, die im 
Rahmen eines Systems nach § 1 Absatz 16 des Kre-
ditwesengesetzes der Verrechnung von Ansprü-
chen und Leistungen unterliegen.

Abschnitt 2 – Gerichtliche Planabstimmung

§ 45	 Erörterungs- und Abstimmungstermin
(1)	 Auf Antrag des Schuldners bestimmt das Re-

strukturierungsgericht einen Termin, in dem der 
Restrukturierungsplan und das Stimmrecht der 
Planbetroffenen erörtert werden und anschlie-
ßend über den Plan abgestimmt wird. Die La-
dungsfrist beträgt mindestens 14 Tage.

(2)	 Dem Antrag ist der vollständige Restrukturie-
rungsplan nebst Anlagen beizufügen.

(3)	 Die Planbetroffenen sind zu dem Termin zu la-
den. Die Ladung enthält den Hinweis darauf, 
dass der Termin und die Abstimmung auch dann 
durchgeführt werden können, wenn nicht alle 

Planbetroffenen teilnehmen. Das Gericht kann 
den Schuldner mit der Zustellung der Ladungen 
beauftragen.

(4)	 Auf das Verfahren finden die §§ 239 bis 242 der 
Insolvenzordnung sowie die §§ 24 bis 28 entspre-
chende Anwendung. Ist streitig, welches Stimm-
recht die Forderung, die Absonderungsanwart-
schaft, die gruppeninterne Drittsicherheit oder 
das Anteils- oder Mitgliedschaftsrecht einem 
Planbetroffenen gewährt und lässt sich darüber 
keine Einigung zwischen den Beteiligten erzie-
len, legt das Gericht das Stimmrecht fest.

§ 46	Vorprüfungstermin
(1)	 Auf Antrag des Schuldners bestimmt das Gericht 

einen gesonderten Termin zur Vorprüfung des 
Restrukturierungsplans vor dem Erörterungs- 
und Abstimmungstermin. Gegenstand dieser 
Vorprüfung kann jede Frage sein, die für die Be-
stätigung des Restrukturierungsplans erheblich 
ist, insbesondere
1.	ob die Auswahl der Planbetroffenen und die 
Einteilung der Planbetroffenen in Gruppen den 
Anforderungen der §§ 8 bis 9 entspricht,
2.	welches Stimmrecht eine Restrukturierungsfor-
derung, eine Absonderungsanwartschaft oder ein 
Anteils- oder Mitgliedschaftsrecht gewährt, oder
3.	ob dem Schuldner die Zahlungsunfähigkeit 
droht.
§ 45 Absatz 3 gilt entsprechend. Die Ladungsfrist 
beträgt mindestens sieben Tage.

(2)	 Das Ergebnis der Vorprüfung fasst das Gericht in 
einem Hinweis zusammen.

(3)	 Das Gericht kann einen Vorprüfungstermin auch 
von Amts wegen bestimmen, wenn dies zweck-
mäßig ist.

Abschnitt 3 – Vorprüfung

§ 47	 Antrag
Auf Antrag des Schuldners führt das Restruktu-
rierungsgericht auch dann eine Vorprüfung 
durch, wenn der Restrukturierungsplan nicht im 
gerichtlichen Verfahren zur Abstimmung 
gebracht werden soll. Gegenstand einer solchen 
Vorprüfung kann jede Frage sein, die für die 
Bestätigung des Restrukturierungsplans erheb-
lich ist. Neben den in §  46 Absatz 1 Satz 2 
genannten Gegenständen können dies insbeson-
dere auch die Anforderungen sein, die an das 
Planabstimmungsverfahren nach den §§ 17 bis 
22 zu stellen sind.

§ 48	Verfahren
(1)	 Die von der Vorprüfungsfrage berührten Planbe-

troffenen sind anzuhören.
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(2)	 Das Ergebnis der Vorprüfung fasst das Gericht in 
einem Hinweis zusammen. Der Hinweis soll inner-
halb von zwei Wochen nach Antragstellung oder, 
sofern ein Anhörungstermin stattfindet, innerhalb 
von zwei Wochen nach diesem Termin ergehen. 
Für die Ladung zu dem Anhörungstermin gelten 
§ 45 Absatz 3 und § 46 Absatz 1 Satz 3 entspre-
chend.

Abschnitt 4 – Stabilisierung

§ 49	Stabilisierungsanordnung
(1)	 Soweit dies zur Wahrung der Aussichten auf die 

Verwirklichung des Restrukturierungsziels erfor-
derlich ist, ordnet das Restrukturierungsgericht 
auf Antrag des Schuldners an, dass
1.	Maßnahmen der Zwangsvollstreckung gegen 
den Schuldner untersagt oder einstweilen einge-
stellt werden (Vollstreckungssperre) und
2.	Rechte an Gegenständen des beweglichen Ver-
mögens, die im Falle der Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens als Ab- oder Aussonderungsrecht 
geltend gemacht werden könnten, von dem 
Gläubiger nicht durchgesetzt werden dürfen und 
dass solche Gegenstände zur Fortführung des 
Unternehmens des Schuldners eingesetzt wer-
den können, soweit sie hierfür von erheblicher 
Bedeutung sind (Verwertungssperre).

(2)	 Forderungen, die nach § 4 einer Gestaltung durch 
einen Restrukturierungsplan unzugänglich sind, 
bleiben von einer Anordnung nach Absatz 1 und 
deren vertragsrechtlichen Wirkungen unberührt. 
Die Anordnung kann sich im Übrigen gegen ein-
zelne, mehrere oder alle Gläubiger richten.

(3)	 Die Anordnung nach Absatz 1 kann auch das 
Recht von Gläubigern zur Durchsetzung von 
Rechten aus gruppeninternen Drittsicherheiten 
(§ 2 Absatz 4) sperren.

§ 50	Antrag
(1)	 Der Schuldner hat die beantragte Stabilisierungsa-

nordnung nach § 49 Absatz 1 ihrem Inhalt, dem 
Adressatenkreis und der Dauer nach zu bezeichnen.

(2)	 Der Schuldner fügt dem Antrag eine Restruktu-
rierungsplanung bei, welche umfasst:
1.	einen auf den Tag der Antragstellung aktuali-
sierten Entwurf des Restrukturierungsplans oder 
ein auf diesen Tag aktualisiertes Konzept für die 
Restrukturierung nach § 31 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1,
2.	einen Finanzplan, der den Zeitraum von sechs 
Monaten umfasst und eine fundierte Darstel-
lung der Finanzierungsquellen enthält, durch 
welche die Fortführung des Unternehmens in 
diesem Zeitraum sichergestellt werden soll; 
dabei bleiben Finanzierungsquellen außer 

Betracht, die sich mit dem Restrukturierungsziel 
nicht vereinbaren lassen.

(3)	 Des Weiteren hat der Schuldner zu erklären,
1.	ob, in welchem Umfang und gegenüber wel-
chen Gläubigern er sich mit der Erfüllung von 
Verbindlichkeiten aus Arbeitsverhältnissen, Pen-
sionszusagen oder dem Steuerschuldverhältnis, 
gegenüber den Sozialversicherungsträgern oder 
Lieferanten in Verzug befindet,
2.	ob und in welchen Verfahren zu seinen Guns-
ten innerhalb der letzten drei Jahre vor dem 
Antrag Vollstreckungs- oder Verwertungssperren 
nach diesem Gesetz oder nach §  21 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 oder 5 der Insolvenzordnung 
angeordnet wurden und
3.	ob er für die letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre seinen Verpflichtungen aus den 
§§  325 bis 328 oder §  339 des Handelsgesetz-
buchs nachgekommen ist.

§ 51	 Voraussetzungen der Stabilisierungsanordnung
(1)	 Die Stabilisierungsanordnung ergeht, wenn die 

von dem Schuldner vorgelegte Restrukturie-
rungsplanung vollständig und schlüssig ist und 
keine Umstände bekannt sind, aus denen sich 
ergibt, dass
1.	die Restrukturierungsplanung oder die Erklä-
rungen zu § 50 Absatz 3 in wesentlichen Punkten 
auf unzutreffenden Tatsachen beruhen,
2.	die Restrukturierung aussichtslos ist, weil 
keine Aussicht darauf besteht, dass ein das 
Restrukturierungskonzept umsetzender Plan von 
den Planbetroffenen angenommen oder vom 
Gericht bestätigt werden würde,
3.	der Schuldner noch nicht drohend zahlungsun-
fähig ist oder
4.	die beantragte Anordnung nicht erforderlich 
ist, um das Restrukturierungsziel zu verwirkli-
chen.
Schlüssig ist die Planung, wenn nicht offensicht-
lich ist, dass sich das Restrukturierungsziel nicht 
auf Grundlage der in Aussicht genommenen 
Maßnahmen erreichen lässt. Weist die Restruk-
turierungsplanung behebbare Mängel auf, 
erlässt das Gericht die Anordnung für einen Zeit-
raum von höchstens 20 Tagen und gibt dem 
Schuldner auf, die Mängel innerhalb dieses Zeit-
raums zu beheben.

(2)	 Sind Umstände bekannt, aus denen sich ergibt, 
dass
1.	erhebliche Zahlungsrückstände gegenüber den 
in § 50 Absatz 3 Nummer 1 genannten Gläubi-
gern bestehen oder
2.	der Schuldner für mindestens eines der letzten 
drei abgeschlossenen Geschäftsjahre gegen die 
Offenlegungspflichten nach den §§ 325 bis 328 
oder § 339 des Handelsgesetzbuchs verstoßen 
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hat, erfolgt die Stabilisierungsanordnung nur, 
wenn trotz dieser Umstände zu erwarten ist, 
dass der Schuldner bereit und in der Lage ist, 
seine Geschäftsführung an den Interessen der 
Gläubigergesamtheit auszurichten. Dies gilt 
auch, wenn zugunsten des Schuldners in den 
letzten drei Jahren vor der Stellung des Antrags 
die in § 49 Absatz 1 genannten Vollstreckungs- 
oder Verwertungssperren oder vorläufige Siche-
rungsanordnungen nach §  21 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 oder 5 der Insolvenzordnung angeord-
net wurden, sofern nicht der Anlass dieser Anord-
nungen durch eine nachhaltige Sanierung des 
Schuldners bewältigt wurde.

(3)	 Liegt zum Zeitpunkt der Stabilisierungsanord-
nung kein Restrukturierungsplan vor, kann das 
Gericht dem Schuldner eine Frist setzen, binnen 
derer der Restrukturierungsplan vorzulegen ist.

(4)	 Die Stabilisierungsanordnung ist allen Gläubi-
gern, die von ihr betroffen sind, zuzustellen. In 
öffentlichen Restrukturierungssachen (§  84) 
kann auf eine Zustellung verzichtet werden, 
wenn sich die Anordnung mit Ausnahme der in 
§ 4 genannten Gläubiger gegen alle Gläubiger 
richtet.

(5)	 Das Restrukturierungsgericht entscheidet über 
den Antrag auf Erlass der Stabilisierungsanord-
nung durch Beschluss. Soweit das Gericht den 
Antrag zurückweist, steht dem Schuldner gegen 
den Beschluss die sofortige Beschwerde zu.

§ 52	 Folgeanordnung, Neuanordnung
Unter den Voraussetzungen des § 51 Absatz 1 und 
2 kann eine Stabilisierungsanordnung auf wei-
tere Gläubiger erstreckt, inhaltlich erweitert oder 
zeitlich verlängert werden (Folgeanordnung) 
oder, sofern die Anordnungsdauer bereits über-
schritten ist, erneuert werden (Neuanordnung).

§ 53	 Anordnungsdauer
(1)	 Die Stabilisierungsanordnung kann für eine 

Dauer von bis zu drei Monaten ergehen.
(2)	 Folge- oder Neuanordnungen können nur im 

Rahmen der Anordnungshöchstdauer nach Ab-
satz 1 ergehen, es sei denn,
1.	der Schuldner hat den Gläubigern ein Planan-
gebot unterbreitet und
2.	es sind keine Umstände bekannt, aus denen 
sich ergibt, dass mit einer Planannahme inner-
halb eines Monats nicht zu rechnen ist.
In diesem Fall verlängert sich die Anordnungs-
höchstdauer um einen Monat und die Anord-
nung richtet sich ausschließlich gegen Planbe-
troffene.

(3)	 Hat der Schuldner die gerichtliche Bestätigung 
des von den Planbetroffenen angenommenen 
Restrukturierungsplans beantragt, können 

Folge- oder Neuanordnungen bis zur Rechtskraft 
der Planbestätigung, höchstens aber bis zum Ab-
lauf von acht Monaten nach dem Erlass der Erst-
anordnung ergehen. Dies gilt nicht, wenn der 
Restrukturierungsplan offensichtlich nicht bestä-
tigungsfähig ist.

(4)	 Absatz 3 ist nicht anzuwenden, wenn der Mittel-
punkt der hauptsächlichen Interessen des 
Schuldners innerhalb eines Zeitraums von drei 
Monaten vor der ersten Inanspruchnahme von 
Instrumenten des Stabilisierungs- und Restruk-
turierungsrahmens aus einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union in das Inland verlegt 
wurde und keine öffentlichen Bekanntmachun-
gen nach den §§ 84 bis 86 erfolgen.

§ 54	 Folgen der Verwertungssperre
(1)	 Ist eine Verwertungssperre ergangen, sind dem 

Gläubiger die geschuldeten Zinsen zu zahlen und 
der durch die Nutzung eintretende Wertverlust 
ist durch laufende Zahlungen an den Gläubiger 
auszugleichen. Dies gilt nicht, soweit nach der 
Höhe der Forderung und der sonstigen Belastung 
des Gegenstands mit einer Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Verwertungserlös nicht zu 
rechnen ist.

(2)	 Zieht der Schuldner nach Maßgabe der vertragli-
chen Vereinbarungen mit dem Berechtigten For-
derungen ein, die zur Sicherung eines Anspruchs 
abgetreten sind, oder veräußert oder verarbeitet 
er bewegliche Sachen, an denen Rechte beste-
hen, die im Fall der Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens als Aus- oder Absonderungsrechte gel-
tend gemacht werden könnten, sind die dabei 
erzielten Erlöse an den Berechtigten auszukeh-
ren oder unterscheidbar zu verwahren, es sei 
denn, der Schuldner trifft mit dem Berechtigten 
eine anderweitige Vereinbarung.

§ 55	 Vertragsrechtliche Wirkungen
(1)	 Ist der Schuldner zum Zeitpunkt der Stabilisie-

runganordnung einem Gläubiger etwas aus ei-
nem Vertrag schuldig, so kann der Gläubiger 
nicht allein wegen der rückständigen Leistung 
eine ihm im Anordnungszeitraum obliegende 
Leistung verweigern oder Vertragsbeendigungs- 
oder -abänderungsrechte geltend machen; unbe-
rührt bleibt das Recht des Gläubigers, die Erbrin-
gung des Teils der ihm obliegenden Gegenleistung 
zu verweigern, der auf die rückständige Leistung 
des Schuldners entfällt. Ergehen Folge- oder 
Neuanordnungen, ist der Zeitpunkt der Erstan-
ordnung maßgeblich.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht, wenn der Schuldner für die 
Fortführung des Unternehmens nicht auf die dem 
Gläubiger obliegende Leistung angewiesen ist.
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(3)	 Ist der Gläubiger vorleistungspflichtig, hat er das 
Recht, die ihm obliegende Leistung gegen Sicher-
heitsleistung oder Zug um Zug gegen die dem 
Schuldner obliegende Leistung zu erbringen. Ab-
satz 1 berührt nicht das Recht von Darlehensge-
bern, den Darlehensvertrag vor der Auszahlung 
des Darlehens wegen einer Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Schuldners oder der 
Werthaltigkeit der für das Darlehen gestellten 
Sicherheit zu kündigen (§ 490 Absatz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs). Satz 2 gilt auch für an-
dere Kreditzusagen.

§ 56	Finanzsicherheiten, Zahlungs- und Abwicklungs-
systeme, Liquidationsnetting

(1)	 Die Stabilisierungsanordnung berührt nicht die 
Wirksamkeit von Verfügungen über Finanzsi-
cherheiten nach § 1 Absatz 17 des Kreditwesenge-
setzes und die Wirksamkeit der Verrechnung von 
Ansprüchen und Leistungen aus Zahlungsaufträ-
gen, Aufträgen zwischen Zahlungsdienstleistern 
oder zwischengeschalteten Stellen oder Aufträ-
gen zur Übertragung von Wertpapieren, die in 
Systeme nach § 1 Absatz 16 des Kreditwesenge-
setzes eingebracht wurden. Dies gilt auch dann, 
wenn ein solches Rechtsgeschäft des Schuldners 
am Tag der Anordnung getätigt und verrechnet 
oder eine Finanzsicherheit bestellt wird und der 
andere Teil nachweist, dass er die Anordnung 
weder kannte noch hätte kennen müssen; ist der 
andere Teil ein Systembetreiber oder Teilnehmer 
in dem System, bestimmt sich der Tag der Anord-
nung nach dem Geschäftstag im Sinne des § 1 
Absatz 16b des Kreditwesengesetzes.

(2)	 Von der Stabilisierungsanordnung und ihren Wir-
kungen bleiben Geschäfte, die den Gegenstand 
einer Vereinbarung über das Liquidationsnetting 
im Sinne von § 104 Absatz 3 und 4 der Insolvenz-
ordnung bilden können, sowie Vereinbarungen 
über das Liquidationsnetting unberührt. Die aus 
dem Liquidationsnetting resultierende Forderung 
kann einer Vollstreckungssperre und, im Rahmen 
des nach Absatz 1 Zulässigen, auch einer Verwer-
tungssperre unterworfen werden.

§ 57	 Haftung der Organe
Handelt es sich bei dem Schuldner um eine juris-
tische Person oder um eine Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit im Sinne des § 15a Absatz 1 
Satz 3, Absatz 2 der Insolvenzordnung und 
erwirkt er aufgrund vorsätzlich oder fahrlässig 
unrichtiger Angaben eine Stabilisierungsanord-
nung, ist der Geschäftsleiter den davon betroffe-
nen Gläubigern zum Ersatz des Schadens ver-
pflichtet, den diese durch die Anordnung 
erleiden. Dies gilt nicht, wenn ihn kein Verschul-
den trifft. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für den 

Ersatz des Schadens, der einem Gläubiger aus 
einer nicht ordnungsgemäßen Auskehrung oder 
Verwahrung der Erlöse nach § 54 Absatz 2 ent-
steht. Für Ansprüche nach Satz 1 und Satz 3 gilt 
§ 43 Absatz 3 entsprechend.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfä-
hige Personengesellschaft“ ersetzt werden.

§ 58	 Insolvenzantrag
Das Verfahren über den Antrag eines Gläubigers, 
das Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Schuldners zu eröffnen, wird für die Anordnungs-
dauer ausgesetzt.

§ 59	Aufhebung und Beendigung der Stabilisierungs-
anordnung

(1)	 Das Restrukturierungsgericht hebt die Stabilisie-
rungsanordnung auf, wenn
1.	der Schuldner dies beantragt,
2.	die Anzeige nach § 31 Absatz 4 ihre Wirkungen 
verloren hat oder wenn die Voraussetzungen 
einer Aufhebung der Restrukturierungssache 
nach § 31 Absatz 4 Nummer 3, § 33 vorliegen,
3.	der Schuldner es versäumt, dem Gericht nach 
Ablauf einer zu diesem Zweck eingeräumten 
angemessenen Frist den Entwurf eines Restruk-
turierungsplans zu übermitteln oder
4.	Umstände bekannt sind, aus denen sich ergibt, 
dass der Schuldner nicht bereit und in der Lage 
ist, seine Geschäftsführung an den Interessen 
der Gläubigergesamtheit auszurichten, insbe-
sondere weil
a)	die Restrukturierungsplanung in wesentlichen 
Punkten auf unzutreffenden Tatsachen beruht 
oder
b)	 die Rechnungslegung und Buchführung des 
Schuldners so unvollständig oder mangelhaft 
sind, dass sie eine Beurteilung der Restrukturie-
rungsplanung, insbesondere des Finanzplans, 
nicht ermöglichen.

(2)	 Die Stabilisierungsanordnung wird wegen der in 
Absatz 1 Nummer 2 und 4 genannten Gründe auch 
auf Antrag eines von der Anordnung betroffenen 
Gläubigers aufgehoben, wenn dieser das Vorlie-
gen des Beendigungsgrunds glaubhaft macht.

(3)	 Das Restrukturierungsgericht kann von einer Auf-
hebung absehen, wenn die Fortdauer der Stabili-
sierungsanordnung geboten erscheint, um im In-
teresse der Gesamtheit der Gläubiger einen 
geordneten Übergang in ein Insolvenzverfahren zu 
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gewährleisten. Das Gericht setzt dem Schuldner 
eine Frist von höchstens 3 Wochen, innerhalb derer 
er dem Gericht die Beantragung eines Insolvenz-
verfahrens nachzuweisen hat. Nach Ablauf dieser 
Frist ist die Stabilisierungsanordnung aufzuheben.

(4)	 Die Stabilisierungsanordnung endet, wenn der 
Restrukturierungsplan bestätigt ist oder die 
Planbestätigung versagt wird.

Abschnitt 5 – Planbestätigung

Unterabschnitt 1 – Bestätigungsverfahren

§ 60	Antrag
(1)	 Auf Antrag des Schuldners bestätigt das Gericht 

den von den Planbetroffenen angenommenen 
Restrukturierungsplan durch Beschluss. Der An-
trag kann auch im Erörterungs- und Abstim-
mungstermin gestellt werden. Ist die Planab-
stimmung nicht im gerichtlichen Verfahren 
(§ 45) erfolgt, hat der Schuldner dem Antrag auf 
Bestätigung des Restrukturierungsplans neben 
dem zur Abstimmung gestellten Plan und seinen 
Anlagen die Dokumentation über das Abstim-
mungsergebnis sowie sämtliche Urkunden und 
sonstigen Nachweise beizufügen, aus denen sich 
ergibt, wie die Abstimmung durchgeführt wurde 
und zu welchem Ergebnis sie geführt hat.

(2)	 Handelt es sich bei dem Schuldner um eine Ge-
sellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder um 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien, bedarf 
der Antrag auf Bestätigung eines Restrukturie-
rungsplans, der die persönlich haftenden Gesell-
schafter nicht von deren Haftung für die durch 
den Plan gestalteten Forderungen und Rechte 
befreit, der Zustimmung aller persönlich haften-
den Gesellschafter. Dies gilt nicht, soweit es sich 
bei den persönlich haftenden Gesellschaftern
1.	um juristische Personen oder
2.	um Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit 
handelt, bei denen kein persönlich haftender 
Gesellschafter eine natürliche Person ist und kein 
persönlich haftender Gesellschafter selbst eine 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit ist, bei 
dem ein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person ist oder sich die Verbindung 
von Gesellschaften in dieser Art fortsetzt.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 Satz 1 die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden. In Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 werden mit 
Wirkung zum 1. Januar 2024 die Wörter „Ge-
sellschaft ohne Rechtspersönlichkeit“ durch 
die Wörter „rechtsfähige Personengesell-
schaften“ und die Wörter „Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter 
„rechtsfähige Personengesellschaft“ ersetzt 
werden.

§ 61	 Anhörung
Vor der Entscheidung über die Bestätigung des 
Restrukturierungsplans kann das Gericht die 
Planbetroffenen anhören. Ist die Planabstim-
mung nicht im gerichtlichen Verfahren erfolgt, 
hat das Gericht einen Termin zur Anhörung der 
Planbetroffenen durchzuführen. §  45 Absatz 3 
und § 46 Absatz 1 Satz 3 gelten entsprechend.

§ 62	Bedingter Restrukturierungsplan
Ist im Restrukturierungsplan vorgesehen, dass 
vor dessen Bestätigung bestimmte Leistungen 
erbracht oder andere Maßnahmen verwirklicht 
werden sollen, wird der Plan nur bestätigt, wenn 
diese Voraussetzungen erfüllt sind und Versa-
gungsgründe nicht vorliegen.

§ 63	Versagung der Bestätigung
(1)	 Die Bestätigung des Restrukturierungsplans ist 

von Amts wegen zu versagen, wenn
1.	der Schuldner nicht drohend zahlungsunfähig 
ist;
2.	die Vorschriften über den Inhalt und die ver-
fahrensmäßige Behandlung des Restrukturie-
rungsplans sowie über die Annahme des Plans 
durch die Planbetroffenen in einem wesentli-
chen Punkt nicht beachtet worden sind und der 
Schuldner den Mangel nicht beheben kann oder 
innerhalb einer angemessenen, vom Restruktu-
rierungsgericht gesetzten Frist nicht behebt oder
3.	die Ansprüche, die den Planbetroffenen durch 
den gestaltenden Teil des Plans zugewiesen wer-
den, und die durch den Plan nicht berührten 
Ansprüche der übrigen Gläubiger offensichtlich 
nicht erfüllt werden können.

(2)	 Sieht der Restrukturierungsplan eine neue Finan-
zierung vor, ist die Bestätigung zu versagen, 
wenn das dem Plan zugrundeliegende Restruktu-
rierungskonzept unschlüssig ist oder wenn Um-
stände bekannt sind, aus denen sich ergibt, dass 
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das Konzept nicht von den tatsächlichen Gege-
benheiten ausgeht oder keine begründete Aus-
sicht auf Erfolg vermittelt.

(3)	 Ist die Planabstimmung nicht im gerichtlichen 
Verfahren erfolgt, gehen Zweifel an der ord-
nungsgemäßen Annahme des Restrukturie-
rungsplans durch die Planbetroffenen zulasten 
des Schuldners. Besteht Streit über das einem 
Planbetroffenen zustehende Stimmrecht, legt 
das Gericht seiner Entscheidung das nach Maß-
gabe des § 24 zu bestimmende Stimmrecht zu-
grunde.

(4)	 Die Bestätigung ist auch zu versagen, wenn die 
Annahme des Restrukturierungsplans unlauter 
herbeigeführt worden ist, insbesondere durch 
Begünstigung eines Planbetroffenen.

§ 64	Minderheitenschutz
(1)	 Auf Antrag eines Planbetroffenen, der gegen den 

Restrukturierungsplan gestimmt hat, ist die Be-
stätigung des Plans zu versagen, wenn der An-
tragsteller durch den Restrukturierungsplan vor-
aussichtlich schlechter gestellt wird, als er ohne 
den Plan stünde. Hat der Schuldner gegen den 
Inhaber einer Absonderungsanwartschaft eine 
Vollstreckungs- oder Verwertungssperre erwirkt, 
die diesen an der Verwertung der Anwartschaft 
hinderte, bleiben Minderungen im Wert der An-
wartschaft, die sich während der Dauer der An-
ordnung ergeben, für die Bestimmung der Stel-
lung des Berechtigten ohne Plan außer Betracht, 
es sei denn, die Wertminderung hätte sich auch 
ohne die Anordnung ergeben.

(2)	 Der Antrag nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn 
der Antragsteller bereits im Abstimmungsver-
fahren dem Plan widersprochen und geltend ge-
macht hat, dass er durch den Plan voraussichtlich 
schlechter gestellt wird, als er ohne Plan stünde. 
Ist die Planabstimmung in einem gerichtlichen 
Erörterungs- und Abstimmungstermin erfolgt, 
muss der Antragsteller spätestens in diesem Ter-
min glaubhaft machen, durch den Plan voraus-
sichtlich schlechter gestellt zu werden.

(3)	 Der Antrag nach Absatz 1 ist abzuweisen, wenn 
im gestaltenden Teil des Restrukturierungsplans 
Mittel für den Fall bereitgestellt werden, dass ein 
Planbetroffener eine Schlechterstellung nach-
weist. Ob der Antragsteller einen Ausgleich aus 
diesen Mitteln erhält, ist außerhalb der Restruk-
turierungssache zu klären.

(4)	 Hat weder eine Versammlung der Planbetroffe-
nen (§  20) noch ein Erörterungs- und Abstim-
mungstermin (§ 45) stattgefunden, gilt Absatz 2 
Satz 1 nur, wenn im Planangebot besonders auf 
das Erfordernis der Geltendmachung der voraus-
sichtlichen Schlechterstellung durch den Plan im 
Abstimmungsverfahren hingewiesen wurde. Hat 

eine Versammlung der Planbetroffenen stattge-
funden, gilt Absatz 2 Satz 1 nur, wenn in dem Ein-
berufungsschreiben besonders auf das Erforder-
nis der Geltendmachung der voraussichtlichen 
Schlechterstellung durch den Plan im Abstim-
mungsverfahren hingewiesen wurde. Absatz 2 
Satz 2 gilt nur, wenn in der Ladung besonders auf 
das Erfordernis der Glaubhaftmachung der vo-
raussichtlichen Schlechterstellung durch den 
Plan spätestens im Erörterungs- und Abstim-
mungstermin hingewiesen wurde.

§ 65	Bekanntgabe der Entscheidung
(1)	 Wird die Entscheidung über den Antrag auf Be-

stätigung des Restrukturierungsplans nicht im 
Anhörungstermin oder im Erörterungs- und Ab-
stimmungstermin verkündet, ist sie in einem als-
bald zu bestimmenden besonderen Termin zu 
verkünden.

(2)	 Wird der Restrukturierungsplan bestätigt, so ist 
den Planbetroffenen unter Hinweis auf die Be-
stätigung ein Abdruck des Plans oder eine Zu-
sammenfassung seines wesentlichen Inhalts zu-
zusenden; für an dem Schuldner beteiligte 
Aktionäre oder Kommanditaktionäre gilt dies 
nicht. Börsennotierte Gesellschaften haben eine 
Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts des 
Plans über ihre Internetseite zugänglich zu ma-
chen. Die Übersendung eines Abdrucks des Plans 
oder eine Zusammenfassung seines wesentli-
chen Inhalts nach Satz 1 kann unterbleiben, wenn 
der vor der Abstimmung übersendete Plan un-
verändert angenommen wurde.

§ 66	 Sofortige Beschwerde
(1)	 Gegen den Beschluss, durch den der Restruktu-

rierungsplan bestätigt wird, steht jedem Planbe-
troffenen die sofortige Beschwerde zu. Dem 
Schuldner steht die sofortige Beschwerde zu, 
wenn die Bestätigung des Restrukturierungs-
plans abgelehnt worden ist.

(2)	 Die sofortige Beschwerde gegen die Bestätigung 
des Restrukturierungsplans ist nur zulässig, 
wenn der Beschwerdeführer
1.	dem Plan im Abstimmungsverfahren wider-
sprochen hat (§ 64 Absatz 2),
2.	gegen den Plan gestimmt hat und
3.	glaubhaft macht, dass er durch den Plan we-
sentlich schlechter gestellt wird, als er ohne den 
Plan stünde, und dass dieser Nachteil nicht durch 
eine Zahlung aus den in § 64 Absatz 3 genannten 
Mitteln ausgeglichen werden kann.

(3)	 Absatz 2 Nummer 1 und 2 gilt nur, wenn im Einbe-
rufungsschreiben oder der Ladung zum Termin 
auf die Notwendigkeit des Widerspruchs und der 
Ablehnung des Plans besonders hingewiesen 
wurde. Hat weder eine Versammlung der 
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Planbetroffenen (§ 20) noch ein Erörterungs- und 
Abstimmungstermin (§ 45) stattgefunden, so gilt 
Absatz 2 Nummer 1 und 2 nur, wenn im Planange-
bot auf die Notwendigkeit des Widerspruchs und 
der Ablehnung des Plans besonders hingewiesen 
wurde.

(4)	 Auf Antrag des Beschwerdeführers ordnet das 
Gericht die aufschiebende Wirkung der Be-
schwerde an, wenn der Vollzug des Restrukturie-
rungsplans mit schwerwiegenden, insbesondere 
nicht rückgängig zu machenden Nachteilen für 
den Beschwerdeführer einhergeht, die außer 
Verhältnis zu den Vorteilen des sofortigen Plan-
vollzugs stehen.

(5)	 Das Beschwerdegericht weist die Beschwerde ge-
gen die Bestätigung des Restrukturierungsplans auf 
Antrag des Schuldners unverzüglich zurück, wenn 
die alsbaldige Rechtskraft der Planbestätigung 
vorrangig erscheint, weil die Nachteile eines ver-
zögerten Planvollzugs die Nachteile für den Be-
schwerdeführer überwiegen; ein Abhilfeverfah-
ren findet nicht statt. Dies gilt nicht, wenn ein 
besonders schwerer Rechtsverstoß vorliegt. 
Weist das Beschwerdegericht die Beschwerde 
nach Satz 1 zurück, ist der Schuldner dem Be-
schwerdeführer zum Ersatz des Schadens ver-
pflichtet, der ihm durch den Planvollzug ent-
steht; die Rückgängigmachung der Wirkungen 
des Restrukturierungsplans kann nicht als Scha-
densersatz verlangt werden. Für Klagen, mit de-
nen Schadensersatzans prüche nach Satz 3 gel-
tend gemacht werden, ist das Landgericht 
ausschließlich zuständig, das die Beschwerde 
zurückgewiesen hat.

Unterabschnitt 2 – Wirkungen des bestätigten Plans; 
Überwachung der Planerfüllung

§ 67	 Wirkungen des Restrukturierungsplans
(1)	 Mit der Bestätigung des Restrukturierungsplans 

treten die im gestaltenden Teil festgelegten Wir-
kungen ein. Dies gilt auch im Verhältnis zu Plan-
betroffenen, die gegen den Plan gestimmt haben 
oder die an der Abstimmung nicht teilgenom-
men haben, obgleich sie ordnungsgemäß an 
dem Abstimmungsverfahren beteiligt worden 
sind.

(2)	 Handelt es sich bei dem Schuldner um eine Ge-
sellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, wirkt eine 
Befreiung des Schuldners von Verbindlichkeiten 
auch zugunsten seiner persönlich haftenden Ge-
sellschafter, sofern im Restrukturierungsplan 
nichts anderes bestimmt ist.

(3)	 Die Rechte der Restrukturierungsgläubiger gegen 
Mitschuldner und Bürgen des Schuldners sowie 
die Rechte der Gläubiger an Gegenständen, die 

nicht zum Vermögen des Schuldners gehören, 
oder aus einer Vormerkung, die sich auf solche 
Gegenstände bezieht, werden mit Ausnahme der 
nach § 2 Absatz 4 gestalteten Rechte aus grup-
peninternen Drittsicherheiten von dem Restruk-
turierungsplan nicht berührt. Der Schuldner wird 
jedoch durch den Plan gegenüber dem Mitschuld-
ner, Bürgen oder sonstigen Rückgriffsberechtig-
ten befreit wie gegenüber dem Gläubiger.

(4)	 Ist ein Gläubiger weitergehend befriedigt wor-
den, als er es nach dem Restrukturierungsplan zu 
beanspruchen hat, so begründet dies keine 
Pflicht zur Rückgewähr des Erlangten.

(5)	 Werden Restrukturierungsforderungen in An-
teils- oder Mitgliedschaftsrechte an dem Schuld-
ner umgewandelt, kann der Schuldner nach der 
gerichtlichen Bestätigung des Restrukturierungs-
plans keine Ansprüche wegen einer Überbewer-
tung der Forderungen im Plan gegen die bisheri-
gen Gläubiger geltend machen.

(6)	 Mit der rechtskräftigen Bestätigung des Restruk-
turierungsplans gelten Mängel im Verfahren der 
Planabstimmung sowie Willensmängel von Plan-
angebot und Planannahme als geheilt.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 2 die Wörter „Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch die Wörter „rechts
fähige Personengesellschaft“ ersetzt werden.

§ 68	Sonstige Wirkungen des Restrukturierungsplans
(1)	 Wenn Rechte an Gegenständen begründet, ge-

ändert, übertragen oder aufgehoben oder Ge-
schäftsanteile an einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung abgetreten werden sollen, 
gelten die in den Restrukturierungsplan aufge-
nommenen Willenserklärungen der Planbetrof-
fenen und des Schuldners als in der vorgeschrie-
benen Form abgegeben.

(2)	 Die in den Restrukturierungsplan aufgenomme-
nen Beschlüsse und sonstigen Willenserklärungen 
der Planbetroffenen und des Schuldners gelten als 
in der vorgeschriebenen Form abgegeben. Gesell-
schaftsrechtlich erforderliche Ladungen, Bekannt-
machungen und sonstige Maßnahmen zur Vorbe-
reitung von Beschlüssen der Planbetroffenen 
gelten als in der vorgeschriebenen Form bewirkt.

(3)	 Entsprechendes gilt für die in den Restrukturie-
rungsplan aufgenommenen Verpflichtungser-
klärungen, die einer Maßnahme nach Absatz 1 
oder Absatz 2 zugrunde liegen.
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§ 69	Wiederaufleben gestundeter oder erlassener 
Forderungen

(1)	 Sind aufgrund des gestaltenden Teils des Re-
strukturierungsplans einbezogene Restrukturie-
rungsforderungen gestundet oder teilweise er-
lassen worden, so wird die Stundung oder der 
Erlass für den Gläubiger hinfällig, gegenüber 
dem der Schuldner mit der Erfüllung des Plans 
erheblich in Rückstand gerät. Ein erheblicher 
Rückstand ist erst anzunehmen, wenn der 
Schuldner eine fällige Verbindlichkeit nicht be-
zahlt hat, obwohl der Gläubiger ihn schriftlich 
gemahnt und ihm dabei eine mindestens zwei-
wöchige Nachfrist gesetzt hat.

(2)	 Wird vor vollständiger Erfüllung des Restruktu-
rierungsplans über das Vermögen des Schuld-
ners ein Insolvenzverfahren eröffnet, so ist die 
Stundung oder der Erlass im Sinne des Absatzes 1 
für alle Gläubiger hinfällig.

(3)	 Im Restrukturierungsplan kann etwas von den 
Absätzen 1 oder 2 Abweichendes vorgesehen 
werden. Jedoch kann von Absatz 1 nicht zum 
Nachteil des Schuldners abgewichen werden.

§ 70	Streitige Forderungen und Ausfallforderungen
(1)	 Streitige Restrukturierungsforderungen unterlie-

gen der auf sie anwendbaren Regelung des Re-
strukturierungsplans in der Höhe, in der sie spä-
ter festgestellt sind, nicht aber über den Betrag 
hinaus, der dem Plan zugrunde gelegt wurde.

(2)	 Ist eine Restrukturierungsforderung im Abstim-
mungsverfahren bestritten worden oder steht die 
Höhe der Ausfallforderung des Inhabers einer Ab-
sonderungsanwartschaft noch nicht fest, so ist ein 
Rückstand mit der Erfüllung des Restrukturie-
rungsplans im Sinne des § 69 Absatz 1 nicht anzu-
nehmen, wenn der Schuldner die Forderung bis zur 
endgültigen Feststellung in der Höhe berücksich-
tigt, die der Entscheidung über das Stimmrecht bei 
der Abstimmung über den Plan entspricht. Ist 
keine Entscheidung des Restrukturierungsgerichts 
über das Stimmrecht getroffen worden, so hat das 
Restrukturierungsgericht auf Antrag des Schuld-
ners oder des Gläubigers nachträglich festzustel-
len, in welchem Ausmaß der Schuldner die Forde-
rung vorläufig zu berücksichtigen hat.

(3)	 Ergibt die endgültige Feststellung der Forderung, 
dass der Schuldner zu wenig gezahlt hat, so hat 
er das Fehlende nachzuzahlen. Ein erheblicher 
Rückstand mit der Erfüllung des Restrukturie-
rungsplans ist erst anzunehmen, wenn der 
Schuldner das Fehlende nicht nachzahlt, obwohl 
der Gläubiger ihn schriftlich gemahnt und ihm 
dabei eine mindestens zweiwöchige Nachfrist 
gesetzt hat.

(4)	 Ergibt die endgültige Feststellung der Forderung, 
dass der Schuldner zu viel gezahlt hat, so kann er 

den Mehrbetrag nur insoweit zurückfordern, als 
dieser auch den nicht fälligen Teil der Forderung 
übersteigt, die dem Gläubiger nach dem Restruk-
turierungsplan zusteht.

§ 71	 Vollstreckung aus dem Restrukturierungsplan
(1)	 Aus dem rechtskräftig bestätigten Restrukturie-

rungsplan können die Restrukturierungsgläubi-
ger, deren Forderungen im Bestätigungsbe-
schluss nicht als bestritten ausgewiesen sind, 
wie aus einem vollstreckbaren Urteil die Zwangs-
vollstreckung gegen den Schuldner betreiben. 
§ 202 der Insolvenzordnung gilt entsprechend.

(2)	 Absatz 1 gilt auch für die Zwangsvollstreckung 
gegen einen Dritten, der durch eine dem Restruk-
turierungsgericht eingereichte schriftliche Erklä-
rung für die Erfüllung des Plans neben dem 
Schuldner ohne Vorbehalt der Einrede der Vor-
ausklage Verpflichtungen übernommen hat.

(3)	 Macht ein Gläubiger die Rechte geltend, die ihm 
im Falle eines erheblichen Rückstands des 
Schuldners mit der Erfüllung des Plans zustehen, 
so hat er zur Erteilung der Vollstreckungsklausel 
für diese Rechte und zur Durchführung der Voll-
streckung die Mahnung und den Ablauf der 
Nachfrist glaubhaft zu machen, jedoch keinen 
weiteren Beweis für den Rückstand des Schuld-
ners zu führen.

(4)	 Bestand für die einer Planregelung unterliegende 
Forderung bereits ein vollstreckbarer Titel, tritt 
der rechtskräftig bestätigte Restrukturierungs-
plan an dessen Stelle; die weitere Vollstreckung 
aus dem früheren Titel ist insoweit unzulässig.

§ 72	 Planüberwachung
(1)	 Im gestaltenden Teil des Restrukturierungsplans 

kann vorgesehen werden, dass die Erfüllung der 
den Gläubigern nach dem gestaltenden Teil zu-
stehenden Ansprüche überwacht wird.

(2)	 Die Überwachung ist einem Restrukturierungs-
beauftragten zu übertragen.

(3)	 Stellt der Restrukturierungsbeauftragte fest, dass 
Ansprüche, deren Erfüllung überwacht wird, nicht 
erfüllt werden oder nicht erfüllt werden können, 
so hat er dies unverzüglich dem Restrukturie-
rungsgericht und den Gläubigern anzuzeigen, 
denen nach dem gestaltenden Teil des Plans An-
sprüche gegen den Schuldner zustehen.

(4)	 Das Restrukturierungsgericht beschließt die Auf-
hebung der Überwachung, wenn
1.	die Ansprüche, deren Erfüllung überwacht 
wird, erfüllt sind oder wenn gewährleistet ist, 
dass sie erfüllt werden,
2.	seit dem Eintritt der Rechtskraft des Restruktu-
rierungsplans drei Jahre verstrichen sind oder
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3.	das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Schuldners eröffnet oder die Eröffnung man-
gels Masse abgewiesen wird.

Kapitel 3 – Restrukturierungsbeauftragter

Abschnitt 1 – Bestellung von Amts wegen

§ 73	 Bestellung von Amts wegen
(1)	 Das Restrukturierungsgericht bestellt einen Re-

strukturierungsbeauftragten, wenn
1.	 im Rahmen der Restrukturierung die Rechte 
von Verbrauchern oder mittleren, kleinen oder 
Kleinstunternehmen berührt werden sollen, weil 
deren Forderungen oder Absonderungsanwart-
schaften durch den Restrukturierungsplan 
gestaltet werden sollen oder die Durchsetzung 
solcher Forderungen oder Absonderungsanwart-
schaften durch eine Stabilisierungsanordnung 
gesperrt werden soll,
2.	der Schuldner eine Stabilisierungsanordnung 
beantragt, welche sich mit Ausnahme der nach 
§  4 ausgenommenen Forderungen gegen alle 
oder im Wesentlichen alle Gläubiger richten soll,
3.	der Restrukturierungsplan eine Überwachung 
der Erfüllung der den Gläubigern zustehenden 
Ansprüche vorsieht (§ 72).
Das Gericht kann im Einzelfall von einer Bestel-
lung absehen, wenn die Bestellung zur Wahrung 
der Rechte der Beteiligten nicht erforderlich oder 
offensichtlich unverhältnismäßig ist.

(2)	 Eine Bestellung erfolgt auch, wenn absehbar ist, 
dass das Restrukturierungsziel nur gegen den 
Willen von Inhabern von Restrukturierungsforde-
rungen oder Absonderungsanwartschaften er-
reichbar ist, ohne deren Zustimmung zum Re-
strukturierungsplan eine Planbestätigung allein 
unter den Voraussetzungen des § 26 möglich ist. 
Dies gilt nicht, wenn an der Restrukturierung al-
lein Unternehmen des Finanzsektors als Planbe-
troffene beteiligt sind. Den Unternehmen des Fi-
nanzsektors stehen Planbetroffene gleich, die als 
Rechtsnachfolger in die von Unternehmen des Fi-
nanzsektors begründeten Forderungen eingetre-
ten sind oder die mit Forderungen aus geld- oder 
kapitalmarktgehandelten Instrumenten betroffen 
werden. Den geld- und kapitalmarktgehandelten 
Instrumenten stehen nicht verbriefte Instrumente 
gleich, die zu gleichlautenden Bedingungen aus-
gegeben wurden.

(3)	 Das Gericht kann einen Restrukturierungsbeauf-
tragten bestellen, um Prüfungen als Sachver-
ständiger vorzunehmen, insbesondere
1.	zu den Bestätigungsvoraussetzungen nach 
§  63 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und §  64 
Absatz 1 oder

2.	zur Angemessenheit der Entschädigung bei 
einem Eingriff in gruppeninterne Drittsicherhei-
ten oder einer Beschränkung der Haftung von 
unbschränkt haftenden Gesellschaftern.

§ 74	 Bestellung
(1)	 Zum Restrukturierungsbeauftragten ist ein für 

den jeweiligen Einzelfall geeigneter, in Restruk-
turierungs- und Insolvenzsachen erfahrener 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechtsan-
walt oder eine sonstige natürliche Person mit 
vergleichbarer Qualifikation zu bestellen, die von 
den Gläubigern und dem Schuldner unabhängig 
ist und die aus dem Kreis aller zur Übernahme 
des Amtes bereiten Personen auszuwählen ist.

(2)	 Das Restrukturierungsgericht berücksichtigt bei 
der Auswahl eines Restrukturierungsbeauftrag-
ten nach §  73 Absatz 1 und 2 Vorschläge des 
Schuldners, der Gläubiger und der an dem Schuld-
ner beteiligten Personen. Hat der Schuldner die 
Bescheinigung eines in Restrukturierungs- und 
Insolvenzsachen erfahrenen Steuerberaters, 
Wirtschaftsprüfers, Rechtsanwalts oder einer Per-
son mit vergleichbarer Qualifikation vorgelegt, 
aus der sich ergibt, dass der Schuldner die Voraus-
setzungen des § 51 Absatz 1 und 2 erfüllt, kann 
das Gericht vom Vorschlag des Schuldners nur 
dann abweichen, wenn die vorgeschlagene Per-
son offensichtlich ungeeignet ist; dies ist zu be-
gründen. Wenn Planbetroffene, auf welche in je-
der der nach § 9 gebildeten oder zu bildenden 
Gruppen von Inhabern von Restrukturierungsfor-
derungen und Absonderungsanwartschaften 
mehr als 25 Prozent des Stimmrechts entfallen 
oder voraussichtlich entfallen werden, einen ge-
meinschaftlichen Vorschlag unterbreiten und 
wenn keine Bindung des Gerichts nach Satz 2 be-
steht, kann das Gericht vom gemeinsamen Vor-
schlag der Planbetroffenen nur dann abweichen, 
wenn die vorgeschlagene Person offensichtlich 
ungeeignet ist; dies ist zu begründen.

(3)	 Folgt das Restrukturierungsgericht einem Vor-
schlag des Schuldners nach Absatz 2 Satz 2 oder 
der Planbetroffenen nach Absatz 2 Satz 3, kann 
es einen weiteren Restrukturierungsbeauftrag-
ten bestellen und diesem dessen Aufgaben über-
tragen; dies gilt nicht für die Aufgaben nach § 76 
Absatz 2 Nummer 1 Halbsatz 1 und 2.

§ 75	 Rechtsstellung
(1)	 Der Restrukturierungsbeauftragte steht unter 

der Aufsicht des Restrukturierungsgerichts. Das 
Gericht kann jederzeit einzelne Auskünfte oder 
einen Bericht über den Sachstand verlangen.

(2)	 Das Restrukturierungsgericht kann den Restruk-
turierungsbeauftragten aus wichtigem Grund 
aus dem Amt entlassen. Die Entlassung kann von 
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Amts wegen oder auf Antrag des Restrukturie-
rungsbeauftragten, des Schuldners oder eines 
Gläubigers erfolgen. Auf Antrag des Schuldners 
oder eines Gläubigers erfolgt die Entlassung nur, 
wenn der Beauftragte nicht unabhängig ist; dies 
ist von dem Antragsteller glaubhaft zu machen. 
Vor der Entscheidung ist der Restrukturierungs-
beauftragte zu hören.

(3)	 Gegen die Entlassung steht dem Beauftragten 
die sofortige Beschwerde zu. Gegen die Ableh-
nung des Antrags steht dem Antragsteller die 
sofortige Beschwerde zu.

(4)	 Der Restrukturierungsbeauftragte erfüllt seine 
Aufgaben mit der gebotenen Sorgfalt und Ge-
wissenhaftigkeit. Er nimmt seine Aufgaben un-
parteiisch wahr. Verletzt er die ihm obliegenden 
Pflichten in schuldhafter Weise, ist er den Betrof-
fenen zum Schadensersatz verpflichtet. Die Ver-
jährung des Anspruchs auf Ersatz des Schadens, 
der aus einer Pflichtverletzung des Restrukturie-
rungsbeauftragten entstanden ist, richtet sich 
nach den Regelungen über die regelmäßige Ver-
jährung nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Der 
Anspruch verjährt spätestens in drei Jahren nach 
der Beendigung der Rechtshängigkeit der Re-
strukturierungssache. Ist eine Planüberwachung 
angeordnet, tritt an die Stelle des Endes der 
Rechtshängigkeit der Restrukturierungssache 
der Abschluss der Planüberwachung.

§ 76	Aufgaben
(1)	 Stellt der Restrukturierungsbeauftragte Um-

stände fest, die eine Aufhebung der Restrukturie-
rungssache nach § 33 rechtfertigen, hat er diese 
dem Restrukturierungsgericht unverzüglich mit-
zuteilen.

(2)	 Liegen die Voraussetzungen von § 73 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2 oder Absatz 2 vor,
1.	 steht dem Restrukturierungsbeauftragten die 
Entscheidung darüber zu, wie der Restrukturie-
rungsplan zur Abstimmung gebracht wird; 
erfolgt die Abstimmung nicht im gerichtlichen 
Verfahren, leitet der Beauftragte die Versamm-
lung der Planbetroffenen und dokumentiert die 
Abstimmung; der Beauftragte prüft die Forderun-
gen, Absonderungsanwartschaften, gruppenin-
ternen Drittsicherheiten und Anteils- und Mit-
gliedschaftsrechte der Planbetroffenen; ist eine 
Restrukturierungsforderung, Absonderungsan-
wartschaft oder gruppeninterne Drittsicherheit 
oder ein Anteils- und Mitgliedschaftsrecht dem 
Grunde oder der Höhe nach streitig oder zweifel-
haft, weist er die anderen Planbetroffenen darauf 
hin und wirkt auf eine Klärung des Stimmrechts 
im Wege einer Vorprüfung nach §§ 47 und 48 hin,
2.	kann das Gericht dem Beauftragten die Befug-
nis übertragen,

a) die wirtschaftliche Lage des Schuldners zu prü-
fen und dessen Geschäftsführung zu überwachen,
b)	 von dem Schuldner zu verlangen, dass einge-
hende Gelder nur von dem Beauftragten entge-
gengenommen und Zahlungen nur von dem 
Beauftragten geleistet werden können,
3.	kann das Gericht dem Schuldner aufgeben, dem 
Beauftragten Zahlungen anzuzeigen und Zahlun-
gen außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsbe-
triebs nur zu tätigen, wenn der Beauftragte zu-
stimmt.

(3)	 Wird zugunsten des Schuldners eine Stabilisie-
rungsanordnung erlassen,
1.	prüft der Beauftragte fortlaufend, ob die 
Anordnungsvoraussetzungen fortbestehen und 
ob ein Aufhebungsgrund vorliegt; zu diesem 
Zweck untersucht der Beauftragte die Verhält-
nisse des Schuldners;
2.	steht dem Beauftragten das Recht zu, die 
Gründe für die Aufhebung der Anordnung gel-
tend zu machen.

(4)	 Legt der Schuldner einen Restrukturierungsplan 
zur Bestätigung vor, nimmt der Beauftragte Stel-
lung zur Erklärung nach § 14 Absatz 1. Erfolgt die 
Bestellung des Beauftragten vor der Planabstim-
mung, ist die Stellungnahme den Planbetroffe-
nen als weitere Anlage beizufügen. Der Bericht 
nach Satz 1 stellt auch die Zweifel am Bestehen 
oder an der Höhe einer Restrukturierungsforde-
rung, einer Absonderungsanwartschaft, einer 
gruppeninternen Drittsicherheit oder eines An-
teils- und Mitgliedschaftsrechts nach Absatz 2 
Nummer 1 Halbsatz 4 oder einen diesbezüglichen 
Streit dar.

(5)	 Der Schuldner ist verpflichtet, dem Beauftragten 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, ihm Ein-
sicht in die Bücher und Geschäftspapiere zu ge-
währen und ihn bei der Erfüllung seiner Aufga-
ben zu unterstützen.

(6)	 Das Restrukturierungsgericht kann den Restruk-
turierungsbeauftragte beauftragen, die dem Ge-
richt obliegenden Zustellungen durchzuführen. 
Zur Durchführung der Zustellung und zur Erfas-
sung in den Akten kann der Beauftragte sich Drit-
ter, insbesondere auch eigenen Personals, bedie-
nen. Er hat die von ihm nach § 184 Absatz 2 Satz 4 
der Zivilprozessordnung angefertigten Vermerke 
unverzüglich zu den Gerichtsakten zu reichen.

Abschnitt 2 – Bestellung auf Antrag

§ 77	 Antrag
(1)	 Auf Antrag des Schuldners bestellt das Restruktu-

rierungsgericht einen Restrukturierungsbeauf-
tragten zur Förderung der Verhandlungen 
zwischen den Beteiligten (fakultativer Restruktu-
rierungsbeauftragter). Gläubigern steht dieses 
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Recht gemeinschaftlich zu, wenn auf sie mehr als 
25 Prozent der Stimmrechte in einer Gruppe ent-
fallen oder voraussichtlich entfallen werden und 
wenn sie sich zur gesamtschuldnerischen Über-
nahme der Kosten der Beauftragung verpflichten.

(2)	 Der Antrag kann darauf gerichtet sein, dem Be-
auftragten zusätzlich eine oder mehrere Aufga-
ben nach § 76 zuzuweisen.

§ 78	 Bestellung und Rechtsstellung
(1)	 Auf die Bestellung des fakultativen Restrukturie-

rungsbeauftragten findet § 74 Absatz 1 entspre-
chende Anwendung.

(2)	 Wird von Gläubigern, die zusammen alle voraus-
sichtlich in den Restrukturierungsplan einbezo-
genen Gruppen repräsentieren, ein Vorschlag zur 
Person des fakultativen Restrukturierungsbeauf-
tragten gemacht, kann das Gericht von diesem 
nur dann abweichen, wenn die Person offen-
sichtlich ungeeignet ist oder, falls der Beauf-
tragte lediglich zum Zwecke der Förderung der 
Verhandlungen zwischen den Beteiligten bestellt 
werden soll, der Schuldner dem Vorschlag wider-
spricht; eine Abweichung ist zu begründen.

(3)	 Auf die Rechtsstellung des fakultativen Restruk-
turierungsbeauftragten findet § 75 entsprechen-
de Anwendung.

§ 79	Aufgaben
Der fakultative Restrukturierungsbeauftragte 
unterstützt den Schuldner und die Gläubiger bei 
der Ausarbeitung und Aushandlung des Restruk-
turierungskonzepts und des auf ihm basierenden 
Plans.

Abschnitt 3 – Vergütung

§ 80	Vergütungsanspruch
Der Restrukturierungsbeauftragte hat nach 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen 
Anspruch auf Vergütung (Honorar und Ausla-
gen). Vereinbarungen über die Vergütung sind 
nur dann wirksam, wenn die nachfolgenden 
Bestimmungen zum zulässigen Inhalt und zum 
Verfahren beachtet sind.

§ 81	 Regelvergütung
(1)	 Der Restrukturierungsbeauftragte erhält, soweit 

er persönlich tätig wird, ein Honorar auf der 
Grundlage angemessener Stundensätze.

(2)	 Soweit der unterstützende Einsatz qualifizierter 
Mitarbeiter erforderlich ist, erhält der Restruktu-
rierungsbeauftragte auch für deren Tätigkeit ein 
Honorar auf der Grundlage angemessener Stun-
densätze.

(3)	 Bei der Bemessung der Stundensätze berücksich-
tigt das Restrukturierungsgericht die Unterneh-

mensgröße, Art und Umfang der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten des Schuldners und die Qualifika-
tion des Restrukturierungsbeauftragten sowie der 
qualifizierten Mitarbeiter. Im Regelfall beläuft 
sich der Stundensatz für die persönliche Tätigkeit 
des Restrukturierungsbeauftragten auf bis zu 
350 Euro und für die Tätigkeit qualifizierter Mitar-
beiter auf bis zu 200 Euro.

(4)	 Mit der Bestellung des Restrukturierungsbeauf-
tragten setzt das Restrukturierungsgericht die 
Stundensätze fest. Zugleich bestimmt es auf der 
Grundlage von Stundenbudgets, die dem voraus-
sichtlichen Aufwand und der Qualifikation des 
Beauftragten und der qualifizierten Mitarbeiter 
angemessen Rechnung tragen, einen Höchstbe-
trag für das Honorar. Dazu hört das Restrukturie-
rungsgericht die zu bestellende Person und dieje-
nigen an, die die Auslagen nach Nummer 9017 
des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskostenge-
setz schulden (Auslagenschuldner).

(5)	 Die Bestellung eines fakultativen Restrukturie-
rungsbeauftragten soll erst nach Zahlung der 
Gerichtsgebühr für die Bestellung nach Nummer 
2513 des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskos-
tengesetz und  eines Vorschusses auf die Ausla-
gen nach Nummer 9017 des Kostenverzeichnis-
ses zum Gerichtskostengesetz erfolgen. Erfolgt 
eine Bestellung von Amts wegen, soll das Re-
strukturierungsgericht auch über jeden Antrag 
des Schuldners auf Inanspruchnahme eines Inst-
ruments des Stabilisierungs- und Restrukturie-
rungsrahmens erst nach Zahlung der Gerichtsge-
bühr für die Bestellung nach Nummer 2513 des 
Kostenverzeichnisses zum Gerichtskostengesetz 
und eines Vorschusses auf die Auslagen nach 
Nummer 9017 des Kostenverzeichnisses zum Ge-
richtskostengesetz entscheiden.

(6)	 Reichen die der Ermittlung des Höchstbetrags 
zugrunde gelegten Stundenbudgets für eine 
sachgerechte Wahrnehmung der Aufgaben und 
Befugnisse nicht aus, legt der Beauftragte Grund 
und Ausmaß des Erhöhungsbedarfs unverzüglich 
dem Restrukturierungsgericht dar. Das Restruk-
turierungsgericht hat in diesem Fall nach Anhö-
rung der Auslagenschuldner unverzüglich über 
eine Anpassung der Budgets zu entscheiden. Ab-
satz 5 gilt entsprechend. 

(7)	 Für den Ersatz der Auslagen gelten § 5 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 und die §§ 6, 7 und § 12 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 des Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetzes entsprechend.

§ 82	 Festsetzung der Vergütung
(1)	 Auf Antrag des Restrukturierungsbeauftragten 

setzt das Restrukturierungsgericht nach Beendi-
gung des Amtes des Restrukturierungsbeauf-
tragten die Vergütung durch Beschluss fest.
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(2)	 Das Restrukturierungsgericht entscheidet bei der 
Festsetzung der Vergütung nach Absatz 1 auch 
darüber, wer in welchem Umfang die Auslagen 
nach Nummer 9017 des Kostenverzeichnisses 
zum Gerichtskostengesetz zu tragen hat. Die 
Auslagen sind dem Schuldner aufzuerlegen. 
Abweichend von Satz 2 sind die Auslagen bei Be-
stellung eines fakultativen Restrukturierungsbe-
auftragten auf Antrag von Gläubigern den an-
tragstellenden Gläubigern aufzuerlegen, soweit 
sie nicht für Tätigkeiten entstehen, die das Re-
strukturierungsgericht dem Restrukturierungs-
beauftragten von Amts wegen oder auf Antrag 
des Schuldners übertragen hat.

(3)	 Gegen die Festsetzung des Stundensatzes nach 
§ 81 Absatz 4, gegen die Bestimmung oder An-
passung des Höchstbetrags nach § 81 Absatz 4 
und 6 und gegen die Festsetzung der Vergütung 
steht dem Restrukturierungsbeauftragten und 
jedem Auslagenschuldner die sofortige Be-
schwerde zu.

(4)	 Auf Antrag des Restrukturierungsbeauftragten 
ist ein angemessener Vorschuss auszuzahlen, 
wenn ihm erhebliche Auslagen entstanden sind 
oder voraussichtlich entstehen werden oder 
wenn die zu erwartende Vergütung für bereits 
erbrachte Arbeiten einen Betrag von 10 000 Euro 
übersteigt.

§ 83	 Vergütung in besonderen Fällen
(1)	 In besonderen Fällen können Stundensätze als 

Grundlage für das Honorar festgesetzt werden, 
welche die Höchstbeträge des § 81 Absatz 3 über-
steigen, insbesondere wenn
1.	alle voraussichtlichen Auslagenschuldner 
zustimmen,
2.	sich ansonsten keine geeignete Person zur 
Übernahme des Amtes bereit erklärt oder
3.	die dem Restrukturierungsbeauftragten über-
tragenen Aufgaben unter den besonderen Um-
ständen der Restrukturierungssache den Aufga-
ben nahekommen, die einem Sachwalter in 
einem in Eigenverwaltung geführten Insolvenz-
verfahren übertragen sind, insbesondere weil 
eine allgemeine Stabilisierungsanordnung 
ergeht oder weil in den Restrukturierungsplan 
mit Ausnahme der nach § 4 auszunehmenden 
Gläubigern alle oder im Wesentlichen alle Gläu-
biger und an dem Schuldner beteiligten Perso-
nen einbezogen werden.
Im Fall des Satzes 1 Nummer 3 kommt auch eine 
Vergütung nach anderen Grundsätzen, insbeson-
dere eine Bemessung auf Grundlage des Wertes 
der in den Restrukturierungsplan einbezogenen 
Forderungen gegen den Schuldner oder des 
Unternehmensvermögens in Betracht.

(2)	 Wenn der Restrukturierungsbeauftragte auf An-
trag und auf Vorschlag aller voraussichtlichen 
Auslagenschuldner bestellt wird und der Restruk-
turierungsbeauftragte und sämtliche Auslagen-
schuldner eine Vereinbarung über die Vergütung 
vorlegen, hat das Gericht diese Vereinbarung der 
Bemessung der Vergütung zugrunde zu legen, 
wenn die Vereinbarung nicht zu einer unange-
messenen Vergütung führt.

Kapitel 4 – Öffentliche 
Restrukturierungssachen

§ 84	Antrag und erste Entscheidung
(1)	 In Verfahren über Restrukturierungssachen erfol-

gen öffentliche Bekanntmachungen nur, wenn 
der Schuldner dies beantragt. Der Antrag ist vor 
der ersten Entscheidung in der Restrukturie-
rungssache zu stellen und kann nur bis zur ersten 
Entscheidung zurückgenommen werden. Auf 
den Antrag findet Artikel 102c §  5 des Einfüh-
rungsgesetzes zur Insolvenzordnung entspre-
chende Anwendung.

(2)	 Hat der Schuldner beantragt, dass in den Verfahren 
in der Restrukturierungssache öffentliche Bekannt-
machungen erfolgen sollen, sind in der ersten Ent-
scheidung, die in der Restrukturierungssache er-
geht, anzugeben
1.	die Gründe, auf denen die internationale 
Zuständigkeit des Gerichts beruht, sowie
2.	ob die Zuständigkeit auf Artikel 3 Absatz 1 oder 
Absatz 2 in der jeweils geltenden Fassung der 
Verordnung (EU) 2015/848 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 20. Mai 2015 über 
Insolvenzverfahren (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 19; 
L 349 vom 21.12.2016, S. 6) beruht.
Öffentlich bekannt zu machen sind die in Artikel 
24 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2015/848 
genannten Angaben. Artikel 102c § 4 des Einfüh-
rungsgesetzes zur Insolvenzordnung ist entspre-
chend anzuwenden.

§ 85	 Besondere Bestimmungen
(1)	 Öffentlich bekanntzumachen sind neben den in 

§ 84 Absatz 2 Satz 2 genannten Angaben:
1.	Ort und Zeit gerichtlicher Termine,
2.	die Bestellung und Abberufung eines Restruk-
turierungsbeauftragten,
3.	sämtliche gerichtliche Entscheidungen, die in 
der Restrukturierungssache ergehen.

(2)	 Erfolgen öffentliche Bekanntmachungen nach Ab-
satz 1, ist eine Zustellung von Ladungen zu Termi-
nen gegenüber Aktionären, Kommanditaktionä-
ren und Inhabern von Schuldverschreibungen 
nicht erforderlich. Handelt es sich bei dem Schuld-
ner um eine börsennotierte Aktiengesellschaft, 
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findet § 121 Absatz 4a des Aktiengesetzes entspre-
chende Anwendung.

§ 86	Öffentliche Bekanntmachung; Verordnungser-
mächtigung

(1)	 Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch 
eine zentrale und länderübergreifende Veröf-
fentlichung im Internet; diese kann auszugs-
weise geschehen. Die Bekanntmachung gilt als 
bewirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentli-
chung zwei weitere Tage verstrichen sind.

(2)	 Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Einzelheiten der zentralen und länderüber-
greifenden Veröffentlichung im Internet zu re-
geln. Dabei sind insbesondere Löschungsfristen 
vorzusehen sowie Vorschriften, die sicherstellen, 
dass die Veröffentlichungen
1.	unversehrt, vollständig, sachlich richtig und 
aktuell bleiben,
2.	jederzeit ihrem Ursprung nach zugeordnet 
werden können.

(3)	 Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum 
Nachweis der Zustellung an alle Beteiligten, auch 
wenn dieses Gesetz neben ihr eine besondere Zu-
stellung vorschreibt.

§ 87	 Restrukturierungsforum; Verordnungsermächti-
gung

(1)	 Planbetroffene können im Restrukturierungsfo-
rum des Bundesanzeigers andere Planbetroffene 
auffordern, das Stimmrecht im Rahmen einer 
Planabstimmung in bestimmter Weise auszu-
üben, eine Stimmrechtsvollmacht zu erteilen 
oder einen Vorschlag zur Änderung des vorgeleg-
ten Restrukturierungsplans zu unterstützen.

(2)	 Die Aufforderung hat die folgenden Angaben zu 
enthalten:
1.	den Namen und eine Anschrift des Planbetrof-
fenen,
2.	den Schuldner,
3.	das Restrukturierungsgericht und das Akten-
zeichen der Restrukturierungssache,
4.	den Vorschlag für die Stimmrechtsausübung, 
für die Stimmrechtsvollmacht oder zur Änderung 
des Plans und
5.	den Tag der Versammlung der Planbetroffenen 
oder des Fristablaufs zur Annahme des Planange-
bots.

(3)	 Die Aufforderung kann auf eine Begründung auf 
der Internetseite des Auffordernden und deren 
elektronische Adresse hinweisen.

(4)	 Der Schuldner kann im Restrukturierungsforum 
des Bundesanzeigers auf eine Stellungnahme zu 
der Aufforderung auf seiner Internetseite hin-
weisen.

(5)	 Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, die äußere Gestaltung des 
Restrukturierungsforums und weitere Einzelhei-
ten insbesondere zu der Aufforderung, dem Hin-
weis, den Entgelten, zu Löschungsfristen, Lö-
schungsanspruch, zu Missbrauchsfällen und zur 
Einsichtnahme zu regeln.

§ 88	Anwendbarkeit des Artikels 102c des Einfüh-
rungsgesetzes zur Insolvenzordnung
In öffentlichen Restrukturierungssachen ist Arti-
kel 102c §§ 1, 2, 3 Absatz 1 und 3, §§ 6, 15, 25 und 
26 des Einführungsgesetzes zur Insolvenzord-
nung entsprechend anwendbar.

Kommentar:
Das Unternehmensstabilisierungs- und  
-restrukturierungsgesetz ist zum 1. Januar 
2021 in Kraft getreten, die §§ 84 bis 88 werden 
jedoch erst am 17. Juli 2022 in Kraft treten. 

Kapitel 5 – Anfechtungs- und Haftungsrecht

§ 89	Rechtshandlungen, die während der Rechtshän-
gigkeit der Restrukturierungssache vorgenom-
men werden

(1)	 Die Annahme eines sittenwidrigen Beitrags zur 
Insolvenzverschleppung oder einer Rechtshand-
lung, die mit dem Vorsatz einer Benachteiligung 
der Gläubiger vorgenommen wurde, kann nicht 
allein darauf gestützt werden, dass ein an der 
Rechtshandlung Beteiligter Kenntnis davon 
hatte, dass die Restrukturierungssache rechts-
hängig war oder dass der Schuldner Instrumente 
des Stabilisierungs- und Restrukturierungsrah-
mens in Anspruch nahm.

(2)	 Hebt das Gericht nach einer Anzeige der Zah-
lungsunfähigkeit oder Überschuldung die Re-
strukturierungssache nicht nach §  33 Absatz 2 
Nummer 1 auf, so gilt Absatz 1 auch für die Kennt-
nis der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung.

(3)	 Hat der Schuldner eine Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung nach § 32 Absatz 3 angezeigt, so 
gilt bis zur Aufhebung der Restrukturierungssache 
nach § 33 Absatz 2 Nummer 1 jede Zahlung im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang, insbesondere 
Zahlungen, die für die Fortführung der gewöhnli-
chen Geschäftstätigkeit und die Vorbereitung 
und Umsetzung des angezeigten Restrukturie-
rungsvorhabens erforderlich sind, als mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsleiters ver-
einbar. Das gilt nicht für Zahlungen, die bis zu der 
absehbar zu erwartenden Entscheidung des Re-
strukturierungsgerichts zurückgehalten werden 
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können, ohne dass damit Nachteile für eine Fort-
setzung des Restrukturierungsvorhabens verbun-
den sind.

§ 90	Planfolgen und Planvollzug
(1)	 Die Regelungen eines rechtskräftig bestätigten 

Restrukturierungsplans und Rechtshandlungen, 
die im Vollzug eines solchen Plans erfolgen, sind 
mit Ausnahme von Forderungen im Rang des 
§ 39 Absatz 1 Nummer 5 der Insolvenzordnung 
und Sicherheitsleistungen, die nach § 135 der In-
solvenzordnung oder § 6 des Anfechtungsgeset-
zes anfechtbar sind, bis zur nachhaltigen Restruk-
turierung einer Anfechtung nur zugänglich, wenn 
die Bestätigung auf der Grundlage unrichtiger 
oder unvollständiger Angaben des Schuldners er-
folgte und dem anderen Teil dies bekannt war.

(2)	 Sieht der gestaltende Teil des Restrukturierungs-
plans die Übertragung des gesamten schuldneri-
schen Vermögens oder wesentlicher Teile davon 
vor, gilt Absatz 1 nur, soweit sichergestellt wird, 
dass die Gläubiger, die nicht planbetroffen sind, 
sich gegenüber den Planbetroffenen vorrangig aus 
der dem Wert des Gegenstands der Übertragung 
angemessenen Gegenleistung befriedigen können.

§ 91	 Berechnung von Fristen
In die Fristen der §§ 3 bis 6a des Anfechtungsge-
setzes sowie der §§ 88, 130 bis 136 der Insolvenz-
ordnung wird die Zeit der Rechtshängigkeit der 
Restrukturierungssache nicht eingerechnet.

Kapitel 6 – Arbeitnehmerbeteiligung; 
Gläubigerbeirat

§ 92	Beteiligungsrechte nach dem Betriebsverfas-
sungsgesetz
Die Verpflichtungen des Schuldners gegenüber 
den Arbeitnehmervertretungsorganen und deren 
Beteiligungsrechte nach dem Betriebsverfassungs-
gesetz bleiben von diesem Gesetz unberührt.

§ 93	 Gläubigerbeirat
(1)	 Sollen in einer Restrukturierungssache mit Aus-

nahme der in § 4 genannten Forderungen die For-
derungen aller Gläubiger durch einen Restruktu-
rierungsplan gestaltet werden, und weist die 
Restrukturierungssache gesamtverfahrensartige 
Züge auf, kann das Gericht einen Gläubigerbeirat 
einsetzen. § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a der In-
solvenzordnung gilt entsprechend. In dem Beirat 
können auch nicht planbetroffene Gläubiger ver-
treten sein.

(2)	 Ist ein Gläubigerbeirat eingerichtet, tritt an die 
Stelle des gemeinschaftlichen Vorschlags der 
Planbetroffenen nach § 74 Absatz 2 Satz 3 der 
einstimmige Beschluss des Gläubigerbeirats.

(3)	 Die Mitglieder des Beirats unterstützen und 
überwachen den Schuldner bei seiner Geschäfts-
führung. Der Schuldner zeigt dem Beirat die In-
anspruchnahme der Instrumente des Stabilisie-
rungs- und Restrukturierungsrahmens an.

(4)	 Die Mitglieder des Gläubigerbeirates haben An-
spruch auf Vergütung für ihre Tätigkeit und auf 
Erstattung angemessener Auslagen. Die Höhe 
der Vergütung richtet sich nach § 17 der Insolvenz
rechtlichen Vergütungsverordnung.

Teil 3 – Sanierungsmoderation

§ 94	 Antrag
(1)	 Auf Antrag eines restrukturierungsfähigen 

Schuldners bestellt das Gericht eine geeignete, 
insbesondere geschäftskundige und von den 
Gläubigern und dem Schuldner unabhängige na-
türliche Person zum Sanierungsmoderator. Dies 
gilt nicht, wenn der Schuldner offensichtlich zah-
lungsunfähig ist. Handelt es sich bei dem Schuld-
ner um eine juristische Person oder eine Person 
ohne Rechtspersönlichkeit, für deren Verbind-
lichkeiten keine natürliche Person als unmittel-
barer oder mittelbarer Gesellschafter haftet, gilt 
Satz 2 auch bei einer offensichtlichen Überschul-
dung.

(2)	 Im Antrag sind anzugeben:
1.	der Gegenstand des Unternehmens und
2.	die Art der wirtschaftlichen oder finanziellen 
Schwierigkeiten.
Dem Antrag sind ein Verzeichnis der Gläubiger 
und ein Verzeichnis des Vermögens sowie die 
Erklärung des Schuldners beizufügen, nicht zah-
lungsunfähig zu sein. Handelt es sich bei dem 
Schuldner um eine juristische Person oder eine 
Person ohne Rechtspersönlichkeit, für deren Ver-
bindlichkeiten keine natürliche Person als unmit-
telbarer oder mittelbarer Gesellschafter haftet, 
hat sich die Erklärung auch darauf zu erstrecken, 
dass keine Überschuldung vorliegt.

(3)	 Der Antrag ist an das für Restrukturierungssa-
chen zuständige Gericht zu richten.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 3 die Wörter 
„Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit“ 
durch die Wörter „rechtsfähige Personenge-
sellschaft“ ersetzt werden.

§ 95	Bestellung
(1)	 Die Bestellung des Sanierungsmoderators erfolgt 

für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten. Auf 
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Antrag des Moderators, welcher der Zustim-
mung des Schuldners und der in die Verhandlun-
gen einbezogenen Gläubiger bedarf, kann der 
Bestellungszeitraum um bis zu drei weitere Mo-
nate verlängert werden. Wird innerhalb dieses 
Zeitraums die Bestätigung eines Sanierungsver-
gleichs nach § 97 beantragt, verlängert sich die 
Bestellung bis zur Entscheidung über die Bestäti-
gung des Vergleichs.

(2)	 Die Bestellung wird nicht öffentlich bekannt ge-
macht.

§ 96	 Sanierungsmoderation
(1)	 Der Sanierungsmoderator vermittelt zwischen 

dem Schuldner und seinen Gläubigern bei der 
Herbeiführung einer Lösung zur Überwindung 
der wirtschaftlichen oder finanziellen Schwierig-
keiten.

(2)	 Der Schuldner gewährt dem Moderator Einblick 
in seine Bücher und Geschäftsunterlagen und er-
teilt ihm die angeforderten zweckmäßigen Aus-
künfte.

(3)	 Der Sanierungsmoderator erstattet dem Gericht 
über den Fortgang der Sanierungsmoderation 
monatlich schriftlich Bericht. Der Bericht enthält 
mindestens Angaben über
1.	die Art und Ursachen der wirtschaftlichen oder 
finanziellen Schwierigkeiten;
2.	den Kreis der in die Verhandlungen einbezoge-
nen Gläubiger und sonstigen Beteiligten;
3.	den Gegenstand der Verhandlungen und
4.	das Ziel und den voraussichtlichen Fortgang 
der Verhandlungen.

(4)	 Der Sanierungsmoderator zeigt dem Gericht eine 
ihm bekannt gewordene Zahlungsunfähigkeit 
des Schuldners an. Handelt es sich bei dem 
Schuldner um eine juristische Person oder um 
eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, bei 
der kein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person ist, gilt dies auch für die Über-
schuldung des Schuldners.

(5)	 Der Sanierungsmoderator steht unter der Auf-
sicht des Restrukturierungsgerichts. Das Restruk-
turierungsgericht kann den Sanierungsmodera-
tor aus wichtigem Grund aus dem Amt entlassen. 
Vor der Entscheidung ist der Sanierungsmodera-
tor zu hören.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 in 
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 3 die Wörter 
„Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit“ 
durch die Wörter „rechtsfähige Personenge-
sellschaft“ ersetzt werden.

§ 97	 Bestätigung eines Sanierungsvergleichs
(1)	 Ein Sanierungsvergleich, den der Schuldner mit 

seinen Gläubigern schließt und an dem sich auch 
Dritte beteiligen können, kann auf Antrag des 
Schuldners durch das Restrukturierungsgericht 
bestätigt werden. Die Bestätigung wird versagt, 
wenn das dem Vergleich zugrundeliegende Sa-
nierungskonzept
1.	nicht schlüssig ist oder nicht von den tatsächli-
chen Gegebenheiten ausgeht oder
2.	keine vernünftige Aussicht auf Erfolg hat.

(2)	 Der Sanierungsmoderator nimmt zu den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Satz 2 schriftlich Stellung.

(3)	 Ein nach Absatz 1 bestätigter Sanierungsvergleich 
ist nur unter den Voraussetzungen des § 90 an-
fechtbar.

§ 98	 Vergütung
(1)	 Der Sanierungsmoderator hat Anspruch auf eine 

angemessene Vergütung. Diese bemisst sich 
nach dem Zeit- und Sachaufwand der mit der Sa-
nierungsmoderation verbundenen Aufgaben.

(2)	 Die §§  80 bis 83 finden entsprechende Anwen-
dung.

§ 99	 Abberufung
(1)	 Der Sanierungsmoderator wird abberufen:

1.	auf eigenen Antrag oder auf Antrag des 
Schuldners,
2.	von Amts wegen, wenn dem Restrukturie-
rungsgericht durch den Moderator die Insolvenz-
reife des Schuldners angezeigt wurde.

(2)	 Wird der Moderator nach Absatz 1 Nummer 1 ab-
berufen, bestellt das Gericht auf Antrag des 
Schuldners einen anderen Moderator.

§ 100	Übergang in den Stabilisierungs- und Restruktu-
rierungsrahmen

(1)	 Nimmt der Schuldner Instrumente des Stabilisie-
rungs- und Restrukturierungsrahmens in An-
spruch, bleibt der Sanierungsmoderator im Amt, 
bis der Bestellungszeitraum abläuft, er nach § 99 
abberufen wird oder ein Restrukturierungsbe-
auftragter bestellt wird.

(2)	 Das Restrukturierungsgericht kann den Sanie-
rungsmoderator zum Restrukturierungsbeauf-
tragten bestellen.

Teil 4 – Frühwarnsysteme

§ 101	 Informationen zu Frühwarnsystemen
Informationen über die Verfügbarkeit der von 
öffentlichen Stellen bereitgestellten Instrumen-
tarien zur frühzeitigen Identifizierung von Krisen 
werden vom Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz unter seiner Internet-
adresse www.bmjv.bund.de bereitgestellt.
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§ 102	Hinweis- und Warnpflichten
Bei der Erstellung eines Jahresabschlusses für 
einen Mandanten haben Steuerberater, Steuer-
bevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte 
Buchprüfer und Rechtsanwälte den Mandanten 
auf das Vorliegen eines möglichen Insolvenz-
grundes nach den §§ 17 bis 19 der Insolvenzord-
nung und die sich daran anknüpfenden Pflichten 
der Geschäftsleiter und Mitglieder der Überwa-
chungsorgane hinzuweisen, wenn entsprechende 
Anhaltspunkte offenkundig sind und sie anneh-
men müssen, dass dem Mandanten die mögliche 
Insolvenzreife nicht bewusst ist.

Anlage (zu § 5 Satz 2)

Notwendige Angaben im 
Restrukturierungsplan

Neben den sich aus den §§ 5 bis 15 ergebenden 
Angaben hat der Restrukturierungsplan mindes-
tens die folgenden Angaben zu enthalten:

1.	 Firma oder Namen und Vornamen, Geburtsda-
tum, Registergericht und Registernummer, unter 
der der Schuldner in das Handelsregister einge-
tragen ist, Geschäftszweig oder Beschäftigung, 
gewerbliche Niederlassungen oder Wohnung 
des Schuldners und bei mehreren Niederlassun-
gen die Hauptniederlassung;

2.	 die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des 
Schuldners zum Zeitpunkt der Vorlage des Re-
strukturierungsplans, einschließlich einer Bewer-
tung der Vermögenswerte, eine Beschreibung 
der wirtschaftlichen Situation des Schuldners 
und der Position der Arbeitnehmer sowie eine 
Beschreibung der Ursachen und des Umfangs der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Schuldners;

3.	 die Planbetroffenen, die entweder namentlich zu 
benennen oder unter hinreichend konkreter Be-
zeichnung der Forderungen oder Rechte zu be-
schreiben sind;

4.	 die Gruppen, in welche die Planbetroffenen für 
die Zwecke der Annahme des Restrukturierungs-
plans unterteilt wurden, und die auf deren Forde-
rungen und Rechte entfallenden Stimmrechte;

5.	 die Gläubiger, Inhaber von Absonderungsan-
wartschaften sowie Inhaber von Anteils- oder 
Mitgliedschaftsrechten, die nicht in den Restruk-
turierungsplan einbezogen wurden, zusammen 
mit einer Erläuterung der Gründe für die unter-
bliebene Einbeziehung; eine Beschreibung unter 
Bezugnahme auf Kategorien gleichartiger Gläu-
biger, Inhaber von Absonderungsanwartschaften 
sowie Inhaber von Anteils- oder Mitgliedschafts-
rechten genügt, wenn dadurch die Überprüfung 
der sachgerechten Abgrenzung nach § 8 nicht 
erschwert wird;

6.	 Name und Anschrift des Restrukturierungsbe-
auftragten, sofern ein solcher bestellt ist;

7.	 die Auswirkungen des Restrukturierungsvorha-
bens auf die Beschäftigungsverhältnisse sowie 
Entlassungen und Kurzarbeiterregelungen und 
die Modalitäten der Unterrichtung und Anhö-
rung der Arbeitnehmervertretung;

8.	 sofern der Restrukturierungsplan eine neue Fi-
nanzierung (§ 12) vorsieht, die Gründe für die Er-
forderlichkeit dieser Finanzierung.
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Erster Abschnitt 

Vergütung des Insolvenzverwalters

§ 1 	 Berechnungsgrundlage
(1)	 Die Vergütung des Insolvenzverwalters wird 

nach dem Wert der Insolvenzmasse berechnet, 
auf die sich die Schlussrechnung bezieht. Wird 
das Verfahren nach Bestätigung eines Insolvenz-
plans aufgehoben oder durch Einstellung vorzei-
tig beendet, so ist die Vergütung nach dem 
Schätzwert der Masse zur Zeit der Beendigung 
des Verfahrens zu berechnen.

(2) 	 Die maßgebliche Masse ist im Einzelnen wie 
folgt zu bestimmen: 
1. Massegegenstände, die mit Absonderungsrech-
ten belastet sind, werden berücksichtigt, wenn sie 
durch den Verwalter verwertet werden. Der Mehr-
betrag der Vergütung, der auf diese Gegenstände 
entfällt, darf jedoch 50 vom Hundert des Betrages 
nicht übersteigen, der für die Kosten ihrer Fest-
stellung in die Masse geflossen ist. Im Übrigen 
werden die mit Absonderungsrechten belasteten 
Gegenstände nur insoweit berücksichtigt, als aus 
ihnen der Masse ein Überschuss zusteht.
2. Werden Aus- und Absonderungsrechte abge-
funden, so wird die aus der Masse hierfür ge-
währte Leistung vom Sachwert der Gegenstände 
abgezogen, auf die sich diese Rechte erstreckten.
3. Steht einer Forderung eine Gegenforderung 
gegenüber, so wird lediglich der Überschuss 
berücksichtigt, der sich bei einer Verrechnung 
ergibt.
4. Die Kosten des Insolvenzverfahrens und die 
sonstigen Masseverbindlichkeiten werden nicht 
abgesetzt. Es gelten jedoch folgende Ausnahmen:
a) Beträge, die der Verwalter nach § 5 als Vergü-
tung für den Einsatz besonderer Sachkunde 
erhält, werden abgezogen.
b) Wird das Unternehmen des Schuldners fortge-
führt, so ist nur der Überschuss zu berücksichti-
gen, der sich nach Abzug der Ausgaben von den 
Einnahmen ergibt.
5. Ein Vorschuss, der von einer anderen Person als 
dem Schuldner zur Durchführung des Verfahrens 
geleistet worden ist, und ein Zuschuss, den ein 
Dritter zur Erfüllung eines Insolvenzplans oder 
zum Zweck der Erteilung der Restschuldbefrei-
ung vor Ablauf der Abtretungsfrist geleistet hat, 
bleiben außer Betracht. 

§ 2 	 Regelsätze
(1)	 Der Insolvenzverwalter erhält in der Regel 
	 1. von den ersten 35 000 Euro der Insolvenzmasse 

40 Prozent,
2. von dem Mehrbetrag bis zu 70 000 Euro
26 Prozent
3. von dem Mehrbetrag bis zu 350 000 Euro
7,5 Prozent,
4. von dem Mehrbetrag bis zu 700 000 Euro
3,3 Prozent,
5. von dem Mehrbetrag bis zu 35 000 000 Euro
2,2 Prozent,
6. von dem Mehrbetrag bis zu 70 000 000 Euro
1,1 Prozent,
7. von dem Mehrbetrag bis zu 350 000 000 Euro 
0,5 Prozent,
8. von dem Mehrbetrag bis zu 700 000 000 Euro 
0,4 Prozent,
9. von dem darüber hinausgehenden Betrag  
0,2 Prozent.

(2)	 Haben in dem Verfahren nicht mehr als 10 Gläu-
biger ihre Forderungen angemeldet, so soll die 
Vergütung in der Regel mindestens 1 400 Euro 
betragen. Von 11 bis 30 Gläubigern erhöht sich 
die Vergütung für je angefangene 5 Gläubiger 
um 210 Euro. Ab 31 Gläubiger erhöht sich die Ver-
gütung je angefangene 5 Gläubiger um 140 Euro.

§ 3 	 Zu- und Abschläge
(1)	 Eine den Regelsatz übersteigende Vergütung ist 

insbesondere festzusetzen, wenn
a)  die Bearbeitung von Aus- und Absonderungs-
rechten einen erheblichen Teil der Tätigkeit des 
Insolvenzverwalters ausgemacht hat, ohne dass 
ein entsprechender Mehrbetrag nach § 1 Abs. 2 
Nr. 1 angefallen ist,
b) der Verwalter das Unternehmen fortgeführt 
oder Häuser verwaltet hat und die Masse nicht 
entsprechend größer geworden ist,
c) die Masse groß war und die Regelvergütung 
wegen der Degression der Regelsätze keine an-
gemessene Gegenleistung dafür darstellt, dass 
der Verwalter mit erheblichem Arbeitsaufwand 
die Masse vermehrt oder zusätzliche Masse fest-
gestellt hat,
d) arbeitsrechtliche Fragen zum Beispiel in Bezug 
auf das Insolvenzgeld, den Kündigungsschutz 
oder einen Sozialplan den Verwalter erheblich in 
Anspruch genommen haben oder
e) der Verwalter einen Insolvenzplan ausgearbei-
tet hat.

Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung (InsVV)

Vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 1994, S. 2866), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom
22. Dezember 2020 (BGBl. I 2020, S. 3256 und S. 3328)
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(2)	 Ein Zurückbleiben hinter dem Regelsatz ist insbe-
sondere gerechtfertigt, wenn
a) ein vorläufiger Insolvenzverwalter im Verfah-
ren tätig war,
b) die Masse bereits zu einem wesentlichen Teil ver-
wertet war, als der Verwalter das Amt übernahm,
c) das Insolvenzverfahren vorzeitig beendet wird 
oder das Amt des Verwalters vorzeitig endet,
d) die Masse groß war und die Geschäftsführung 
geringe Anforderungen an den Verwalter stellte,
e) die Vermögensverhältnisse des Schuldners 
überschaubar sind und die Zahl der Gläubiger 
oder die Höhe der Verbindlichkeiten gering ist 
oder
f) der Schuldner in ein Koordinationsverfahren ein-
bezogen ist, in dem ein Verfahrenskoordinator nach 
§ 269e der Insolvenzordnung bestellt worden ist.

§ 4 	 Geschäftskosten, Haftpflichtversicherung 
(1)	 Mit der Vergütung sind die allgemeinen Ge-

schäftskosten abgegolten. Zu den allgemeinen 
Geschäftskosten gehört der Büroaufwand des 
Insolvenzverwalters einschließlich der Gehälter 
seiner Angestellten, auch soweit diese anlässlich 
des Insolvenzverfahrens eingestellt worden sind. 
Unberührt bleibt das Recht des Verwalters, zur 
Erledigung besonderer Aufgaben im Rahmen der 
Verwaltung für die Masse Dienst- oder Werkver-
träge abzuschließen und die angemessene Ver-
gütung aus der Masse zu zahlen.

(2)	 Besondere Kosten, die dem Verwalter im Einzel-
fall, zum Beispiel durch Reisen, tatsächlich ent-
stehen, sind als Auslagen zu erstatten. Für die 
Übertragung der Zustellungen im Sinne des § 8 
Absatz 3 der Insolvenzordnung gilt Nummer 
9002 des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskos-
tengesetz entsprechend.

(3)	 Mit der Vergütung sind auch die Kosten einer Haft-
pflichtversicherung mit einer Versicherungssumme 
bis zu 2 000 000 Euro pro Versicherungsfall und 
mit einer Jahreshöchstleistung bis zu 4 000 000 
Euro abgegolten. Ist die Verwaltung mit einem da-
rüber hinausgehenden Haftungsrisiko verbunden, 
so sind die Kosten einer entsprechend höheren Ver-
sicherung als Auslagen zu erstatten.

§ 5 	 Einsatz besonderer Sachkunde
(1)	 Ist der Insolvenzverwalter als Rechtsanwalt zu-

gelassen, so kann er für Tätigkeiten, die ein nicht 
als Rechtsanwalt zugelassener Verwalter ange-
messenerweise einem Rechtsanwalt übertragen 
hätte, nach Maßgabe des Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetzes Gebühren und Auslagen geson-
dert aus der Insolvenzmasse entnehmen.

(2)	 Ist der Verwalter Wirtschaftsprüfer oder Steuer-
berater oder besitzt er eine andere besondere 
Qualifikation, so gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 6	 Nachtragsverteilung. Überwachung der Erfül-
lung eines Insolvenzplans

(1)	 Für eine Nachtragsverteilung erhält der In-
solvenzverwalter eine gesonderte Vergütung, die 
unter Berücksichtigung des Werts der nachträg-
lich verteilten Insolvenzmasse nach billigem Er-
messen festzusetzen ist. Satz 1 gilt nicht, wenn 
die Nachtragsverteilung voraussehbar war und 
schon bei der Festsetzung der Vergütung für das 
Insolvenzverfahren berücksichtigt worden ist.

(2)	 Die Überwachung der Erfüllung eines Insolvenz-
plans nach den §§ 260 bis 269 der Insolvenzord-
nung wird gesondert vergütet. Die Vergütung ist 
unter Berücksichtigung des Umfangs der Tätig-
keit nach billigem Ermessen festzusetzen.

§ 7 	 Umsatzsteuer
Zusätzlich zur Vergütung und zur Erstattung der 
Auslagen wird ein Betrag in Höhe der vom Insolvenz
verwalter zu zahlenden Umsatzsteuer festgesetzt.

§ 8 	 Festsetzung der Vergütung und Auslagen
(1)	 Die Vergütung und die Auslagen werden auf An-

trag des Insolvenzverwalters vom Insolvenzge-
richt festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt für Ver-
gütung und Auslagen gesondert. Der Antrag soll 
gestellt werden, wenn die Schlussrechnung an 
das Gericht gesandt wird.

(2)	 In dem Antrag ist näher darzulegen, wie die nach 
§ 1 Abs. 2 maßgebliche Insolvenzmasse berech-
net worden ist und welche Dienst- oder Werkver-
träge für besondere Aufgaben im Rahmen der 
Insolvenzverwaltung abgeschlossen worden sind 
(§ 4 Abs. 1 Satz 3).

(3)	 Der Verwalter kann nach seiner Wahl anstelle 
der tatsächlich entstandenen Auslagen einen 
Pauschsatz fordern, der im ersten Jahr 15 vom 
Hundert, danach 10 vom Hundert der Regelver-
gütung, höchstens jedoch 350 Euro je angefan-
genen Monat der Dauer der Tätigkeit des Verwal-
ters beträgt. Der Pauschsatz darf 30 vom Hundert 
der Regelvergütung nicht übersteigen.

§ 9 	 Vorschuss
Der Insolvenzverwalter kann aus der Insolvenz-
masse einen Vorschuss auf die Vergütung und 
die Auslagen entnehmen, wenn das Insolvenzge-
richt zustimmt. Die Zustimmung soll erteilt wer-
den, wenn das Insolvenzverfahren länger als 
sechs Monate dauert oder wenn besonders hohe 
Auslagen erforderlich werden. Sind die Kosten 
des Verfahrens nach § 4a der Insolvenzordnung 
gestundet, so bewilligt das Gericht einen Vor-
schuss, sofern die Voraussetzungen nach Satz 2 
gegeben sind.
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Zweiter Abschnitt 

Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwal-
ters, des Sachwalters und des Insolvenzverwal-
ters im Verbraucherinsolvenzverfahren 

§ 10	Grundsatz
Für die Vergütung des vorläufigen Insolvenzver-
walters, des Sachwalters, des vorläufigen Sach-
walters und des Insolvenzverwalters im Verbrau-
cherinsolvenzverfahren gelten die Vorschriften 
des Ersten Abschnitts entsprechend, soweit in 
den §§ 11 bis 13 nichts anderes bestimmt ist.

§ 11 	Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters
(1)	 Für die Berechnung der Vergütung des vorläufi-

gen Insolvenzverwalters ist das Vermögen 
zugrunde zu legen, auf das sich seine Tätigkeit 
während des Eröffnungsverfahrens erstreckt. 
Vermögensgegenstände, an denen bei Verfah-
renseröffnung Aus- und Absonderungsrechte 
bestehen, werden dem Vermögen nach Satz 1 
hinzugerechnet, sofern sich der vorläufige Insol-
venzverwalter in erheblichen Umfang mit ihnen 
befasst. Sie bleiben unberücksichtigt, sofern der 
Schuldner die Gegenstände lediglich auf Grund 
eines Besitzüberlassungsvertrages in Besitz hat. 

(2)	 Wird die Festsetzung der Vergütung beantragt, 
bevor die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Gegen-
stände veräußert wurden, ist das Insolvenzge-
richt spätestens mit Vorlage der Schlussrech-
nung auf eine Abweichung des tatsächlichen 
Werts von dem der Vergütung zugrunde liegen-
den Wert hinzuweisen, sofern die Wertdifferenz 
20 vom Hundert bezogen auf die Gesamtheit 
dieser Gegenstände übersteigt. 

(3)	 Art, Dauer und der Umfang der Tätigkeit des vor-
läufigen Insolvenzverwalters sind bei der Fest-
setzung der Vergütung zu berücksichtigen.

(4)	 Hat das Insolvenzgericht den vorläufigen Insol-
venzverwalter als Sachverständigen beauftragt 
zu prüfen, ob ein Eröffnungsgrund vorliegt und 
welche Aussichten für eine Fortführung des Un-
ternehmens des Schuldners bestehen, so erhält 
er gesondert eine Vergütung nach dem Justizver-
gütungs- und -entschädigungsgesetz.

§ 12 	Vergütung des Sachwalters
(1)	 Der Sachwalter erhält in der Regel 60 vom Hun-

dert der für den Insolvenzverwalter bestimmten 
Vergütung.

(2)	 Eine den Regelsatz übersteigende Vergütung ist 
insbesondere festzusetzen, wenn das Insolvenz-
gericht gemäß § 277 Abs. 1 der Insolvenzordnung 
angeordnet hat, dass bestimmte Rechtsge-
schäfte des Schuldners nur mit Zustimmung des 
Sachwalters wirksam sind.

(3)	 §  8 Abs.  3 gilt mit der Maßgabe, dass an die 
Stelle des Betrages von 350 Euro der Betrag von 
175 Euro tritt.

§ 12a	 Vergütung des vorläufigen Sachwalters
(1)	 Die Tätigkeit des vorläufigen Sachwalters wird 

gesondert vergütet. Er erhält in der Regel 25 Pro-
zent der Vergütung des Sachwalters bezogen auf 
das Vermögen, auf das sich seine Tätigkeit wäh-
rend des Eröffnungsverfahrens erstreckt. Maßge-
bend für die Wertermittlung ist der Zeitpunkt 
der Beendigung der vorläufigen Eigenverwal-
tung oder der Zeitpunkt, ab dem der Gegenstand 
nicht mehr der Verfügungsbefugnis des eigen-
verwaltenden Schuldners unterliegt. Vermö-
gensgegenstände, an denen bei Verfahrenseröff-
nung Aus- oder Absonderungsrechte bestehen, 
werden dem Vermögen nach Satz 2 hinzugerech-
net, sofern sich der vorläufige Sachwalter in er-
heblichem Umfang mit ihnen befasst. Sie bleiben 
unberücksichtigt, sofern der Schuldner die Ge-
genstände lediglich aufgrund eines Besitzüber-
lassungsvertrages in Besitz hat.

(2)	 Wird die Festsetzung der Vergütung beantragt, 
bevor die von Absatz 1 Satz 2 erfassten Gegen-
stände veräußert wurden, ist das Insolvenzge-
richt spätestens mit Vorlage der Schlussrechnung 
auf eine Abweichung des tatsächlichen Werts 
von dem der Vergütung zugrunde liegenden 
Wert hinzuweisen, sofern die Wertdifferenz 20 
Prozent bezogen auf die Gesamtheit dieser Ge-
genstände übersteigt.

(3)	 Art, Dauer und Umfang der Tätigkeit des vorläu-
figen Sachwalters sind bei der Festsetzung der 
Vergütung zu berücksichtigen.

(4)	 Hat das Insolvenzgericht den vorläufigen Sach-
walter als Sachverständigen gesondert beauf-
tragt zu prüfen, ob ein Eröffnungsgrund vorliegt 
und welche Aussichten für eine Fortführung des 
Unternehmens des Schuldners bestehen, so er-
hält er gesondert eine Vergütung nach dem Jus-
tizvergütungs- und Entschädigungsgesetz.

(5) 	 § 12 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 13 	Vergütung des Insolvenzverwalters im Verbrau-
cherinsolvenzverfahren
Werden in einem Verfahren nach dem Neunten 
Teil der Insolvenzordnung die Unterlagen nach 
§ 305 Absatz 1 Nummer 3 der Insolvenzordnung 
von einer geeigneten Person oder Stelle erstellt, 
ermäßigt sich die Vergütung nach § 2 Absatz 2 
Satz 1 auf 1 120 Euro.
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Dritter Abschnitt

Vergütung des Treuhänders nach § 293 der 
Insolvenzordnung

§ 14 	Grundsatz
(1)	 Die Vergütung des Treuhänders nach § 293 der 

Insolvenzordnung wird nach der Summe der 
Beträge berechnet, die aufgrund der Abtretungs-
erklärung des Schuldners (§ 287 Abs. 2 der Insol-
venzordnung) oder auf andere Weise zur Befrie-
digung der Gläubiger des Schuldners beim 
Treuhänder eingehen.

(2)	 Der Treuhänder erhält
1. von den ersten 35 000 Euro 5 vom Hundert,
2. von dem Mehrbetrag bis 70 000 Euro 3 vom 
Hundert und
3. von dem darüber hinausgehenden Betrag 1 
vom Hundert.

(3)	 Die Vergütung beträgt mindestens 140 Euro für 
jedes Jahr der Tätigkeit des Treuhänders. Hat er 
die durch Abtretung eingehenden Beträge an 
mehr als 5 Gläubiger verteilt, so erhöht sich diese 
Vergütung je 5 Gläubiger um 70 Euro.

§ 15 	Überwachung der Obliegenheiten des Schuldners
(1)	 Hat der Treuhänder die Aufgabe, die Erfüllung 

der Obliegenheiten des Schuldners zu überwa-
chen (§ 292 Abs. 2 der Insolvenzordnung), so er-
hält er eine zusätzliche Vergütung. Diese beträgt 
regelmäßig 50 Euro je Stunde.

(2)	 Der Gesamtbetrag der zusätzlichen Vergütung 
darf den Gesamtbetrag der Vergütung nach § 14 
nicht überschreiten. Die Gläubigerversammlung 
kann eine abweichende Regelung treffen.

§ 16 	Festsetzung der Vergütung. Vorschüsse
(1)	 Die Höhe des Stundensatzes der Vergütung des 

Treuhänders, der die Erfüllung der Obliegenhei-
ten des Schuldners überwacht, wird vom Insol-
venzgericht bei der Ankündigung der Restschuld-
befreiung festgesetzt. Im Übrigen werden die 
Vergütung und die zu erstattenden Auslagen auf 
Antrag des Treuhänders bei der Beendigung sei-
nes Amtes festgesetzt. Auslagen sind einzeln an-
zuführen und zu belegen. Soweit Umsatzsteuer 
anfällt, gilt § 7 entsprechend. 

(2)	 Der Treuhänder kann aus den eingehenden Be-
trägen Vorschüsse auf seine Vergütung entneh-
men. Diese dürfen den von ihm bereits verdien-
ten Teil der Vergütung und die Mindestvergütung 
seiner Tätigkeit nicht überschreiten. Sind die 
Kosten des Verfahrens nach § 4a der Insolvenz-
ordnung gestundet, so kann das Gericht Vor-
schüsse bewilligen, auf die Satz 2 entsprechend 
Anwendung findet.

Vierter Abschnitt

Vergütung der Mitglieder des 
Gläubigerausschusses

§ 17 	Berechnung der Vergütung
(1)	 Die Vergütung der Mitglieder des Gläubigeraus-

schusses beträgt regelmäßig zwischen 50 und 
300 Euro je Stunde. Bei der Festsetzung des Stun-
densatzes sind insbesondere der Umfang der Tä-
tigkeit und die berufliche Qualifikation des Aus-
schussmitglieds zu berücksichtigen.

(2)	 Die Vergütung der Mitglieder des vorläufigen Gläu-
bigerausschusses für die Erfüllung der ihm nach 
§ 56a und § 270b Abs. 3 der Insolvenzordnung zu-
gewiesenen Aufgaben beträgt einmalig 500 Euro. 
Nach der Bestellung eines vorläufigen Insolvenz-
verwalters oder eines vorläufigen Sachwalters rich-
tet sich die weitere Vergütung nach Abs. 1.

§ 18 	Auslagen. Umsatzsteuer
(1)	 Auslagen sind einzeln anzuführen und zu belegen.
(2)	 Soweit Umsatzsteuer anfällt, gilt § 7 entsprechend.

Fünfter Abschnitt

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 19 	Übergangsregelung
(1)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Januar 2004 

eröffnet wurden, sind die Vorschriften dieser Verord-
nung in ihrer bis zum Inkrafttreten der Verordnung 
vom 4. Oktober 2004 (BGBl. I S. 2569) am 7. Oktober 
2004 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2)	 Auf Vergütungen aus vorläufigen Insolvenzver-
waltungen, die zum 29. Dezember 2006 bereits 
rechtskräftig abgerechnet sind, sind die bis zum 
Inkrafttreten der Zweiten Verordnung zur Ände-
rung der Insolvenzrechtlichen Vergütungsver-
ordnung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3389) 
geltenden Vorschriften anzuwenden.

(3)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. März 2012 
beantragt worden sind, sind die Vorschriften dieser 
Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten des Ge-
setzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582) am 
1. März 2012 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(4)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 2014 
beantragt worden sind, sind die Vorschriften die-
ser Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2379) am 1. 
Juli 2014 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(5)	 Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Januar 2021 
beantragt worden sind, sind die bis zum 31. Dezem-
ber 2020 geltenden Vorschriften anzuwenden. 

§ 20	Inkrafttreten
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft.
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§ 613a	 Rechte und Pflichten bei Betriebsübergang
(1)	 Geht ein Betrieb oder Betriebsteil durch Rechts-

geschäft auf einen anderen Inhaber über, so tritt 
dieser in die Rechte und Pflichten aus den im Zeit-
punkt des Übergangs bestehenden Arbeitsver-
hältnissen ein. Sind diese Rechte und Pflichten 
durch Rechtsnormen eines Tarifvertrags oder 
durch eine Betriebsvereinbarung geregelt, so 
werden sie Inhalt des Arbeitsverhältnisses zwi-
schen dem neuen Inhaber und dem Arbeitneh-
mer und dürfen nicht vor Ablauf eines Jahres 
nach dem Zeitpunkt des Übergangs zum Nachteil 
des Arbeitnehmers geändert werden. Satz 2 gilt 
nicht, wenn die Rechte und Pflichten bei dem 
neuen Inhaber durch Rechtsnormen eines ande-
ren Tarifvertrags oder durch eine andere Betriebs-
vereinbarung geregelt werden. Vor Ablauf der 
Frist nach Satz 2 können die Rechte und Pflichten 
geändert werden, wenn der Tarifvertrag oder die 
Betriebsvereinbarung nicht mehr gilt oder bei 
fehlender beiderseitiger Tarifgebundenheit im 
Geltungsbereich eines anderen Tarifvertrags des-
sen Anwendung zwischen dem neuen Inhaber 
und dem Arbeitnehmer vereinbart wird.

(2)	 Der bisherige Arbeitgeber haftet neben dem 
neuen Inhaber für Verpflichtungen nach Ab-
satz 1, soweit sie vor dem Zeitpunkt des Über-
gangs entstanden sind und vor Ablauf von einem 
Jahr nach diesem Zeitpunkt fällig werden, als 
Gesamtschuldner. Werden solche Verpflichtun-
gen nach dem Zeitpunkt des Übergangs fällig, so 
haftet der bisherige Arbeitgeber für sie jedoch 
nur in dem Umfang, der dem im Zeitpunkt des 
Übergangs abgelaufenen Teil ihres Bemessungs-
zeitraums entspricht.

(3)	 Absatz 2 gilt nicht, wenn eine juristische Person 
oder eine Personenhandelsgesellschaft durch 
Umwandlung erlischt.

(4)	 Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines Ar-
beitnehmers durch den bisherigen Arbeitgeber 
oder durch den neuen Inhaber wegen des Über-
gangs eines Betriebs oder eines Betriebsteils ist 
unwirksam. Das Recht zur Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses aus anderen Gründen bleibt 
unberührt.

(5)	 Der bisherige Arbeitgeber oder der neue Inhaber 
hat die von einem Übergang betroffenen Arbeit-
nehmer vor dem Übergang in Textform zu unter-
richten über: 
1.	 den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt 
des Übergangs,

2.	 den Grund für den Übergang,
3.	 die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen des Übergangs für die Arbeitnehmer und
4.	die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht 
genommenen Maßnahmen.

(6)	 Der Arbeitnehmer kann dem Übergang des Ar-
beitsverhältnisses innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Unterrichtung nach Absatz 5 schrift-
lich widersprechen. Der Widerspruch kann ge-
genüber dem bisherigen Arbeitgeber oder dem 
neuen Inhaber erklärt werden.

Auszug aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB)

Vom 18. August 1896 (RGBl. 1896, S. 195), in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 2002, S. 42 
u. 2909 und BGBl. I 2003, S. 738), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, S. 3515)
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§ 30 Kapitalerhaltung
(1) 	 Das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderli-

che Vermögen der Gesellschaft darf an die Ge-
sellschafter nicht ausgezahlt werden. Satz 1 gilt 
nicht bei Leistungen, die bei Bestehen eines Be-
herrschungs- oder Gewinnabführungsvertrags 
(§ 291 des Aktiengesetzes) erfolgen oder durch 
einen vollwertigen Gegenleistungs- oder Rück-
gewähranspruch gegen den Gesellschafter ge-
deckt sind. Satz 1 ist zudem nicht anzuwenden 
auf die Rückgewähr eines Gesellschafterdarle-
hens und Leistungen auf Forderungen aus 
Rechtshandlungen, die einem Gesellschafterdar-
lehen wirtschaftlich entsprechen.

(2) 	 Eingezahlte Nachschüsse können, soweit sie 
nicht zur Deckung eines Verlustes am Stammka-
pital erforderlich sind, an die Gesellschafter zu-
rückgezahlt werden. Die Zurückzahlung darf nicht 
vor Ablauf von drei Monaten erfolgen, nachdem 
der Rückzahlungsbeschluss nach § 12 bekannt ge-
macht ist. Im Fall des § 28 Abs. 2 ist die Zurückzah-
lung von Nachschüssen vor der Volleinzahlung 
des Stammkapitals unzulässig. Zurückgezahlte 
Nachschüsse gelten als nicht eingezogen.

§ 31	 Erstattung verbotener Rückzahlungen
(1) 	 Zahlungen, welche den Vorschriften des § 30 zu-

wider geleistet sind, müssen der Gesellschaft er-
stattet werden.

(2) 	 War der Empfänger in gutem Glauben, so kann 
die Erstattung nur insoweit verlangt werden, als 
sie zur Befriedigung der Gesellschaftsgläubiger 
erforderlich ist.

(3) 	 Ist die Erstattung von dem Empfänger nicht zu er-
langen, so haften für den zu erstattenden Betrag, 
soweit er zur Befriedigung der Gesellschaftsgläu-
biger erforderlich ist, die übrigen Gesellschafter 
nach Verhältnis ihrer Geschäftsanteile. Beiträge, 
welche von einzelnen Gesellschaftern nicht zu 
erlangen sind, werden nach dem bezeichneten 
Verhältnis auf die übrigen verteilt.

(4) 	 Zahlungen, welche aufgrund der vorstehenden 
Bestimmungen zu leisten sind, können den Ver-
pflichteten nicht erlassen werden.

(5) 	 Die Ansprüche der Gesellschaft verjähren in den 
Fällen des Absatzes 1 in zehn Jahren sowie in den 
Fällen des Absatzes 3 in fünf Jahren. Die Verjäh-
rung beginnt mit dem Ablauf des Tages, an wel-
chem die Zahlung, deren Erstattung beansprucht 
wird, geleistet ist. In den Fällen des Absatzes 1 fin-
det § 19 Abs. 6 Satz 2 entsprechende Anwendung.

(6) 	 Für die in den Fällen des Absatzes 3 geleistete Er-
stattung einer Zahlung sind den Gesellschaftern 
die Geschäftsführer, welchen in Betreff der ge-
leisteten Zahlung ein Verschulden zur Last fällt, 
solidarisch zum Ersatz verpflichtet. Die Bestim-
mungen in § 43 Abs. 1 und 4 finden entspre-
chende Anwendung.

§ 32	 Rückzahlung von Gewinn
Liegt die in § 31 Abs. 1 bezeichnete Voraussetzung 
nicht vor, so sind die Gesellschafter in keinem 
Fall verpflichtet, Beträge, welche sie in gutem 
Glauben als Gewinnanteile bezogen haben, zu-
rückzuzahlen.

§ 32a 	(weggefallen)

§ 32b 	(weggefallen)

§ 64	 (weggefallen)

Auszug aus dem Gesetz für Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG)

Vom 20. April 1892 (RGBl. 1892, S. 477), in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (RGBl. 1898, S. 846), 
zuletzt geändert durch Art. 64 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, S. 3436)
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§ 1 	 Insolvenzstatistik 
Für wirtschaftspolitische Planungsentscheidun-
gen werden über Insolvenzverfahren monatliche 
und jährliche Erhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt. 

§ 2 	 Erhebungsmerkmale in Insolvenzverfahren
Die Erhebungen erfassen folgende Erhebungs-
merkmale: 
1. bei Stellung des Antrags auf Eröffnung des In-
solvenzverfahrens:
a) Datum der Antragstellung,
b) Antragsteller,
c) Schuldner, die in den letzten drei Jahren vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens die 
Bestätigung eines Restrukturierungsplans in einer 
Restrukturierungssache erlangt haben;	
2. bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
dessen Abweisung mangels Masse: 
a)	 Art des Verfahrens und des internationalen 
Bezugs, 
b)	 Art des Rechtsträgers oder der Vermögens-
masse (Schuldner); bei Unternehmen zusätzlich 
Rechtsform, Geschäftszweig, Jahr der Gründung, 
Zahl der betroffenen Arbeitnehmer und die Ein-
tragung in das Handels-, Genossenschafts-, 
Vereins- oder Partnerschaftsregister, 
c) Datum der Veröffentlichung,
d) Eröffnungsgrund, 
e)	 Anordnung oder Ablehnung der Eigenverwal-
tung, 
f)	 voraussichtliche Summe der Forderungen; 
3.	 bei Annahme eines Schuldenbereinigungs-
plans, bei Eröffnung eines Verbraucherinsolvenz-
verfahrens oder bei der Abweisung des Antrags 
auf Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse: 
a)	 Summe der Forderungen, 
b) geschätzte Summe der zu erbringenden Leis-
tungen; 
4.	 bei Einstellung oder Aufhebung des Insolvenz-
verfahrens: 
a)	 Art der erfolgten Beendigung des Verfahrens, 
b)	 Höhe der befriedigten Absonderungsrechte 
und die Höhe der nicht befriedigten Absonde-
rungsrechte, 
c)	 Höhe der quotenberechtigten Insolvenzforde-
rungen und Höhe des zur Verteilung an die Insol-
venzgläubiger verfügbaren Betrags, bei öffentlich-
rechtlichen Insolvenzgläubigern zusätzlich deren 
jeweiliger Anteil, 

d)	 Angaben zur Betriebsfortführung, zum Sanie-
rungserfolg und zur Eigenverwaltung, 
e) Angaben über die Vorfinanzierung von Ar-
beitsentgelt im Rahmen der Gewährung von 
Insolvenzgeld, 
f)	 Datum der Einreichung des Schlussberichts 
bei Gericht, 
g)	 Angaben über Abschlagsverteilungen, 
h)	 Datum der Beendigung des Verfahrens;
5.	 bei Restschuldbefreiung: 
a)	 Ankündigung der Restschuldbefreiung, 
b)	 Entscheidung über die Restschuldbefreiung 
und das Datum der Entscheidung, 
c)	bei Versagung der Restschuldbefreiung das 
Datum und die Gründe für die Versagung, 
d)	 Widerruf der erteilten Restschuldbefreiung 
und das Datum des Widerrufs,
e)	 sonstige Beendigung des Verfahrens und das 
Datum der sonstigen Beendigung,
f) Höhe des zur Verteilung an die Insolvenzgläu-
biger verfügbaren Betrages, bei öffentlich-recht-
lichen Insolvenzgläubigern zusätzlich deren je-
weiliger Anteil; 
6. bei Kostenfestsetzung:
a) die festgesetzte Höhe der Gerichtskosten so-
wie der Vergütungen und Auslagen von Insol-
venzverwalter, Sachwalter, Treuhänder und Mit-
gliedern des Gläubigerausschusses;
b) das Datum der Festsetzung. 

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 die 
Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Vereins- oder Partnerschaftsregister“ durch 
die Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Gesellschafts-, Partnerschafts- oder 
Vereinsregister“ ersetzt.

§ 3 	 Hilfsmerkmale in Insolvenzverfahren 
(1)	 Hilfsmerkmale der Erhebungen sind: 

1.	 Datum der Verfahrenshandlungen nach § 2, 
2.	 Name oder Firma und Anschrift oder Mittel-
punkt der selbstständigen wirtschaftlichen 
Tätigkeit des Schuldners, 
3.	 bei Unternehmen die Umsatzsteuernummer, 
4.	Name, Nummer und Aktenzeichen des Amts-
gerichts, 

Insolvenzstatistikgesetz (InsStatG)

Vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I 2011, S. 2582), zuletzt geändert durch Art. 37 des Gesetzes 
vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, S. 3436)
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5.	 Name und Anschrift des Insolvenzverwalters, 
Sachwalters oder des Treuhänders, 
6. Name, Rufnummern und E-Mail-Adressen der 
für eventuelle Rückfragen zur Verfügung stehen-
den Personen, 
7.	 bei Schuldnern, die im Handels-, Genossen-
schafts-, Vereins- oder Partnerschaftsregister 
eingetragen sind, die Art und der Ort des Regis-
ters und die Nummer der Eintragung. 

(2)	 Hilfsmerkmale für die Vollzähligkeitsprüfung der 
nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 zu übermittelnden 
Angaben sind:
1. Nummer und Name des Amtsgerichts,
2. Name oder Firma des Schuldners,
3. Art der vom Insolvenzverwalter, Sachwalter 
oder Treuhänder abzugebenden Meldung,
4. ursprüngliches Aktenzeichen,
5. Datum des Eröffnungsbeschlusses,
6. Verfahrens-Identifikationsnummer,
7. Kalenderjahr, für das die Meldung erfolgen 
musste,
8. Name, Anschrift, Rufnummer und E-Mail-
Adresse des Insolvenzverwalters, Sachwalters oder 
Treuhänders,
9. Name, Rufnummer und E-Mail-Adresse einer 
Ansprechperson im Amtsgericht.

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 die 
Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Vereins- oder Partnerschaftsregister“ durch 
die Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Gesellschafts-, Partnerschafts- oder 
Vereinsregister“ ersetzt.

§ 4 	 Auskunftspflicht und Erteilung der Auskunft in 
Insolvenzverfahren

(1)	 Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Die 
Angaben zu § 3 Absatz 1 Nummer 6 und Absatz 2 
Nummer 9 sind freiwillig. Auskunftspflichtig sind

	 1. bezüglich der Angaben nach § 2 Nummer 1 bis 
3 und 6 sowie nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 5 
und 7 sowie Absatz 2 Nummer 1 bis 8: die zustän-
digen Amtsgerichte,

	 2. bezüglich der Angaben nach §  2 Nummer 4 
und 5 sowie nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 
und 7: die zuständigen Insolvenzverwalter, Sach-
walter oder Treuhänder.

(2) 	 Die Angaben nach Absatz 1 werden den statisti-
schen Ämtern von den Auskunftspflichtigen aus 
den vorhandenen Unterlagen übermittelt. Die An-
gaben nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 mit Aus-
nahme der Angaben nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 
bis 8 werden von den statistischen Ämtern 

monatlich erfasst. Die Angaben nach Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 und nach § 3 Absatz 2 Num-
mer 1 bis 8 werden von den statistischen Ämtern 
jährlich erfasst.

(3) 	 Die Angaben sind innerhalb der folgenden Fris-
ten zu übermitteln: 

	 1. die Angaben der Amtsgerichte mit Ausnahme 
der Angaben zu § 3 Absatz 2 Nummer 1 bis 8:

	 innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf des Ka-
lendermonats, in dem die jeweilige gerichtliche 
Entscheidung erlassen wurde; die Merkmale 
nach § 2 Nummer 1 sind zeitgleich mit den Anga-
ben zu § 2 Nummer 2 zu übermitteln,

	 2. die Angaben der Amtsgerichte zu § 3 Absatz 2 
Nummer 1 bis 8: bis zum 31. März für alle Verfah-
ren, für die nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 für 
das vorangegangene Kalenderjahr Angaben zu 
melden waren,

	 3. die Angaben der Insolvenzverwalter, Sachwal-
ter oder Treuhänder mit Ausnahme der Angaben 
zu § 2 Nummer 5 Buchstabe b bis e: innerhalb 
von sechs Wochen nachdem das Insolvenzver-
fahren eingestellt oder aufgehoben wurde,

	 4. die Angaben der Insolvenzverwalter oder Treu-
händer zu § 2 Nummer 5 Buchstabe b bis e: in-
nerhalb von sechs Wochen nach Rechtskraft der 
Entscheidung.

(4) 	 Für die Übermittlung der Angaben der Insolvenz-
verwalter, Sachwalter und Treuhänder gilt § 11a 
Absatz 2 und 3 des Bundesstatistikgesetzes ent-
sprechend. Die statistischen Ämter prüfen unter 
Mithilfe der zuständigen Amtsgerichte die Voll-
zähligkeit der durch die Insolvenzverwalter, Treu-
händer und Sachwalter übermittelten Angaben.

§ 4a	Erhebungsmerkmale in Restrukturierungssachen 
Die Erhebungen erfassen folgende Erhebungs-
merkmale: 
1. bei Anzeige des Restrukturierungsvorhabens: 
a) Datum der Anzeige, 
b) Art des Rechtsträgers oder der Vermögensmasse 
(Schuldner); zusätzlich Rechtsform, Geschäfts-
zweig, Jahr der Gründung, Zahl der Arbeitnehmer 
und die Eintragung in das Handels-, Genossen-
schafts-, Vereins- oder Partnerschaftsregister, 
c) ob der Schuldner in den letzten drei Jahren vor 
der Anzeige des Restrukturierungsvorhabens die 
Bestätigung eines Restrukturierungsplans in 
einer Restrukturierungssache erwirkt hat; 
2. bei Verlust der Wirkung der Anzeige des Re-
strukturierungsvorhabens: 
a) Bestätigung oder Versagung der Bestätigung 
des Restrukturierungsplans und Datum der 
Rechtskraft der Bestätigung oder Versagung, 
b) Höhe der befriedigten Anwartschaften und die 
Höhe der nicht befriedigten Anwartschaften der 



198

Insolvenzrecht und Unternehmenssanierung – Jahrbuch 2022

Inhaber von Absonderungsanwartschaften gemäß 
dem rechtskräftig bestätigten Restrukturierungsplan, 
c) Summe der Forderungen von Restrukturie-
rungsgläubigern und die Höhe des zur Verteilung 
verfügbaren Betrages gemäß dem rechtskräftig 
bestätigten Restrukturierungsplan, 
d) Rücknahme der Anzeige und Datum der Rück-
nahme, 
e) Aufhebung der Restrukturierungssache und 
Datum der Aufhebung, 
f) Datum, zu dem die Anzeige ihre Wirkung kraft 
Zeitablaufs verloren hat; 
3. bei Kostenfestsetzung: 
a) die festgesetzte Höhe der Gerichtskosten so-
wie der Vergütungen und Auslagen eines Re-
strukturierungsbeauftragten und Sanierungs-
moderators; 
b) das Datum der Festsetzung. 

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 die 
Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Vereins- oder Partnerschaftsregister“ durch 
die Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Gesellschafts-, Partnerschafts- oder 
Vereinsregister“ ersetzt.

§ 4b	Hilfsmerkmale in Restrukturierungssachen 
Hilfsmerkmale der Erhebungen sind: 
1. Datum der Verfahrenshandlungen nach § 4a, 
2. Name oder Firma und Anschrift oder Mittel-
punkt der selbstständigen wirtschaftlichen Tä-
tigkeit des Schuldners, 
3. Umsatzsteuernummer, 
4. Name, Nummer und Aktenzeichen des Amts-
gerichts, 
5. Name und Kontaktdaten der für eventuelle 
Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen, 
6. bei Schuldnern, die im Handels-, Genossen-
schafts-, Vereins- oder Partnerschaftsregister 
eingetragen sind, die Art und der Ort des Regis-
ters und die Nummer der Eintragung. 

Kommentar:
Durch das Personengesellschaftsrechtsmo-
dernisierungsgesetz (BGBl. 2021, S. 3436) 
werden mit Wirkung zum 1. Januar 2024 die 
Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Vereins- oder Partnerschaftsregister“ durch 
die Wörter „Handels-, Genossenschafts-, 
Gesellschafts-, Partnerschafts- oder 
Vereinsregister“ ersetzt.

§ 4c	Auskunftspflicht und Erteilung der Auskunft in 
Restrukturierungssachen 

(1)	 Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Die 
Angaben zu § 4b Absatz 1 Nummer 5 sind freiwil-
lig. Auskunftspflichtig sind bezüglich der Anga-
ben nach den §  4a und §  4b die zuständigen 
Amtsgerichte. 

(2)	 Die Angaben nach Absatz 1 werden den statisti-
schen Ämtern von den Auskunftspflichtigen aus 
den vorhandenen Unterlagen übermittelt. Die 
Angaben nach Absatz 1 werden von den statisti-
schen Ämtern monatlich erfasst. 

(3)	 Die Angaben der Amtsgerichte zu den §§ 4a und 
4b sind innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf 
des Kalendermonats, in dem die jeweilige ge-
richtliche Entscheidung erlassen oder die jewei-
lige Verfahrenshandlung vorgenommen wurde, 
zu übermitteln. 

§ 5 	 Veröffentlichung und Übermittlung 
(1)	 Die statistischen Ämter dürfen Ergebnisse veröf-

fentlichen, auch wenn Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen, sofern diese Tabellen
felder keine Angaben zur Summe der Forderun-
gen und zur Zahl der betroffenen Arbeitnehmer 
enthalten. 

(2) 	 Für die Verwendung gegenüber den gesetz
gebenden Körperschaften und für Zwecke der 
Planung, jedoch nicht für die Regelung von Ein-
zelfällen, dürfen Tabellen mit statistischen Er-
gebnissen, auch wenn Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen, vom Statistischen Bun-
desamt und den statistischen Ämtern der Länder 
an die fachlich zuständigen obersten Bundes- 
und Landesbehörden übermittelt werden.

(3)	 Das Statistische Bundesamt übermittelt der Eu-
ropäischen Kommission jährlich bis zum 31. De-
zember des auf das Erhebungsjahr folgenden 
Kalenderjahres auf dem Übermittlungsformular 
nach Artikel 29 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 
2019/1023 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2019 über präventive Restruk-
turierungsrahmen, über Entschuldung und über 
Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur 
Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, 
Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (ABl. L 172 
vom 26.6.2019, S. 18) die folgenden Daten über 
Insolvenz- und Restschuldbefreiungsverfahren 
sowie Restrukturierungssachen, aufgeschlüsselt 
nach jeder Verfahrensart: 
1. die Zahl der eröffneten, anhängigen und been-
deten Insolvenz- und Restschuldbefreiungsver-
fahren, 
2. die durchschnittliche Dauer der Insolvenz- und 
Restschuldbefreiungsverfahren von der Verfah-
renseröffnung bis zur Beendigung des Verfahrens, 
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3. die durchschnittlichen Befriedigungsquoten 
der befriedigten Absonderungsrechte und der 
quotenberechtigen Insolvenzgläubiger in Insol-
venz- und Restschuldbefreiungsverfahren, 
4. die durchschnittlichen Kosten in Insolvenz- 
und Restschuldbefreiungsverfahren, 
5. die Zahl der angezeigten und anhängigen 
Restrukturierungssachen sowie die Zahl der Re-
strukturierungssachen, in denen die Anzeige ihre 
Wirkung verloren hat, 
6. die durchschnittliche Dauer der Restrukturie-
rungssachen von der Anzeige des Restrukturie-
rungsvorhabens bis die Anzeige ihre Wirkung 
verloren hat, 
7. die durchschnittlichen Befriedigungsquoten 
der Inhaber von Absonderungsanwartschaften 
und Restrukturierungsforderungen in Restruktu-
rierungssachen, 
8. die durchschnittlichen Kosten in Restrukturie-
rungssachen, 
9. die Zahl der Restrukturierungssachen, in denen 
die Anzeige des Restrukturierungsvorhabens 
zurückgenommen, die Bestätigung des Restruk-
turierungsplans rechtskräftig versagt oder die 
Restrukturierungssache aufgehoben worden ist 
oder die Anzeige des Restrukturierungsvorha-
bens ihre Wirkung kraft Zeitablaufs verloren hat, 
10. die Zahl der Schuldner, die Gegenstand eines 
Insolvenzverfahrens oder einer Restrukturie-
rungssache waren und in den letzten drei Jahren 
vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
vor Anzeige des Restrukturierungsvorhabens die 
Bestätigung eines Restrukturierungsplans in 
einer Restrukturierungssache erlangt haben. 

(4)	 Die nach Absatz 3 Nummer 1 bis 8 zu übermit-
telnden Daten sind ferner aufzuschlüsseln: 
1. nach Größe der Schuldner, die keine natürlichen 
Personen sind, gemäß der Zahl der Arbeitnehmer, 
2. danach, ob die Schuldner in Insolvenzverfahren 
oder Restrukturierungssachen natürliche oder 
juristische Personen sind, 
3. danach, ob das Restschuldbefreiungsverfahren 
nur Unternehmer oder sonstige natürlichen Per-
sonen betrifft. 
Die Übermittlung nach Absatz 3 erfolgt erstmals 
für das Erhebungsjahr, das dem Tag der erstmali-
gen Anwendung des Durchführungsrechtsaktes 
nach Artikel 29 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 
2019/1023 folgt.

§ 5a	Nutzung der Insolvenzbekanntmachungen 
Der Betreiber des elektronischen Informations- 
und Kommunikationssystems für öffentliche 
Bekanntmachungen in Insolvenzverfahren im 
Internet nach §  9 Absatz 1 der Insolvenzord-
nung sowie der Betreiber des elektronischen 
Informations- und Kommunikationssystems für 

öffentliche Bekanntmachungen in Restrukturie-
rungssachen im Internet nach § 86 Absatz 1 des 
Unternehmensstabilisierunges- und -restruktu-
rierungsgesetzes dürfen im Rahmen der techni-
schen Möglichkeiten den statistischen Ämtern 
jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich Daten 
über die öffentlichen Bekanntmachungen über-
mitteln. Die Übermittlung kann auch in einem 
Abrufverfahren erfolgen. Die übermittelten Da-
ten dürfen nur für Zwecke der Plausibilisierung 
der Insolvenz- und Restrukturierungsstatistiken 
sowie zur Erfüllung von anderen gesetzlich fest-
gelegten Aufgaben der amtlichen Statistik ver-
wendet werden. Personenbezogene Daten, die 
für die Erfüllung dieser Aufgaben nicht erfor-
derlich sind, sind nach dem Empfang der Daten 
zu löschen.

§ 6 	 Übergangsregelung 
(1) 	 Die Insolvenzverwalter, Sachwalter und Treuhän-

der sind nach § 4 Absatz 1 auskunftspflichtig be-
züglich der Angaben, die sich auf Insolvenzver-
fahren beziehen, die nach dem 31. Dezember 
2008 eröffnet wurden.

(2) 	 Erfolgte die Einstellung oder Aufhebung des In-
solvenzverfahrens oder die Ankündigung der 
Restschuldbefreiung nach dem 1. Januar 2009, 
aber vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, sind 
die Angaben innerhalb von vier Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu übermitteln.

(3)	 Die Amtsgerichte sind nach § 4c Absatz 1 aus-
kunftspflichtig bezüglich der Angaben, die sich 
auf Restrukturierungssachen beziehen, in denen 
nach dem 31. Dezember 2021 eine Anzeige des Re-
strukturierungsvorhabens vorgenommen wurde.
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§ 66a 	Kündigung im Insolvenzverfahren
Wird das Insolvenzverfahren über das Vermö­
gen eines Mitglieds eröffnet und ein Insolvenz­
verwalter bestellt, so kann der Insolvenzver­
walter das Kündigungsrecht des Mitglieds an 
dessen Stelle ausüben. 

§ 67c	 Kündigungsausschluss bei Wohnungs­
genossenschaften 

(1) 		  Die Kündigung der Mitgliedschaft in einer 
Wohnungsgenossenschaft durch den Gläubi­
ger (§ 66) oder den Insolvenzverwalter (§ 66a) 
ist ausgeschlossen, wenn 
1. die Mitgliedschaft Voraussetzung für die Nut­
zung der Wohnung des Mitglieds ist und
2. das Geschäftsguthaben des Mitglieds höchs­
tens das Vierfache des auf einen Monat entfal­
lenden Nutzungsentgelts ohne die als Pauschale 
oder Vorauszahlung ausgewiesenen Betriebs­
kosten oder höchstens 2 000 Euro beträgt.

(2) 		  Übersteigt das Geschäftsguthaben des Mit­
glieds den Betrag nach Absatz 1 Nummer 2, ist 
die Kündigung der Mitgliedschaft nach Absatz 1 
auch dann ausgeschlossen, wenn es durch Kün­
digung einzelner Geschäftsanteile nach § 67b 
auf einen nach Absatz 1 Nummer 2 zulässigen 
Betrag vermindert werden kann. 

Auszug aus dem Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften  
(Genossenschaftsgesetz – GenG)

Vom 16. Oktober 2006 (BGBl. I 2006, S. 2230),  
zuletzt geändert durch Art. 67 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, S. 3436)
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DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION – gestützt auf den Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbe-
sondere auf Artikel 81, auf Vorschlag der Europäischen 
Kommission, nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetz-
gebungsakts an die nationalen Parlamente, nach 
Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses1, gemäß dem ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren2, in Erwägung nachstehender 
Gründe:

(1)	 Die Kommission hat am 12. Dezember 2012 einen 
Bericht über die Anwendung der Verordnung 
(EG) Nr.  1346/2000 des Rates3 angenommen. 
Dem Bericht zufolge funktioniert die Verordnung 
im Allgemeinen gut, doch sollte die Anwendung 
einiger Vorschriften verbessert werden, um 
grenzüberschreitende Insolvenzverfahren noch 
effizienter abwickeln zu können. Da die Verord-
nung mehrfach geändert wurde und weitere 
Änderungen erfolgen sollen, sollte aus Gründen 
der Klarheit eine Neufassung vorgenommen 
werden.

(2)	 Die Union hat sich die Schaffung eines Raums 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zum 
Ziel gesetzt.

(3)	 Für ein reibungsloses Funktionieren des Binnen-
marktes sind effiziente und wirksame grenzüber-
schreitende Insolvenzverfahren erforderlich. Die 
Annahme dieser Verordnung ist zur Verwirkli-
chung dieses Ziels erforderlich, das in den Bereich 
der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen 
im Sinne des Artikels 81 des Vertrags fällt.

(4)	 Die Geschäftstätigkeit von Unternehmen greift 
mehr und mehr über die einzelstaatlichen Gren-
zen hinaus und unterliegt damit in zunehmen-
dem Maß den Vorschriften des Unionsrechts. Die 
Insolvenz solcher Unternehmen hat auch nach-
teilige Auswirkungen auf das ordnungsgemäße 
Funktionieren des Binnenmarktes, und es bedarf 
eines Unionsrechtsakts, der eine Koordinierung 
der Maßnahmen in Bezug auf das Vermögen 
eines zahlungsunfähigen Schuldners vorschreibt.

1	 ABl. C 271 vom 19.9.2013, S. 55.
2	 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 5. Februar 2014 (noch nicht 

im Amtsblatt veröffentlicht) und Standpunkt des Rats in erster Lesung vom 
12. März 2015 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). Standpunkt des Eu-
ropäischen Parlaments vom 20. Mai 2015 (noch nicht im Amtsblatt veröf-
fentlicht).

3	 Verordnung (EG) Nr.  1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über 
Insolvenzverfahren (ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 1).

(5)	 Im Interesse eines ordnungsgemäßen Funktionie-
rens des Binnenmarkts muss verhindert werden, 
dass es für Beteiligte vorteilhafter ist, Vermö-
gensgegenstände oder Gerichtsverfahren von 
einem Mitgliedstaat in einen anderen zu verla-
gern, um auf diese Weise eine günstigere Rechts-
stellung zum Nachteil der Gesamtheit der Gläubi-
ger zu erlangen (im Folgenden „Forum Shopping“).

(6)	 Diese Verordnung sollte Vorschriften enthalten, 
die die Zuständigkeit für die Eröffnung von Insol-
venzverfahren und für Klagen regeln, die sich di-
rekt aus diesen Insolvenzverfahren ableiten und 
eng damit verknüpft sind. Darüber hinaus sollte 
diese Verordnung Vorschriften für die Anerken-
nung und Vollstreckung von in solchen Verfah-
ren ergangenen Entscheidungen sowie Vor-
schriften über das auf Insolvenzverfahren 
anwendbare Recht enthalten. Sie sollte auch die 
Koordinierung von Insolvenzverfahren regeln, 
die sich gegen denselben Schuldner oder gegen 
mehrere Mitglieder derselben Unternehmens-
gruppe richten.

(7)	 Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren 
sowie damit zusammenhängende Klagen sind 
vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ausgenommen4. Diese Verfahren soll-
ten unter die vorliegende Verordnung fallen. Die 
vorliegende Verordnung ist so auszulegen, dass 
Rechtslücken zwischen den beiden vorgenann-
ten Rechtsinstrumenten so weit wie möglich ver-
mieden werden. Allerdings sollte der alleinige 
Umstand, dass ein nationales Verfahren nicht in 
Anhang A dieser Verordnung aufgeführt ist, 
nicht bedeuten, dass es unter die Verordnung 
(EU) Nr. 1215/2012 fällt.

(8)	 Zur Verwirklichung des Ziels einer Verbesserung 
der Effizienz und Wirksamkeit der Insolvenzver-
fahren mit grenzüberschreitender Wirkung ist es 
notwendig und angemessen, die Bestimmungen 
über den Gerichtsstand, die Anerkennung und 
das anwendbare Recht in diesem Bereich in einer 
Maßnahme der Union zu bündeln, die in den Mit-
gliedstaaten verbindlich ist und unmittelbar gilt.

(9)	 Diese Verordnung sollte für alle Insolvenzverfah-
ren gelten, die die in ihr festgelegten Vorausset-
zungen erfüllen, unabhängig davon, ob es sich 

4	 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (ABl. L 351 vom 20.12.2012, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 2015/848 des Europäischen Parlaments und des Rates  
vom 20. Mai 2015 über Insolvenzverfahren (EuInsVO) 

 Zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndVO (EU) 2018/946 vom 4. Juli 2018 (ABl. Nr. L 171, S. 1)
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beim Schuldner um eine natürliche oder juristi-
sche Person, einen Kaufmann oder eine Privat-
person handelt. Diese Insolvenzverfahren sind 
erschöpfend in Anhang A aufgeführt. Bezüglich 
der in Anhang A aufgeführten nationalen Verfah-
ren sollte diese Verordnung Anwendung finden, 
ohne dass die Gerichte eines anderen Mitglied-
staats die Erfüllung der Anwendungsvorausset-
zungen dieser Verordnung nachprüfen. Nationale 
Insolvenzverfahren, die nicht in Anhang A aufge-
führt sind, sollten nicht in den Anwendungsbe-
reich dieser Verordnung fallen.

(10)	 In den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
sollten Verfahren einbezogen werden, die die 
Rettung wirtschaftlich bestandsfähiger Unter-
nehmen, die sich jedoch in finanziellen Schwie-
rigkeiten befinden, begünstigen und Unterneh-
mern eine zweite Chance bieten. Einbezogen 
werden sollten vor allem Verfahren, die auf eine 
Sanierung des Schuldners in einer Situation 
gerichtet sind, in der lediglich die Wahrschein-
lichkeit einer Insolvenz besteht, und Verfahren, 
bei denen der Schuldner ganz oder teilweise die 
Kontrolle über seine Vermögenswerte und 
Geschäfte behält. Der Anwendungsbereich sollte 
sich auch auf Verfahren erstrecken, die eine 
Schuldbefreiung oder eine Schuldenanpassung 
in Bezug auf Verbraucher und Selbstständige 
zum Ziel haben, indem z. B. der vom Schuldner zu 
zahlende Betrag verringert oder die dem Schuld-
ner gewährte Zahlungsfrist verlängert wird. Da 
in solchen Verfahren nicht unbedingt ein Verwal-
ter bestellt werden muss, sollten sie unter diese 
Verordnung fallen, wenn sie der Kontrolle oder 
Aufsicht eines Gerichts unterliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte der Ausdruck „Kontrolle“ 
auch Sachverhalte einschließen, in denen ein 
Gericht nur aufgrund des Rechtsbehelfs eines 
Gläubigers oder anderer Verfahrensbeteiligter 
tätig wird.

(11)	 Diese Verordnung sollte auch für Verfahren 
gelten, die einen vorläufigen Aufschub von Voll-
streckungsmaßnahmen einzelner Gläubiger ge-
währen, wenn derartige Maßnahmen die Ver-
handlungen beeinträchtigen und die Aussichten 
auf eine Sanierung des Unternehmens des 
Schuldners mindern könnten. Diese Verfahren 
sollten sich nicht nachteilig auf die Gesamtheit 
der Gläubiger auswirken und sollten, wenn keine 
Einigung über einen Sanierungsplan erzielt wer-
den kann, anderen Verfahren, die unter diese 
Verordnung fallen, vorgeschaltet sein.

(12)	 Diese Verordnung sollte für Verfahren gelten, 
deren Eröffnung öffentlich bekanntzugeben ist, 
damit Gläubiger Kenntnis von dem Verfahren 
erlangen und ihre Forderungen anmelden kön-
nen, und dadurch der kollektive Charakter des 

Verfahrens sichergestellt wird, und damit den 
Gläubigern Gelegenheit gegeben wird, die 
Zuständigkeit des Gerichts überprüfen zu lassen, 
das das Verfahren eröffnet hat.

(13)	 Dementsprechend sollten vertraulich geführte 
Insolvenzverfahren vom Anwendungsbereich 
dieser Verordnung ausgenommen werden. Sol-
che Verfahren mögen zwar in manchen Mitglied-
staaten von großer Bedeutung sein, es ist jedoch 
aufgrund ihrer Vertraulichkeit unmöglich, dass 
ein Gläubiger oder Gericht in einem anderen Mit-
gliedstaat Kenntnis von der Eröffnung eines sol-
chen Verfahrens erlangt, sodass es schwierig ist, 
ihren Wirkungen unionsweit Anerkennung zu 
verschaffen.

(14)	 Ein Gesamtverfahren, das unter diese Verord-
nung fällt, sollte alle oder einen wesentlichen 
Teil der Gläubiger des Schuldners einschließen, 
auf die die gesamten oder ein erheblicher Anteil 
der ausstehenden Verbindlichkeiten des Schuld-
ners entfallen, vorausgesetzt, dass die Forderun-
gen der Gläubiger, die nicht an einem solchen 
Verfahren beteiligt sind, davon unberührt blei-
ben. Verfahren, die nur die finanziellen Gläubiger 
des Schuldners betreffen, sollten auch unter 
diese Verordnung fallen. Ein Verfahren, das nicht 
alle Gläubiger eines Schuldners einschließt, sollte 
ein Verfahren sein, dessen Ziel die Rettung des 
Schuldners ist. Ein Verfahren, das zur endgülti-
gen Einstellung der Unternehmenstätigkeit des 
Schuldners oder zur Verwertung seines Vermö-
gens führt, sollte alle Gläubiger des Schuldners 
einschließen. Einige Insolvenzverfahren für na-
türliche Personen schließen bestimmte Arten 
von Forderungen, wie etwa Unterhaltsforderun-
gen, von der Möglichkeit einer Schuldenbefrei-
ung aus, was aber nicht bedeuten sollte, dass die.
se Verfahren keine Gesamtverfahren sind.

(15)	 Diese Verordnung sollte auch für Verfahren gel-
ten, die nach dem Recht einiger Mitgliedstaaten 
für eine bestimmte Zeit vorläufig oder einstweilig 
eröffnet und durchgeführt werden können, bevor 
ein Gericht durch eine Entscheidung die Fortfüh-
rung des Verfahrens als nicht vorläufiges Verfah-
ren bestätigt. Auch wenn diese Verfahren als „vor-
läufig“ bezeichnet werden, sollten sie alle anderen 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllen.

(16)	 Diese Verordnung sollte für Verfahren gelten, die 
sich auf gesetzliche Regelungen zur Insolvenz 
stützen. Allerdings sollten Verfahren, die sich auf 
allgemeines Gesellschaftsrecht stützen, das nicht 
ausschließlich auf Insolvenzfälle ausgerichtet ist, 
nicht als Verfahren gelten, die sich auf gesetzli-
che Regelungen zur Insolvenz stützen. Ebenso 
sollten Verfahren zur Schuldenanpassung nicht 
bestimmte Verfahren umfassen, in denen es um 
den Erlass von Schulden einer natürlichen Person 
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mit sehr geringem Einkommen und Vermögen 
geht, sofern derartige Verfahren nie eine Zahlung 
an Gläubiger vorsehen.

(17)	 Der Anwendungsbereich dieser Verordnung soll-
te sich auf Verfahren erstrecken, die eingeleitet 
werden, wenn sich ein Schuldner in nicht finanzi-
ellen Schwierigkeiten befindet, sofern diese 
Schwierigkeiten mit der tatsächlichen und 
erheblichen Gefahr verbunden sind, dass der 
Schuldner gegenwärtig oder in Zukunft seine 
Verbindlichkeiten bei Fälligkeit nicht begleichen 
kann. Der maßgebliche Zeitraum zur Feststel-
lung einer solchen Gefahr kann mehrere Monate 
oder auch länger betragen, um Fällen Rechnung 
zu tragen, in denen sich der Schuldner in nicht 
finanziellen Schwierigkeiten befindet, die die 
Fortführung seines Unternehmens und mittel-
fristig seine Liquidität gefährden. Dies kann bei-
spielsweise der Fall sein, wenn der Schuldner 
einen Auftrag verloren hat, der für ihn von ent-
scheidender Bedeutung war.

(18)	 Die Vorschriften über die Rückforderung staatli-
cher Beihilfen von insolventen Unternehmen, wie 
sie nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union ausgelegt worden sind, soll-
ten von dieser Verordnung unberührt bleiben.

(19)	 Insolvenzverfahren über das Vermögen von Ver-
sicherungsunternehmen, Kreditinstituten, Wert-
papierfirmen und anderen Firmen, Einrichtungen 
oder Unternehmen, die unter die Richtlinie 
2001/24/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates5 fallen, und Organismen für gemein-
same Anlagen sollten vom Anwendungsbereich 
dieser Verordnung ausgenommen werden, da 
für sie besondere Vorschriften gelten und die 
nationalen Aufsichts behörden weitreichende 
Eingriffsbefugnisse haben.

(20)	 Insolvenzverfahren sind nicht zwingend mit dem 
Eingreifen einer Justizbehörde verbunden. Der 
Ausdruck „Gericht“ in dieser Verordnung sollte 
daher in einigen Bestimmungen weit ausgelegt 
werden und Personen oder Stellen umfassen, die 
nach einzelstaatlichem Recht befugt sind, Insol-
venzverfahren zu eröffnen. Damit diese Verord-
nung Anwendung findet, muss es sich um ein 
Verfahren (mit den entsprechenden gesetzlich 
festgelegten Handlungen und Formalitäten) 
handeln, das nicht nur im Einklang mit dieser 
Verordnung steht, sondern auch in dem Mit-
gliedstaat der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
offiziell anerkannt und rechtsgültig ist.

(21)	 Verwalter sind in dieser Verordnung definiert 
und in Anhang B aufgeführt. Verwalter, die ohne 
Beteiligung eines Justizorgans bestellt werden, 

5	 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. April 2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. 
L 125 vom 5.5.2001, S. 15).

sollten nach nationalem Recht einer angemesse-
nen Regulierung unterliegen und für die Wahr-
nehmung von Aufgaben in Insolvenzverfahren 
zugelassen sein. Der nationale Regelungsrahmen 
sollte angemessene Vorschriften über den Um-
gang mit potenziellen Interessenkonflikten um-
fassen.

(22)	 Diese Verordnung erkennt die Tatsache an, dass 
aufgrund der großen Unterschiede im materiel-
len Recht ein einziges Insolvenzverfahren mit 
universaler Geltung für die Union nicht realisier-
bar ist. Die ausnahmslose Anwendung des 
Rechts des Staates der Verfahrenseröffnung 
würde vor diesem Hintergrund häufig zu Schwie-
rigkeiten führen. Dies gilt etwa für die in den 
Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgepräg-
ten nationalen Regelungen zu den Sicherungs-
rechten. Aber auch die Vorrechte einzelner Gläu-
biger im Insolvenzverfahren sind teilweise 
vollkommen anders ausgestaltet. Bei der nächs-
ten Überprüfung dieser Verordnung wird es 
erforderlich sein, weitere Maßnahmen zu ermit-
teln, um die Vorrechte der Arbeitnehmer auf 
europäischer Ebene zu verbessern. Diese Verord-
nung sollte solchen unterschiedlichen nationa-
len Rechten auf zweierlei Weise Rechnung tra-
gen. Zum einen sollten Sonderanknüpfungen für 
besonders bedeutsame Rechte und Rechtsver-
hältnisse vorgesehen werden (z. B. dingliche 
Rechte und Arbeitsverträge). Zum anderen soll-
ten neben einem Hauptinsolvenzverfahren mit 
universaler Geltung auch innerstaatliche Verfah-
ren zugelassen werden, die lediglich das im Eröff-
nungsstaat befindliche Vermögen erfassen.

(23)	 Diese Verordnung gestattet die Eröffnung des 
Hauptinsolvenzverfahrens in dem Mitgliedstaat, 
in dem der Schuldner den Mittelpunkt seiner 
hauptsächlichen Interessen hat. Dieses Verfah-
ren hat universale Geltung sowie das Ziel, das 
gesamte Vermögen des Schuldners zu erfassen. 
Zum Schutz der unterschiedlichen Interessen 
gestattet diese Verordnung die Eröffnung von 
Sekundärinsolvenzverfahren parallel zum Haupt-
insolvenzverfahren. Ein Sekundärinsolvenzver-
fahren kann in dem Mitgliedstaat eröffnet wer-
den, in dem der Schuldner eine Niederlassung 
hat. Seine Wirkungen sind auf das in dem betref-
fenden Mitgliedstaat belegene Vermögen des 
Schuldners beschränkt. Zwingende Vorschriften 
für die Koordinierung mit dem Hauptinsolvenz-
verfahren tragen dem Gebot der Einheitlichkeit 
in der Union Rechnung.

(24)	 Wird über das Vermögen einer juristischen Per-
son oder einer Gesellschaft ein Hauptinsolvenz-
verfahren in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem, in dem sie ihren Sitz hat, eröffnet, so sollte 
die Möglichkeit bestehen, im Einklang mit der 
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Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union ein Sekundärinsolvenzverfahren in 
dem Mitgliedstaat zu eröffnen, in dem sie ihren 
Sitz hat, sofern der Schuldner einer wirtschaftli-
chen Aktivität nachgeht, die den Einsatz von Per-
sonal und Vermögenswerten in diesem Mitglied-
staat voraussetzt.

(25)	 Diese Verordnung gilt nur für Verfahren in Bezug 
auf einen Schuldner, der Mittelpunkt seiner 
hauptsächlichen Interessen in der Union hat.

(26)	 Die Zuständigkeitsvorschriften dieser Verord-
nung legen nur die internationale Zuständigkeit 
fest, das heißt, sie geben den Mitgliedstaat an, 
dessen Gerichte Insolvenzverfahren eröffnen 
dürfen. Die innerstaatliche Zuständigkeit des be-
treffenden Mitgliedstaats sollte nach dem natio-
nalen Recht des betreffenden Staates bestimmt 
werden.

(27)	 Vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens sollte das 
zuständige Gericht von Amts wegen prüfen, ob 
sich der Mittelpunkt der hauptsächlichen Inte
ressen des Schuldners oder der Niederlassung 
des Schuldners tatsächlich in seinem Zuständig-
keitsbereich befindet.

(28)	 Bei der Beantwortung der Frage, ob der Mittel-
punkt der hauptsächlichen Interessen des 
Schuldners für Dritte feststellbar ist, sollte be-
sonders berücksichtigt werden, welchen Ort die 
Gläubiger als denjenigen wahrnehmen, an dem 
der Schuldner der Verwaltung seiner Interessen 
nachgeht. Hierfür kann es erforderlich sein, die 
Gläubiger im Fall einer Verlegung des Mittel-
punkts der hauptsächlichen Interessen zeitnah 
über den neuen Ort zu unterrichten, an dem der 
Schuldner seine Tätigkeiten ausübt, z. B. durch 
Hervorhebung der Adressänderung in der Ge-
schäftskorrespondenz, oder indem der neue Ort 
in einer anderen geeigneten Weise veröffentlicht 
wird.

(29)	 Diese Verordnung sollte eine Reihe von Schutz-
vorkehrungen enthalten, um betrügerisches oder 
missbräuchliches Forum Shopping zu verhindern.

(30)	 Folglich sollten die Annahmen, dass der Sitz, die 
Hauptniederlassung und der gewöhnliche Auf-
enthalt jeweils der Mittelpunkt des hauptsächli-
chen Interesses sind, widerlegbar sein, und das 
jeweilige Gericht eines Mitgliedstaats sollte 
sorgfältig prüfen, ob sich der Mittelpunkt der 
hauptsächlichen Interessen des Schuldners tat-
sächlich in diesem Mitgliedstaat befindet. Bei 
einer Gesellschaft sollte diese Vermutung wider-
legt werden können, wenn sich die Hauptverwal-
tung der Gesellschaft in einem anderen Mitglied-
staat befindet als in dem Mitgliedstaat, in dem 
sich der Sitz der Gesellschaft befindet, und wenn 
eine Gesamtbetrachtung aller relevanten Fakto-
ren die von Dritten überprüfbare Feststellung 

zulässt, dass sich der tatsächliche Mittelpunkt 
der Verwaltung und der Kontrolle der Gesell-
schaft sowie der Verwaltung ihrer Interessen in 
diesem anderen Mitgliedstaat befindet. Bei einer 
natürlichen Person, die keine selbstständige 
gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit ausübt, 
sollte diese Vermutung widerlegt werden kön-
nen, wenn sich z. B. der Großteil des Vermögens 
des Schuldners außerhalb des Mitgliedstaats des 
gewöhnlichen Aufenthalts des Schuldners befin-
det oder wenn festgestellt werden kann, dass der 
Hauptgrund für einen Umzug darin bestand, 
einen Insolvenzantrag im neuen Gerichtsstand 
zu stellen, und die Interessen der Gläubiger, die 
vor dem Umzug eine Rechtsbeziehung mit dem 
Schuldner eingegangen sind, durch einen sol-
chen Insolvenzantrag wesentlich beeinträchtigt 
würden.

(31)	 Im Rahmen desselben Ziels der Verhinderung 
von betrügerischem oder missbräuchlichem 
Forum Shopping sollte die Vermutung, dass der 
Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen der 
Sitz, die Hauptniederlassung der natürlichen Per-
son bzw. der gewöhnliche Aufenthalt der natürli-
chen Person ist, nicht gelten, wenn – im Falle 
einer Gesellschaft, einer juristischen Person oder 
einer natürlichen Person, die eine selbstständige 
gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit aus-
übt,  – der Schuldner seinen Sitz oder seine 
Hauptniederlassung in einem Zeitraum von drei 
Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens in einen anderen Mitglied-
staat verlegt hat, oder – im Falle einer natürli-
chen Person, die keine selbstständige gewerbli-
che oder freiberufliche Tätigkeit ausübt – wenn 
der Schuldner seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
in einem Zeitraum von sechs Monaten vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens in 
einen anderen Mitgliedstaat verlegt hat.

(32)	 Das Gericht sollte in allen Fällen, in denen die 
Umstände des Falls Anlass zu Zweifeln an seiner 
Zuständigkeit geben, den Schuldner auffordern, 
zusätzliche Nachweise für seine Behauptung vor-
zulegen, und, wenn das für das Insolvenzverfah-
ren geltende Recht dies erlaubt, den Gläubigern 
des Schuldners Gelegenheit geben, sich zur Frage 
der Zuständigkeit zu äußern.

(33)	 Stellt das mit dem Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens befasste Gericht fest, dass 
der Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen 
nicht in seinem Hoheitsgebiet liegt, so sollte es 
das Hauptinsolvenzverfahren nicht eröffnen.

(34)	 Allen Gläubigern des Schuldners sollte darüber 
hinaus ein wirksamer Rechtsbehelf gegen die 
Entscheidung, ein Insolvenzverfahren zu eröff-
nen, zustehen. Die Folgen einer Anfechtung der 
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Entscheidung, ein Insolvenzverfahren zu eröff-
nen, sollten dem nationalen Recht unterliegen.

(35)	 Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Ho-
heitsgebiet das Insolvenzverfahren eröffnet 
wurde, sollten auch für Klagen zuständig sein, 
die sich direkt aus dem Insolvenzverfahren ablei-
ten und eng damit verknüpft sind. Zu solchen 
Klagen sollten unter anderem Anfechtungskla-
gen gegen Beklagte in anderen Mitgliedstaaten 
und Klagen in Bezug auf Verpflichtungen gehö-
ren, die sich im Verlauf des Insolvenzverfahrens 
ergeben, wie z. B. zu Vorschüssen für Verfahrens
kosten. Im Gegensatz dazu leiten sich Klagen 
wegen der Erfüllung von Verpflichtungen aus 
einem Vertrag, der vom Schuldner vor der Eröff-
nung des Verfahrens abgeschlossen wurde, nicht 
unmittelbar aus dem Verfahren ab. Steht eine 
solche Klage im Zusammenhang mit einer ande-
ren zivil- oder handelsrechtlichen Klage, so sollte 
der Verwalter beide Klagen vor die Gerichte am 
Wohnsitz des Beklagten bringen können, wenn 
er sich von einer Erhebung der Klagen an diesem 
Gerichtsstand einen Effizienzgewinn verspricht. 
Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, 
wenn der Verwalter eine insolvenzrechtliche 
Haftungsklage gegen einen Geschäftsführer mit 
einer gesellschaftsrechtlichen oder deliktsrechtli-
chen Klage verbinden will.

(36)	 Das für die Eröffnung des Hauptinsolvenzverfah-
rens zuständige Gericht sollte zur Anordnung 
einstweiliger Maßnahmen und von Sicherungs-
maßnahmen ab dem Zeitpunkt des Antrags auf 
Verfahrenseröffnung befugt sein. Sicherungs-
maßnahmen sowohl vor als auch nach Beginn des 
Insolvenzverfahrens sind zur Gewährleistung der 
Wirksamkeit des Insolvenzverfahrens von großer 
Bedeutung. Diese Verordnung sollte hierfür ver-
schiedene Möglichkeiten vorsehen. Zum einen 
sollte das für das Hauptinsolvenzverfahren zu-
ständige Gericht einstweilige Maßnahmen und 
Sicherungsmaßnahmen auch über Vermögensge-
genstände anordnen können, die sich im Hoheits-
gebiet anderer Mitgliedstaaten befinden. Zum 
anderen sollte ein vor Eröffnung des Hauptin-
solvenzverfahrens bestellter vorläufiger Verwalter 
in den Mitgliedstaaten, in denen sich eine Nieder-
lassung des Schuldners befindet, die nach dem 
Recht dieser Mitgliedstaaten möglichen Siche-
rungsmaßnahmen beantragen können.

(37)	 Das Recht, vor der Eröffnung des Hauptinsolvenz
verfahrens die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens in dem Mitgliedstaat, in dem der Schuldner 
eine Niederlassung hat, zu beantragen, sollte nur 
lokalen Gläubigern und Behörden zustehen 
beziehungsweise auf Fälle beschränkt sein, in 
denen das Recht des Mitgliedstaats, in dem der 
Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsächli-

chen Interessen hat, die Eröffnung eines Haupt-
insolvenzverfahrens nicht zulässt. Der Grund für 
diese Beschränkung ist, dass die Fälle, in denen 
die Eröffnung eines Partikularverfahrens vor dem 
Hauptinsolvenzverfahren beantragt wird, auf 
das unumgängliche Maß beschränkt werden sol-
len.

(38)	 Das Recht, nach der Eröffnung des Hauptinsolvenz
verfahrens die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens in dem Mitgliedstaat, in dem der Schuldner 
eine Niederlassung hat, zu beantragen, wird 
durch diese Verordnung nicht beschränkt. Der 
Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens oder 
jede andere, nach dem Recht des betreffenden 
Mitgliedstaats dazu befugte Person sollte die 
Eröffnung eines Sekundärverfahrens beantragen 
können.

(39)	 Diese Verordnung sollte Vorschriften für die 
Bestimmung der Belegenheit der Vermögens-
werte des Schuldners vorsehen, und diese Vor-
schriften sollten bei der Feststellung, welche Ver-
mögenswerte zur Masse des Haupt- oder des 
Sekundärinsolvenzverfahrens gehören, und auf 
Situationen, in denen die dinglichen Rechte Drit-
ter betroffen sind, Anwendung finden. Insbeson-
dere sollte in dieser Verordnung bestimmt wer-
den, dass Europäische Patente mit einheitlicher 
Wirkung, eine Gemeinschaftsmarke oder jedes 
andere ähnliche Recht, wie gemeinschaftliche 
Sortenschutzrechte oder das Gemeinschaftsge-
schmacksmuster, nur in das Hauptinsolvenzver-
fahren miteinbezogen werden dürfen.

(40)	 Ein Sekundärinsolvenzverfahren kann neben 
dem Schutz der inländischen Interessen auch 
anderen Zwecken dienen. Dies kann der Fall sein, 
wenn die Insolvenzmasse des Schuldners zu ver-
schachtelt ist, um als Ganzes verwaltet zu wer-
den, oder weil die Unterschiede in den betroffe-
nen Rechtssystemen so groß sind, dass sich 
Schwierigkeiten ergeben können, wenn das 
Recht des Staates der Verfahrenseröffnung seine 
Wirkung in den anderen Staaten, in denen Ver-
mögensgegenstände belegen sind, entfaltet. Aus 
diesem Grund kann der Verwalter des Hauptin-
solvenzverfahrens die Eröffnung eines Sekun-
därinsolvenzverfahrens beantragen, wenn dies 
für die effiziente Verwaltung der Masse erforder-
lich ist.

(41)	 Sekundärinsolvenzverfahren können eine effizi-
ente Verwaltung der Insolvenzmasse auch 
behindern. Daher sind in dieser Verordnung zwei 
spezifische Situationen vorgesehen, in denen das 
mit einem Antrag auf Eröffnung eines Sekun-
därinsolvenzverfahrens befasste Gericht auf An-
trag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfah-
rens die Eröffnung eines solchen Verfahrens 
aufschieben oder ablehnen können sollte.
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(42)	 Erstens erhält der Verwalter des Hauptinsolvenz-
verfahrens im Rahmen dieser Verordnung die 
Möglichkeit, den lokalen Gläubigern die Zusiche-
rung zu geben, dass sie so behandelt werden, als 
wäre das Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet 
worden. Bei dieser Zusicherung ist eine Reihe von 
in dieser Verordnung festgelegten Vorausset-
zungen zu erfüllen, insbesondere muss sie von 
einer qualifizierten Mehrheit der lokalen Gläubi-
ger gebilligt werden. Wurde eine solche Zusiche-
rung gegeben, so sollte das mit einem Antrag auf 
Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
befasste Gericht den Antrag ablehnen können, 
wenn es der Überzeugung ist, dass diese Zusiche-
rung die allgemeinen Interessen der lokalen 
Gläubiger angemessen schützt. Das Gericht soll-
te bei der Beurteilung dieser Interessen die Tat-
sache berücksichtigen, dass die Zusicherung von 
einer qualifizierten Mehrheit der lokalen Gläubi-
ger gebilligt worden ist.

(43)	 Für die Zwecke der Abgabe einer Zusicherung an 
die lokalen Gläubiger sollten die in dem Mitglied-
staat, in dem der Schuldner eine Niederlassung 
hat, belegenen Vermögenswerte und Rechte 
eine Teilmasse der Insolvenzmasse bilden, und 
der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens 
sollte bei ihrer Verteilung bzw. der Verteilung 
des aus ihrer Verwertung erzielten Erlöses die 
Vorzugsrechte wahren, die Gläubiger bei Eröff-
nung eines Sekundärinsolvenzverfahrens in die-
sem Mitgliedstaat hätten.

(44)	 Für die Billigung der Zusicherung sollte, soweit 
angemessen, das nationale Recht Anwendung 
finden. Insbesondere sollten Forderungen der 
Gläubiger für die Zwecke der Abstimmung über 
die Zusicherung als festgestellt gelten, wenn die 
Abstimmungsregeln für die Annahme eines Sanie-
rungsplans nach nationalem Recht die vorherige 
Feststellung dieser Forderungen vorschreiben. 
Gibt es nach nationalem Recht unterschiedliche 
Verfahren für die Annahme von Sanierungsplänen, 
so sollten die Mitgliedstaaten das spezifische 
Verfahren benennen, das in diesem Zusammen-
hang maßgeblich sein sollte.

(45)	 Zweitens sollte in dieser Verordnung die Mög-
lichkeit vorgesehen werden, dass das Gericht die 
Eröffnung des Sekundärinsolvenzverfahrens vor-
läufig aussetzt, wenn im Hauptinsolvenzverfah-
ren eine vorläufige Aussetzung von Einzelvoll-
streckungsverfahren gewährt wurde, um die 
Wirksamkeit der im Hauptinsolvenzverfahren 
gewährten Aussetzung zu wahren. Das Gericht 
sollte die vorläufige Aussetzung gewähren kön-
nen, wenn es der Überzeugung ist, dass geeig-
nete Maßnahmen zum Schutz der Interessen der 
lokalen Gläubiger bestehen. In diesem Fall soll-
ten alle Gläubiger, die von dem Ergebnis der Ver-

handlungen über einen Sanierungsplan betrof-
fen sein könnten, über diese Verhandlungen 
informiert werden und daran teilnehmen dürfen.

(46)	 Im Interesse eines wirksamen Schutzes lokaler 
Interessen sollte es dem Verwalter im Hauptin-
solvenzverfahren nicht möglich sein, das in dem 
Mitgliedstaat der Niederlassung befindliche Ver-
mögen missbräuchlich zu verwerten oder miss-
bräuchlich an einen anderen Ort zu bringen, ins-
besondere wenn dies in der Absicht geschieht, 
die wirksame Befriedigung dieser Interessen für 
den Fall, dass im Anschluss ein Sekundärinsolvenz 
verfahren eröffnet wird, zu vereiteln.

(47)	 Diese Verordnung sollte die Gerichte der Mit-
gliedstaaten, in denen Sekundärinsolvenzverfah-
ren eröffnet worden sind, nicht daran hindern, 
gegen Mitglieder der Geschäftsleitung des 
Schuldners Sanktionen wegen etwaiger Pflicht-
verletzung zu verhängen, sofern diese Gerichte 
nach nationalem Recht für diese Streitigkeiten 
zuständig sind.

(48)	 Hauptinsolvenzverfahren und Sekundärinsolvenz-
verfahren können zur wirksamen Verwaltung 
der Insolvenzmasse oder der effizienten Verwer-
tung des Gesamtvermögens beitragen, wenn die 
an allen parallelen Verfahren beteiligten Akteure 
ordnungsgemäß zusammenarbeiten. Ordnungs-
gemäße Zusammenarbeit setzt voraus, dass die 
verschiedenen beteiligten Verwalter und Ge-
richte eng zusammenarbeiten, insbesondere in-
dem sie einander wechselseitig ausreichend 
informieren. Um die dominierende Rolle des 
Hauptinsolvenzverfahrens sicherzustellen, soll-
ten dem Verwalter dieses Verfahrens mehrere 
Einwirkungsmöglichkeiten auf gleichzeitig an-
hängige Sekundärinsolvenzverfahren gegeben 
werden. Der Verwalter sollte insbesondere einen 
Sanierungsplan oder Vergleich vorschlagen oder 
die Aussetzung der Verwertung der Masse im 
Sekundärinsolvenzverfahren beantragen kön-
nen. Bei ihrer Zusammenarbeit sollten Verwalter 
und Gerichte die bewährten Praktiken für grenz-
überschreitende Insolvenzfälle berücksichtigen, 
wie sie in den Kommunikations- und Kooperati-
onsgrundsätzen und -leitlinien, die von europäi-
schen und internationalen Organisationen auf 
dem Gebiet des Insolvenzrechts ausgearbeitet 
worden sind, niedergelegt sind, insbesondere 
den einschlägigen Leitlinien der Kommission der 
Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht (UNCITRAL).

(49)	 Zum Zwecke dieser Zusammenarbeit sollten Ver-
walter und Gerichte Vereinbarungen schließen 
und Verständigungen herbeiführen können, die 
der Erleichterung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit zwischen mehreren Insolvenz-
verfahren in verschiedenen Mitgliedstaaten über 
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das Vermögen desselben Schuldners oder von 
Mitgliedern derselben Unternehmensgruppe 
dienen, sofern dies mit den für die jeweiligen 
Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist. 
Diese Vereinbarungen und Verständigungen 
können in der Form – sie können schriftlich oder 
mündlich sein – und im Umfang – von allgemein 
bis spezifisch – variieren und von verschiedenen 
Parteien geschlossen werden. In einfachen allge-
meinen Vereinbarungen kann die Notwendigkeit 
einer engen Zusammenarbeit der Parteien her-
vorgehoben werden, ohne dass dabei auf kon-
krete Punkte eingegangen wird, während in spezi-
fischen Vereinbarungen ein Rahmen von 
Grundsätzen für die Verwaltung mehrerer Insol-
venzverfahren festgelegt werden und von den 
beteiligten Gerichten gebilligt werden kann, 
sofern die nationalen Rechtsvorschriften dies 
erfordern. In ihnen kann zum Ausdruck gebracht 
werden, dass Einvernehmen unter den Parteien 
besteht, bestimmte Schritte zu unternehmen oder 
Maßnahmen zu treffen oder davon abzusehen.

(50)	 In ähnlicher Weise können Gerichte verschiede-
ner Mitgliedstaaten durch die Koordinierung der 
Bestellung von Verwaltern zusammenarbeiten. 
In diesem Zusammenhang können sie dieselbe 
Person zum Verwalter für mehrere Insolvenzver-
fahren über das Vermögen desselben Schuldners 
oder verschiedener Mitglieder einer Unterneh
mensgruppe bestellen, vorausgesetzt, dies ist 
mit den für die jeweiligen Verfahren geltenden 
Vorschriften – insbesondere mit etwaigen Anfor-
derungen an die Qualifikation und Zulassung 
von Verwaltern – vereinbar.

(51)	 Diese Verordnung sollte gewährleisten, dass 
Insolvenzverfahren über das Vermögen verschie-
dener Gesellschaften, die einer Unternehmens-
gruppe angehören, effizient geführt werden.

(52)	 Wurden über das Vermögen mehrerer Gesell-
schaften derselben Unternehmensgruppe Insol-
venzverfahren eröffnet, so sollten die an diesen 
Verfahren beteiligten Akteure ordnungsgemäß 
zusammenarbeiten. Die verschiedenen beteilig-
ten Verwalter und Gerichte sollten deshalb in 
ähnlicher Weise wie die Verwalter und Gerichte 
in denselben Schuldner betreffenden Haupt- und 
Sekundärinsolvenzverfahren verpflichtet sein, 
miteinander zu kommunizieren und zusammen-
zuarbeiten. Die Zusammenarbeit der Verwalter 
sollte nicht den Interessen der Gläubiger in den 
jeweiligen Verfahren zuwiderlaufen, und das Ziel 
dieser Zusammenarbeit sollte sein, eine Lösung 
zu finden, durch die Synergien innerhalb der 
Gruppe ausgeschöpft werden.

(53)	 Durch die Einführung von Vorschriften über die 
Insolvenzverfahren von Unternehmensgruppen 
sollte ein Gericht nicht in seiner Möglichkeit ein-

geschränkt werden, Insolvenzverfahren über das 
Vermögen mehrerer Gesellschaften, die dersel-
ben Unternehmensgruppe angehören, nur an ei-
nem Gerichtsstand zu eröffnen, wenn es fest-
stellt, dass der Mittelpunkt der hauptsächlichen 
Interessen dieser Gesellschaften in einem einzi-
gen Mitgliedstaat liegt. In diesen Fällen sollte das 
Gericht für alle Verfahren gegebenenfalls die-
selbe Person als Verwalter bestellen können, so-
fern dies mit den dafür geltenden Vorschriften 
vereinbar ist.

(54)	 Um die Koordinierung der Insolvenzverfahren 
über das Vermögen von Mitgliedern einer Unter-
nehmensgruppe weiter zu verbessern und eine 
koordinierte Sanierung der Gruppe zu ermöglichen, 
sollten mit dieser Verordnung Verfahrensvorschrif-
ten für die Koordinierung der Insolvenzverfahren 
gegen Mitglieder einer Unternehmensgruppe ein-
geführt werden. Bei einer derartigen Koordinierung 
sollte angestrebt werden, dass die Effizienz der Ko-
ordinierung gewährleistet wird, wobei gleichzeitig 
die eigene Rechtspersönlichkeit jedes einzelnen 
Gruppenmitglieds zu achten ist.

(55)	 Ein Verwalter, der in einem Insolvenzverfahren 
über das Vermögen eines Mitglieds einer Unter-
nehmensgruppe bestellt worden ist, sollte die 
Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfah-
rens beantragen können. Allerdings sollte dieser 
Verwalter vor der Einreichung eines solchen An-
trags die erforderliche Genehmigung einholen, 
sofern das für das Insolvenzverfahren geltende 
Recht dies vorschreibt. Im Antrag sollten Anga-
ben zu den wesentlichen Elementen der Koordi-
nierung erfolgen, insbesondere eine Darlegung 
des Koordinationsplans, ein Vorschlag für die als 
Koordinator zu bestellende Person und eine 
Übersicht der geschätzten Kosten für die Koordi-
nierung.

(56)	 Um die Freiwilligkeit des Gruppen-Koordinati-
onsverfahrens sicherzustellen, sollten die betei-
ligten Verwalter innerhalb einer festgelegten 
Frist Widerspruch gegen ihre Teilnahme am Ver-
fahren einlegen können. Damit die beteiligten 
Verwalter eine fundierte Entscheidung über ihre 
Teilnahme am Gruppen-Koordinationsverfahren 
treffen können, sollten sie in einer frühen Phase 
über die wesentlichen Elemente der Koordinie-
rung unterrichtet werden. Allerdings sollten 
Verwalter, die einer Einbeziehung in ein Grup-
pen-Koordinationsverfahren ursprünglich wider-
sprochen haben, eine Beteiligung nachträglich 
beantragen können. In einem solchen Fall sollte 
der Koordinator über die Zulässigkeit des Antrags 
befinden. Alle Verwalter einschließlich des 
antragstellenden Verwalters sollten über die Ent-
scheidung des Koordinators in Kenntnis gesetzt 
werden und die Gelegenheit haben, diese Ent-
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scheidung bei dem Gericht anzufechten, von 
dem das Gruppen-Koordinationsverfahren eröff-
net wurde.

(57)	 Gruppen-Koordinationsverfahren sollten stets 
zum Ziel haben, dass die wirksame Verwaltung in 
den Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Gruppenmitglieder erleichtert wird, und sie soll-
ten sich allgemein positiv für die Gläubiger aus-
wirken. Mit dieser Verordnung sollte daher sicher-
gestellt werden, dass das Gericht, bei dem ein 
Antrag auf ein Gruppen-Koordinationsverfahren 
gestellt wurde, diese Kriterien vor der Eröffnung 
des Gruppen-Koordinationsverfahrens prüft.

(58)	 Die Kosten des Gruppen-Koordinationsverfah-
rens sollten dessen Vorteile nicht überwiegen. 
Daher muss sichergestellt werden, dass die Kos-
ten der Koordinierung und der von jedem Grup-
penmitglied zu tragende Anteil an diesen Kosten 
angemessen, verhältnismäßig und vertretbar 
sind und im Einklang mit den nationalen Rechts-
vorschriften des Mitgliedstaats, in dem das 
Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet wur-
de, festzulegen sind. Die beteiligten Verwalter 
sollten auch die Möglichkeit haben, diese Kosten 
ab einer frühen Phase des Verfahrens zu kontrol-
lieren. Wenn es die nationalen Rechtsvorschrif-
ten erfordern, kann die Kontrolle der Kosten ab 
einer frühen Phase des Verfahrens damit verbun-
den sein, dass der Verwalter die Genehmigung 
eines Gerichts oder eines Gläubigerausschusses 
einholt.

(59)	 Wenn nach Überlegung des Koordinators die 
Wahrnehmung seiner Aufgaben zu einer – im 
Vergleich zu der eingangs vorgenommenen Kos-
tenschätzung – erheblichen Kostensteigerung 
führen wird, und auf jeden Fall, wenn die Kosten 
10 % der geschätzten Kosten übersteigen, sollte 
der Koordinator von dem Gericht, das das Grup-
pen-Koordinationsverfahren eröffnet hat, die 
Genehmigung zur Überschreitung dieser Kosten 
einholen. Bevor das Gericht, das das Gruppen-
Koordinationsverfahren eröffnet hat, seine Ent-
scheidung trifft, sollte es den beteiligten Verwal-
tern Gelegenheit geben, gehört zu werden und 
dem Gericht ihre Bemerkungen dazu darzulegen, 
ob der Antrag des Koordinators angebracht ist.

(60)	Diese Verordnung sollte für Mitglieder einer 
Unternehmensgruppe, die nicht in ein Gruppen-
Koordinationsverfahren einbezogen sind, auch 
einen alternativen Mechanismus vorsehen, um 
eine koordinierte Sanierung der Gruppe zu errei-
chen. Ein in einem Verfahren, das über das Ver-
mögen eines Mitglieds einer Unternehmens-
gruppe anhängig ist, bestellter Verwalter sollte 
die Aussetzung jeder Maßnahme im Zusammen-
hang mit der Verwertung der Masse in Verfahren 
über das Vermögen anderer Mitglieder der 

Unternehmensgruppe, die nicht in ein Gruppen-
Koordinationsverfahren einbezogen sind, bean-
tragen können. Es sollte nur möglich sein, eine 
solche Aussetzung zu beantragen, wenn ein 
Sanierungsplan für die betroffenen Mitglieder 
der Gruppe vorgelegt wird, der den Gläubigern 
des Verfahrens, für das die Aussetzung beantragt 
wird, zugute kommt und die Aussetzung not-
wendig ist, um die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Plans sicherzustellen.

(61)	 Diese Verordnung sollte die Mitgliedstaaten 
nicht daran hindern, nationale Bestimmungen zu 
erlassen, mit denen die Bestimmungen dieser 
Verordnung über die Zusammenarbeit, Kommu-
nikation und Koordinierung im Zusammenhang 
mit Insolvenzverfahren über das Vermögen von 
Mitgliedern einer Unternehmensgruppe ergänzt 
würden, vorausgesetzt, der Geltungsbereich der 
nationalen Vorschriften beschränkt sich auf die 
nationale Rechtsordnung und ihre Anwendung 
beeinträchtigt nicht die Wirksamkeit der in die-
ser Verordnung enthaltenen Vorschriften.

(62)	 Die Vorschriften dieser Verordnung über die 
Zusammenarbeit, Kommunikation und Koordi-
nierung im Rahmen von Insolvenzverfahren über 
das Vermögen von Mitgliedern einer Unterneh-
mensgruppe sollten nur insoweit Anwendung 
finden, als Verfahren über das Vermögen ver-
schiedener Mitglieder derselben Unternehmens-
gruppe in mehr als einem Mitgliedstaat eröffnet 
worden sind.

(63)	 Jeder Gläubiger, der seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt, Wohnsitz oder Sitz in der Union hat, 
sollte das Recht haben, seine Forderungen in 
jedem in der Union anhängigen Insolvenzverfah-
ren über das Vermögen des Schuldners anzumel-
den. Dies sollte auch für Steuerbehörden und 
Sozialversicherungsträger gelten. Diese Verord-
nung sollte den Verwalter nicht daran hindern, 
Forderungen im Namen bestimmter Gläubiger-
gruppen – z. B. der Arbeitnehmer – anzumelden, 
sofern dies im nationalen Recht vorgesehen ist. 
Im Interesse der Gläubigergleichbehandlung 
sollte jedoch die Verteilung des Erlöses koordi-
niert werden. Jeder Gläubiger sollte zwar behal-
ten dürfen, was er im Rahmen eines Insolvenz-
verfahrens erhalten hat, sollte aber an der 
Verteilung der Masse in einem anderen Verfah-
ren erst dann teilnehmen können, wenn die 
Gläubiger gleichen Rangs die gleiche Quote auf 
ihre Forderungen erlangt haben.

(64)	 Es ist von grundlegender Bedeutung, dass Gläu-
biger, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt, Wohn-
sitz oder Sitz in der Union haben, über die Eröff-
nung von Insolvenzverfahren über das Vermögen 
ihres Schuldners informiert werden. Um eine 
rasche Übermittlung der Informationen an die 
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Gläubiger sicherzustellen, sollte die Verordnung 
(EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates6 keine Anwendung finden, wenn 
in der vorliegenden Verordnung auf die Pflicht 
zur Information der Gläubiger verwiesen wird. 
Gläubigern sollte die Anmeldung ihrer Forderun-
gen in Verfahren, die in einem anderen Mitglied-
staat eröffnet werden, durch die Bereitstellung 
von Standardformularen in allen Amtssprachen 
der Organe der Union erleichtert werden. Die Fol-
gen des unvollständigen Ausfüllens des Stan-
dardformulars sollten durch das nationale Recht 
geregelt werden.

(65)	 In dieser Verordnung sollte die unmittelbare An-
erkennung von Entscheidungen zur Eröffnung, 
Abwicklung und Beendigung der in ihren Gel-
tungsbereich fallenden Insolvenzverfahren so-
wie von Entscheidungen, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit diesen Insolvenzverfahren 
ergehen, vorgesehen werden. Die automatische 
Anerkennung sollte somit zur Folge haben, dass 
die Wirkungen, die das Recht des Mitgliedstaats 
der Verfahrenseröffnung dem Verfahren beilegt, 
auf alle übrigen Mitgliedstaaten ausgedehnt 
werden. Die Anerkennung der Entscheidungen 
der Gerichte der Mitgliedstaaten sollte sich auf 
den Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens 
stützen. Die Gründe für eine Nichtanerkennung 
sollten daher auf das unbedingt notwendige 
Maß beschränkt sein. Nach diesem Grundsatz 
sollte auch der Konflikt gelöst werden, wenn sich 
die Gerichte zweier Mitgliedstaaten für zustän-
dig halten, ein Hauptinsolvenzverfahren zu er-
öffnen. Die Entscheidung des zuerst eröffnenden 
Gerichts sollte in den anderen Mitgliedstaaten 
anerkannt werden; diese Mitgliedstaaten sollten 
die Entscheidung dieses Gerichts keiner Überprü-
fung unterziehen dürfen.

(66)	 Diese Verordnung sollte für den Insolvenzbereich 
einheitliche Kollisionsnormen formulieren, die 
die nationalen Vorschriften des internationalen 
Privatrechts ersetzen. Soweit nichts anderes be-
stimmt ist, sollte das Recht des Staates der Ver-
fahrenseröffnung (lex concursus) Anwendung 
finden. Diese Kollisionsnorm sollte für Hauptinsol-
venzverfahren und Partikularverfahren gleicher-
maßen gelten. Die lex concursus regelt sowohl 
die verfahrens rechtlichen als auch die materiel-
len Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf die 
davon betroffenen Personen und Rechtsverhält-
nisse. Nach ihr bestimmen sich alle Vorausset-
zungen für die Eröffnung, Abwicklung und Been-
digung des Insolvenzverfahrens.

6	 Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. November 2007 über die Zustellung gerichtlicher und außerge-
richtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaa-
ten (Zustellung von Schriftstücken) und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1348/2000 des Rates (ABl. L 324 vom 10.12.2007, S. 79).

(67)	 Die automatische Anerkennung eines Insolvenz-
verfahrens, auf das regelmäßig das Recht des 
Staats der Verfahrenseröffnung Anwendung fin-
det, kann mit den Vorschriften anderer Mitglied-
staaten für die Vornahme von Rechtshandlungen 
kollidieren. Um in den anderen Mitgliedstaaten 
als dem Staat der Verfahrenseröffnung Vertrau-
ensschutz und Rechtssicherheit zu gewährleis-
ten, sollte eine Reihe von Ausnahmen von der 
allgemeinen Vorschrift vorgesehen werden.

(68)	 Ein besonderes Bedürfnis für eine vom Recht des 
Eröffnungsstaats abweichende Sonderanknüp-
fung besteht bei dinglichen Rechten, da solche 
Rechte für die Gewährung von Krediten von 
erheblicher Bedeutung sind. Die Begründung, 
Gültigkeit und Tragweite von dinglichen Rechten 
sollten sich deshalb regelmäßig nach dem Recht 
des Belegenheitsorts bestimmen und von der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht berührt 
werden. Der Inhaber des dinglichen Rechts sollte 
somit sein Recht zur Aus- bzw. Absonderung an 
dem Sicherungsgegenstand weiter geltend ma-
chen können. Falls an Vermögensgegenständen 
in einem Mitgliedstaat dingliche Rechte nach 
dem Recht des Belegenheitsstaats bestehen, das 
Hauptinsolvenzverfahren aber in einem anderen 
Mitgliedstaat stattfindet, sollte der Verwalter 
des Hauptinsolvenzverfahrens die Eröffnung 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens in dem 
Zuständigkeitsgebiet, in dem die dinglichen 
Rechte bestehen, beantragen können, sofern der 
Schuldner dort eine Niederlassung hat. Wird kein 
Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet, so sollte 
ein etwaiger überschießender Erlös aus der Ver-
äußerung der Vermögensgegenstände, an denen 
dingliche Rechte bestanden, an den Verwalter 
des Hauptinsolvenzverfahrens abzuführen sein.

(69)	 Diese Verordnung enthält mehrere Bestimmun-
gen, wonach ein Gericht die Aussetzung der Eröff-
nung eines Verfahrens oder die Aussetzung von 
Vollstreckungsverfahren anordnen kann. Eine sol-
che Aussetzung sollte die dinglichen Rechte von 
Gläubigern oder Dritten unberührt lassen.

(70)	 Ist nach dem Recht des Staats der Verfahrenser-
öffnung eine Aufrechnung von Forderungen 
nicht zulässig, so sollte ein Gläubiger gleichwohl 
zur Aufrechnung berechtigt sein, wenn diese 
nach dem für die Forderung des insolventen 
Schuldners maßgeblichen Recht möglich ist. Auf 
diese Weise würde die Aufrechnung eine Art 
Garantiefunktion aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten erhalten, auf die sich der betreffende Gläubi-
ger zum Zeitpunkt der Entstehung der Forderung 
verlassen kann.

(71)	 Ein besonderes Schutzbedürfnis besteht auch bei 
Zahlungssystemen und Finanzmärkten, etwa im 
Zusammenhang mit den in diesen Systemen 
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anzutreffenden Glattstellungsverträgen und 
Nettingvereinbarungen sowie der Veräußerung 
von Wertpapieren und den zur Absicherung die-
ser Transaktionen gestellten Sicherheiten, wie 
dies insbesondere in der Richtlinie 98/26/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates7 gere-
gelt ist. Für diese Transaktionen sollte deshalb 
allein das Recht maßgebend sein, das auf das 
betreffende System bzw. den betreffenden 
Markt anwendbar ist. Dieses Recht soll verhin-
dern, dass im Fall der Insolvenz eines Geschäfts 
partners die in Zahlungs- oder Aufrechnungssys-
temen und auf den geregelten Finanzmärkten 
der Mitgliedstaaten vorgesehenen Mechanis-
men zur Zahlung und Abwicklung von Transakti-
onen geändert werden können. Die Richtlinie 
98/26/EG enthält Sondervorschriften, die den in 
dieser Verordnung festgelegten allgemeinen Re-
gelungen vorgehen sollten.

(72)	 Zum Schutz der Arbeitnehmer und der Arbeits-
verhältnisse sollten die Wirkungen der Insolvenz-
verfahren auf die Fortsetzung oder Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen sowie auf die Rechte 
und Pflichten aller an einem solchen Arbeitsver-
hältnis beteiligten Parteien durch das gemäß 
den allgemeinen Kollisionsnormen für den jewei-
ligen Arbeitsvertrag maßgebliche Recht be-
stimmt werden. Zudem sollte in Fällen, in denen 
zur Beendigung von Arbeitsverträgen die Zustim-
mung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbe-
hörde erforderlich ist, die Zuständigkeit zur Ertei-
lung dieser Zustimmung bei dem Mitgliedstaat 
verbleiben, in dem sich eine Niederlassung des 
Schuldners befindet, selbst wenn in diesem Mit-
gliedstaat kein Insolvenzverfahren eröffnet wur-
de. Für sonstige insolvenzrechtliche Fragen, wie 
etwa, ob die Forderungen der Arbeitnehmer 
durch ein Vorrecht geschützt sind und welchen 
Rang dieses Vorrecht gegebenenfalls erhalten 
soll, sollte das Recht des Mitgliedstaats maßgeb-
lich sein, in dem das Insolvenzverfahren (Haupt- 
oder Sekundärverfahren) eröffnet wurde, es sei 
denn, im Einklang mit dieser Verordnung wurde 
eine Zusicherung gegeben, um ein Sekundärin-
solvenzverfahren zu vermeiden.

(73)	 Auf die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 
ein anhängiges Gerichts- oder Schiedsverfahren 
über einen Vermögenswert oder ein Recht, der 
bzw. das Teil der Insolvenzmasse ist, sollte das 
Recht des Mitgliedstaats Anwendung finden, in 
dem das Gerichtsverfahren anhängig ist oder die 
Schiedsgerichtsbarkeit ihren Sitz hat. Diese Be-
stimmung sollte allerdings die nationalen Vor-

7	 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 
1998 über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpa-
pierliefer- und -abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45).

schriften über die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Schiedssprüchen nicht berühren.

(74)	 Um den verfahrensrechtlichen Besonderheiten 
der Rechtssysteme einiger Mitgliedstaaten Rech-
nung zu tragen, sollten bestimmte Vorschriften 
dieser Verordnung die erforderliche Flexibilität 
aufweisen. Dementsprechend sollten Bezugnah-
men in dieser Verordnung auf Mitteilungen eines 
Justizorgans eines Mitgliedstaats, sofern es die 
Verfahrensvorschriften eines Mitgliedstaats erfor-
derlich machen, eine Anordnung dieses Justizor-
gans umfassen, die Mitteilung vorzunehmen.

(75)	 Im Interesse des Geschäftsverkehrs sollte der we-
sentliche Inhalt der Entscheidung über die Ver-
fahrenseröffnung auf Antrag des Verwalters in 
einem anderen Mitgliedstaat als in dem, in dem 
das Gericht diese Entscheidung erlassen hat, 
bekanntgemacht werden. Befindet sich in dem 
betreffenden Mitgliedstaat eine Niederlassung, 
sollte die Bekanntmachung obligatorisch sein. In 
keinem dieser Fälle sollte die Bekanntmachung 
jedoch Voraussetzung für die Anerkennung des 
ausländischen Verfahrens sein.

(76)	 Um eine bessere Information der betroffenen 
Gläubiger und Gerichte zu gewährleisten und die 
Eröffnung von Parallelverfahren zu verhindern, 
sollten die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, 
relevante Informationen in grenzüberschreiten-
den Insolvenzfällen in einem öffentlich zugängli-
chen elektronischen Register bekannt zu ma-
chen. Um Gläubigern und Gerichten in anderen 
Mitgliedstaaten den Zugriff auf diese Informati-
onen zu erleichtern, sollte diese Verordnung die 
Vernetzung solcher Insolvenzregister über das 
Europäische Justizportal vorsehen. Den Mitglied-
staaten sollte freistehen, relevante Informatio-
nen in verschiedenen Registern bekannt zu 
machen, und es sollte möglich sein, mehr als ein 
Register je Mitgliedstaat zu vernetzen.

(77)	 In dieser Verordnung sollte der Mindestumfang 
der Informationen, die in den Insolvenzregistern 
bekanntzumachen sind, festgelegt werden. Die 
Mitgliedstaaten sollten zusätzliche Informatio-
nen aufnehmen dürfen. Ist der Schuldner eine 
natürliche Person, so sollte in den Insolvenzregis-
tern nur dann eine Registrierungsnummer ange-
geben werden, wenn der Schuldner eine selbst-
ständige gewerbliche oder freiberufliche 
Tätigkeit ausübt. Diese Registrierungsnummer 
sollte gegebenenfalls als die einheitliche Regist-
rierungsnummer seiner selbstständigen oder 
freiberuflichen Tätigkeit im Handelsregister zu 
verstehen sein.

(78)	 Informationen über bestimmte Aspekte des 
Insolvenzverfahrens, wie z. B. die Fristen für die 
Anmeldung von Forderungen oder die Anfech-
tung von Entscheidungen, sind für die Gläubiger 
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von grundlegender Bedeutung. Diese Verord-
nung sollte allerdings die Mitgliedstaaten nicht 
dazu Verpflichten, diese Fristen im Einzelfall zu 
berechnen. Die Mitgliedstaaten sollten ihren 
Pflichten nachkommen können, indem sie Hyper-
links zum Europäischen Justizportal einfügen, 
über das selbsterklärende Angaben zu den Krite-
rien zur Berechnung dieser Fristen verfügbar zu 
machen sind.

(79)	 Damit ausreichender Schutz der Informationen 
über natürliche Personen, die keine selbststän-
dige gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit 
ausüben, gewährleistet ist, sollte es den Mit-
gliedstaaten möglich sein, den Zugang zu diesen 
Informationen von zusätzlichen Suchkriterien 
wie der persönlichen Kennnummer des Schuld-
ners, seiner Anschrift, seinem Geburtsdatum 
oder dem Bezirk des zuständigen Gerichts ab-
hängig zu machen oder den Zugang an die Vor-
aussetzung eines Antrags an die zuständige 
Behörde oder der Feststellung eines rechtmäßi-
gen Interesses zu knüpfen.

(80)	 Den Mitgliedstaaten sollte es auch möglich sein, 
Informationen über natürliche Personen, die 
keine selbstständige gewerbliche oder freiberuf-
liche Tätigkeit ausüben, nicht in ihre Insolvenzre-
gister aufzunehmen. In solchen Fällen sollten die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die einschlä-
gigen Informationen durch individuelle Mittei-
lung an die Gläubiger übermittelt werden und 
die Forderungen von Gläubigern, die die Infor-
mationen nicht erhalten haben, durch die Ver-
fahren nicht berührt werden.

(81)	 Es kann der Fall eintreten, dass einige der betrof-
fenen Personen keine Kenntnis von der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens haben und gut-
gläubig im Widerspruch zu der neuen Sachlage 
handeln. Zum Schutz solcher Personen, die in 
Unkenntnis der ausländischen Verfahrenseröff-
nung eine Zahlung an den Schuldner statt an den 
ausländischen Verwalter leisten, sollte eine 
schuldbefreiende Wirkung der Leistung bzw. 
Zahlung vorgesehen werden.

(82)	 Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen 
für die Durchführung dieser Verordnung sollten 
der Kommission Durchführungsbefugnisse über-
tragen werden. Diese Befugnisse sollten im Ein-
klang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates8 ausge-
übt werden.

(83)	 Diese Verordnung steht im Einklang mit den 
Grundrechten und Grundsätzen, die mit der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

8	 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsät-
ze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungs-
befugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 
13).

anerkannt wurden. Die Verordnung zielt insbe-
sondere darauf ab, die Anwendung der Artikel 8, 
17 und 47 der Charta zu fördern, die den Schutz 
der personenbezogenen Daten, das Recht auf 
Eigentum und das Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf und ein faires Verfahren betreffen.

(84)	 Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates9 und die Verordnung (EG) 
Nr.  45/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates10 regeln die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten im Rahmen dieser Verordnung.

(85)	 Diese Verordnung lässt die Verordnung (EWG, 
Euratom) Nr. 1182/71 des Rates11 unberührt.

(86)	 Da das Ziel dieser Verordnung von den Mitglied-
staaten nicht ausreichend verwirklicht werden 
kann, sondern vielmehr aufgrund der Schaffung 
eines rechtlichen Rahmens für die geordnete 
Abwicklung von grenzüberschreitenden Insol-
venzverfahren auf Unionsebene besser zu ver-
wirklichen ist, kann die Union im Einklang mit 
dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäi-
sche Union verankerten Subsidiaritätsprinzip 
tätig werden. Entsprechend dem in demselben 
Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit geht diese Verordnung nicht über das zur 
Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maß 
hinaus.

(87)	 Gemäß Artikel 3 und Artikel 4a Absatz 1 des dem 
Vertrag über die Europäische Union und dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union beigefügten Protokolls Nr.  21 über die 
Position des Vereinigten Königreichs und Irlands 
hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts haben diese Mitgliedstaaten 
mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und 
Anwendung der vorliegenden Verordnung betei-
ligen möchten.

(88)	 Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag 
über die Europäische Union und dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Annahme dieser Verordnung und ist weder 
durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 
Anwendung verpflichtet.

(89)	 Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde 
angehört und hat seine Stellungnahme am 
27. März 2013 abgegeben12 –

9	 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 
23.11.1995, S. 31)

10	 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der 
Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

11	 Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festle-
gung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine (ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1).

12	 ABl. C 358 vom 7.12.2013, S. 15.
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– HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I: ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1 Anwendungsbereich
(1)	 Diese Verordnung gilt für öffentliche Gesamtver-

fahren einschließlich vorläufiger Verfahren, die 
auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen zur 
Insolvenz stattfinden und in denen zu Zwecken 
der Rettung, Schuldenanpassung, Reorganisa-
tion oder Liquidation
a)	 dem Schuldner die Verfügungsgewalt über 
sein Vermögen ganz oder teilweise entzogen 
und ein Verwalter bestellt wird,
b)	 das Vermögen und die Geschäfte des Schuld-
ners der Kontrolle oder Aufsicht durch ein Gericht 
unterstellt werden oder
c)	 die vorübergehende Aussetzung von Einzel-
vollstreckungsverfahren von einem Gericht oder 
kraft Gesetzes gewährt wird, um Verhandlungen 
zwischen dem Schuldner und seinen Gläubigern 
zu ermöglichen, sofern das Verfahren, in dem die 
Aussetzung gewährt wird, geeignete Maßnah-
men zum Schutz der Gesamtheit der Gläubiger 
vorsieht und in dem Fall, dass keine Einigung 
erzielt wird, einem der in den Buchstaben a oder 
b genannten Verfahren vorgeschaltet ist.
Kann ein in diesem Absatz genanntes Verfahren 
in Situationen eingeleitet werden, in denen le-
diglich die Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz 
besteht, ist der Zweck des Verfahrens die Vermei-
dung der Insolvenz des Schuldners oder der Ein-
stellung seiner Geschäftstätigkeit.
Die Verfahren, auf die in diesem Absatz Bezug 
genommen wird, sind in Anhang A aufgeführt. 

(2)	 Diese Verordnung gilt nicht für Verfahren nach 
Absatz 1 in Bezug auf
a)	 Versicherungsunternehmen,
b)	 Kreditinstitute,
c)	 Wertpapierfirmen und andere Firmen, Einrich-
tungen und Unternehmen, soweit sie unter die 
Richtlinie 2001/24/EG fallen, oder
d)	 Organismen für gemeinsame Anlagen.

Artikel 2 Begriffsbestimmungen
Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der 
Ausdruck
1.	 „Gesamtverfahren“ ein Verfahren, an dem 
alle oder ein wesentlicher Teil der Gläubiger des 
Schuldners beteiligt sind, vorausgesetzt, dass im 
letzteren Fall das Verfahren nicht die Forderun-
gen der Gläubiger berührt, die nicht daran betei-
ligt sind;
2.	 „Organismen für gemeinsame Anlagen“ Or-
ganismen für gemeinsame Anlagen in Wertpa-
pieren (OGAW) im Sinne der Richtlinie 2009/65/

EG des Europäischen Parlaments und des Rates13 
und alternative Investmentfonds (AIF) im Sinne 
der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates;14

3.	 „Schuldner in Eigenverwaltung“ einen Schuld-
ner, über dessen Vermögen ein Insolvenzverfah-
ren eröffnet wurde, das nicht zwingend mit der 
Bestellung eines Verwalters oder der vollständi-
gen Übertragung der Rechte und Pflichten zur 
Verwaltung des Vermögens des Schuldners auf 
einen Verwalter verbunden ist, und bei dem der 
Schuldner daher ganz oder zumindest teilweise 
die Kontrolle über sein Vermögen und seine 
Geschäfte behält;
4.	 „Insolvenzverfahren“ ein in Anhang A aufge-
führtes Verfahren;
5.	 „Verwalter“ jede Person oder Stelle, deren 
Aufgabe es ist, auch vorläufig
i)	 die in Insolvenzverfahren angemeldeten For-

derungen zu prüfen und zuzulassen;
ii)	 die Gesamtinteressen der Gläubiger zu vertre-

ten;
iii)	die Insolvenzmasse entweder vollständig oder 

teilweise zu verwalten;
iv)	die Insolvenzmasse im Sinne der Ziffer iii zu 

verwerten oder 
v)	 die Geschäftstätigkeit des Schuldners zu über-

wachen.
Die in Unterabsatz 1 genannten Personen und 
Stellen sind in Anhang B aufgeführt;
6.	 „Gericht“
i)	 in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b und c, Arti-

kel 4 Absatz 2, Artikel 5, Artikel 6, Artikel 21 
Absatz 3, Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe j, Arti-
kel 36, Artikel 39 und Artikel 61 bis Artikel 77 
das Justizorgan eines Mitgliedstaats;

ii)	 in allen anderen Artikeln das Justizorgan oder 
jede sonstige zuständige Stelle eines Mitglied-
staats, die befugt ist, ein Insolvenzverfahren 
zu eröffnen, die Eröffnung eines solchen Ver-
fahrens zu bestätigen oder im Rahmen dieses 
Verfahrens Entscheidungen zu treffen;

7.	 „Entscheidung zur Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens“
i)	 die Entscheidung eines Gerichts zur Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens oder zur Bestäti-
gung der Eröffnung eines solchen Verfahrens 
und

ii)	 die Entscheidung eines Gerichts zur Bestel-
lung eines Verwalters;

13	 Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapie-
ren (OGAW) (ABl. L 302 vom 17.11.2009, S 32).

14	 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. 
Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Ände-
rung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen 
(EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S 1).
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8.	 „Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung“ den 
Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung zur Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens wirksam wird, un-
abhängig davon, ob die Entscheidung endgültig 
ist oder nicht;
9.	 „Mitgliedstaat, in dem sich ein Vermögensge-
genstand befindet“, im Fall von
i)	 Namensaktien, soweit sie nicht von Ziffer ii 

erfasst sind, den Mitgliedstaat, in dessen Ho-
heitsgebiet die Gesellschaft, die die Aktien 
ausgegeben hat, ihren Sitz hat;

ii)	 Finanzinstrumenten, bei denen die Rechtsin-
haberschaft durch Eintrag in ein Register oder 
Buchung auf ein Konto, das von einem oder 
für einen Intermediär geführt wird, nachge-
wiesen wird („im Effektengiro übertragbare 
Wertpapiere“), den Mitgliedstaat, in dem das 
betreffende Register oder Konto geführt wird;

iii)	 Guthaben auf Konten bei einem Kreditinsti-
tut den Mitgliedstaat, der in der internatio-
nalen Kontonummer (IBAN) angegeben ist, 
oder im Fall von Guthaben auf Konten bei 
einem Kreditinstitut ohne IBAN den Mitglied-
staat, in dem das Kreditinstitut, bei dem das 
Konto geführt wird, seine Hauptverwaltung 
hat, oder, sofern das Konto bei einer Zweig-
niederlassung, Agentur oder sonstigen Nie-
derlassung geführt wird, den Mitgliedstaat, 
in dem sich die Zweigniederlassung, Agentur 
oder sonstige Niederlassung befindet;

iv)	 Gegenständen oder Rechten, bei denen das 
Eigentum oder die Rechtsinhaberschaft in 
anderen als den unter Ziffer i genannten 
öffentlichen Registern eingetragen ist, den 
Mitgliedstaat, unter dessen Aufsicht das 
Register geführt wird;

v)	 Europäischen Patenten den Mitgliedstaat, 
für den das Europäische Patent erteilt wurde;

vi)	 Urheberrechten und verwandten Schutzrech-
ten den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsge-
biet der Eigentümer solcher Rechte seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz hat;

vii)	 anderen als den unter den Ziffern i bis iv 
genannten körperlichen Gegenständen den 
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich 
der Gegenstand befindet;

viii)	anderen Forderungen gegen Dritte als sol-
chen, die sich auf Vermögenswerte gemäß 
Ziffer iii beziehen, den Mitgliedstaat, in des-
sen Hoheitsgebiet der zur Leistung verpflich-
tete Dritte den Mittelpunkt seiner haupt-
sächlichen Interessen im Sinne des Artikels 3 
Absatz 1 hat;

10.	„Niederlassung“ jeden Tätigkeitsort, an dem 
der Schuldner einer wirtschaftlichen Aktivität 
von nicht vorübergehender Art nachgeht oder in 
den drei Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung 

des Hauptinsolvenzverfahrens nachgegangen 
ist, die den Einsatz von Personal und Vermögens-
werten voraussetzt;
11.	 „lokaler Gläubiger“ den Gläubiger, dessen For-
derungen gegen den Schuldner aus oder in Zu-
sammenhang mit dem Betrieb einer Niederlas-
sung in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
Mitgliedstaat entstanden sind, in dem sich der 
Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen des 
Schuldners befindet;
12.	„ausländischer Gläubiger“ den Gläubiger, der 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt, Wohnsitz oder 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem Mit-
gliedstaat der Verfahrenseröffnung hat, ein-
schließlich der Steuerbehörden und der Sozial-
versicherungsträger der Mitgliedstaaten;
13.	 „Unternehmensgruppe“ ein Mutterunterneh-
men und alle seine Tochterunternehmen;
14.	„Mutterunternehmen“ ein Unternehmen, das 
ein oder mehrere Tochterunternehmen entweder 
unmittelbar oder mittelbar kontrolliert. Ein Unter-
nehmen, das einen konsolidierten Abschluss ge-
mäß der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates15 erstellt, wird als Mut-
terunternehmen angesehen.

Artikel 3 Internationale Zuständigkeit
(1)	 Für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens sind 

die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, in des-
sen Hoheitsgebiet der Schuldner den Mittel-
punkt seiner hauptsächlichen Interessen hat (im 
Folgenden „Hauptinsolvenzverfahren“). Mittel-
punkt der hauptsächlichen Interessen ist der Ort, 
an dem der Schuldner gewöhnlich der Verwal-
tung seiner Interessen nachgeht und der für 
Dritte feststellbar ist.
Bei Gesellschaften oder juristischen Personen 
wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, 
dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Inte-
ressen der Ort ihres Sitzes ist. Diese Annahme 
gilt nur, wenn der Sitz nicht in einem Zeitraum 
von drei Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens in einen anderen Mit-
gliedstaat verlegt wurde.
Bei einer natürlichen Person, die eine selbststän-
dige gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit 
ausübt, wird bis zum Beweis des Gegenteils ver-
mutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächli-
chen Interessen ihre Hauptniederlassung ist. 
Diese Annahme gilt nur, wenn die Hauptnieder-
lassung der natürlichen Person nicht in einem 
Zeitraum von drei Monaten vor dem Antrag auf 

15	 Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und 
damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen 
und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/
EWG des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S 19).
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Eröffnung des Insolvenzverfahrens in einen an-
deren Mitgliedstaat verlegt wurde.
Bei allen anderen natürlichen Personen wird bis 
zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der 
Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen der 
Ort ihres gewöhnlichen Aufenthalts ist. Diese 
Annahme gilt nur, wenn der gewöhnliche Auf-
enthalt nicht in einem Zeitraum von sechs Mona-
ten vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens in einen anderen Mitgliedstaat 
verlegt wurde.

(2)	 Hat der Schuldner den Mittelpunkt seiner haupt-
sächlichen Interessen im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats, so sind die Gerichte eines ande-
ren Mitgliedstaats nur dann zur Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens befugt, wenn der Schuldner 
eine Niederlassung im Hoheitsgebiet dieses 
anderen Mitgliedstaats hat. Die Wirkungen die-
ses Verfahrens sind auf das im Hoheitsgebiet 
dieses letzteren Mitgliedstaats befindliche Ver-
mögen des Schuldners beschränkt.

(3)	 Wird ein Insolvenzverfahren nach Absatz 1 eröff-
net, so ist jedes zu einem späteren Zeitpunkt 
nach Absatz 2 eröffnete Insolvenzverfahren ein 
Sekundärinsolvenzverfahren.

(4)	 Vor der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
nach Absatz 1 kann ein Partikularverfahren nach 
Absatz 2 nur eröffnet werden, falls:
a)	 die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach 
Absatz 1 angesichts der Bedingungen, die das 
Recht des Mitgliedstaats vorschreibt, in dessen 
Hoheitsgebiet der Schuldner den Mittelpunkt 
seiner hauptsächlichen Interessen hat, nicht mö-
glich ist oder
b)	 die Eröffnung des Partikularverfahrens von
i)	 einem Gläubiger beantragt wird, dessen For-

derung sich aus dem Betrieb einer Niederlas-
sung ergibt oder damit im Zusammenhang 
steht, die sich im Hoheitsgebiet des Mitglied-
staats befindet, in dem die Eröffnung des Par-
tikularverfahrens beantragt wird, oder

ii) einer Behörde beantragt wird, die nach dem 
Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheits-
gebiet sich die Niederlassung befindet, das 
Recht hat, die Eröffnung von Insolvenzverfah-
ren zu beantragen.

	 Nach der Eröffnung des Hauptinsolvenzver-
fahrens wird das Partikularverfahren zum 
Sekundärinsolvenzverfahren.

Artikel 4 Prüfung der Zuständigkeit
(1)	 Das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Insol-

venzverfahrens befasste Gericht prüft von Amts 
wegen, ob es nach Artikel 3 zuständig ist. In der 
Entscheidung zur Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens sind die Gründe anzugeben, auf denen die 
Zuständigkeit des Gerichts beruht sowie insbe-

sondere, ob die Zuständigkeit auf Artikel 3 
Absatz 1 oder Absatz 2 gestützt ist.

(2)	 Unbeschadet des Absatzes 1 können die Mitglied-
staaten in Insolvenzverfahren, die gemäß den 
nationalen Rechtsvorschriften ohne gerichtliche 
Entscheidung eröffnet werden, den in einem sol-
chen Verfahren bestellten Verwalter damit be-
trauen, zu prüfen, ob der Mitgliedstaat, in dem 
der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens anhän-
gig ist, gemäß Artikel 3 zuständig ist. Ist dies der 
Fall, führt der Verwalter in der Entscheidung zur 
Verfahrenseröffnung die Gründe auf, auf wel-
chen die Zuständigkeit beruht sowie insbeson-
dere, ob die Zuständigkeit auf Artikel 3 Absatz 1 
oder Absatz 2 gestützt ist.

Artikel 5 Gerichtliche Nachprüfung der Entscheidung 
zur Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens

(1)	 Der Schuldner oder jeder Gläubiger kann die Ent-
scheidung zur Eröffnung des Hauptinsolvenzver-
fahrens vor Gericht aus Gründen der internatio-
nalen Zuständigkeit anfechten.

(2)	 Die Entscheidung zur Eröffnung des Hauptinsol-
venzverfahrens kann von anderen als den in Ab-
satz 1 genannten Verfahrensbeteiligten oder aus 
anderen Gründen als einer mangelnden interna-
tionalen Zuständigkeit angefochten werden, 
wenn dies nach nationalem Recht vorgesehen 
ist.

Artikel 6 Zuständigkeit für Klagen, die unmittelbar 
aus dem Insolvenzverfahren hervorgehen und in 
engem Zusammenhang damit stehen

(1)	 Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Ho-
heitsgebiet das Insolvenzverfahren nach Artikel 3 
eröffnet worden ist, sind zuständig für alle Kla-
gen, die unmittelbar aus dem Insolvenzverfahren 
hervorgehen und in engem Zusammenhang da-
mit stehen, wie beispielsweise Anfechtungskla-
gen.

(2)	 Steht eine Klage nach Absatz 1 im Zusammen-
hang mit einer anderen zivil- oder handelsrecht-
lichen Klage gegen denselben Beklagten, so kann 
der Verwalter beide Klagen bei den Gerichten in 
dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der 
Beklagte seinen Wohnsitz hat, oder – bei einer 
Klage gegen mehrere Beklagte – bei den Gerich-
ten in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsge-
biet einer der Beklagten seinen Wohnsitz hat, 
erheben, vorausgesetzt, die betreffenden Gerich-
te sind nach der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 
zuständig. 

	 Unterabsatz 1 gilt auch für den Schuldner in Ei-
genverwaltung, sofern der Schuldner in Eigen-
verwaltung nach nationalem Recht Klage für die 
Insolvenzmasse erheben kann.
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(3)	 Klagen gelten für die Zwecke des Absatzes 2 als 
miteinander im Zusammenhang stehend, wenn 
zwischen ihnen eine so enge Beziehung gegeben 
ist, dass eine gemeinsame Verhandlung und Ent-
scheidung zweckmäßig ist, um die Gefahr zu ver-
meiden, dass in getrennten Verfahren miteinan-
der unvereinbare Entscheidungen ergehen.

Artikel 7 Anwendbares Recht
(1)	 Soweit diese Verordnung nichts anderes be-

stimmt, gilt für das Insolvenzverfahren und seine 
Wirkungen das Insolvenzrecht des Mitglied-
staats, in dessen Hoheitsgebiet das Verfahren 
eröffnet wird (im Folgenden „Staat der Verfah-
renseröffnung“).

(2)	 Das Recht des Staates der Verfahrenseröffnung 
regelt, unter welchen Voraussetzungen das In-
solvenzverfahren eröffnet wird und wie es durch-
zuführen und zu beenden ist. Es regelt insbeson-
dere:
a)	 bei welcher Art von Schuldnern ein Insolvenz-
verfahren zulässig ist;
b)	 welche Vermögenswerte zur Insolvenzmasse 
gehören und wie die nach der Verfahrenseröff-
nung vom Schuldner erworbenen Vermögens-
werte zu behandeln sind;
c)	 die jeweiligen Befugnisse des Schuldners und 
des Verwalters;
d)	 die Voraussetzungen für die Wirksamkeit ei-
ner Aufrechnung;
e)	 wie sich das Insolvenzverfahren auf laufende 
Verträge des Schuldners auswirkt;
f)	 wie sich die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens auf Rechtsverfolgungsmaßnahmen einzel-
ner Gläubiger auswirkt;
ausgenommen sind die Wirkungen auf anhän-
gige Rechtsstreitigkeiten;
g)	 welche Forderungen als Insolvenzforderun-
gen anzumelden sind und wie Forderungen zu 
behandeln sind, die nach der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens entstehen;
h)	 die Anmeldung, die Prüfung und die Feststel-
lung der Forderungen;
i)	 die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung 
des Vermögens, den Rang der Forderungen und 
die Rechte der Gläubiger, die nach der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens aufgrund eines dingli-
chen Rechts oder infolge einer Aufrechnung teil-
weise befriedigt wurden;
j)	 die Voraussetzungen und die Wirkungen der 
Beendigung des Insolvenzverfahrens, insbeson-
dere durch Vergleich;
k)	 die Rechte der Gläubiger nach der Beendigung 
des Insolvenzverfahrens;
l)	 wer die Kosten des Insolvenzverfahrens ein-
schließlich der Auslagen zu tragen hat;

m)		 welche Rechtshandlungen nichtig, anfecht-
bar oder relativ unwirksam sind, weil sie die 
Gesamtheit der Gläubiger benachteiligen.

Artikel 8 Dingliche Rechte Dritter
(1)	 Das dingliche Recht eines Gläubigers oder eines 

Dritten an körperlichen oder unkörperlichen, be-
weglichen oder unbeweglichen Gegenständen 
des Schuldners – sowohl an bestimmten Gegen-
ständen als auch an einer Mehrheit von nicht be-
stimmten Gegenständen mit wechselnder Zu-
sammensetzung –, die sich zum Zeitpunkt der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens im Hoheits-
gebiet eines anderen Mitgliedstaats befinden, 
wird von der Eröffnung des Verfahrens nicht 
berührt.

(2)	 Rechte im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere
a)	 das Recht, den Gegenstand zu verwerten oder 
verwerten zu lassen und aus dem Erlös oder den 
Nutzungen dieses Gegenstands befriedigt zu 
werden, insbesondere aufgrund eines Pfand-
rechts oder einer Hypothek;
b)	 das ausschließliche Recht, eine Forderung ein-
zuziehen, insbesondere aufgrund eines Pfand-
rechts an einer Forderung oder aufgrund einer 
Sicherheitsabtretung dieser Forderung;
c)	 das Recht, die Herausgabe von Gegenständen 
von jedermann zu verlangen, der diese gegen 
den Willen des Berechtigten besitzt oder nutzt;
d)	 das dingliche Recht, die Früchte eines Gegen-
stands zu ziehen.

(3)	 Das in einem öffentlichen Register eingetragene 
und gegen jedermann wirksame Recht, ein ding-
liches Recht im Sinne von Absatz 1 zu erlangen, 
wird einem dinglichen Recht gleichgestellt.

(4)	 Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit 
oder relativen Unwirksamkeit einer Rechtshand-
lung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m nicht 
entgegen.

Artikel 9 Aufrechnung
(1)	 Die Befugnis eines Gläubigers, mit seiner Forde-

rung gegen eine Forderung eines Schuldners auf-
zurechnen, wird von der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens nicht berührt, wenn diese Aufrechnung 
nach dem für die Forderung des insolventen 
Schuldners maßgeblichen Recht zulässig ist.

(2)	 Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit 
oder relativen Unwirksamkeit einer Rechtshand-
lung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m nicht 
entgegen.

Artikel 10 Eigentumsvorbehalt
(1)	 Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gegen 

den Käufer einer Sache lässt die Rechte der Ver-
käufer aus einem Eigentumsvorbehalt unbe-
rührt, wenn sich diese Sache zum Zeitpunkt der 
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Eröffnung des Verfahrens im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats als dem der Verfah-
renseröffnung befindet.

(2)	 Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gegen 
den Verkäufer einer Sache nach deren Lieferung 
rechtfertigt nicht die Auflösung oder Beendigung 
des Kaufvertrags und steht dem Eigentumser-
werb des Käufers nicht entgegen, wenn sich diese 
Sache zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als 
dem der Verfahrenseröffnung befindet.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 stehen der Nichtigkeit, An-
fechtbarkeit oder relativen Unwirksamkeit einer 
Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 Buch-
stabe m nicht entgegen.

Artikel 11 Vertrag über einen unbeweglichen Gegen-
stand

(1)	 Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 
einen Vertrag, der zum Erwerb oder zur Nutzung 
eines unbeweglichen Gegenstands berechtigt, 
ist ausschließlich das Recht des Mitgliedstaats 
maßgebend, in dessen Hoheitsgebiet sich dieser 
Gegenstand befindet.

(2)	 Die Zuständigkeit für die Zustimmung zu einer 
Beendigung oder Änderung von Verträgen nach 
diesem Artikel liegt bei dem Gericht, das das 
Hauptinsolvenzverfahren eröffnet hat, wenn
a)	 ein derartiger Vertrag nach den für diese Ver-
träge geltenden Rechtsvorschriften des Mitglied-
staats nur mit Zustimmung des Gerichts der Ver-
fahrenseröffnung beendet oder geändert werden 
kann und
b)	 in dem betreffenden Mitgliedstaat kein Insol-
venzverfahren eröffnet worden ist.

Artikel 12 Zahlungssysteme und Finanzmärkte
(1)	 Unbeschadet des Artikels 8 ist für die Wirkungen 

des Insolvenzverfahrens auf die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder eines Zahlungs- oder Ab-
wicklungssystems oder eines Finanzmarktes aus-
schließlich das Recht des Mitgliedstaats maßge-
bend, das für das betreffende System oder den 
betreffenden Markt gilt.

(2)	 Absatz 1 steht einer Nichtigkeit, Anfechtbarkeit 
oder relativen Unwirksamkeit der Zahlungen 
oder Transaktionen gemäß den für das betref-
fende Zahlungssystem oder den betreffenden 
Finanzmarkt geltenden Rechtsvorschriften nicht 
entgegen.

Artikel 13 Arbeitsvertrag
(1)	 Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 

einen Arbeitsvertrag und auf das Arbeitsverhält-
nis gilt ausschließlich das Recht des Mitglied-
staats, das auf den Arbeitsvertrag anzuwenden 
ist.

(2)	 Die Zuständigkeit für die Zustimmung zu einer 
Beendigung oder Änderung von Verträgen nach 
diesem Artikel verbleibt bei den Gerichten des 
Mitgliedstaats, in dem ein Sekundärinsolvenz-
verfahren eröffnet werden kann, auch wenn in 
dem betreffenden Mitgliedstaat kein Insolvenz-
verfahren eröffnet worden ist.
Unterabsatz 1 gilt auch für eine Behörde, die 
nach nationalem Recht für die Zustimmung zu 
einer Beendigung oder Änderung von Verträgen 
nach diesem Artikel zuständig ist.

Artikel 14 Wirkung auf eintragungspflichtige Rechte
Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 
Rechte des Schuldners an einem unbeweglichen 
Gegenstand, einem Schiff oder einem Luftfahr-
zeug, die der Eintragung in ein öffentliches 
Register unterliegen, ist das Recht des Mitglied-
staats maßgebend, unter dessen Aufsicht das 
Register geführt wird.

Artikel 15 Europäische Patente mit einheitlicher 
Wirkung und Gemeinschaftsmarken
Für die Zwecke dieser Verordnung kann ein Euro-
päisches Patent mit einheitlicher Wirkung, eine 
Gemeinschaftsmarke oder jedes andere durch 
Unionsrecht begründete ähnliche Recht nur in 
ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 miteinbezo-
gen werden.

Artikel 16 Benachteiligende Handlungen
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m findet keine An-
wendung, wenn die Person, die durch eine die 
Gesamtheit der Gläubiger benachteiligende 
Handlung begünstigt wurde, nachweist, dass a) 
für diese Handlung das Recht eines anderen Mit-
gliedstaats als des Staates der Verfahrenseröff-
nung maßgeblich ist und b) diese Handlung im 
vorliegenden Fall in keiner Weise nach dem 
Recht dieses Mitgliedstaats angreifbar ist.

Artikel 17 Schutz des Dritterwerbers
Verfügt der Schuldner durch eine nach Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens vorgenommene Hand-
lung gegen Entgelt über
a)	 einen unbeweglichen Gegenstand,
b) 	ein Schiff oder ein Luftfahrzeug, das der Ein-
tragung in ein öffentliches Register unterliegt, 
oder
c)	 Wertpapiere, deren Eintragung in ein gesetz-
lich vorgeschriebenes Register Voraussetzung 
für ihre Existenz ist,
so richtet sich die Wirksamkeit dieser Rechts-
handlung nach dem Recht des Staats, in dessen 
Hoheitsgebiet sich dieser unbewegliche Gegen-
stand befindet oder unter dessen Aufsicht das 
Register geführt wird.
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Artikel 18 Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 
anhängige Rechtstreitigkeiten und Schiedsver-
fahren
Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf 
einen anhängigen Rechtsstreit oder ein anhängi-
ges Schiedsverfahren über einen Gegenstand 
oder ein Recht, der bzw. das Teil der Insolvenz-
masse ist, gilt ausschließlich das Recht des Mit-
gliedstaats, in dem der Rechtsstreit anhängig 
oder in dem das Schiedsgericht belegen ist.

KAPITEL II: ANERKENNUNG DER 
INSOLVENZVERFAHREN

Artikel 19 Grundsatz
(1)	 Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens durch 

ein nach Artikel 3 zuständiges Gericht eines Mit-
gliedstaats wird in allen übrigen Mitgliedstaaten 
anerkannt, sobald die Entscheidung im Staat der 
Verfahrenseröffnung wirksam ist.
Die Regel nach Unterabsatz 1 gilt auch, wenn in 
den übrigen Mitgliedstaaten über das Vermögen 
des Schuldners wegen seiner Eigenschaft ein In-
solvenzverfahren nicht eröffnet werden könnte.

(2)	 Die Anerkennung eines Verfahrens nach Artikel 3 
Absatz 1 steht der Eröffnung eines Verfahrens 
nach Artikel 3 Absatz 2 durch ein Gericht eines 
anderen Mitgliedstaats nicht entgegen. In die-
sem Fall ist das Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 
ein Sekundärinsolvenzverfahren im Sinne von 
Kapitel III.

Artikel 20 Wirkungen der Anerkennung
(1)	 Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach 

Artikel 3 Absatz 1 entfaltet in jedem anderen Mit-
gliedstaat, ohne dass es hierfür irgendwelcher 
Förmlichkeiten bedürfte, die Wirkungen, die das 
Recht des Staates der Verfahrenseröffnung dem 
Verfahren beilegt, sofern diese Verordnung 
nichts anderes bestimmt und solange in diesem 
anderen Mitgliedstaat kein Verfahren nach Arti-
kel 3 Absatz 2 eröffnet ist.

(2)	 Die Wirkungen eines Verfahrens nach Artikel 3 
Absatz 2 dürfen in den anderen Mitgliedstaaten 
nicht in Frage gestellt werden. Jegliche Beschrän-
kung der Rechte der Gläubiger, insbesondere eine 
Stundung oder eine Schuldbefreiung infolge des 
Verfahrens, wirkt hinsichtlich des im Hoheitsge-
biet eines anderen Mitgliedstaats befindlichen 
Vermögens nur gegenüber den Gläubigern, die 
ihre Zustimmung hierzu erteilt haben.

Artikel 21 Befugnisse des Verwalters
(1)	 Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 

Absatz 1 zuständiges Gericht bestellt worden ist, 
darf im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats alle 

Befugnisse ausüben, die ihm nach dem Recht des 
Staates der Verfahrenseröffnung zustehen, so-
lange in dem anderen Staat nicht ein weiteres 
Insolvenzverfahren eröffnet ist oder eine gegen-
teilige Sicherungsmaßnahme auf einen Antrag 
auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens hin 
ergriffen worden ist. Er darf insbesondere vorbe-
haltlich der Artikel 8 und 10 die zur Masse gehö-
renden Gegenstände aus dem Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaats entfernen, in dem diese sich 
befinden.

(2)	 Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 
Absatz 2 zuständiges Gericht bestellt worden ist, 
darf in jedem anderen Mitgliedstaat gerichtlich 
und außergerichtlich geltend machen, dass ein 
beweglicher Gegenstand nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens aus dem Hoheitsgebiet des 
Staates der Verfahrenseröffnung in das Hoheits-
gebiet dieses anderen Mitgliedstaats verbracht 
worden ist. Des Weiteren kann der Verwalter 
eine den Interessen der Gläubiger dienende 
Anfechtungsklage erheben.

(3)	 Bei der Ausübung seiner Befugnisse hat der Ver-
walter das Recht des Mitgliedstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet er handeln will, zu beachten, ins-
besondere hinsichtlich der Art und Weise der 
Verwertung eines Gegenstands der Masse. Diese 
Befugnisse dürfen nicht die Anwendung von 
Zwangsmitteln ohne Anordnung durch ein Ge-
richts dieses Mitgliedstaats oder das Recht um-
fassen, Rechtsstreitigkeiten oder andere Ausei-
nandersetzungen zu entscheiden.

Artikel 22 Nachweis der Verwalterbestellung
Die Bestellung zum Verwalter wird durch eine 
beglaubigte Abschrift der Entscheidung, durch 
die er bestellt worden ist, oder durch eine andere 
von dem zuständigen Gericht ausgestellte Be-
scheinigung nachgewiesen.
Es kann eine Übersetzung in die Amtssprache 
oder eine der Amtssprachen des Mitgliedstaats, 
in dessen Hoheitsgebiet er handeln will, verlangt 
werden. Eine Legalisation oder eine entspre-
chende andere Förmlichkeit wird nicht verlangt.

Artikel 23 Herausgabepflicht und Anrechnung
(1)	 Ein Gläubiger, der nach der Eröffnung eines Insol-

venzverfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 auf irgend-
eine Weise, insbesondere durch Zwangsvollstre-
ckung, vollständig oder teilweise aus einem 
Gegenstand der Masse befriedigt wird, der im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaat bele-
gen ist, hat vorbehaltlich der Artikel 8 und 10 das 
Erlangte an den Verwalter herauszugeben.

(2)	 Zur Wahrung der Gleichbehandlung der Gläubiger 
nimmt ein Gläubiger, der in einem Insolvenzver-
fahren eine Quote auf seine Forderung erlangt 
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hat, an der Verteilung im Rahmen eines anderen 
Verfahrens erst dann teil, wenn die Gläubiger 
gleichen Ranges oder gleicher Gruppenzugehö-
rigkeit in diesem anderen Verfahren die gleiche 
Quote erlangt haben.

Artikel 24 Einrichtung von Insolvenzregistern
(1)	 Die Mitgliedstaaten errichten und unterhalten in 

ihrem Hoheitsgebiet ein oder mehrere Register, 
um Informationen über Insolvenzerfahren be-
kannt zu machen (im Folgenden „Insolvenzregis-
ter“). Diese Informationen werden so bald als 
möglich nach Eröffnung eines solchen Verfah-
rens bekanntgemacht.

(2)	 Die Informationen nach Absatz 1 sind gemäß den 
Voraussetzungen nach Artikel 27 öffentlich be-
kannt zu machen und umfassen die folgenden 
Informationen (im Folgenden „Pflichtinformatio-
nen“):
a)	 Datum der Eröffnung des Insolvenzverfahrens;
b)	 Gericht, das das Insolvenzverfahren eröffnet 
hat, und – soweit vorhanden – Aktenzeichen;
c)	 Art des eröffneten Insolvenzverfahrens nach 
Anhang A und gegebenenfalls Unterart des nach 
nationalem Recht eröffneten Verfahrens;
d)	 Angaben dazu, ob die Zuständigkeit für die 
Eröffnung des Verfahrens auf Artikel 3 Absatz 1, 2 
oder 4 beruht;
e)	 Name, Registernummer, Sitz oder, sofern da-
von abweichend, Postanschrift des Schuldners, 
wenn es sich um eine Gesellschaft oder eine 
juristische Person handelt;
f)	 Name, gegebenenfalls Registernummer sowie 
Postanschrift des Schuldners oder, falls die An-
schrift geschützt ist, Geburtsort und Geburtsda-
tum des Schuldners, wenn er eine natürliche Per-
son ist, unabhängig davon, ob er eine 
selbstständige gewerbliche oder freiberufliche 
Tätigkeit ausübt;
g)	 gegebenenfalls Name, Postanschrift oder 
E-Mail-Adresse des für das Verfahren bestellten 
Verwalters;
h)	 gegebenenfalls die Frist für die Anmeldung 
der Forderungen bzw. einen Verweis auf die Kri-
terien für die Berechnung dieser Frist;
i)	 gegebenenfalls das Datum der Beendigung 
des Hauptinsolvenzverfahrens;
j)	 das Gericht, das gemäß Artikel 5 für eine An-
fechtung der Entscheidung zur Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens zuständig ist und gegebe-
nenfalls die Frist für die Anfechtung bzw. einen 
Verweis auf die Kriterien für die Berechnung die-
ser Frist.

(3)	 Absatz 2 hindert die Mitgliedstaaten nicht, Doku-
mente oder zusätzliche Informationen, beispiels-
weise denn Ausschluss von einer Tätigkeit als 
Geschäftsleiter im Zusammenhang mit der Insol-

venz, in ihre nationalen Insolvenzregister aufzu-
nehmen.

(4)	 Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, die in 
Absatz 1 dieses Artikels genannten Informatio-
nen über natürliche Personen, die keine selbst-
ständige gewerbliche oder freiberufliche Tätig-
keit ausüben, in die Insolvenzregister 
aufzunehmen oder diese Informationen über das 
System der Vernetzung dieser Register öffentlich 
zugänglich zu machen, sofern bekannte auslän-
dische Gläubiger gemäß Artikel 54 über die in 
Absatz 2 Buchstabe j dieses Artikels genannten 
Elemente informiert werden.
Macht ein Mitgliedstaat von der in Unterabsatz 1 
genannten Möglichkeit Gebrauch, so berührt das 
Insolvenzverfahren nicht die Forderungen der 
ausländischen Gläubiger, die die Informationen 
gemäß Unterabsatz 1 nicht erhalten haben.

(5)	 Die Bekanntmachung von Informationen in den 
Registern gemäß dieser Verordnung hat keine 
anderen Rechtswirkungen als die, die nach natio-
nalem Recht und in Artikel 55 Absatz 6 festgelegt 
sind.

Artikel 25 Vernetzung von Insolvenzregistern
(1)	 Die Kommission richtet im Wege von Durchfüh-

rungsrechtsakten ein dezentrales System zur 
Vernetzung der Insolvenzregister ein. Dieses Sys-
tem besteht aus den Insolvenzregistern und dem 
Europäischen Justizportal, das für die Öffentlich-
keit als zentraler elektronischer Zugangspunkt 
zu Informationen im System dient. Das System 
bietet für die Abfrage der Pflichtinformationen 
und alle anderen Dokumente oder Informatio-
nen in den Insolvenzregistern, die von den Mit-
gliedstaaten über das Europäische Justizportal 
verfügbar gemacht werden, einen Suchdienst in 
allen Amtssprachen der Organe der Union.

(2)	 Die Kommission legt im Wege von Durchfüh-
rungsrechtsakten gemäß dem Verfahren nach 
Artikel 87 bis zum 26. Juni 2019 Folgendes fest:
a)	 die technischen Spezifikationen für die elek-
tronische Kommunikation und den elektroni-
schen Informationsaustausch auf der Grundlage 
der festgelegten Schnittstellenspezifikation für 
das System zur Vernetzung der Insolvenzregister;
b)	 die technischen Maßnahmen, durch die die 
IT-Mindestsicherheitsstandards für die Über-
mittlung und Verbreitung von Informationen 
innerhalb des Systems zur Vernetzung der Insol-
venzregister gewährleistet werden;
c)	 die Mindestkriterien für den vom Europäi-
schen Justizportal bereitgestellten Suchdienst 
anhand der Informationen nach Artikel 24;
d)	 die Mindestkriterien für die Anzeige der Such-
ergebnisse in Bezug auf die Informationen nach 
Artikel 24;
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e)	 die Mittel und technischen Voraussetzungen 
für die Verfügbarkeit der durch das System der 
Vernetzung von Insolvenzregistern angebotenen 
Dienste und
f)	 ein Glossar mit einer allgemeinen Erläuterung 
der in Anhang A aufgeführten nationalen Insol-
venzverfahren.

Artikel 26 Kosten für die Einrichtung und Vernetzung 
der Insolvenzregister

(1)	 Die Einrichtung, Unterhaltung und Weiterent-
wicklung des Systems zur Vernetzung der Insol-
venzregister wird aus dem Gesamthaushalt der 
Union finanziert.

(2)	 Jeder Mitgliedstaat trägt die Kosten für die Ein-
richtung und Anpassung seiner nationalen Insol-
venzregister für deren Interoperabilität mit dem 
Europäischen Justizportal sowie die Kosten für 
die Verwaltung, den Betrieb und die Pflege dieser 
Register. Davon unberührt bleibt die Möglich-
keit, Zuschüsse zur Unterstützung dieser Vorha-
ben im Rahmen der Finanzierungsprogramme 
der Union zu beantragen.

Artikel 27 Voraussetzungen für den Zugang zu Infor-
mationen über das System der Vernetzung

(1)	 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Pflichtinformationen nach Artikel 24 Absatz 2 
Buchstaben a bis j über das System der Vernet-
zung von Insolvenzregistern gebührenfrei zur 
Verfügung stehen.

(2)	 Diese Verordnung hindert die Mitgliedstaaten 
nicht, für den Zugang zu den Dokumenten oder 
zusätzlichen Informationen nach Artikel 24 Ab-
satz 3 über das System der Vernetzung von Insol-
venzregister eine angemessene Gebühr zu erhe-
ben.

(3)	 Die Mitgliedstaaten können den Zugang zu 
Pflichtinformationen bezüglich natürlicher Per-
sonen, die keine selbstständige gewerbliche oder 
freiberufliche Tätigkeit ausüben sowie bezüglich 
natürlicher Personen, die eine selbstständige 
gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit aus-
üben, sofern sich das Insolvenzverfahren nicht 
auf diese Tätigkeit bezieht, von zusätzlichen, 
über die Mindestkriterien nach Artikel 25 
Absatz 2 Buchstabe c hinausgehenden Suchkri-
terien in Bezug auf den Schuldner abhängig 
machen.

(4)	 Die Mitgliedstaaten können ferner verlangen, 
dass der Zugang zu den Informationen nach Ab-
satz 3 von einem Antrag an die zuständige 
Behörde abhängig zu machen ist. Die Mitglied-
staaten können den Zugang von der Prüfung des 
berechtigten Interesses am Zugang zu diesen 
Daten anhängig machen. Der anfragenden Per-
son muss es möglich sein, die Auskunftsanfrage 

in elektronischer Form anhand eines Standard-
formulars über das Europäische Justizportal zu 
übermitteln. Ist ein berechtigtes Interesse erfor-
derlich, so ist es zulässig, dass die anfragende 
Person die Rechtmäßigkeit ihres Antrags anhand 
von Kopien einschlägiger Dokumente in elektro-
nischer Form belegt. Die anfragende Person er-
hält innerhalb von drei Arbeitstagen eine Ant-
wort von der zuständigen Behörde.
Die anfragende Person ist weder verpflichtet, 
Übersetzungen der Dokumente, die die Berechti-
gung ihrer Anfrage belegen, zur Verfügung zu 
stellen, noch dazu, die bei der Behörde mögli-
cherweise aufgrund der Übersetzungen anfallen-
den Kosten zu tragen.

Artikel 28 Öffentliche Bekanntmachung in einem 
anderen Mitgliedstaat

(1)	 Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenver-
waltung hat zu beantragen, dass eine Bekannt-
machung der Entscheidung zur Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens und gegebenenfalls der Ent-
scheidung zur Bestellung des Verwalters in 
jedem anderen Mitgliedstaat, in dem sich eine 
Niederlassung des Schuldners befindet, nach den 
in diesem Mitgliedstaat vorgesehenen Verfahren 
veröffentlicht wird. In der Bekanntmachung ist 
gegebenenfalls anzugeben, wer als Verwalter 
bestellt wurde und ob sich die Zuständigkeit aus 
Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 ergibt.

(2)	 Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenver-
waltung kann beantragen, dass die Bekanntma-
chung nach Absatz 1 in jedem anderen Mitglied-
staat, in dem er dies für notwendig hält, nach 
dem in diesem Mitgliedstaat vorgesehenen Ver-
fahren der Bekanntmachung veröffentlicht wird.

Artikel 29 Eintragung in öffentliche Register eines 
anderen Mitgliedstaats

(1)	 Ist es in einem Mitgliedstaat, in dem sich eine 
Niederlassung des Schuldners befindet und diese 
Niederlassung in einem öffentlichen Register 
dieses Mitgliedstaats eingetragen ist oder in 
dem unbewegliches Vermögen des Schuldners 
belegen ist, gesetzlich vorgeschrieben, dass die 
Informationen nach Artikel 28 über die Eröffnung 
eines Insolvenz verfahrens im Grundbuch, Han-
delsregister oder einem sonstigen öffentlichen 
Register einzutragen sind, stellt der Verwalter 
oder der Schuldner in Eigenverwaltung die Ein-
tragung im Register durch alle dazu erforderli-
chen Maßnahmen sicher.

(2)	 Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenver-
waltung kann diese Eintragung in jedem ande-
ren Mitgliedstaat beantragen, sofern das Recht 
des Mitgliedstaats, in dem das Register geführt 
wird, eine solche Eintragung zulässt.
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Artikel 30 Kosten
Die Kosten der öffentlichen Bekanntmachung 
nach Artikel 28 und der Eintragung nach Artikel 
29 gelten als Kosten und Aufwendungen des Ver-
fahrens.

Artikel 31 Leistung an den Schuldner
(1)	 Wer in einem Mitgliedstaat an einen Schuldner 

leistet, über dessen Vermögen in einem anderen 
Mitgliedstaat ein Insolvenzverfahren eröffnet 
worden ist, obwohl er an den Verwalter des In-
solvenzverfahrens hätte leisten müssen, wird 
befreit, wenn ihm die Eröffnung des Verfahrens 
nicht bekannt war.

(2)	 Erfolgt die Leistung vor der öffentlichen Bekannt-
machung nach Artikel 28, so wird bis zum Beweis 
des Gegenteils vermutet, dass dem Leistenden 
die Eröffnung nicht bekannt war. Erfolgt die Leis-
tung nach der Bekanntmachung gemäß Artikel 
28, so wird bis zum Beweis des Gegenteils ver-
mutet, dass dem Leistenden die Eröffnung be-
kannt war.

Artikel 32 Anerkennung und Vollstreckbarkeit sonsti-
ger Entscheidungen

(1)	 Die zur Durchführung und Beendigung eines In-
solvenzverfahrens ergangenen Entscheidungen 
eines Gerichts, dessen Eröffnungsentscheidung 
nach Artikel 19 anerkannt wird, sowie ein von 
diesem Gericht bestätigter Vergleich werden 
ebenfalls ohne weitere Förmlichkeiten aner-
kannt. Diese Entscheidungen werden nach den 
Artikeln 39 bis 44 und 47 bis 57 der Verordnung 
(EU) Nr. 1215/2012 vollstreckt.
Unterabsatz 1 gilt auch für Entscheidungen, die 
unmittelbar aufgrund des Insolvenzverfahrens 
ergehen und in engem Zusammenhang damit 
stehen, auch wenn diese Entscheidungen von 
einem anderen Gericht erlassen werden.
Unterabsatz 1 gilt auch für Entscheidungen über 
Sicherungsmaßnahmen, die nach dem Antrag 
auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder in 
Verbindung damit getroffen werden.

(2)	 Die Anerkennung und Vollstreckung anderer als 
der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Ent-
scheidungen unterliegen der Verordnung (EU) 
Nr. 1215/2012, sofern jene Verordnung anwend-
bar ist.

Artikel 33 Öffentliche Ordnung
Jeder Mitgliedstaat kann sich weigern, ein in 
einem anderen Mitgliedstaat eröffnetes Insol-
venzverfahren anzuerkennen oder eine in einem 
solchen Verfahren ergangene Entscheidung zu 
vollstrecken, soweit diese Anerkennung oder 
Vollstreckung zu einem Ergebnis führt, das 
offensichtlich mit seiner öffentlichen Ordnung, 

insbesondere mit den Grundprinzipien oder den 
verfassungsmäßig garantierten Rechten und 
Freiheiten des Einzelnen, unvereinbar ist.

KAPITEL III: SEKUNDÄRINSOLVENZVERFAHREN

Artikel 34 Verfahrenseröffnung
Ist durch ein Gericht eines Mitgliedstaats ein 
Hauptinsolvenzverfahren eröffnet worden, das 
in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt wor-
den ist, kann ein nach Artikel 3 Absatz 2 zuständi-
ges Gericht dieses anderen Mitgliedstaats nach 
Maßgabe der Vorschriften dieses Kapitels ein 
Sekundärinsolvenzverfahren eröffnen. War es 
für das Hauptinsolvenzverfahren erforderlich, 
dass der Schuldner insolvent ist, so wird die Insol-
venz des Schuldners in dem Mitgliedstaat, in 
dem ein Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet 
werden kann, nicht erneut geprüft. Die Wirkun-
gen des Sekundärinsolvenzverfahrens sind auf 
das Vermögen des Schuldners beschränkt, das im 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats belegen ist, in 
dem dieses Verfahren eröffnet wurde.

Artikel 35 Anwendbares Recht
Soweit diese Verordnung nichts anderes be-
stimmt, finden auf das Sekundärinsolvenzver-
fahren die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats 
Anwendung, in dessen Hoheitsgebiet das Sekun-
därinsolvenzverfahren eröffnet worden ist.

Artikel 36 Recht, zur Vermeidung eines Sekundärin-
solvenzverfahrens eine Zusicherung zu geben

(1)	 Um die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzver-
fahrens zu vermeiden, kann der Verwalter des 
Hauptinsolvenzverfahrens in Bezug auf das Ver-
mögen, das in dem Mitgliedstaat, in dem ein 
Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet werden 
könnte, belegen ist, eine einseitige Zusicherung 
(im Folgenden „Zusicherung“) des Inhalts geben, 
dass er bei der Verteilung dieses Vermögens oder 
des bei seiner Verwertung erzielten Erlöses die 
Verteilungs- und Vorzugsrechte nach nationa-
lem Recht wahrt, die Gläubiger hätten, wenn ein 
Sekundärinsolvenzverfahren in diesem Mitglied-
staat eröffnet worden wäre. Die Zusicherung 
nennt die ihr zugrunde liegenden tatsächlichen 
Annahmen, insbesondere in Bezug auf den Wert 
der in dem betreffenden Mitgliedstaat belege-
nen Gegenstände der Masse und die Möglichkei-
ten ihrer Verwertung.

(2)	 Wurde eine Zusicherung im Einklang mit diesem 
Artikel gegeben, so gilt für die Verteilung des Erlö-
ses aus der Verwertung von Gegenständen der 
Masse nach Absatz 1, für den Rang der Forderun-
gen und für die Rechte der Gläubiger in Bezug auf 
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Gegenstände der Masse nach Absatz 1 das Recht 
des Mitgliedstaats, in dem das Sekundärinsol
venzverfahren hätte eröffnet werden können. 
Maßgebender Zeitpunkt für die Feststellung, wel-
che Gegenstände nach Absatz 1 betroffen sind, ist 
der Zeitpunkt der Abgabe der Zusicherung.

(3)	 Die Zusicherung erfolgt in der Amtssprache oder 
einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, in 
dem ein Sekundärinsolvenzverfahren hätte 
eröffnet werden können, oder – falls es in dem 
betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtsspra-
chen gibt – in der Amtssprache oder einer Amts-
sprache des Ortes, an dem das Sekundärinsol-
venzverfahren hätte eröffnet werden können.

(4)	 Die Zusicherung erfolgt in schriftlicher Form. Sie 
unterliegt den gegebenenfalls im Staat der Eröff-
nung des Hauptinsolvenzverfahrens geltenden 
Formerfordernissen und Zustimmungserforder-
nissen hinsichtlich der Verteilung.

(5)	 Die Zusicherung muss von den bekannten loka-
len Gläubigern gebilligt werden. Die Regeln über 
die qualifizierte Mehrheit und über die Abstim-
mung, die für die Annahme von Sanierungsplä-
nen gemäß dem Recht des Mitgliedstaats, in 
dem ein Sekundärinsolvenzverfahren hätte 
eröffnet werden können, gelten, gelten auch für 
die Billigung der Zusicherung. Die Gläubiger kön-
nen über Fernkommunikationsmittel an der Ab-
stimmung teilzunehmen, sofern das nationale 
Recht dies gestattet. Der Verwalter unterrichtet 
die bekannten lokalen Gläubiger über die Zusi-
cherung, die Regeln und Verfahren für deren Bil-
ligung sowie die Billigung oder deren Ablehnung.

(6)	 Eine gemäß diesem Artikel gegebene und gebil-
ligte Zusicherung ist für die Insolvenzmasse ver-
bindlich. Wird ein Sekundärinsolvenzverfahren 
gemäß den Artikeln 37 und 38 eröffnet, so gibt 
der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens 
Gegenstände der Masse, die er nach Abgabe der 
Zusicherung aus dem Hoheitsgebiet dieses Mit-
gliedstaats entfernt hat, oder – falls diese bereits 
verwertet wurden – ihren Erlös an den Verwalter 
des Sekundärinsolvenzverfahrens heraus.

(7)	 Hat der Verwalter eine Zusicherung gegeben, so 
benachrichtigt er die lokalen Gläubiger, bevor er 
Massegegenstände und Erlöse im Sinne des Absat-
zes 1 verteilt, über die beabsichtigte Verteilung. 
Entspricht diese Benachrichtigung nicht dem 
Inhalt der Zusicherung oder dem geltendem Recht, 
so kann jeder lokale Gläubiger diese Verteilung vor 
einem Gericht des Mitgliedstaats anfechten, in 
dem das Hauptinsolvenzverfahren eröffnet wurde, 
um eine Verteilung gemäß dem Inhalt der Zusiche-
rung und dem geltendem Recht zu erreichen. In 
diesen Fällen findet keine Verteilung statt, bis das 
Gericht über die Anfechtung entschieden hat.

(8)	 Lokale Gläubiger können die Gerichte des Mit-
gliedstaats, in dem das Hauptinsolvenzverfahren 
eröffnet wurde, anrufen, um den Verwalter des 
Hauptinsolvenzverfahrens zu verpflichten, die 
Einhaltung des Inhalts der Zusicherung durch 
alle geeigneten Maßnahmen nach dem Recht 
des Staats, in dem das Hauptinsolvenzverfahren 
eröffnet wurde, sicherzustellen.

(9)	 Lokale Gläubiger können auch die Gerichte des 
Mitgliedstaats, in dem ein Sekundärinsolvenz-
verfahren eröffnet worden wäre, anrufen, damit 
das Gericht einstweilige Maßnahmen oder Siche-
rungsmaßnahmen trifft, um die Einhaltung des 
Inhalts der Zusicherung durch den Verwalter 
sicherzustellen.

(10)	 Der Verwalter haftet gegenüber den lokalen 
Gläubigern für jeden Schaden infolge der Nicht-
erfüllung seiner Pflichten und Auflagen im Sinne 
dieses Artikels.

(11)	 Für die Zwecke dieses Artikels gilt eine Behörde, 
die in dem Mitgliedstaat, in dem ein Sekundär
insolvenzverfahren hätte eröffnet werden kön-
nen, eingerichtet ist und die nach der Richtlinie 
2008/94/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates16 verpflichtet ist, die Befriedigung nicht 
erfüllter Ansprüche von Arbeitnehmern aus 
Arbeitsverträgen oder Arbeitsverhältnissen zu 
garantieren, als lokaler Gläubiger, sofern dies im 
nationalen Recht geregelt ist.

Artikel 37 Recht auf Beantragung eines Sekundärin-
solvenzverfahrens

(1)	 Die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfah-
rens kann beantragt werden von 
a)	 dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens,
b)	 jeder anderen Person oder Behörde, die nach 
dem Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheits-
gebiet die Eröffnung des Sekundärinsolvenzver-
fahrens beantragt wird, dazu befugt ist.

(2)	 Ist eine Zusicherung im Einklang mit Artikel 36 
bindend geworden, so ist der Antrag auf Eröff-
nung eines Sekundärinsolvenzverfahrens inner-
halb von 30 Tagen nach Erhalt der Mitteilung 
über die Billigung der Zusicherung zu stellen.

Artikel 38 Entscheidung zur Eröffnung eines 
Sekundärinsolvenzverfahrens

(1)	 Das mit einem Antrag auf Eröffnung eines 
Sekundärinsolvenzverfahrens befasste Gericht 
unterrichtet den Verwalter oder den Schuldner in 
Eigenverwaltung des Hauptinsolvenzverfahrens 
umgehend davon und gibt ihm Gelegenheit, sich 
zu dem Antrag zu äußern.

16	 Richtlinie 2008/94/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
Oktober 2008 über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit 
des Arbeitgebers (ABl. L 283 vom 28.10.2008, S. 36).
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(2)	 Hat der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens 
eine Zusicherung gemäß Artikel 36 gegeben, so 
eröffnet das in Absatz 1 dieses Artikels genannte 
Gericht auf Antrag des Verwalters kein Sekun-
därinsolvenzverfahren, wenn es der Überzeugung 
ist, dass die Zusicherung die allgemeinen Interes-
sen der lokalen Gläubiger angemessen schützt.

(3)	 Wurde eine vorübergehende Aussetzung eines 
Einzelvollstreckungsverfahrens gewährt, um 
Verhandlungen zwischen dem Schuldner und 
seinen Gläubigern zu ermöglichen, so kann das 
Gericht auf Antrag des Verwalters oder des 
Schuldners in Eigenverwaltung die Eröffnung 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens für einen 
Zeitraum von höchstens drei Monaten ausset-
zen, wenn geeignete Maßnahmen zum Schutz 
des Interesses der lokalen Gläubiger bestehen.
Das in Absatz 1 genannte Gericht kann Siche-
rungsmaßnahmen zum Schutz des Interesses der 
lokalen Gläubiger anordnen, indem es dem Ver-
walter oder Schuldner in Eigenverwaltung unter-
sagt, Gegenstände der Masse, die in dem Mit-
gliedstaat belegen sind, in dem sich seine 
Niederlassung befindet, zu entfernen oder zu 
veräußern, es sei denn, dies erfolgt im Rahmen 
des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs. Das 
Gericht kann ferner andere Maßnahmen zum 
Schutz des Interesses der lokalen Gläubiger wäh-
rend einer Aussetzung anordnen, es sei denn, 
dies ist mit den nationalen Vorschriften über 
Zivilverfahren unvereinbar.
Die Aussetzung der Eröffnung eines Sekundärin-
solvenzverfahrens wird vom Gericht von Amts 
wegen oder auf Antrag eines Gläubigers wider-
rufen, wenn während der Aussetzung im Zuge 
der Verhandlungen gemäß Unterabsatz 1 eine 
Vereinbarung geschlossen wurde.
Die Aussetzung kann vom Gericht von Amts we-
gen oder auf Antrag eines Gläubigers widerrufen 
werden, wenn die Fortdauer der Aussetzung für 
die Rechte des Gläubigers nachteilig ist, insbe-
sondere wenn die Verhandlungen zum Erliegen 
gekommen sind oder wenn offensichtlich gewor-
den ist, dass sie wahrscheinlich nicht abgeschlos-
sen werden, oder wenn der Verwalter oder der 
Schuldner in Eigenverwaltung gegen das Verbot 
der Veräußerung von Gegenständen der Masse 
oder ihres Entfernens aus dem Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaats, in dem sich seine Niederlassung 
befindet, verstoßen hat.

(4)	 Auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenz-
verfahrens kann das Gericht nach Absatz 1 
abweichend von der ursprünglich beantragten 
Art des Insolvenzverfahrens ein anderes in 
Anhang A aufgeführtes Insolvenzverfahren 
eröffnen, sofern die Voraussetzungen für die 
Eröffnung dieses anderen Verfahrens nach natio-

nalem Recht erfüllt sind und dieses Verfahren im 
Hinblick auf die Interessen der lokalen Gläubiger 
und die Kohärenz zwischen Haupt- und Sekun-
därinsolvenzverfahren am geeignetsten ist. Arti-
kel 34 Satz 2 findet Anwendung.

Artikel 39 Gerichtliche Nachprüfung der Entscheidung 
zur Eröffnung des Sekundärinsolvenzverfahrens
Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens 
kann die Entscheidung zur Eröffnung eines 
Sekundärinsolvenzverfahrens bei dem Gericht 
des Mitgliedstaats, in dem das Sekundärinsol-
venzverfahren eröffnet wurde, mit der Begrün-
dung anfechten, dass das Gericht den Vorausset-
zungen und Anforderungen des Artikels 38 nicht 
entsprochen hat.

Artikel 40 Kostenvorschuss
Verlangt das Recht des Mitgliedstaats, in dem 
ein Sekundärinsolvenzverfahren beantragt wird, 
dass die Kosten des Verfahrens einschließlich der 
Auslagen ganz oder teilweise durch die Masse 
gedeckt sind, so kann das Gericht, bei dem ein 
solcher Antrag gestellt wird, vom Antragsteller 
einen Kostenvorschuss oder eine angemessene 
Sicherheitsleistung verlangen.

Artikel 41 Zusammenarbeit und Kommunikation der 
Verwalter

(1)	 Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und 
der oder die in Sekundärinsolvenzverfahren über 
das Vermögen desselben Schuldners bestellten 
Verwalter arbeiten soweit zusammen, wie eine 
solche Zusammenarbeit mit den für das jeweilige 
Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist. 
Die Zusammenarbeit kann in beliebiger Form, 
einschließlich durch den Abschluss von Vereinba-
rungen oder Verständigungen, erfolgen.

(2)	 Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach 
Absatz 1 obliegt es den Verwaltern,
a)	 einander so bald wie möglich alle Informatio-
nen mitzuteilen, die für das jeweilige andere Ver-
fahren von Bedeutung sein können, insbeson-
dere den Stand der Anmeldung und Prüfung der 
Forderungen sowie alle Maßnahmen zur Rettung 
oder Sanierung des Schuldners oder zur Beendi-
gung des Insolvenzverfahrens, vorausgesetzt, es 
bestehen geeignete Vorkehrungen zum Schutz 
vertraulicher Informationen;
b)	 die Möglichkeit einer Sanierung des Schuld-
ners zu prüfen und, falls eine solche Möglichkeit 
besteht, die Ausarbeitung und Umsetzung eines 
Sanierungsplans zu koordinieren;
c)	 die Verwertung oder Verwendung der Insol-
venzmasse und die Verwaltung der Geschäfte 
des Schuldners zu koordinieren; der Verwalter 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens gibt dem 
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Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens früh-
zeitig Gelegenheit, Vorschläge für die Verwer-
tung oder Verwendung der Masse des Sekun-
därinsolvenzverfahrens zu unterbreiten.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für Fälle, in 
denen der Schuldner im Haupt- oder Sekundär
insolvenzverfahren oder in einem der Partikular-
verfahren über das Vermögen desselben Schuld-
ners, das zur gleichen Zeit eröffnet ist, die 
Verfügungsgewalt über sein Vermögen behält.

Artikel 42 Zusammenarbeit und Kommunikation der 
Gerichte

(1)	 Um die Koordinierung von Hauptinsolvenzver-
fahren, Partikularverfahren und Sekundärinsol-
venzverfahren über das Vermögen desselben 
Schuldners zu erleichtern, arbeitet ein Gericht, das 
mit einem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens befasst ist oder das ein solches Verfah-
ren eröffnet hat, mit jedem anderen Gericht, das 
mit einem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens befasst ist oder das ein solches Verfah-
ren eröffnet hat, zusammen, soweit diese Zusam-
menarbeit mit den für jedes dieser Verfahren 
geltenden Vorschriften vereinbar ist. Die Gerichte 
können hierzu bei Bedarf eine unabhängige Per-
son oder Stelle bestellen bzw. bestimmen, die auf 
ihre Weisungen hin tätig wird, sofern dies mit den 
für sie geltenden Vorschriften vereinbar ist.

(2)	 Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach 
Absatz 1 können die Gerichte oder eine von ihnen 
bestellte bzw. bestimmte und in ihrem Auftrag 
tätige Person oder Stelle im Sinne des Absatzes 1 
direkt miteinander kommunizieren oder einan-
der direkt um Informationen und Unterstützung 
ersuchen, vorausgesetzt, bei dieser Kommunika-
tion werden die Verfahrensrechte der Verfah-
rensbeteiligten sowie die Vertraulichkeit der In-
formationen gewahrt.

(3)	 Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 
kann auf jedem von dem Gericht als geeignet 
erachteten Weg erfolgen. Sie kann sich insbeson-
dere beziehen auf
a)	 die Koordinierung bei der Bestellung von Ver-
waltern,
b)	 die Mitteilung von Informationen auf jedem 
von dem betreffenden Gericht als geeignet er-
achteten Weg, 
c)	 die Koordinierung der Verwaltung und Über-
wachung des Vermögens und der Geschäfte des 
Schuldners, 
d)	 die Koordinierung der Verhandlungen,
e)	 soweit erforderlich die Koordinierung der Zu-
stimmung zu einer Verständigung der Verwalter.

Artikel 43 Zusammenarbeit und Kommunikation 
zwischen Verwaltern und Gerichten

(1)	 Um die Koordinierung von Hauptinsolvenzver-
fahren, Partikularverfahren und Sekundärinsol-
venzverfahren über das Vermögen desselben 
Schuldners zu erleichtern,
a)	 arbeitet der Verwalter des Hauptinsolvenzver-
fahrens mit jedem Gericht, das mit einem Antrag 
auf Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
befasst ist oder das ein solches Verfahren eröffnet 
hat, zusammen und kommuniziert mit diesem,
b)	 arbeitet der Verwalter eines Partikularverfah-
rens oder Sekundärinsolvenzverfahrens mit dem 
Gericht, das mit einem Antrag auf Eröffnung des 
Hauptinsolvenzverfahrens befasst ist oder das 
ein solches Verfahren eröffnet hat, zusammen 
und kommuniziert mit diesem, und
c)	 arbeitet der Verwalter eines Partikularverfah-
rens oder Sekundärinsolvenzverfahrens mit dem 
Gericht, das mit einem Antrag auf Eröffnung 
eines anderen Partikularverfahrens oder Sekun-
därinsolvenzverfahrens befasst ist oder das ein 
solches Verfahren eröffnet hat, zusammen und 
kommuniziert mit diesem, soweit diese Zusam-
menarbeit und Kommunikation mit den für die 
einzelnen Verfahren geltenden Vorschriften ver-
einbar sind und keine Interessenkonflikte nach 
sich ziehen.

(2)	 Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 
kann auf jedem geeigneten Weg, wie etwa in 
Artikel 42 Absatz 3 bestimmt, erfolgen.

Artikel 44 Kosten der Zusammenarbeit und Kommu-
nikation
Die Anforderungen nach Artikel 42 und 43 dürfen 
nicht zur Folge haben, dass Gerichte einander die 
Kosten der Zusammenarbeit und Kommunika-
tion in Rechnung stellen.

Artikel 45 Ausübung von Gläubigerrechten
(1)	 Jeder Gläubiger kann seine Forderung im Haupt-

insolvenzverfahren und in jedem Sekundärinsol-
venzverfahren anmelden.

(2)	 Die Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und 
der Sekundärinsolvenzverfahren melden in den 
anderen Verfahren die Forderungen an, die in dem 
Verfahren, für das sie bestellt sind, bereits ange-
meldet worden sind, soweit dies für die Gläubiger 
des letztgenannten Verfahrens zweckmäßig ist 
und vorbehaltlich des Rechts dieser Gläubiger, 
eine solche Anmeldung abzulehnen oder die An-
meldung ihrer Ansprüche zurückzunehmen, so-
fern das anwendbare Recht dies vorsieht.

(3)	 Der Verwalter eines Haupt- oder eines Sekun-
därinsolvenzverfahrens ist berechtigt, wie ein 
Gläubiger an einem anderen Insolvenzverfahren 
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mitzuwirken, insbesondere indem er an einer 
Gläubigerversammlung teilnimmt.

Artikel 46 Aussetzung der Verwertung der Masse
(1)	 Das Gericht, welches das Sekundärinsolvenzver-

fahren eröffnet hat, setzt auf Antrag des Verwal-
ters des Hauptinsolvenzverfahrens die Verwer-
tung der Masse ganz oder teilweise aus. In 
diesem Fall kann das Gericht jedoch vom Verwal-
ter des Hauptinsolvenzverfahrens verlangen, alle 
angemessenen Maßnahmen zum Schutz der 
Interessen der Gläubiger des Sekundärinsolvenz-
verfahrens sowie einzelner Gruppen von Gläubi-
gern zu ergreifen. Der Antrag des Verwalters des 
Hauptinsolvenzverfahrens kann nur abgelehnt 
werden, wenn die Aussetzung offensichtlich für 
die Gläubiger des Hauptinsolvenzverfahrens 
nicht von Interesse ist. Die Aussetzung der Ver-
wertung der Masse kann für höchstens drei 
Monate angeordnet werden. Sie kann für jeweils 
denselben Zeitraum verlängert oder erneuert 
werden.

(2)	 Das Gericht nach Absatz 1 hebt die Aussetzung 
der Verwertung der Masse in folgenden Fällen 
auf:
a) auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenz
verfahrens,
b) von Amts wegen, auf Antrag eines Gläubigers 
oder auf Antrag des Verwalters des Sekundärin-
solvenzverfahrens, wenn sich herausstellt, dass 
diese Maßnahme insbesondere nicht mehr mit 
dem Interesse der Gläubiger des Haupt- oder des 
Sekundärinsolvenzverfahrens zu rechtfertigen ist.

Artikel 47 Recht des Verwalters, Sanierungspläne 
vorzuschlagen

(1)	 Kann nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem 
das Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet wor-
den ist, ein solches Verfahren ohne Liquidation 
durch einen Sanierungsplan, einen Vergleich 
oder eine andere vergleichbare Maßnahme be-
endet werden, so hat der Verwalter des Hauptin-
solvenzverfahrens das Recht, eine solche Maß-
nahme im Einklang mit dem Verfahren des 
betreffenden Mitgliedstaats vorzuschlagen.

(2)	 Jede Beschränkung der Rechte der Gläubiger, wie 
zum Beispiel eine Stundung oder eine Schuldbe-
freiung, die sich aus einer im Sekundärinsolvenz-
verfahren vorgeschlagenen Maßnahme im Sinne 
des Absatzes 1 ergibt, darf ohne Zustimmung 
aller von ihr betroffenen Gläubiger keine Auswir-
kungen auf das nicht von diesem Verfahren 
erfasste Vermögen des Schuldners haben.

Artikel 48 Auswirkungen der Beendigung eines 
Insolvenzverfahrens

(1)	 Unbeschadet des Artikels 49 steht die Beendi-
gung eines Insolvenzverfahrens der Fortführung 
eines zu diesem Zeitpunkt noch anhängigen 
anderen Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
desselben Schuldners nicht entgegen.

(2)	 Hätte ein Insolvenzverfahren über das Vermögen 
einer juristischen Person oder einer Gesellschaft 
in dem Mitgliedstaat, in dem diese Person oder 
Gesellschaft ihren Sitz hat, deren Auflösung zur 
Folge, so besteht die betreffende juristische Per-
son oder Gesellschaft so lange fort, bis jedes an-.
dere Insolvenzverfahren über das Vermögen des-
selben Schuldners beendet ist oder von dem 
Verwalter in diesem bzw. den Verwaltern in die-
sen anderen Verfahren der Auflösung zuge-
stimmt wurde.

Artikel 49 Überschuss im Sekundärinsolvenzverfah-
ren
Können bei der Verwertung der Masse des Se-
kundärinsolvenzverfahrens alle in diesem Ver-
fahren festgestellten Forderungen befriedigt 
werden, so übergibt der in diesem Verfahren 
bestellte Verwalter den verbleibenden Über-
schuss unverzüglich dem Verwalter des Hauptin-
solvenzverfahrens.

Artikel 50 Nachträgliche Eröffnung des Hauptinsol-
venzverfahrens
Wird ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 eröff-
net, nachdem in einem anderen Mitgliedstaat 
ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 eröffnet 
worden ist, so gelten die Artikel 41, 45, 46, 47 und 
49 für das zuerst eröffnete Insolvenzverfahren, 
soweit dies nach dem Stand dieses Verfahrens 
möglich ist.

Artikel 51 Umwandlung von Sekundärinsolvenzver-
fahren

(1)	 Auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenz-
verfahrens kann das Gericht eines Mitgliedstaats, 
bei dem ein Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet 
worden ist, die Umwandlung des Sekundärinsol-
venzverfahrens in ein anderes der in Anhang A 
aufgeführten Insolvenzverfahren anordnen, 
sofern die Voraussetzungen nach nationalem 
Recht für die Eröffnung dieses anderen Verfah-
rens erfüllt sind und dieses Verfahren im Hinblick 
auf die Interessen der lokalen Gläubiger und die 
Kohärenz zwischen Haupt- und Sekundärinsol-
venzverfahren am geeignetsten ist.

(2)	 Bei der Prüfung des Antrags nach Absatz 1 kann 
das Gericht Informationen von den Verwaltern 
beider Verfahren anfordern.
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Artikel 52 Sicherungsmaßnahmen
Bestellt das nach Artikel 3 Absatz 1 zuständige 
Gericht eines Mitgliedstaats zur Sicherung des 
Schuldnervermögens einen vorläufigen Verwal-
ter, so ist dieser berechtigt, zur Sicherung und 
Erhaltung des Schuldnervermögens, das sich in 
einem anderen Mitgliedstaat befindet, jede 
Maßnahme zu beantragen, die nach dem Recht 
dieses Mitgliedstaats für die Zeit zwischen dem 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
und dessen Eröffnung vorgesehen ist.

KAPITEL IV: UNTERRICHTUNG DER GLÄUBIGER 
UND ANMELDUNG IHRER FORDERUNGEN

Artikel 53 Recht auf Forderungsanmeldung
Jeder ausländische Gläubiger kann sich zur 
Anmeldung seiner Forderungen in dem Insolvenz
verfahren aller Kommunikationsmittel bedienen, 
die nach dem Recht des Staats der Verfahrenser-
öffnung zulässig sind. Allein für die Anmeldung 
einer Forderung ist die Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt oder sonstigen Rechtsbeistand 
nicht zwingend.

Artikel 54 Pflicht zur Unterrichtung der Gläubiger
(1)	 Sobald in einem Mitgliedstaat ein Insolvenzver-

fahren eröffnet wird, unterrichtet das zuständige 
Gericht dieses Staates oder der von diesem Ge-
richt bestellte Verwalter unverzüglich alle be-
kannten ausländischen Gläubiger.

(2)	 Die Unterrichtung nach Absatz 1 erfolgt durch indi-
viduelle Übersendung eines Vermerks und gibt 
insbesondere an, welche Fristen einzuhalten sind, 
welches die Versäumnisfolgen sind, welche Stelle 
für die Entgegennahme der Anmeldungen zustän-
dig ist und welche weiteren Maßnahmen vorge-
schrieben sind. In dem Vermerk ist auch anzuge-
ben, ob die bevorrechtigten oder dinglich 
gesicherten Gläubiger ihre Forderungen anmelden 
müssen. Dem Vermerk ist des Weiteren eine Kopie 
des Standardformulars für die Anmeldung von For-
derungen gemäß Artikel 55 beizufügen oder es ist 
anzugeben, wo dieses Formular erhältlich ist.

(3)	 Die Unterrichtung nach den Absätzen 1 und 2 die-
ses Artikels erfolgt mithilfe eines Standardmit-
teilungsformulars, das gemäß Artikel 88 festge-
legt wird. Das Formular wird im Europäischen 
Justizportal veröffentlicht und trägt die Über-
schrift „Mitteilung über ein Insolvenzverfahren“ 
in sämtlichen Amtssprachen der Organe der 
Union. Es wird in der Amtssprache des Staates 
der Verfahrenseröffnung oder – falls es in dem 
betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtsspra-
chen gibt – in der Amtssprache oder einer der 
Amtssprachen des Ortes, an dem das Insolvenz-

verfahren eröffnet wurde, oder in einer anderen 
Sprache übermittelt, die dieser Staat gemäß Arti-
kel 55 Absatz 5 zugelassen hat, wenn anzuneh-
men ist, dass diese Sprache für ausländische 
Gläubiger leichter zu verstehen ist.

(4)	 Bei Insolvenzverfahren bezüglich einer natürli-
chen Person, die keine selbstständige gewerbli-
che oder freiberufliche Tätigkeit ausübt, ist die 
Verwendung des in diesem Artikel genannten 
Standardformulars nicht vorgeschrieben, sofern 
die Gläubiger nicht verpflichtet sind, ihre Forde-
rungen anzumelden, damit diese im Verfahren 
berücksichtigt werden.

Artikel 55 Verfahren für die Forderungsanmeldung
(1)	 Ausländische Gläubiger können ihre Forderun-

gen mithilfe des Standardformulars anmelden, 
das gemäß Artikel 88 festgelegt wird. Das Formu-
lar trägt die Überschrift „Forderungsanmeldung“ 
in sämtlichen Amtssprachen der Organe der 
Union.

(2)	 Das Standardformular für die Forderungsanmel-
dung nach Absatz 1 enthält die folgenden Angaben:
a)	 Name, Postanschrift, E-Mail-Adresse sofern 
vorhanden, persönliche Kennnummer sofern vor-
handen sowie Bankverbindung des ausländi-
schen Gläubigers nach Absatz 1,
b)	 Forderungsbetrag unter Angabe der Haupt-
forderung und gegebenenfalls der Zinsen sowie 
Entstehungszeitpunkt der Forderung und – 
sofern davon abweichend – Fälligkeitsdatum,
c)	 umfasst die Forderung auch Zinsen, den Zins-
satz unter Angabe, ob es sich um einen gesetzli-
chen oder vertraglich vereinbarten Zinssatz han-
delt, sowie den Zeitraum, für den die Zinsen 
gefordert werden, und den Betrag der kapitali-
sierten Zinsen,
d)	 falls Kosten für die Geltendmachung der Forde-
rung vor Eröffnung des Verfahrens gefordert wer-
den, Betrag und Aufschlüsselung dieser Kosten, 
e)	 Art der Forderung,
f)	 ob ein Status als bevorrechtigter Gläubiger 
beansprucht wird und die Grundlage für einen 
solchen Anspruch,
g)	 ob für die Forderung eine dingliche Sicherheit 
oder ein Eigentumsvorbehalt geltend gemacht 
wird und wenn ja, welche Vermögenswerte Ge-
genstand der Sicherheit sind, Zeitpunkt der Über-
lassung der Sicherheit und Registernummer, 
wenn die Sicherheit in ein Register eingetragen 
wurde, und
h)	 ob eine Aufrechnung beansprucht wird und 
wenn ja, die Beträge der zum Zeitpunkt der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens bestehenden ge-
genseitigen Forderungen, den Zeitpunkt ihres 
Entstehens und den geforderten Saldo nach Auf-
rechnung.
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Der Forderungsanmeldung sind etwaige Belege 
in Kopie beizufügen.

(3)	 Das Standardformular für die Forderungsanmel-
dung enthält den Hinweis, dass die Bankverbin-
dung und die persönliche Kennnummer des 
Gläubigers nach Absatz 2 Buchstabe a nicht 
zwingend anzugeben sind.

(4)	 Meldet ein Gläubiger seine Forderung auf ande-
rem Wege als mithilfe des in Absatz 1 genannten 
Standardformulars an, so muss seine Anmeldung 
die in Absatz 2 genannten Angaben enthalten.

(5)	 Forderungen können in einer Amtssprache der 
Organe der Union angemeldet werden. Das 
Gericht, der Verwalter oder der Schuldner in 
Eigenverwaltung können vom Gläubiger eine 
Übersetzung in die Amtssprache des Staats der 
Verfahrenseröffnung oder – falls es in dem 
betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtsspra-
chen gibt – in die Amtssprache oder in eine der 
Amtssprachen des Ortes, an dem das Insolvenz-
verfahren eröffnet wurde, oder in eine andere 
Sprache, die dieser Mitgliedstaat zugelassen hat, 
verlangen. Jeder Mitgliedstaat gibt an, ob er 
neben seiner oder seinen eigenen Amtssprachen 
andere Amtssprachen der Organe der Union für 
eine Forderungsanmeldung zulässt.

(6)	 Forderungen sind innerhalb der im Recht des 
Staats der Verfahrenseröffnung festgelegten 
Frist anzumelden. Bei ausländischen Gläubigern 
beträgt diese Frist mindestens 30 Tage nach 
Bekanntmachung der Eröffnung des Insolvenz 
verfahrens im Insolvenzregister des Staats der 
Verfahrenseröffnung. Stützt sich ein Mitglied-
staat auf Artikel 24 Absatz 4, so beträgt diese 
Frist mindestens 30 Tage ab Unterrichtung eines 
Gläubigers gemäß Artikel 54.

(7)	 Hat das Gericht, der Verwalter oder der Schuld-
ner in Eigenverwaltung Zweifel an einer nach 
Maßgabe dieses Artikels angemeldeten Forde-
rung, so gibt er dem Gläubiger Gelegenheit, 
zusätzliche Belege für das Bestehen und die 
Höhe der Forderung vorzulegen.

KAPITEL V: INSOLVENZVERFAHREN ÜBER DAS 
VERMÖGEN VON MITGLIEDERN EINER 
UNTERNEHMENSGRUPPE

Abschnitt 1: Zusammenarbeit und 
Kommunikation

Artikel 56 Zusammenarbeit und Kommunikation der 
Verwalter

(1)	 Bei Insolvenzverfahren über das Vermögen von 
zwei oder mehr Mitgliedern derselben Unterneh-
mensgruppe arbeiten die Verwalter dieser Ver-
fahren zusammen, soweit diese Zusammenar-

beit die wirksame Abwicklung der Verfahren 
erleichtern kann, mit den für die einzelnen Ver-
fahren geltenden Vorschriften vereinbar ist und 
keine Interessenkonflikte nach sich zieht. Diese 
Zusammenarbeit kann in beliebiger Form, ein-
schließlich durch den Abschluss von Vereinba-
rungen oder Verständigungen, erfolgen.

(2)	 Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach 
Absatz 1 obliegt es den Verwaltern,
a)	 einander so bald wie möglich alle Informatio-
nen mitzuteilen, die für das jeweilige andere Ver-
fahren von Bedeutung sein können, vorausge-
setzt, es bestehen geeignete Vorkehrungen zum 
Schutz vertraulicher Informationen;
b)	 zu prüfen, ob Möglichkeiten einer Koordinie-
rung der Verwaltung und Überwachung der Ge-
schäfte der Gruppenmitglieder, über deren Ver-
mögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, 
bestehen; falls eine solche Möglichkeit besteht, 
koordinieren sie die Verwaltung und Überwa-
chung dieser Geschäfte;
c)	 zu prüfen, ob Möglichkeiten einer Sanierung 
von Gruppenmitgliedern, über deren Vermögen 
ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, bestehen 
und, falls eine solche Möglichkeit besteht, sich 
über den Vorschlag für einen koordinierten Sa-
nierungsplan und dazu, wie er ausgehandelt 
werden soll, abzustimmen.
Für die Zwecke der Buchstaben b und c können 
alle oder einige der in Absatz 1 genannten Verwal-
ter vereinbaren, einem Verwalter aus ihrer Mitte 
zusätzliche Befugnisse zu übertragen, wenn eine 
solche Vereinbarung nach den für die jeweiligen 
Verfahren geltenden Vorschriften zulässig ist. Sie 
können ferner vereinbaren, bestimmte Aufgaben 
unter sich aufzuteilen, wenn eine solche Auftei-
lung nach den für die jeweiligen Verfahren gel-
tenden Vorschriften zulässig ist.

Artikel 57 Zusammenarbeit und Kommunikation der 
Gerichte

(1)	 Bei Insolvenzverfahren über das Vermögen von 
zwei oder mehr Mitgliedern derselben Unterneh-
mensgruppe arbeitet ein Gericht, das ein solches 
Verfahren eröffnet hat, mit Gerichten, die mit 
einem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens über das Vermögen eines anderen Mit-
glieds derselben Unternehmensgruppe befasst 
sind oder die ein solches Verfahren eröffnet ha-
ben, zusammen, soweit diese Zusammenarbeit 
eine wirksame Verfahrensführung erleichtern 
kann, mit den für die einzelnen Verfahren gelten-
den Vorschriften vereinbar ist und keine Interes-
senkonflikte nach sich zieht. Die Gerichte können 
hierzu bei Bedarf eine unabhängige Person oder 
Stelle bestellen bzw. bestimmen, die auf ihre 
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Weisungen hin tätig wird, sofern dies mit den für 
sie geltenden Vorschriften vereinbar ist.

(2)	 Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach 
Absatz 1 können die Gerichte oder eine von ihnen 
bestellte bzw. bestimmte und in ihrem Auftrag 
tätige Person oder Stelle im Sinne des Absatzes 1 
direkt miteinander kommunizieren oder einan-
der direkt um Informationen und Unterstützung 
ersuchen, vorausgesetzt, bei dieser Kommunika-
tion werden die Verfahrensrechte der Verfah-
rensbeteiligten sowie die Vertraulichkeit der In-
formationen gewahrt.

(3)	 Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 
kann auf jedem von dem Gericht als geeignet 
erachteten Weg erfolgen. Sie kann insbesondere 
Folgendes betreffen:
a)	 die Koordinierung bei der Bestellung von Ver-
waltern,
b)	 die Mitteilung von Informationen auf jedem 
von dem betreffenden Gericht als geeignet er-
achteten Weg,
c)	 die Koordinierung der Verwaltung und Über-
wachung der Insolvenzmasse und Geschäfte der 
Mitglieder der Unternehmensgruppe,
d)	 die Koordinierung der Verhandlungen,
e)	 soweit erforderlich die Koordinierung der 
Zustimmung zu einer Verständigung der Verwalter.

Artikel 58 Zusammenarbeit und Kommunikation 
zwischen Verwaltern und Gerichten
Ein Verwalter, der in einem Insolvenzverfahren 
über das Vermögen eines Mitglieds einer Unter-
nehmensgruppe bestellt worden ist,
a)	 arbeitet mit jedem Gericht, das mit einem 
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen eines anderen Mitglieds der-
selben Unternehmensgruppe befasst ist oder das 
ein solches Verfahren eröffnet hat, zusammen 
und kommuniziert mit diesem und
b)	 kann dieses Gericht um Informationen zum 
Verfahren über das Vermögen des anderen Mit-
gliedes der Unternehmensgruppe oder um 
Unterstützung in dem Verfahren, für das er be-
stellt worden ist, ersuchen, soweit eine solche 
Zusammenarbeit und Kommunikation die wir-
kungsvolle Verfahrensführung erleichtern kön-
nen, keine Interessenkonflikte nach sich ziehen 
und mit den für die Verfahren geltenden Vor-
schriften vereinbar sind.

Artikel 59 Kosten der Zusammenarbeit und Kommu-
nikation bei Verfahren über das Vermögen von 
Mitgliedern einer Unternehmensgruppe
Die Kosten der Zusammenarbeit und Kommuni-
kation nach den Artikeln 56 bis 60, die einem 
Verwalter oder einem Gericht entstehen, gelten 

als Kosten und Auslagen des Verfahrens, in dem 
sie angefallen sind.

Artikel 60 Rechte des Verwalters bei Verfahren über 
das Vermögen von Mitgliedern einer Unterneh-
mensgruppe

(1)	 Der Verwalter eines über das Vermögen eines 
Mitglieds einer Unternehmensgruppe eröffneten 
Insolvenzverfahrens kann, soweit dies eine effek-
tive Verfahrensführung erleichtern kann,
a) in jedem über das Vermögen eines anderen 
Mitglieds derselben Unternehmensgruppe eröff-
neten Verfahren gehört werden,
b) eine Aussetzung jeder Maßnahme im Zusam-
menhang mit der Verwertung der Masse in je-
dem Verfahren über das Vermögen eines ande-
ren Mitglieds derselben Unternehmensgruppe 
beantragen, sofern
i)	 für alle oder einige Mitglieder der Unterneh-

mensgruppe, über deren Vermögen ein Insol-
venzverfahren eröffnet worden ist, ein Sanie-
rungsplan gemäß Artikel 56 Absatz 2 Buch-
stabe  c vorgeschlagen wurde und hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg hat;

ii)	 die Aussetzung notwendig ist, um die ord-
nungsgemäße Durchführung des Sanierungs-
plans sicherzustellen;

iii)	der Sanierungsplan den Gläubigern des Ver-
fahrens, für das die Aussetzung beantragt 
wird, zugute käme und

iv)	weder das Insolvenzverfahren, für das der Ver-
walter gemäß Absatz 1 bestellt wurde, noch 
das Verfahren, für das die Aussetzung bean-
tragt wird, einer Koordinierung gemäß Ab-
schnitt 2 dieses Kapitels unterliegt;

c)	 die Eröffnung eines Gruppen-Koordinations-
verfahrens gemäß Artikel 61 beantragen.

(2)	 Das Gericht, das das Verfahren nach Absatz 1 
Buchstabe b eröffnet hat, setzt alle Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der Verwertung der 
Masse in dem Verfahren ganz oder teilweise aus, 
wenn es sich überzeugt hat, dass die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Buchstabe b erfüllt sind.
Vor Anordnung der Aussetzung hört das Gericht 
den Verwalter des Insolvenzverfahrens, für das 
die Aussetzung beantragt wird. Die Aussetzung 
kann für jeden Zeitraum bis zu drei Monaten 
angeordnet werden, den das Gericht für ange-
messen hält und der mit den für das Verfahren 
geltenden Vorschriften vereinbar ist.
Das Gericht, das die Aussetzung anordnet, kann 
verlangen, dass der Verwalter nach Absatz 1 alle 
geeigneten Maßnahmen nach nationalem Recht 
zum Schutz der Interessen der Gläubiger des Ver-
fahrens ergreift.
Das Gericht kann die Dauer der Aussetzung um 
einen weiteren Zeitraum oder mehrere weitere 
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Zeiträume verlängern, die es für angemessen 
hält und die mit den für das Verfahren geltenden 
Vorschriften vereinbar sind, sofern die in Absatz 1 
Buchstabe b Ziffern ii bis iv genannten Voraus-
setzungen weiterhin erfüllt sind und die Gesamt-
dauer der Aussetzung (die anfängliche Dauer 
zuzüglich aller Verlängerungen) sechs Monate 
nicht überschreitet.

Abschnitt 2: Koordinierung

Unterabschnitt 1: Verfahren 

Artikel 61 Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koor-
dinationsverfahrens

(1)	 Ein Gruppen-Koordinationsverfahren kann von 
einem Verwalter, der in einem Insolvenzverfah-
ren über das Vermögen eines Mitglieds der 
Gruppe bestellt worden ist, bei jedem Gericht, 
das für das Insolvenzverfahren eines Mitglieds 
der Gruppe zuständig ist, beantragt werden.

(2)	 Der Antrag nach Absatz 1 erfolgt gemäß dem für 
das Verfahren, in dem der Verwalter bestellt 
wurde, geltenden Recht.

(3)	 Dem Antrag nach Absatz 1 ist Folgendes beizufü-
gen:
a)	 ein Vorschlag bezüglich der Person, die zum 
Gruppenkoordinator (im Folgenden: „Koordina-
tor“) ernannt werden soll, Angaben zu ihrer Eig-
nung nach Artikel 71, Angaben zu ihren Qualifika-
tionen und ihre schriftliche Zustimmung zur 
Tätigkeit als Koordinator;
b)	 eine Darlegung der vorgeschlagenen Grup-
pen-Koordination, insbesondere der Gründe, 
weshalb die Voraussetzungen nach Artikel 63 
Absatz 1 erfüllt sind;
c)	 eine Liste der für die Mitglieder der Gruppe 
bestellten Verwalter und gegebenenfalls die 
Gerichte und zuständigen Behörden, die in den 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Mit-
glieder der Gruppe betroffen sind;
d)	 eine Darstellung der geschätzten Kosten der 
vorgeschlagenen Gruppen-Koordination und 
eine Schätzung des von jedem Mitglied der 
Gruppe zu tragenden Anteils dieser Kosten.

Artikel 62 Prioritätsregel
Unbeschadet des Artikels 66 gilt Folgendes: Wird 
die Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsver-
fahrens bei Gerichten verschiedener Mitglied-
staaten beantragt, so erklären sich die später 
angerufenen Gerichte zugunsten des zuerst 
angerufenen Gerichts für unzuständig.

Artikel 63 Mitteilung durch das befasste Gericht
(1)	 Das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Grup-

pen-Koordinationsverfahrens befasste Gericht 

unterrichtet so bald als möglich die für die Mit-
glieder der Gruppe bestellten Verwalter, die im 
Antrag gemäß Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c 
angegeben sind, über den Antrag auf Eröffnung 
eines Gruppen-Koordinationsverfahrens und den 
vorgeschlagenen Koordinator, wenn es davon 
überzeugt ist, dass
a)	 die Eröffnung eines solchen Verfahrens die 
effektive Führung der Insolvenzverfahren über 
das Vermögen der verschiedenen Mitglieder der 
Gruppe erleichtern kann,
b)	 nicht zu erwarten ist, dass ein Gläubiger eines 
Mitglieds der Gruppe, das voraussichtlich am 
Verfahren teilnehmen wird, durch die Einbezie-
hung dieses Mitglieds in das Verfahren finanziell 
benachteiligt wird, und
c)	 der vorgeschlagene Koordinator die Anforde-
rungen gemäß Artikel 71 erfüllt.

(2)	 In der Mitteilung nach Absatz 1 dieses Artikels 
sind die in Artikel 61 Absatz 3 Buchstaben a bis d 
genannten Bestandteile des Antrags aufzulisten.

(3)	 Die Mitteilung nach Absatz 1 ist eingeschrieben 
mit Rückschein aufzugeben.

(4)	 Das befasste Gericht gibt den beteiligten Verwal-
tern die Gelegenheit, sich zu äußern.

Artikel 64 Einwände von Verwaltern
(1)	 Ein für ein Mitglied einer Gruppe bestellter Ver-

walter kann Einwände erheben gegen
a)	 die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, für 
das er bestellt wurde, in ein Gruppen-Koordinati-
onsverfahren oder 
b)	 die als Koordinator vorgeschlagene Person.

(2)	 Einwände nach Absatz 1 dieses Artikels sind 
innerhalb von 30 Tagen nach Eingang der Mittei-
lung über den Antrag auf Eröffnung eines Grup-
pen-Koordinationsverfahrens durch den Verwal-
ter gemäß Absatz 1 dieses Artikels bei dem 
Gericht nach Artikel 63 zu erheben.
Der Einwand kann mittels des nach Artikel 88 ein-
geführten Standardformulars erhoben werden.

(3)	 Vor der Entscheidung über eine Teilnahme bzw. 
Nichtteilnahme an der Koordination gemäß 
Absatz 1 Buchstabe a hat ein Verwalter die 
Genehmigungen, die gegebenenfalls nach dem 
Recht des Staats der Verfahrenseröffnung, für das 
er bestellt wurde, erforderlich sind, zu erwirken.

Artikel 65 Folgen eines Einwands gegen die Einbezie-
hung in ein Gruppen-Koordinationsverfahren

(1)	 Hat ein Verwalter gegen die Einbeziehung des 
Verfahrens, für das er bestellt wurde, in ein Grup-
pen-Koordinations verfahren Einwand erhoben, 
so wird dieses Verfahren nicht in das Gruppen-
Koordinationsverfahren einbezogen.

(2)	 Die Befugnisse des Gerichts gemäß Artikel 68 
oder des Koordinators, die sich aus diesem Ver-
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fahren ergeben, haben keine Wirkung hinsicht-
lich des betreffenden Mitglieds und ziehen keine 
Kosten für dieses Mitglied nach sich.

Artikel 66 Wahl des Gerichts für ein Gruppen-Koordi-
nationsverfahren

(1)	 Sind sich mindestens zwei Drittel aller Verwalter, 
die für Insolvenzverfahren über das Vermögen 
der Mitglieder der Gruppe bestellt wurden, darü-
ber einig, dass ein zuständiges Gericht eines 
anderen Mitgliedstaats am besten für die Eröff-
nung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens 
geeignet ist, so ist dieses Gericht ausschließlich 
zuständig.

(2)	 Die Wahl des Gerichts erfolgt als gemeinsame 
Vereinbarung in Schriftform oder wird schriftlich 
festgehalten. Sie kann bis zum Zeitpunkt der 
Eröffnung des Gruppen-Koordinationsverfahrens 
gemäß Artikel 68 erfolgen.

(3)	 Jedes andere als das gemäß Absatz 1 befasste 
Gericht erklärt sich zugunsten dieses Gerichts für 
unzuständig.

(4)	 Der Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koordi-
nationsverfahrens wird bei dem vereinbarten 
Gericht gemäß Artikel 61 eingereicht.

Artikel 67 Folgen von Einwänden gegen den vorge-
schlagenen Koordinator
Werden gegen die als Koordinator vorgeschla-
gene Person Einwände von einem Verwalter vor-
gebracht, der nicht gleichzeitig Einwände gegen 
die Einbeziehung des Mitglieds, für das er 
bestellt wurde, in das Gruppen-Koordinations 
verfahren erhebt, kann das Gericht davon abse-
hen, diese Person zu bestellen und den Einwände 
erhebenden Verwalter auffordern, einen den 
Anforderungen nach Artikel 61 Absatz 3 entspre-
chenden neuen Antrag einzureichen.

Artikel 68 Entscheidung zur Eröffnung eines Gruppen-
Koordinationsverfahrens

(1)	 Nach Ablauf der in Artikel 64 Absatz 2 genannten 
Frist kann das Gericht ein Gruppen-Koordinati-
onsverfahren eröffnen, sofern es davon über-
zeugt ist, dass die Voraussetzungen nach Arti-
kel 63 Absatz 1 erfüllt sind. In diesem Fall hat das 
Gericht:
a)	 einen Koordinator zu bestellen,
b)	 über den Entwurf der Koordination zu ent-
scheiden und
c)	 über die Kostenschätzung und den Anteil, der 
von den Mitgliedern der Gruppe zu tragen ist, zu 
entscheiden.

(2)	 Die Entscheidung zur Eröffnung eines Gruppen-
Koordinationsverfahrens wird den beteiligten 
Verwaltern und dem Koordinator mitgeteilt.

Artikel 69 Nachträgliches Opt-in durch Verwalter
(1)	 Im Einklang mit dem dafür geltenden nationalen 

Recht kann jeder Verwalter im Anschluss an die 
Entscheidung des Gerichts nach Artikel 68 die 
Einbeziehung des Verfahrens, für das er bestellt 
wurde, beantragen, wenn
a)	 ein Einwand gegen die Einbeziehung des 
Insolvenzverfahrens in das Gruppen-Koordinati-
onsverfahren erhoben wurde oder
b)	 ein Insolvenzverfahren über das Vermögen ei-
nes Mitglieds der Gruppe eröffnet wurde, nach-
dem das Gericht ein Gruppen-Koordinationsver-
fahren eröffnet hat.

(2)	 Unbeschadet des Absatzes 4 kann der Koordina-
tor einem solchen Antrag nach Anhörung der 
beteiligten Verwalter entsprechen, wenn
a)	 er davon überzeugt ist, dass unter Berücksich-
tigung des Stands, den das Gruppen-Koordinati-
onsverfahren zum Zeitpunkt des Antrags erreicht 
hat, die Voraussetzungen gemäß Artikel 63 
Absatz 1 Buchstaben a und b erfüllt sind, oder
b)	 alle beteiligten Verwalter gemäß den Bestim-
mungen ihres nationalen Rechts zustimmen.

(3)	 Der Koordinator unterrichtet das Gericht und die 
am Verfahren teilnehmenden Verwalter über 
seine Entscheidung gemäß Absatz 2 und über die 
Gründe, auf denen sie beruht.

(4)	 Jeder beteiligte Verwalter und jeder Verwalter, 
dessen Antrag auf Einbeziehung in das Gruppen-
Koordinations verfahren abgelehnt wurde, kann 
die in Absatz 2 genannte Entscheidung gemäß 
dem Verfahren anfechten, das nach dem Recht 
des Mitgliedstaats, in dem das Gruppen-Koordi-
nationsverfahren eröffnet wurde, bestimmt ist.

Artikel 70 Empfehlungen und Gruppen-Koordinations-
plan

(1)	 Bei der Durchführung ihrer Insolvenzverfahren 
berücksichtigen die Verwalter die Empfehlungen 
des Koordinators und den Inhalt des in Artikel 72 
Absatz 1 genannten Gruppen-Koordinationsplans.

(2)	 Ein Verwalter ist nicht verpflichtet, den Empfeh-
lungen des Koordinators oder dem Gruppen-
Koordinationsplan ganz oder teilweise Folge zu 
leisten.
Folgt er den Empfehlungen des Koordinators oder 
dem Gruppen-Koordinationsplan nicht, so infor-
miert er die Personen oder Stellen, denen er nach 
seinem nationalen Recht Bericht erstatten muss, 
und den Koordinator über die Gründe dafür.

Unterabschnitt 2: Allgemeine Vorschriften 

Artikel 71 Der Koordinator
(1)	 Der Koordinator muss eine Person sein, die nach 

dem Recht eines Mitgliedstaats geeignet ist, als 
Verwalter tätig zu werden.
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(2)	 Der Koordinator darf keiner der Verwalter sein, die 
für ein Mitglied der Gruppe bestellt sind, und es 
darf kein Interessenkonflikt hinsichtlich der Mit-
glieder der Gruppe, ihrer Gläubiger und der für die 
Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter vor-
liegen.

Artikel 72 Aufgaben und Rechte des Koordinators
(1)	 Der Koordinator

a)	 legt Empfehlungen für die koordinierte Durch-
führung der Insolvenzverfahren fest und stellt 
diese dar,
b)	 schlägt einen Gruppen-Koordinationsplan vor, 
der einen umfassenden Katalog geeigneter Maß-
nahmen für einen integrierten Ansatz zur Bewäl-
tigung der Insolvenz der Gruppenmitglieder fest-
legt, beschreibt und empfiehlt. Der Plan kann 
insbesondere Vorschläge enthalten zu
i)	 den Maßnahmen, die zur Wiederherstellung 

der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
der Solvenz der Gruppe oder einzelner Mit-
glieder zu ergreifen sind,

ii)	 der Beilegung gruppeninterner Streitigkeiten 
in Bezug auf gruppeninterne Transaktionen 
und Anfechtungsklagen,

iii) Vereinbarungen zwischen den Verwaltern der 
insolventen Gruppenmitglieder.

(2)	 Der Koordinator hat zudem das Recht
a)	 in jedem Insolvenzverfahren über das Vermö-
gen eines Mitglieds der Unternehmensgruppe 
gehört zu werden und daran mitzuwirken, insbe-
sondere durch Teilnahme an der Gläubigerver-
sammlung,
b)	 bei allen Streitigkeiten zwischen zwei oder 
mehr Verwaltern von Gruppenmitgliedern zu 
vermitteln,
c) seinen Gruppen-Koordinationsplan den Perso-
nen oder Stellen vorzulegen und zu erläutern, 
denen er aufgrund der nationalen Rechtsvor-
schriften seines Landes Bericht erstatten muss,
d) von jedem Verwalter Informationen in Bezug 
auf jedes Gruppenmitglied anzufordern, wenn 
diese Informationen bei der Festlegung und Dar-
stellung von Strategien und Maßnahmen zur 
Koordinierung der Verfahren von Nutzen sind 
oder sein könnten, und
e) eine Aussetzung von Verfahren über das Ver-
mögen jedes Mitglieds der Gruppe für bis zu 
sechs Monate zu beantragen, sofern die Ausset-
zung notwendig ist, um die ordnungsgemäße 
Durchführung des Plans sicherzustellen, und den 
Gläubigern des Verfahrens, für das die Ausset-
zung beantragt wird, zugute käme, oder die Auf-
hebung jeder bestehenden Aussetzung zu bean-
tragen. Ein derartiger Antrag ist bei dem Gericht 
zu stellen, das das Verfahren eröffnet hat, für das 
die Aussetzung beantragt wird.

(3)	 Der in Absatz 1 Buchstabe b genannte Plan darf 
keine Empfehlungen zur Konsolidierung von Ver-
fahren oder Insolvenzmassen umfassen.

(4)	 Die in diesem Artikel festgelegten Aufgaben und 
Rechte des Koordinators erstrecken sich nicht auf 
Mitglieder der Gruppe, die nicht am Gruppen-
Koordinationsverfahren beteiligt sind.

(5)	 Der Koordinator übt seine Pflichten unparteiisch 
und mit der gebotenen Sorgfalt aus.

(6)	 Wenn nach Ansicht des Koordinators die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben zu einer – im Ver-
gleich zu der in Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe d 
genannten Kostenschätzung – erheblichen Kos-
tensteigerung führen wird, und auf jeden Fall, 
wenn die Kosten die geschätzten Kosten um 10 % 
übersteigen, hat der Koordinator
a)	 unverzüglich die beteiligten Verwalter zu 
informieren und
b)	 die vorherige Zustimmung des Gerichts einzu-
holen, das das Gruppen-Koordinationsverfahren 
eröffnet hat.

Artikel 73 Sprachen
(1)	 Der Koordinator kommuniziert mit dem Verwal-

ter eines beteiligten Gruppenmitglieds in der mit 
dem Verwalter vereinbarten Sprache oder bei 
Fehlen einer entsprechenden Vereinbarung in der 
Amtssprache oder in einer der Amtssprachen der 
Organe der Union und des Gerichts, das das Ver-
fahren für dieses Gruppenmitglied eröffnet hat.

(2)	 Der Koordinator kommuniziert mit einem Gericht 
in der Amtssprache, die dieses Gericht verwendet.

Artikel 74 Zusammenarbeit zwischen den Verwaltern 
und dem Koordinator

(1)	 Die für die Mitglieder der Gruppe bestellten Ver-
walter und der Koordinator arbeiten soweit zu-
sammen, wie diese Zusammenarbeit mit den für 
das betreffende Verfahren geltenden Vorschrif-
ten vereinbar ist.

(2)	 Insbesondere übermitteln die Verwalter jede In-
formation, die für den Koordinator zur Wahrneh-
mung seiner Aufgaben von Belang ist.

Artikel 75 Abberufung des Koordinators
Das Gericht ruft den Koordinator von Amts wegen 
oder auf Antrag des Verwalters eines beteiligten 
Gruppenmitglieds ab, wenn der Koordinator
a)	 zum Schaden der Gläubiger eines beteiligten 
Gruppenmitglieds handelt oder 
b)	 nicht seinen Verpflichtungen nach diesem 
Kapitel nachkommt.

Artikel 76 Schuldner in Eigenverwaltung
Die gemäß diesem Kapitel für den Verwalter gelten-
den Bestimmungen gelten soweit einschlägig ent-
sprechend für den Schuldner in Eigenverwaltung.
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Artikel 77 Kosten und Kostenaufteilung
(1)	 Die Vergütung des Koordinators muss angemes-

sen und verhältnismäßig zu den wahrgenomme-
nen Aufgaben sein sowie angemessene Aufwen-
dungen berücksichtigen.

(2)	 Nach Erfüllung seiner Aufgaben legt der Koordi-
nator die Endabrechnung der Kosten mit dem 
von jedem Mitglied zu tragenden Anteil vor und 
übermittelt diese Abrechnung jedem beteiligten 
Verwalter und dem Gericht, das das Koordinati-
onsverfahren eröffnet hat.

(3)	 Legt keiner der Verwalter innerhalb von 30 Tagen 
nach Eingang der in Absatz 2 genannten Abrechnung 
Widerspruch ein, gelten die Kosten und der von 
jedem Mitglied zu tragende Anteil als gebilligt. Die 
Abrechnung wird dem Gericht, das das Koordinati-
onsverfahren eröffnet hat, zur Bestätigung vorgelegt.

(4)	 Im Falle eines Widerspruchs entscheidet das 
Gericht, das das Gruppen-Koordinationsverfah-
ren eröffnet hat, auf Antrag des Koordinators 
oder eines beteiligten Verwalters über die Kosten 
und den von jedem Mitglied zu tragenden Anteil 
im Einklang mit den Kriterien gemäß Absatz 1 
dieses Artikels und unter Berücksichtigung der 
Kostenschätzung gemäß Artikel 68 Absatz 1 und 
gegebenenfalls Artikel 72 Absatz 6.

(5)	 Jeder beteiligte Verwalter kann die in Absatz 4 
genannte Entscheidung gemäß dem Verfahren 
anfechten, das nach dem Recht des Mitglied-
staats, in dem das Gruppen-Koordinationsver-
fahren eröffnet wurde, vorgesehen ist.

KAPITEL VI: DATENSCHUTZ

Artikel 78 Datenschutz
(1)	 Sofern keine Verarbeitungsvorgänge im Sinne 

des Artikels 3 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG 
betroffen sind, finden die nationalen Vorschrif-
ten zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG auf 
die nach Maßgabe dieser Verordnung in den Mit-
gliedstaaten durchgeführte Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten Anwendung.

(2)	 Die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 gilt für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, die von der 
Kommission nach Maßgabe der vorliegenden 
Verordnung durchgeführt wird.

Artikel 79 Aufgaben der Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der Verarbeitung personenbezogener Daten in 
nationalen Insolvenzregistern

(1)	 Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission im Hin-
blick auf seine Bekanntmachung im Europäi-
schen Justizportal den Namen der natürlichen 
oder juristischen Person, Behörde, Einrichtung 
oder jeder anderen Stelle mit, die nach den natio-
nalen Rechtsvorschriften für die Ausübung der 

Aufgaben eines für die Verarbeitung Verantwort-
lichen gemäß Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie 
95/46/EG benannt worden ist.

(2)	 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die tech-
nischen Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Sicherheit der in ihren nationalen Insolvenzregis-
tern nach Artikel 24 verarbeiteten personenbezo-
genen Daten durchgeführt werden.

(3)	 Es obliegt den Mitgliedstaaten, zu überprüfen, dass 
der gemäß Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie 
95/46/EG benannte für die Verarbeitung Verant-
wortliche die Einhaltung der Grundsätze in Bezug 
auf die Qualität der Daten, insbesondere die Rich-
tigkeit und die Aktualisierung der in nationalen 
Insolvenzregistern gespeicherten Daten sicherstellt.

(4)	 Es obliegt den Mitgliedstaaten gemäß der Richt-
linie 95/46/EG, Daten zu erheben und in nationa-
len Datenbanken zu speichern und zu entschei-
den, diese Daten im vernetzten Register, das 
über das Europäische Justizportal eingesehen 
werden kann, zugänglich zu machen.

(5)	 Als Teil der Information, die betroffene Personen 
erhalten, um ihre Rechte und insbesondere das 
Recht auf Löschung von Daten wahrnehmen zu 
können, teilen die Mitgliedstaaten betroffenen 
Personen mit, für welchen Zeitraum ihre in Insol-
venzregistern gespeicherten personenbezoge-
nen Daten zugänglich sind.

Artikel 80 Aufgaben der Kommission im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten

(1)	 Die Kommission nimmt die Aufgaben des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen gemäß Artikel 2 
Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 im 
Einklang mit den diesbezüglich in diesem Artikel 
festgelegten Aufgaben wahr.

(2)	 Die Kommission legt die notwendigen Grundsätze 
fest und wendet die notwendigen technischen 
Lösungen an, um ihre Aufgaben im Aufgabenbe-
reich des für die Verarbeitung Verantwortlichen 
zu erfüllen.

(3)	 Die Kommission setzt die technischen Maßnah-
men um, die erforderlich sind, um die Sicherheit 
der personen bezogenen Daten bei der Übermitt-
lung, insbesondere die Vertraulichkeit und 
Unversehrtheit bei der Übermittlung zum und 
vom Europäischen Justizportal, zu gewährleisten.

(4)	 Die Aufgaben der Mitgliedstaaten und anderer 
Stellen in Bezug auf den Inhalt und den Betrieb 
der von ihnen geführten, vernetzten nationalen 
Datenbanken bleiben von den Verpflichtungen 
der Kommission unberührt.

Artikel 81 Informationspflichten
Unbeschadet der anderen den betroffenen Per-
sonen nach Artikel 11 und 12 der Verordnung (EG) 
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Nr. 45/2001 zu erteilenden Informationen infor-
miert die Kommission die betroffenen Personen 
durch Bekanntmachung im Europäischen Justiz-
portal über ihre Rolle bei der Datenverarbeitung 
und die Zwecke dieser Datenverarbeitung.

Artikel 82 Speicherung personenbezogener Daten
Für Informationen aus vernetzten nationalen 
Datenbanken gilt, dass keine personenbezoge-
nen Daten von betroffenen Personen im Europä-
ischen Justizportal gespeichert werden. Sämtli-
che derartige Daten werden in den von den 
Mitgliedstaaten oder anderen Stellen betriebe-
nen nationalen Datenbanken gespeichert.

Artikel 83 Zugang zu personenbezogenen Daten über 
das Europäische Justizportal
Die in den nationalen Insolvenzregistern nach 
Artikel 24 gespeicherten personenbezogenen 
Daten sind solange über das Europäische Justiz-
portal zugänglich, wie sie nach nationalem Recht 
zugänglich bleiben.

KAPITEL VII: ÜBERGANGS- UND 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 84 Zeitlicher Anwendungsbereich
(1)	 Diese Verordnung ist nur auf solche Insolvenz-

verfahren anzuwenden, die nach dem 26. Juni 
2017 eröffnet worden sind. Für Rechtshandlun-
gen des Schuldners vor diesem Datum gilt wei-
terhin das Recht, das für diese Rechtshandlungen 
anwendbar war, als sie vorgenommen wurden.

(2)	 Unbeschadet des Artikels 91 der vorliegenden Ver-
ordnung gilt die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 
weiterhin für Verfahren, die in den Geltungsbe-
reich jener Verordnung fallen und vor dem 
26. Juni 2017 eröffnet wurden.

Artikel 85 Verhältnis zu Übereinkünften
(1)	 Diese Verordnung ersetzt in ihrem sachlichen 

Anwendungsbereich hinsichtlich der Beziehun-
gen der Mitgliedstaaten untereinander die zwi-
schen zwei oder mehreren Mitgliedstaaten 
geschlossenen Übereinkünfte, insbesondere
a)	 das am 8. Juli 1899 in Paris unterzeichnete bel-
gisch-französische Abkommen über die gerichtli-
che Zuständigkeit, die Anerkennung und die 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, 
Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden;
b)	 das am 16. Juli 1969 in Brüssel unterzeichnete 
belgisch-österreichische Abkommen über Kon-
kurs, Ausgleich und Zahlungsaufschub (mit Zu-
satzprotokoll vom 13. Juni 1973);
c)	 das am 28. März 1925 in Brüssel unterzeich-
nete belgisch-niederländische Abkommen über 

die Zuständigkeit der Gerichte, den Konkurs 
sowie die Anerkennung und die Vollstreckung 
von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprü-
chen und öffentlichen Urkunden;
d)	 den am 25. Mai 1979 in Wien unterzeichneten 
deutsch-österreichischen Vertrag auf dem Gebiet 
des Konkurs- und Vergleichs-(Ausgleichs-)rechts;
e)	 das am 27. Februar 1979 in Wien unterzeich-
nete französisch-österreichische Abkommen 
über die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerken-
nung und die Vollstreckung von Entscheidungen 
auf dem Gebiet des Insolvenzrechts;
f)	 das am 3. Juni 1930 in Rom unterzeichnete 
französisch-italienische Abkommen über die 
Vollstreckung gerichtlicher Urteile in Zivil- und 
Handelssachen;
g)	 das am 12. Juli 1977 in Rom unterzeichnete ita-
lienisch-österreichische Abkommen über Kon-
kurs und Ausgleich;
h)	 den am 30. August 1962 in Den Haag unter-
zeichneten deutsch-niederländischen Vertrag 
über die gegenseitige Anerkennung und Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen und anderer 
Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen;
i)	 das am 2. Mai 1934 in Brüssel unterzeichnete 
britisch-belgische Abkommen zur gegenseitigen 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen mit Protokoll;
j)	 das am 7. November 1933 in Kopenhagen zwi-
schen Dänemark, Finnland, Norwegen, Schweden 
und Irland geschlossene Konkursübereinkommen;
k) das am 5. Juni 1990 in Istanbul unterzeichnete 
Europäische Übereinkommen über bestimmte 
internationale Aspekte des Konkurses;
l)	 das am 18. Juni 1959 in Athen unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Föderativen Volksrepu-
blik Jugoslawien und dem Königreich Griechen-
land über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen;
m) 	das am 18. März 1960 in Belgrad unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien und der Republik Österreich 
über die gegenseitige Anerkennung und die Voll-
streckung von Schiedssprüchen und schiedsge-
richtlichen Vergleichen in Handelssachen;
n)	 das am 3. Dezember 1960 in Rom unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Föderativen 
Volksrepublik Jugoslawien und der Republik Ita-
lien über die gegenseitige justizielle Zusammen-
arbeit in Zivil- und Handelssachen;
o)	 das am 24. September 1971 in Belgrad unter-
zeichnete Abkommen zwischen der Sozialisti-
schen Föderativen Republik Jugoslawien und 
dem Königreich Belgien über die justizielle 
Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen;
p)	 das am 18. Mai 1971 in Paris unterzeichnete 
Abkommen zwischen den Regierungen Jugosla-
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wiens und Frankreichs über die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen;
q)	 das am 22. Oktober 1980 in Athen unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Helleni-
schen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und 
Strafsachen, der zwischen der Tschechischen 
Republik und Griechenland noch in Kraft ist;
r)	 das am 23. April 1982 in Nikosia unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik 
Zypern über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsa-
chen, der zwischen der Tschechischen Republik 
und Zypern noch in Kraft ist;
s)	 den am 10. Mai 1984 in Paris unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Regierung der Tschechoslo-
wakischen Sozialistischen Republik und der 
Regierung der Französischen Republik über die 
Rechtshilfe und die Anerkennung und Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil-, 
Familien- und Handelssachen, der zwischen der 
Tschechischen Republik und Frankreich noch in 
Kraft ist;
t)	 den am 6. Dezember 1985 in Prag unterzeich-
neten Vertrag zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik 
Italien über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsa-
chen, der zwischen der Tschechischen Republik 
und Italien noch in Kraft ist;
u)	 das am 11. November 1992 in Tallinn unter-
zeichnete Abkommen zwischen der Republik Lett-
land, der Republik Estland und der Republik 
Litauen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen;
v)	 das am 27. November 1998 in Tallinn unter-
zeichnete Abkommen zwischen Estland und 
Polen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen 
in Zivil-, Arbeits- und Strafsachen;
w)	 das am 26. Januar 1993 in Warschau unter-
zeichnete Abkommen zwischen der Republik 
Litauen und der Republik Polen über Rechtshilfe 
und Rechtsbeziehungen in Zivil-, Familien-, 
Arbeits- und Strafsachen;
x)	 das am 19. Oktober 1972 in Bukarest unter-
zeichnete Abkommen zwischen der Sozialisti-
schen Republik Rumänien und der Hellenischen 
Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Straf-
sachen mit Protokoll;
y)	 das am 5. November 1974 in Paris unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Sozialistischen 
Republik Rumänien und der Französischen Repub-
lik über die Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen;
z)	 das am 10. April 1976 in Athen unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Volksrepublik Bulga-
rien und der Hellenischen Republik über die 
Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen;

aa)	das am 29. April 1983 in Nikosia unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Volksrepublik Bul-
garien und der Republik Zypern über die Rechts-
hilfe in Zivil- und Strafsachen;
ab)	das am 18. Januar 1989 in Sofia unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Volksrepublik Bul-
garien und der Regierung der Französischen Re-
publik über die gegenseitige Rechtshilfe in 
Zi-vilsachen; 
ac)	 den am 11. Juli 1994 in Bukarest unterzeichne-
ten Vertrag zwischen Rumänien und der Tschechi-
schen Republik über die Rechtshilfe in Zivilsachen;
ad)	den am 15. Mai 1999 in Bukarest unterzeich-
neten Vertrag zwischen Rumänien und der Repu-
blik Polen über die Rechtshilfe und die Rechtsbe-
ziehungen in Zivilsachen.

(2)	 Die in Absatz 1 aufgeführten Übereinkünfte be-
halten ihre Wirksamkeit hinsichtlich der Verfah-
ren, die vor Inkrafttreten der Verordnung (EG) 
Nr. 1346/2000 eröffnet worden sind.

(3)	 Diese Verordnung gilt nicht
a)	 in einem Mitgliedstaat, soweit es in Konkurs-
sachen mit den Verpflichtungen aus einer Über-
einkunft unvereinbar ist, die dieser Mitgliedstaat 
mit einem oder mehreren Drittstaaten vor 
Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 
geschlossen hat;
b)	 im Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland, soweit es in Konkurssachen mit 
den Verpflichtungen aus Vereinbarungen, die im 
Rahmen des Commonwealth geschlossen wur-
den und die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Verordnung (EG) Nr.  1346/2000 wirksam sind, 
unvereinbar ist.

Artikel 86 Informationen zum Insolvenzrecht der 
Mitgliedstaaten und der Union

(1)	 Die Mitgliedstaaten übermitteln im Rahmen des 
durch die Entscheidung 2001/470/EG des Rates 17 
geschaffenen Europäischen Justiziellen Netzes 
für Zivil- und Handelssachen eine kurze Beschrei-
bung ihres nationalen Rechts und ihrer Verfah-
ren zum Insolvenzrecht, insbesondere zu den in 
Artikel 7 Absatz 2 aufgeführten Aspekten, damit 
die betreffenden Informationen der Öffentlich-
keit zur Verfügung gestellt werden können.

(2)	 Die in Absatz 1 genannten Informationen werden 
von den Mitgliedstaaten regelmäßig aktualisiert.

(3)	 Die Kommission macht Informationen bezüglich 
dieser Verordnung öffentlich verfügbar.

Artikel 87 Einrichtung der Vernetzung der Register
Die Kommission erlässt Durchführungsrechts-
akte zur Einrichtung der Vernetzung der Insol-

17	 Entscheidung 2001/470/EG des Rates vom 28. Mai 2001 über die Einrich-
tung eines Europäischen Justiziellen Netzes für Zivil- und Handelssachen 
(ABl. L 174 vom 27.6.2001, S. 25).
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venzregister gemäß Artikel 25. Diese Durchfüh-
rungsrechtsakte werden gemäß dem in 
Artikel 89 Absatz 3 genannten Prüfverfahren er-
lassen.

Artikel 88 Erstellung und spätere Änderung von 
Standardformularen
Die Kommission erlässt Durchführungsrechts-
akte zur Erstellung und soweit erforderlich Ände-
rung der in Artikel 27 Absatz 4, Artikel 54, Arti-
kel  55 und Artikel 64 Absatz 2 genannten 
Formulare. Diese Durchführungsrechtsakte wer-
den gemäß dem in Artikel 89 Absatz 2 genann-
ten Beratungsverfahren erlassen.

Artikel 89 Ausschussverfahren
(1)	 Die Kommission wird von einem Ausschuss 

unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss 
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)	 Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt 
Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(3)	 Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt 
Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 90 Überprüfungsklausel
(1)	 Die Kommission legt dem Europäischen Parla-

ment, dem Rat und dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss spätestens bis zum 
27. Juni 2027 und danach alle fünf Jahre einen 
Bericht über die Anwendung dieser Verordnung 
vor. Der Bericht enthält gegebenenfalls einen 
Vorschlag zur Anpassung dieser Verordnung.

(2)	 Die Kommission legt dem Europäischen Parla-
ment, dem Rat und dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss spätestens bis zum 
27. Juni 2022 einen Bericht über die Anwendung 
des Gruppen-Koordinationsverfahrens vor. Der 
Bericht enthält gegebenenfalls einen Vorschlag 
zur Anpassung dieser Verordnung.

(3)	 Die Kommission übermittelt dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss spätestens bis zum 
1. Januar 2016 eine Studie zu den grenzüberschrei-
tenden Aspekten der Haftung von Geschäftslei-
tern und ihres Ausschlusses von einer Tätigkeit.

(4)	 Die Kommission übermittelt dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss spätestens bis zum 
27. Juni 2020 eine Studie zur Frage der Wahl des 
Gerichtsstands in missbräuchlicher Absicht.

Artikel 91 Aufhebung
Die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 wird aufge-
hoben. Verweisungen auf die aufgehobene 
Verordnung gelten als Verweisungen auf die vor-
liegende Verordnung und sind nach der 

Entsprechungstabelle in Anhang D dieser Verord-
nung zu lesen.

Artikel 92 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi-
schen Union in Kraft. Sie gilt ab dem 26. Juni 2017 
mit Ausnahme von
a) Artikel 86, der ab dem 26. Juni 2016 gilt,
b) Artikel 24 Absatz 1, der ab dem 26. Juni 2018 
gilt und 
c) Artikel 25, der ab dem 26. Juni 2019 gilt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt gemäß den Verträgen unmittelbar in den Mit-
gliedstaaten.

Geschehen zu Straßburg am 20. Mai 2015.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident
M. SCHULZ

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
Z. KALNIŅA-LUKAŠEVICA
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BELGIQUE/BELGIË
	– Het faillissement/La faillite,
	– De gerechtelijke reorganisatie door een collectief 

akkoord/La réorganisation judiciaire par accord 
collectif,

	– De gerechtelijke reorganisatie door een minnelijk 
akkoord/La réorganisation judiciaire par accord 
amiable,

	– De gerechtelijke reorganisatie door overdracht 
onder gerechtelijk gezag/La réorganisation 
judiciaire par transfert sous autorité de justice,

	– De collectieve schuldenregeling/Le règlement 
collectif de dettes,

	– De vrijwillige vereffening/La liquidation volontaire,
	– De gerechtelijke vereffening/La liquidation judiciaire,
	– De voorlopige ontneming van het beheer, als 

bedoeld in artikel XX.32 van het Wetboek van 
economisch recht/Le dessaisissement provisoire de 
la gestion, visé à l‘article XX.32 du Code de droit 
économique,

БЪЛГАРИЯ
	– Производство по несъстоятелност,
	– Производство по стабилизация на търговеца,

ČESKÁ REPUBLIKA
	– Konkurs,
	– Reorganizace,
	– Oddlužení,

DEUTSCHLAND
	– Das Konkursverfahren,
	– Das gerichtliche Vergleichsverfahren,
	– Das Gesamtvollstreckungsverfahren,
	– Das Insolvenzverfahren,

EESTI
	– Pankrotimenetlus,
	– Võlgade ümberkujundamise menetlus,

ÉIRE/IRELAND
	– Compulsory winding-up by the court,
	– Bankruptcy,
	– The administration in bankruptcy of the estate of 

persons dying insolvent,
	– Winding-up in bankruptcy of partnerships,
	– Creditors' voluntary winding-up (with confirmation 

of a court),
	– Arrangements under the control of the court which 

involve the vesting of all or part of the property of 
the debtor in the Official Assignee for realisation 
and distribution,

	– Examinership,
	– Debt Relief Notice,
	– Debt Settlement Arrangement,
	– Personal Insolvency Arrangement,

ΕΛΛΑΔΑ
	– Η πτώχευση,
	– Η ειδική εκκαθάριση εν λειτουργία,
	– Σχέδιο αναδιοργάνωσης,
	– Απλοποιημένη διαδικασία επί πτωχεύσεων μικρού 

αντικειμένου,
	– Διαδικασία εξυγίανσης,

ESPAÑA
	– Concurso,
	– Procedimiento de homologación de acuerdos de 

refinanciación,
	– Procedimiento de acuerdos extrajudiciales de pago,
	– Procedimiento de negociación pública para la 

consecución de acuerdos de refinanciación 
colectivos, acuerdos de refinanciación 
homologados y propuestas anticipadas de 
convenio,

FRANCE
	– Sauvegarde,
	– Sauvegarde accélérée,
	– Sauvegarde financière accélérée,
	– Redressement judiciaire,
	– Liquidation judiciaire,

HRVATSKA
	– Stečajni postupak,
	– Predstečajni postupak,
	– Postupak stečaja potrošača,
	– Postupak izvanredne uprave u trgovačkim društvima 

od sistemskog značaja za Republiku Hrvatsku,

ITALIA
	– Fallimento,
	– Concordato preventivo,
	– Liquidazione coatta amministrativa,
	– Amministrazione straordinaria,
	– Accordi di ristrutturazione,
	– Procedure di composizione della crisi da 

sovraindebitamento del consumatore (accordo o 
piano),

	– Liquidazione dei beni,

ΚΥΠΡΟΣ
	– Υποχρεωτική εκκαθάριση από το Δικαστήριο,
	– Εκούσια εκκαθάριση από μέλη,

ANHANG A
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	– Εκούσια εκκαθάριση από πιστωτές
	– Εκκαθάριση με την εποπτεία του Δικαστηρίου,
	– Διάταγμα παραλαβής και πτώχευσης κατόπιν 

Δικαστικού Διατάγματος,
	– Διαχείριση της περιουσίας προσώπων που 

απεβίωσαν αφερέγγυα,

LATVIJA
	– Tiesiskās aizsardzības process,
	– Juridiskās personas maksātnespējas process,
	– Fiziskās personas maksātnespējas process,

LIETUVA
	– Įmonės restruktūrizavimo byla,
	– Įmonės bankroto byla,
	– Įmonės bankroto procesas ne teismo tvarka,
	– Fizinio asmens bankroto procesas,

LUXEMBOURG
	– Faillite,
	– Gestion contrôlée,
	– Concordat préventif de faillite (par abandon d'actif ),
	– Régime spécial de liquidation du notariat,
	– Procédure de règlement collectif des dettes dans le 

cadre du surendettement,

MAGYARORSZÁG
	– Csődeljárás,
	– Felszámolási eljárás,

MALTA
	– Xoljiment,
	– Amministrazzjoni,
	– Stralċ volontarju mill-membri jew mill-kredituri,
	– Stralċ mill-Qorti,
	– Falliment f‘każ ta‘ kummerċjant,
	– Proċedura biex kumpanija tirkupra,

NEDERLAND
	– Het faillissement,
	– De surséance van betaling,
	– De schuldsaneringsregeling natuurlijke personen,

ÖSTERREICH
	– Das Konkursverfahren (Insolvenzverfahren),
	– Das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung 

(Insolvenzverfahren),
	– Das Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung 

(Insolvenzverfahren),
	– Das Schuldenregulierungsverfahren,
	– Das Abschöpfungsverfahren,
	– Das Ausgleichsverfahren,

POLSKA
	– Upadłość,
	– Postępowanie o zatwierdzenie układu,
	– Przyspieszone postępowanie układowe,
	– Postępowanie układowe,
	– Postępowanie sanacyjne,

PORTUGAL
	– Processo de insolvência,
	– Processo especial de revitalização,
	– Processo especial para acordo de pagamento,

ROMÂNIA
	– Procedura insolvenței,
	– Reorganizarea judiciară,
	– Procedura falimentului,
	– Concordatul preventiv,

SLOVENIJA
	– Postopek preventivnega prestrukturiranja,
	– Postopek prisilne poravnave,
	– Postopek poenostavljene prisilne poravnave,
	– Stečajni postopek: stečajni postopek nad pravno 

osebo, postopek osebnega stečaja in postopek 
stečaja zapuščine,

SLOVENSKO
	– Konkurzné konanie,
	– Reštrukturalizačné konanie,
	– Oddlženie,

SUOMI/FINLAND
	– Konkurssi/konkurs,
	– Yrityssaneeraus/företagssanering,
	– Yksityishenkilön velkajärjestely/skuldsanering för 

privatpersoner,

SVERIGE
	– Konkurs,
	– Företagsrekonstruktion,
	– Skuldsanering,

UNITED KINGDOM
	– Winding-up by or subject to the supervision of the 

court,
	– Creditors' voluntary winding-up (with confirmation 

by the court),
	– Administration, including appointments made by 

filing prescribed documents with the court,
	– Voluntary arrangements under insolvency 

legislation,
	– Bankruptcy or sequestration.
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BELGIQUE/BELGIË
	– De curator/Le curateur,
	– De gerechtsmandataris/Le mandataire de justice,
	– De schuldbemiddelaar/Le médiateur de dettes,
	– De vereffenaar/Le liquidateur,
	– De voorlopige bewindvoerder/L'administrateur 

provisoire,

БЪЛГАРИЯ
	– Назначен предварително временен синдик,
	– Временен синдик,
	– (Постоянен) синдик,
	– Служебен синдик,
	– Доверено лице,

ČESKÁ REPUBLIKA
	– Insolvenční správce,
	– Předběžný insolvenční správce,
	– Oddělený insolvenční správce,
	– Zvláštní insolvenční správce,
	– Zástupce insolvenčního správce,

DEUTSCHLAND
	– Konkursverwalter,
	– Vergleichsverwalter,
	– Sachwalter (nach der Vergleichsordnung),
	– Verwalter,
	– Insolvenzverwalter,
	– Sachwalter (nach der Insolvenzordnung),
	– Treuhänder,
	– Vorläufiger Insolvenzverwalter,
	– Vorläufiger Sachwalter,

EESTI
	– Pankrotihaldur,
	– Ajutine pankrotihaldur,
	– Usaldusisik,

ÉIRE/IRELAND
	– Liquidator,
	– Official Assignee,
	– Trustee in bankruptcy,
	– Provisional Liquidator,
	– Examiner,
	– Personal Insolvency Practitioner,
	– Insolvency Service,

ΕΛΛΑΔΑ
	– Ο σύνδικος,
	– Ο εισηγητής,
	– Η επιτροπή των πιστωτών,
	– Ο ειδικός εκκαθαριστής,

ESPAÑA
	– Administrador concursal,
	– Mediador concursal,

FRANCE
	– Mandataire judiciaire,
	– Liquidateur,
	– Administrateur judiciaire,
	– Commissaire à l'exécution du plan,

HRVATSKA
	– Stečajni upravitelj,
	– Privremeni stečajni upravitelj,
	– Stečajni povjerenik,
	– Povjerenik,
	– Izvanredni povjerenik,

ITALIA
	– Curatore,
	– Commissario giudiziale,
	– Commissario straordinario,
	– Commissario liquidatore,
	– Liquidatore giudiziale,
	– Professionista nominato dal Tribunale,
	– Organismo di composizione della crisi nella 

procedura di composizione della crisi da 
sovraindebitamento del consumatore,

	– Liquidatore,

ΚΥΠΡΟΣ
	– Εκκαθαριστής και Προσωρινός Εκκαθαριστής,
	– Επίσημος Παραλήπτης,
	– Διαχειριστής της Πτώχευσης,

LATVIJA
	– Maksātnespējas procesa administrators,
	– Tiesiskās aizsardzības procesa uzraugošā persona,

LIETUVA
	– Bankroto administratorius,
	– Restruktūrizavimo administratorius,

LUXEMBOURG
	– Le curateur,
	– Le commissaire,
	– Le liquidateur,
	– Le conseil de gérance de la section d'assainissement 

du notariat,
	– Le liquidateur dans le cadre du surendettement,

ANHANG B
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MAGYARORSZÁG
	– Vagyonfelügyelő,
	– Felszámoló,

MALTA
	– Amministratur Proviżorju,
	– Riċevitur Uffiċjali,
	– Stralċjarju,
	– Manager Speċjali,
	– Kuraturi f‘każ ta‘ proċeduri ta‘ falliment,
	– Kontrolur Speċjali,

NEDERLAND
	– De curator in het faillissement,
	– De bewindvoerder in de surséance van betaling,
	– De bewindvoerder in de schuldsaneringsregeling 

natuurlijke personen,

ÖSTERREICH
	– Masseverwalter,
	– Sanierungsverwalter,
	– Ausgleichsverwalter,
	– Besonderer Verwalter,
	– Einstweiliger Verwalter,
	– Sachwalter,
	– Treuhänder,
	– Insolvenzgericht,
	– Konkursgericht,

POLSKA
	– Syndyk,
	– Nadzorca sądowy,
	– Zarządca,
	– Nadzorca układu,
	– Tymczasowy nadzorca sądowy,
	– Tymczasowy zarządca,
	– Zarządca przymusowy,

PORTUGAL
	– Administrador da insolvência,
	– Administrador judicial provisório,

ROMÂNIA
	– Practician în insolvență,
	– Administrator concordatar,
	– Administrator judiciar,
	– Lichidator judiciar,

SLOVENIJA
	– Upravitelj,

SLOVENSKO
	– Predbežný správca,
	– Správca,

SUOMI/FINLAND
	– Pesänhoitaja/boförvaltare,
	– Selvittäjä/utredare,

SVERIGE
	– Förvaltare,
	– Rekonstruktör,

UNITED KINGDOM
	– Liquidator,
	– Supervisor of a voluntary arrangement,
	– Administrator,
	– Official Receiver,
	– Trustee,
	– Provisional Liquidator,
	– Interim Receiver,
	– Judicial factor.
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BELGIQUE/BELGIË
	– 	De curator/Le curateur
	– 	De gedelegeerd rechter/Le juge-délégué
	– 	De gerechtsmandataris/Le mandataire de justice
	– 	De schuldbemiddelaar/Le médiateur de dettes
	– 	De vereffenaar/Le liquidateur
	– 	De voorlopige bewindvoerder/L'administrateur 

provisoire

БЪЛГАРИЯ
	– 	Назначен предварително временен синдик
	– 	Временен синдик
	– 	(Постоянен) синдик
	– 	Служебен синдик

ČESKÁ REPUBLIKA
	– 	Insolvenční správce
	– 	Předběžný insolvenční správce
	– 	Oddělený insolvenční správce
	– 	Zvláštní insolvenční správce
	– 	Zástupce insolvenčního správce

DEUTSCHLAND
	– 	Konkursverwalter
	– 	Vergleichsverwalter
	– 	Sachwalter (nach der Vergleichsordnung)
	– 	Verwalter
	– 	Insolvenzverwalter
	– 	Sachwalter (nach der Insolvenzordnung)
	– 	Treuhänder
	– 	Vorläufiger Insolvenzverwalter

EESTI
	– 	Pankrotihaldur
	– 	Ajutine pankrotihaldur
	– 	Usaldusisik

ÉIRE/IRELAND
	– 	Liquidator
	– 	Official Assignee
	– 	Trustee in bankruptcy
	– 	Provisional Liquidator
	– 	Examiner
	– 	Personal Insolvency Practitioner
	– 	Insolvency Service

ΕΛΛΑΔΑ
	– 	Ο σύνδικος
	– 	Ο εισηγητής
	– 	Η επιτροπή των πιστωτών
	– 	Ο ειδικός εκκαθαριστής

ESPAÑA
	– 	Administradores concursales

FRANCE
	– 	Mandataire judiciaire
	– 	Liquidateur
	– 	Administrateur judiciaire
	– 	Commissaire à l'exécution du plan

HRVATSKA
	– 	Stečajni upravitelj
	– 	Privremeni stečajni upravitelj
	– 	Stečajni povjerenik
	– 	Povjerenik

ITALIA
	– 	Curatore
	– 	Commissario giudiziale
	– 	Commissario straordinario
	– 	Commissario liquidatore
	– 	Liquidatore giudiziale

ΚΥΠΡΟΣ
	– 	Εκκαθαριστής και Προσωρινός Εκκαθαριστής
	– 	Επίσημος Παραλήπτης
	– 	Διαχειριστής της Πτώχευσης

LATVIJA
	– 	Maksātnespējas procesa administrators

LIETUVA
	– 	Bankroto administratorius
	– 	Restruktūrizavimo administratorius

LUXEMBOURG
	– 	Le curateur
	– 	Le commissaire
	– 	Le liquidateur
	– 	Le conseil de gérance de la section 

d'assainissement du notariat
	– 	Le liquidateur dans le cadre du surendettement

MAGYARORSZÁG
	– 	Vagyonfelügyelő
	– 	Felszámoló

MALTA
	– 	Amministratur Proviżorju
	– 	Riċevitur Uffiċjali
	– 	Stralċjarju
	– 	Manager Speċjali
	– 	Kuraturi f‘każ ta‘ proċeduri ta‘ falliment

ANHANG C 
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NEDERLAND
	– 	De curator in het faillissement
	– 	De bewindvoerder in de surséance van betaling
	– 	De bewindvoerder in de schuldsaneringsregeling 

natuurlijke personen

ÖSTERREICH
	– 	Masseverwalter
	– 	Sanierungsverwalter
	– 	Ausgleichsverwalter
	– 	Besonderer Verwalter
	– 	Einstweiliger Verwalter
	– 	Sachwalter
	– 	Treuhänder
	– 	Insolvenzgericht
	– 	Konkursgericht

POLSKA
	– 	Syndyk
	– 	Nadzorca sądowy
	– 	Zarządca
	– 	Nadzorca układu
	– 	Tymczasowy nadzorca sądowy
	– 	Tymczasowy zarządca
	– 	Zarządca przymusowy

PORTUGAL
	– 	Administrador de insolvência
	– 	Administrador judicial provisório

ROMÂNIA
	– 	Practician în insolvență
	– 	Administrator judiciar
	– 	Lichidator

SLOVENIJA
	– 	Upravitelj prisilne poravnave
	– 	Stečajni upravitelj
	– 	Sodišče, pristojno za postopek prisilne poravnave
	– 	Sodišče, pristojno za stečajni postopek

SLOVENSKO
	– 	Predbežný správca
	– 	Správca

SUOMI/FINLAND
	– 	Pesänhoitaja/boförvaltare
	– 	Selvittäjä/utredare

SVERIGE
	– 	Förvaltare
	– 	Rekonstruktör

UNITED KINGDOM
	– 	Liquidator
	– 	Supervisor of a voluntary arrangement
	– 	Administrator
	– 	Official Receiver
	– 	Trustee
	– 	Provisional Liquidator
	– 	Judicial factor
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BEGRÜNDUNG

1.	 Kontext des Vorschlags

Gründe und Ziele des Vorschlags
Die Anhänge A und B der Verordnung (EU) 2015/848 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20.  Mai 2015 über Insolvenzverfahren1 bestimmen 
maßgeblich den Anwendungsbereich dieser Verord-
nung. Sie enthalten eine abschließende Aufzählung 
der Insolvenzverfahren und Verwalter nach dem 
Recht der Mitgliedstaaten, auf die die Verordnung An-
wendung findet. Es ist daher von größter Bedeutung, 
dass diese Anhänge regelmäßig aktualisiert werden, 
um der aktuellen Rechtslage in den Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen. 

Nach Artikel 1 Absatz 1, Artikel 2 Nummer 4 und Er-
wägungsgrund  9 der Verordnung gelten nationale 
Verfahren nur dann als „Insolvenzverfahren“ im Sinne 
der Verordnung, wenn sie in Anhang  A aufgeführt 
sind. Personen und Stellen, die der Begriffsbestim-
mung des „Verwalters“ entsprechen, sind nach Arti-
kel 2 Nummer 5 und Erwägungsgrund 21 der Verord-
nung in Anhang B aufgeführt.

Im Oktober  2020 notifizierten die Niederlande der 
Kommission die jüngsten Änderungen ihres nationa-
len Insolvenzrechts, mit denen ein neues präventives 
Insolvenzverfahren und neue Kategorien von Verwal-
tern eingeführt wurden. Im Dezember 2020 folgten 
Mitteilungen aus Italien, Litauen, Zypern und Polen. 

Die Kommission hat die Mitteilungen dieser Mitglied-
staaten sorgfältig im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit 
mit den Anforderungen der Verordnung geprüft. 

Die Verordnung (EU) 2015/848 sollte daher entspre-
chend geändert werden.

Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in 
diesem Bereich
Die Verordnung (EU) 2015/848 ist ein wichtiges In-
strument für die justizielle Zusammenarbeit in Zivil-
sachen auf EU-Ebene. Ein effizienter Umgang mit 
grenzüberschreitenden Insolvenzen von Schuldnern, 
die den Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen 
in einem Mitgliedstaat haben, setzt voraus, dass der 

1	 ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 19.

Anwendungsbereich der Verordnung den neuesten 
Stand der nationalen Insolvenzgesetze widerspiegelt. 
Mit diesem Vorschlag soll sichergestellt werden, dass 
der Anwendungsbereich der Verordnung zum Zeit-
punkt ihrer Anwendung dem aktuellen Insolvenzrecht 
der Mitgliedstaaten entspricht.

Die Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2019 über präven-
tive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung 
und über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen 
zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, 
Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Än-
derung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie über 
Restrukturierung und Insolvenz)2 enthält Mindestvor-
schriften sowohl für Verfahren für die präventive Re-
strukturierung, die Schuldnern in finanziellen Schwie-
rigkeiten bei wahrscheinlicher Insolvenz zur 
Verfügung stehen, als auch für Entschuldungsverfah-
ren, die überschuldeten Unternehmern einen Neu-
start ermöglichen sollen. Die zur Umsetzung dieser 
Richtlinie eingeführten nationalen Insolvenzverfah-
ren können unter die Verordnung (EU) 2015/848 fal-
len, wenn sie den Anforderungen, die die Verordnung 
an nationale Insolvenzverfahren stellt, genügen und 
in Anhang A der Verordnung aufgenommen werden. 

Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen
Die Verordnung spielt eine wichtige unterstützende 
Rolle für die Niederlassungs- und Dienstleistungsfrei-
heit sowie für die Freizügigkeit.

2.	 Rechtsgrundlage, Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit

Rechtsgrundlage
Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel  81 Ab-
satz 2 Buchstaben a, c und f des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union.

Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit) 
Die Verordnung (EU) 2015/848 fällt in die geteilte Zu-
ständigkeit der Europäischen Union. Die Verordnung 
(EU) 2015/848 enthält eine umfassende Regelung, die 
auf die in Anhang A aufgeführten grenzüberschrei-
tenden Insolvenzverfahren und die in Anhang B er-
fassten Verwalter unmittelbar anwendbar ist. 

2	 ABl. L 172 vom 26.6.2019, S. 18.

Vorschlag für eine

Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ersetzung 
der Anhänge A und B der Verordnung (EU) 2015/848 über Insolvenzverfahren 
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Mit dem vorliegenden Vorschlag sollen diese An-
hänge lediglich geändert werden, um die Mitteilun-
gen der Mitgliedstaaten inhaltlich genau nachzuvoll-
ziehen und die Anhänge mit den nationalen Verfahren 
und Verwaltern entsprechend anzupassen. Die in der 
Verordnung festgelegten Pflichten und Vorschriften 
bleiben von diesen Änderungen unberührt. 

Soweit die materiellrechtlichen Bestimmungen der 
Verordnung unverändert bleiben, wirken sich Ände-
rungen an den Anhängen A und B der Verordnung 
nicht auf die materiellrechtliche Regelung aus und 
können nur vom Unionsgesetzgeber vorgenommen 
werden, nicht aber von den Mitgliedstaaten. Die Än-
derung dieser Anhänge ist folglich ihrem Wesen nach 
eine ausschließliche Zuständigkeit und unterliegt da-
her weder der Subsidiaritätsprüfung noch der Ex-
ante-Überprüfung nach dem den Verträgen beigefüg-
ten Protokoll Nr. 2, da der Grundsatz der Subsidiarität 
im vorliegenden Fall nicht anwendbar ist.

Verhältnismäßigkeit
Der Vorschlag entspricht aus folgenden Gründen dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit:

Die Listen in den Anhängen A und B der Verordnung 
(EU) 2015/848 werden durch neue Listen ersetzt, in 
denen die von den betreffenden Mitgliedstaaten mit-
geteilten Angaben berücksichtigt wurden. Da die An-
hänge fester Bestandteil der Verordnung sind, bedarf 
es zu ihrer Änderung eines Rechtsakts, mit dem die 
Verordnung geändert wird.

Die Verordnung gilt unmittelbar in den Mitgliedstaa-
ten. Sie wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht; ihr Inhalt ist daher allen Interessierten 
zugänglich.

Wahl des Instruments
Als Rechtsinstrument wird eine Verordnung vorge-
schlagen.

Andere Instrumente wären aus folgenden Gründen 
nicht geeignet:

Die Anhänge  A und  B der Verordnung können nur 
durch eine im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
zu erlassende Verordnung auf derselben Rechts-
grundlage wie die ursprüngliche Verordnung geän-
dert werden. Ein solcher Änderungsrechtsakt muss 
von der Kommission vorgeschlagen werden.

Die Niederlande, Italien, Litauen, Zypern und Polen 
haben der Kommission Änderungen an den Listen in 
Anhang A und Anhang B mitgeteilt. Die Kommission 
hat daher keine andere Möglichkeit, als eine Ände-
rung dieser Anhänge der Verordnung vorzuschlagen, 

soweit diese Änderung den in der Verordnung festge-
legten Anforderungen genügt.

3.	 Ergebnisse der Ex-post-Bewertung, der 
Konsultation der Interessenträger und der 
Folgenabschätzung

Die geplanten Änderungen sind rein technischer Na-
tur. Sie enthalten keine inhaltliche Änderung der Ver-
ordnung. Für solche Initiativen ist im Einklang mit den 
Leitlinien für eine bessere Rechtsetzung der Europäi-
schen Kommission keine Folgenabschätzung erfor-
derlich.

Außerdem blieb der Kommission gemäß Artikel  81 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union nach dem Antrag der Niederlande und ähnli-
chen Anträgen Italiens, Litauens, Zyperns und Polens, 
das erforderliche Gesetzgebungsverfahren einzulei-
ten, keine andere Wahl, als diesen Anträgen nachzu-
kommen, soweit sie den in der Verordnung festgeleg-
ten Anforderungen genügen. Die Vorarbeiten zu 
diesem Vorschlag erforderte keine neue Expertise.

4.	 Auswirkungen auf den Haushalt

Der Vorschlag hat keine Auswirkungen auf den Haus-
halt.
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DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION – gestützt auf den Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbe-
sondere auf Artikel  81, auf Vorschlag der Europäi-
schen Kommission, nach Zuleitung des Entwurfs des 
Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, in 
Erwägung nachstehender Gründe:

(1)	 In den Anhängen  A und  B der Verordnung 
(EU) 2015/848 des Europäischen Parlaments und 
des Rates3 sind die im nationalen Recht der Mit-
gliedstaaten festgelegten Bezeichnungen der 
Insolvenzverfahren und der Verwalter aufge-
führt, für die die genannte Verordnung gilt. In 
Anhang A sind die Insolvenzverfahren im Sinne 
von Artikel  2 Nummer  4 der Verordnung 
(EU) 2015/848 aufgeführt und in Anhang B die 
Verwalter im Sinne von Artikel 2 Nummer 5.

(2)	 Im Oktober 2020 notifizierten die Niederlande 
der Kommission die jüngsten Änderungen ihres 
nationalen Insolvenzrechts, mit denen ein neues 
präventives Insolvenzverfahren und neue Kate-
gorien von Verwaltern eingeführt wurden. Im 
Dezember  2020 folgten Mitteilungen Italiens, 
Litauens, Zyperns und Polens über die jüngsten 
Änderungen ihres nationalen Rechts, mit denen 
neue Kategorien von Insolvenzverfahren bzw. 
Verwaltern eingeführt wurden. In Italien werden 
die neuen Insolvenz- und Restrukturierungsvor-
schriften am 1. September 2021 in Kraft treten. 
Diese neuen Kategorien von Insolvenzverfahren 
und Verwaltern entsprechen den Anforderungen 
der Verordnung (EU)  2015/848 und erfordern 
eine Änderung der Anhänge A und B.

(3)	 Nach Artikel 3 und Artikel 4a Absatz 1 des dem 
Vertrag über die Europäische Union und dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union beigefügten Protokolls Nr.  21 über die 
Position des Vereinigten Königreichs und Irlands 
hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts [hat Irland schriftlich mitge-
teilt, dass es sich an der Annahme und Anwen-
dung dieser Verordnung beteiligen möchte]/
[beteiligt sich Irland unbeschadet des Artikels 4 
des Protokolls nicht an der Annahme dieser Ver-
ordnung, die daher für Irland weder bindend 
noch Irland gegenüber anwendbar ist].

(4)	 Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über 
die Europäische Union und dem Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union beigefüg-
ten Protokolls Nr.  22 über die Position Däne-
marks beteiligt sich Dänemark nicht an der 
Annahme dieser Verordnung und ist weder 

3	 Verordnung (EU)  2015/848 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Mai 2015 über Insolvenzverfahren (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 19).  

durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 
Anwendung verpflichtet.

(5)	 Die Anhänge A und B der Verordnung (EU) 2015/848 
sollten daher entsprechend geändert werden 

– HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1
Die Anhänge A und B der Verordnung (EU) 2015/848 
erhalten die Fassung des Anhangs der vorliegenden 
Verordnung.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt gemäß den Verträgen unmittelbar in den Mit-
gliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am […]

Im Namen des Europäischen Parlaments	
Der Präsident 

Im Namen des Rates
Der Präsident
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BELGIQUE/BELGIË
	– Het faillissement/La faillite
	– De gerechtelijke reorganisatie door een collectief 

akkoord/La réorganisation judiciaire par accord 
collectif

	– De gerechtelijke reorganisatie door een minnelijk 
akkoord/La réorganisation judiciaire par accord 
amiable

	– De gerechtelijke reorganisatie door overdracht 
onder gerechtelijk gezag/La réorganisation 
judiciaire par transfert sous autorité de justice

	– De collectieve schuldenregeling/Le règlement 
collectif de dettes

	– De vrijwillige vereffening/La liquidation volontaire
	– De gerechtelijke vereffening/La liquidation 

judiciaire
	– De voorlopige ontneming van het beheer, als 

bedoeld in artikel XX.32 van het Wetboek van 
economisch recht/Le dessaisissement provisoire de 
la gestion, visé à l‘article XX.32 du Code de droit 
économique

БЪЛГАРИЯ
	– Производство по несъстоятелност
	– Производство по стабилизация на търговеца

ČESKÁ REPUBLIKA
	– Konkurs
	– Reorganizace
	– Oddlužení

DEUTSCHLAND
	– Das Konkursverfahren
	– Das gerichtliche Vergleichsverfahren
	– Das Gesamtvollstreckungsverfahren
	– Das Insolvenzverfahren

EESTI
	– Pankrotimenetlus
	– Võlgade ümberkujundamise menetlus

ÉIRE/IRELAND
	– Compulsory winding-up by the court
	– Bankruptcy
	– The administration in bankruptcy of the estate of 

persons dying insolvent
	– Winding-up in bankruptcy of partnerships
	– Creditors‘ voluntary winding-up (with confirmation 

of a court)
	– Arrangements under the control of the court which 

involve the vesting of all or part of the property of 

the debtor in the Official Assignee for realisation 
and distribution

	– Examinership
	– Debt Relief Notice
	– Debt Settlement Arrangement
	– Personal Insolvency Arrangement

ΕΛΛΑΔΑ
	– Η πτώχευση
	– Η ειδική εκκαθάριση εν λειτουργία
	– Σχέδιο αναδιοργάνωσης
	– Απλοποιημένη διαδικασία επί πτωχεύσεων μικρού 

αντικειμένου
	– Διαδικασία εξυγίανσης

ESPAÑA
	– Concurso
	– Procedimiento de homologación de acuerdos de 

refinanciación
	– Procedimiento de acuerdos extrajudiciales de pago
	– Procedimiento de negociación pública para la 

consecución de acuerdos de refinanciación 
colectivos, acuerdos de refinanciación 
homologados y propuestas anticipadas de 
convenio

FRANCE
	– Sauvegarde
	– Sauvegarde accélérée
	– Sauvegarde financière accélérée
	– Redressement judiciaire
	– Liquidation judiciaire

HRVATSKA
	– Stečajni postupak
	– Predstečajni postupak
	– Postupak stečaja potrošača
	– Postupak izvanredne uprave u trgovačkim 

društvima od sistemskog značaja za Republiku 
Hrvatsku

ITALIA
	– Liquidazione giudiziale
	– Concordato preventivo
	– Liquidazione coatta amministrativa
	– Amministrazione straordinaria
	– Accordi di ristrutturazione
	– Ristrutturazione dei debiti del consumatore
	– Concordato minore
	– Liquidazione controllata del sovraindebitato

ANHANG A

Insolvenzverfahren nach Artikel 2 Nummer 4
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ΚΥΠΡΟΣ
	– Υποχρεωτική εκκαθάριση από το Δικαστήριο
	– Εκούσια εκκαθάριση από μέλη
	– Εκούσια εκκαθάριση από πιστωτέ
	– Εκκαθάριση με την εποπτεία του Δικαστηρίου
	– Διάταγμα παραλαβής και πτώχευσης κατόπιν 

Δικαστικού Διατάγματος
	– Διαχείριση της περιουσίας προσώπων που 

απεβίωσαν αφερέγγυα
	– Διορισμός Εξεταστή
	– Προσωπικά Σχέδια Αποπληρωμής

LATVIJA
	– Tiesiskās aizsardzības process
	– Juridiskās personas maksātnespējas process
	– Fiziskās personas maksātnespējas process

LIETUVA
	– Juridinio asmens restruktūrizavimo byla
	– Juridinio asmens bankroto byla
	– Juridinio asmens bankroto procesas ne teismo 

tvarka
	– Fizinio asmens bankroto procesas

LUXEMBOURG
	– Faillite
	– Gestion contrôlée
	– Concordat préventif de faillite (par abandon d‘actif )
	– Régime spécial de liquidation du notariat
	– Procédure de règlement collectif des dettes dans le 

cadre du surendettement

MAGYARORSZÁG
	– Csődeljárás
	– Felszámolási eljárás

MALTA
	– Xoljiment
	– Amministrazzjoni
	– Stralċ volontarju mill-membri jew mill-kredituri
	– Stralċ mill-Qorti
	– Falliment f‘każ ta‘ kummerċjant
	– Proċedura biex kumpanija tirkupra

NEDERLAND
	– Het faillissement
	– De surséance van betaling
	– De schuldsaneringsregeling natuurlijke personen
	– De openbare akkoordprocedure buiten 

faillissement

ÖSTERREICH
	– Das Konkursverfahren (Insolvenzverfahren)
	– Das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung 

(Insolvenzverfahren)
	– Das Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung 

(Insolvenzverfahren)
	– Das Schuldenregulierungsverfahren
	– Das Abschöpfungsverfahren
	– Das Ausgleichsverfahren

POLSKA
	– Upadłość
	– Postępowanie o zatwierdzenie układu
	– Postępowanie o zatwierdzenie układu na 

zgromadzeniu wierzycieli przez osobę fizyczną 
nieprowadzącą działalności gospodarczej

	– Przyspieszone postępowanie układowe
	– Postępowanie układowe
	– Postępowanie sanacyjne

PORTUGAL
	– Processo de insolvência
	– Processo especial de revitalização
	– Processo especial para acordo de pagamento

ROMÂNIA
	– Procedura insolvenței
	– Reorganizarea judiciară
	– Procedura falimentului
	– Concordatul preventiv

SLOVENIJA
	– Postopek preventivnega prestrukturiranja
	– Postopek prisilne poravnave
	– Postopek poenostavljene prisilne poravnave
	– Stečajni postopek: stečajni postopek nad pravno 

osebo, postopek osebnega stečaja in postopek 
stečaja zapuščine

SLOVENSKO
	– Konkurzné konanie
	– Reštrukturalizačné konanie
	– Oddlženie

SUOMI/FINLAND
	– Konkurssi/konkurs
	– Yrityssaneeraus/företagssanering
	– Yksityishenkilön velkajärjestely/skuldsanering för 

privatpersoner
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SVERIGE
	– Konkurs
	– Företagsrekonstruktion
	– Skuldsanering
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BELGIQUE/BELGIË
	– De curator/Le curateur,
	– De gerechtsmandataris/Le mandataire de justice,
	– De schuldbemiddelaar/Le médiateur de dettes,
	– De vereffenaar/Le liquidateur,
	– De voorlopige bewindvoerder/L‘administrateur 

provisoire,

БЪЛГАРИЯ
	– Назначен предварително временен синдик,
	– Временен синдик,
	– (Постоянен) синдик,
	– Служебен синдик,
	– Доверено лице,

ČESKÁ REPUBLIKA
	– Insolvenční správce,
	– Předběžný insolvenční správce,
	– Oddělený insolvenční správce,
	– Zvláštní insolvenční správce,
	– Zástupce insolvenčního správce,

DEUTSCHLAND
	– Konkursverwalter,
	– Vergleichsverwalter,
	– Sachwalter (nach der Vergleichsordnung),
	– Verwalter,
	– Insolvenzverwalter,
	– Sachwalter (nach der Insolvenzordnung),
	– Treuhänder,
	– Vorläufiger Insolvenzverwalter,
	– Vorläufiger Sachwalter,

EESTI
	– Pankrotihaldur,
	– Ajutine pankrotihaldur,
	– Usaldusisik,

ÉIRE/IRELAND
	– Liquidator,
	– Official Assignee,
	– Trustee in bankruptcy,
	– Provisional Liquidator,
	– Examiner,
	– Personal Insolvency Practitioner,
	– Insolvency Service,

ΕΛΛΑΔΑ
	– Ο σύνδικος,
	– Ο εισηγητής,
	– Η επιτροπή των πιστωτών,
	– Ο ειδικός εκκαθαριστής,

ESPAÑA
	– Administrador concursal,
	– Mediador concursal,

FRANCE
	– Mandataire judiciaire,
	– Liquidateur,
	– Administrateur judiciaire,
	– Commissaire à l‘exécution du plan,

HRVATSKA
	– Stečajni upravitelj,
	– Privremeni stečajni upravitelj,
	– Stečajni povjerenik,
	– Povjerenik,
	– Izvanredni povjerenik,

ITALIA
	– Curatore,
	– Commissario giudiziale,
	– Commissario straordinario,
	– Commissario liquidatore,
	– Liquidatore giudiziale,
	– Professionista nominato dal Tribunale,
	– Organismo di composizione della crisi nella 

procedura di composizione della crisi da 
sovraindebitamento del consumatore,

	– Liquidatore,

ΚΥΠΡΟΣ
	– Εκκαθαριστής και Προσωρινός Εκκαθαριστής,
	– Επίσημος Παραλήπτης,
	– Διαχειριστής της Πτώχευσης,
	– Εξεταστής,
	– Σύμβουλος Αφερεγγυότητας,

LATVIJA
	– Maksātnespējas procesa administrators,
	– Tiesiskās aizsardzības procesa uzraugošā persona,

LIETUVA
	– Nemokumo administratorius,

LUXEMBOURG
	– Le curateur,
	– Le commissaire,
	– Le liquidateur,
	– Le conseil de gérance de la section 

d‘assainissement du notariat,
	– Le liquidateur dans le cadre du surendettement,

ANHANG B

Verwalter nach Artikel 2 Nummer 5
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MAGYARORSZÁG
	– Vagyonfelügyelő,
	– Felszámoló,

MALTA
	– Amministratur Proviżorju,
	– Riċevitur Uffiċjali,
	– Stralċjarju,
	– Manager Speċjali,
	– Kuraturi f‘każ ta‘ proċeduri ta‘ falliment,
	– Kontrolur Speċjali,

NEDERLAND
	– De curator in het faillissement,
	– De bewindvoerder in de surséance van betaling,
	– De bewindvoerder in de schuldsaneringsregeling 

natuurlijke personen,
	– De herstructureringsdeskundige in de openbare 

akkoordprocedure buiten faillissement,
	– De observator in de openbare akkoordprocedure 

buiten faillissement,

ÖSTERREICH
	– Masseverwalter,
	– Sanierungsverwalter,
	– Ausgleichsverwalter,
	– Besonderer Verwalter,
	– Einstweiliger Verwalter,
	– Sachwalter,
	– Treuhänder,
	– Insolvenzgericht,
	– Konkursgericht,

POLSKA
	– Syndyk,
	– Nadzorca sądowy,
	– Zarządca,
	– Nadzorca układu,
	– Tymczasowy nadzorca sądowy,
	– Tymczasowy zarządca,
	– Zarządca przymusowy,

PORTUGAL
	– Administrador da insolvência,
	– Administrador judicial provisório,

ROMÂNIA
	– Practician în insolvență,
	– Administrator concordatar,
	– Administrator judiciar,
	– Lichidator judiciar,

SLOVENIJA
	– Upravitelj,

SLOVENSKO
	– Predbežný správca,
	– Správca,

SUOMI/FINLAND
	– Pesänhoitaja/boförvaltare,
	– Selvittäjä/utredare,

SVERIGE
	– Förvaltare,
	– Rekonstruktör.
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Abkürzungsverzeichnis

ABA	 American Bar Association 
ABI	 American Bankruptcy Institute 
ABl.	 Amtsblatt
Abs.	 Absatz 
aF	 alte Fassung
AG	 Aktiengesellschaft/Amtsgericht 
AIJA	 Association Internationale des Jeunes Avocats
AIRA	 Association of Insolvency & Restructuring Advisors
AktG	 Aktiengesetz
ALI	 American Law Institute
Art.	 Artikel 
AufbhG 2021	 Aufbauhilfegesetz 2021
Az.	 Aktenzeichen
B. A.	 Bachelor of Arts
BBSR	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung
Begr.	 Begründung
BGB	 Bürgerliches Gesetzbuch 
BGBl.	 Bundesgesetzblatt 
BGH	 Bundesgerichtshof
BIA	 Bankruptcy and Insolvency Act
BMJV	 Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
BR-Drucks. 	 Bundesratsdrucksache
BT-Drucks.	 Bundestagsdrucksache 
bzw.	 beziehungsweise 
ca.	 circa
CARES	 Coronavirus Aid, Relief und Economic Security Act
CEO	 Chief Executive Officer
CFO	 Chief Financial Officer
COVInsAG	 COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz
CRM	 Customer Relationship Management
d. h.	 das heißt
DAV	 Deutscher Anwaltverein 
dena	 Deutschen Energie-Agentur
Dtl.	 Deutschland 
EG	 Europäische Gemeinschaft
EGInsO	 Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung 
EOUST	 Executive Office for United States Trustees
ERP	 Enterprise-Resource-Planning
ESG	 Environmental Social Governance
ESUG	 Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unternehmen 
etc.	 et cetera
EU	 Europäische Union 
EuInsVO	 Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Insolvenzverfahren 
EWG	 Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
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f./ff.	 folgende/fortfolgende 
frz. 	 französische/-r/-s
gem.	 gemäß
GenG	 Genossenschaftsgesetz 
GF	 Geschäftsführer
ggf.	 gegebenenfalls 
GmbH	 Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GmbHG	 Gesetz für Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
Hj.	 Halbjahr 
i. V. m.	 in Verbindung mit 
III	 International Insolvency Institute 
IDW	 Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.
IN	 Insolvenz
InsO	 Insolvenzordnung 
INSOL Europe	 European Organisation of Insolvency Professionals 
INSOL International 	 International Association of Restructuring, Insolvency & Bankruptcy Professionals
InsStatG	 Insolvenzstatistikgesetz 
InsVV	 Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung 
IWIRC	 International Women’s Insolvency & Restructuring Confederation 
jurist.	 juristische 
KfW	 Kreditanstalt für Wiederaufbau
KG	 Kommanditgesellschaft 
KI	 künstliche Intelligenz
KMU	 kleine und mittlere Unternehmen
m. w. N.	 mit weiteren Nachweisen
M&A	 Mergers and Acquisitions
max.	 maximal
MBA	 Master of Business Administration
MoPeG	 Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts
natürl.	 natürliche 
NBC	 National Bankruptcy Conference
NJW	 Neue Juristische Wochenschrift
Nr./Nrn.	 Nummer/Nummern 
NZI	 Neue Zeitschrift für Insolvenz und Sanierung  
RA	 Rechtsanwält(e) 
ReO	 Restrukturierungsordnung
RegE	 Regierungentwurf
RL	 Richtlinie
Rn.	 Randnummer
SanInsFoG	 Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz
SBRA	 Small Business Reorganization Act
SCARP	 Small Company Administrative Rescue Process
SCM	 Supply-Chain-Management
SGB	 Sozialgesetzbuch
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sog.	 sogenannte/-r/-s
StaRUG	 Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz
TMA	 Turnaround Management Association 
Tz.	 Teilziffer
u. a.	 unter anderem 
UIA	 Union Internationale des Avocats
UNCITRAL	 United Nations Commission in International Trade Law 
vgl.	 vergleiche
VID	 Verband Insolvenzverwalter Deutschlands e. V.
vs.	 versus
W&P	 Wieselhuber & Partner
WOAH	 Wet homologatie onderhands akkoord
z. B.	 zum Beispiel
Ziff.	 Ziffer



Ansprechpartnerin:  

Ronja Erb
Eisenbahnstraße 19–23
77855 Achern
Telefon: 01 51/14 63 46 78
E-Mail: RErb@schultze-braun.de
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